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VORWORT ZUR ÜBERSETZUNG 


Von der US-amerikanischen Zeitschrift ZEROWORK erschienen insgesamt nur 
zwei Nummern, 1975 und 1977. In der Einleitung zur ersten Nummer wird der 
Name ZEROWORK (NullArbeit, oder auch: Stillstand der Produktion) erklärt: 
die heutige Strategie der internationalen Arbeiterklasse ist die Verweigerung 
der Arbeit, der Kampf gegen die Arbeit. Der Arbeiterklasse geht es um kei- 
nen "Sozialismus" der "befreiten", "menschlichen" usw. Arbeit. Das Ziel des 
Klassenkampfs liegt darin, die Arbeit abzuschaffen. Kommunismus ist die 
wirkliche Richtung der Kämpfe. 

Warum jetzt, nach über zehn Jahren, eine deutsche Übersetzung? Das Span- 
nende an den Texten ist die Art und Weise, wie hier verschiedene Kämpfe 
untersucht werden. ZEROWORK betrachtet die Welt von einem radikalen Ar- 
beiterstandpunkt aus. Die ganzen Nebelschwaden der "großen Politik", der "Fi- 
nanztransaktionen" und "internationalen Machtdiplomatie" werden weggewischt. 
Die bewegende Kraft im Kapitalismus ist der Klassenkampf. Das ganze Kri- 
sengewitter der 70er Jahre wird auf diese elementare Größe zurückgeführt. 
Und damit zeigen sie, wie wir uns diesen klaren Blick erobern können, den 
wir für die Revolution brauchen. 

Weil hier die ganze Breite von Kämpfen untersucht wird - in der Fabrik wie 
im Ghetto, auf den Sozialämtern wie im Haushalt, in Schule und Bergwerk, in 
der "Ersten" und "Dritten" Welt, und in der "Zweiten" (den sozialistischen 
Staaten) - wegen dieser Breite wird deutlich, was "Arbeiterstandpunkt" heißt. 
Er ist nicht die Sichtweise in irgendeinem besonderen Bereich, sondern er ist 
der Anspruch auf revolutionäre Totalität. In allen, von den Hütern des Systems 
sorgsam voneinander abgetrennten, Bereichen dieser Gesellschaft müssen wir 
die Dinge aus der Perspektive des Zusammenstoßens zweier Klasse betrachten. 
Dagegen werden dann schnell Einwände erhoben: es gäbe doch noch so viele 
andere "Faktoren", "Aspekte" usw. Aber es geht diesen Texten nicht darum, 
die vielfältige Wirklichkeit zu "erklären". Es geht darum, einen Weg zu finden, 
wie wir diese Wirklichkeit zerstören können! Das interessiert uns am Klassen- 
kampf - seine zerstörerische Kraft. Sein elementares Angriffsziel ist die Arbeit 
- gegen die Arbeit in der Fabrik, gegen die Arbeit in den Schulen und Uni- 
versitäten, gegen die Arbeit im Haushalt und in der gesellschaftlichen Fabrik - 
und auch gegen die Arbeit für den "Aufbau des Sozialismus". Daher die Pole- 
mik, mit der sich ZEROWORK gegen die "Linke" richtet, die den Leuten stets 
ihre Vorstellungen von "befreiter" Arbeit aufdrücken wollen. Diesbezüglich 
sind die Texte überaus aktuell. In den letzten Jahren war die alternativ-grün- 
linke Front für die Arbeit (an der Seite des Kapitals) zumindest ideologisch 
recht erfolgreich. Und das wirkt dann auch in radikalere Kreise hinein, wenn 
es um die Auseinandersetzung mit der weltweiten Krise, "Schuldenkrise", 
"Börsenkrach" usw. geht. "Die Linke in unseren Tagen sieht die Krise aus dem 
Blickwinkel des Volkswirtschaftlers, und das heißt aus dem Blickwinkel des 
Kapitals. Die Linke erklärt sich grundsätzlich für Arbeit. Sie kann weder 


theoretisch noch praktisch fassen, daß der Kampf der Arbeiterklasse gegen die 
Arbeit Ursprung der Krise und Ansatzpunkt für die Organisation ist." 

Darum geht’s uns mit der Veröffentlichung: um heute unsere revolutionäre 
Praxis und Politik bestimmen zu können, müssen wir kapieren, woher die 
Krise kommt. 

Das zweite und letzte Heft erschien 1977 - als hierzulande eine neue politi- 
sche "Eiszeit" einsetzte. Wie aus den Artikeln deutlich wird, setzten die Rück- 
schläge für die nordamerikanische Arbeiterklasse früher und massiver ein als 
in Westeuropa. Die GenossInnen suchten nach einer neuen Strategie in der Ar- 
beiterklasse (s. Einleitung zum zweiten Heft), ohne sie damals schon aufzeigen 
zu können. Tatsächlich waren sie gezwungen, sich zunächst mit dem Gegen- 
schlag des Kapitals auseinanderzusetzen, standen vor dem Problem, daß das 
Kapital die Initiative übernahm. Trotzdem ließen sie sich nicht dazu verleiten, 
wie es sonst so oft in dieser Phase geschah, die kapitalistische Initiative und 
die Pläne des Gegners zu verabsolutieren, im Kopf das nachzuvollziehen, was 
das Kapital uns allen einbläuen wollte: Es gibt keinen Klassenkampf mehr. 
Stattdessen zeigten sie, an welche Grenzen jede Offensive des Kapitals unwei- 
gerlich stoßen muß. Gegenüber dem weitverbreiteten Krisengejammer war 
diese Betrachtungsweise kolossal wichtig. Sie ermöglicht es, trotz aller Rück- 
schläge, nicht auf die Ideologie der Allmacht des Kapitals hereinzufallen, die 
die Herrschenden so gerne in unseren Köpfen sehen. Diese Ideologie ist selbst 
ein Moment der Schwäche in der Klasse - deswegen muß sie zerstört werden. 
"Für die Linke ist es undenkbar, daß die Arbeiterklasse die Krise herbeige- 
führt hat. Die Klasse soll vielmehr unschuldiges Opfer der inneren Wider- 
sprüche des Kapitals sein, ein untergeordnetes Element in einem widersprüch- 
lichen Ganzen. Deshalb besteht die Hauptbeschäftigung der Linken in der 
Verteidigung der Arbeiterklasse." 

Damals standen die GenossInnen von Zerworok an einem Wendepunkt: ei- 
nerseits konnten sie in den wirklichen Kämpfen die vereinheitlichte Strategie 
der Arbeitsverweigerung, des Kampfs gegen die Arbeit, entdecken. Anderer- 
seits mußten sie die Krisenstrategie des Kapitals untersuchen. Vieles, worauf 
sie damals hingewiesen hatten, wirkt heute weiter. Auch in unseren eigenen 
Diskussionen. Zum Beispiel wird in dem Aufsatz zu New York am Schluß sehr 
plastisch gezeigt, wie sich die Kämpfe einzelner Gruppen (Mietstreik in Co-op 
City und der Kampf um das "People’s Firehouse") immer mehr gegeneinander 
richteten. Die Stärke in den 60er Jahren und zu Beginn der 70er hatte darin 
gelegen, daß sich verschiedene Teile der Arbeiterklasse nicht mehr gegenein- 
ander ausspielen ließen; daß sie auch dann, wenn sie nicht unmittelbar ver- 
bunden waren, einen einheitlichen Angriff auf das Kapital führten; daß die 
Kämpfe sich gegenseitig anstießen, von einem Ort zum anderen übersprangen 
(zirkulierten). Damit sprengten die Kämpfe selbst jede orthodox-marxistische 
Vorstellung davon, wo nun der Nabel der Arbeiterklasse zu liegen habe. Für 
die vietnamesischen ArbeiterInnen waren die nordamerikanischen ArbeiterIn- 
nen kein Feind mehr, als diese den "Krieg" in die Fabriken und Bergwerke im 
Inneren der USA trugen. Mit ihrer Verweigerung der Reproduktion- und 
Hausarbeit, ihren Kämpfen um mehr Sozialknete und gegen die Zwangsarbeit 
verstärkten die Frauen in den USA den Kampf in den Fabriken. Die heutige 
Situation innerhalb der revolutionären Debatte ist dagegen viel stärker von den 
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(realen) Spaltungen geprägt. Es scheint, als fehle die Vorstellung, wie es wie- 
der zu einem vereinheitlichten Angriff auf das Kapital kommen kann. Die 
Diskussion um den Klassenbegriff ("erweitert", "erneuert" usw.) gerät schnell in 
diese Spaltungen hinein, statt aus ihnen herauszuführen. ArbeiterInnen in den 
"Metropolen" gegen die in der "Peripherie", FabrikarbeiterInnen gegen Preka- 
risierte, Hausfrauen gegen Lohnarbeiter, deutsche ArbeiterInnen gegen 
Flüchtlinge und Arbeitsmigranten - die Suche nach dem "revolutionären Sub- 
jekt" beißt sich an diesen Spaltungen fest. Revolution hieße, daß diese Spal- 
tungen durchbrochen werden; daß die ganzen versteinerten Abgrenzungen in- 
nerhalb der Klasse nicht länger für das Kapital funktionieren. Die Texte aus 
den USA können uns nicht zeigen, wie wir das heute schaffen können; aber 
sie machen diese revolutionäre Zielsetzung klar und geben uns eine Vorstel- 
lung davon. Wir verstehen sie daher als MATERIALIEN für die laufenden Dis- 
kussionen um Klassenpolitik, neuen Internationalismus und Weltrevolution. 


Die Texte sind darüberhinaus ein Anfang, uns wieder genauer mit den 
Kämpfen "im Herzen der Bestie" auseinanderzusetzen und Verbindungen auf- 
zubauen. Die USA werden in der heutigen Diskussion fast ausschließlich durch 
die "außenpolitische", "imperialismustheoretische" Brille betrachtet. Längst ver- 
gessen ist, welche Anstöße die revoltierenden Jugendlichen, StudentInnen und 
ArbeiterInnen in Westeuropa während der sechziger und frühen siebziger Jahre 
von den Kämpfen der schwarzen, farbigen und weißen ArbeiterInnen und 
StudentInnen in den USA, von den black panthers, den Chicano-Gruppen, der 
Arbeiterrandale in Lordstown, den Gefängnisaufständen wie Attica, von Gue- 
rilla-Gruppen wie dem weather underground usw. bekamen. Heute überwiegt 
der "McDonalds-Anti-Imperialismus", der den Klassenkampf in "Babylon" 
selbst vergißt. Die Texte aus Zerowork zeigen uns eindrücklich die Breite 
dieser Kämpfe von den fünfziger Jahren bis etwa 1975. Sie können aber nur 
ein Anfang für eine neue Diskussion der nordamerikanischen Klassenkämpfe 
sein. 

Noch ein paar Anmerkungen zum Hintergrund: Einige Texte aus ze- 
rowork sind bereits seit längerer Zeit in der westdeutschen Diskussion 
bekannt. Der Aufsatz Bemerkungen zur internationalen Krise (Montano) 
erschien 1978 in einer ersten Übersetzung. Die ausführliche Darstellung 
der Schuldenkrise am Beispiel der Metropole New York war gekürzt und 
zusammengefaßt in der Zeitschrift "Autonomie" wiedergegeben worden. 
Die Untersuchung der Kämpfe um Nahrungsmittel, der Kämpfe in der 
Nahrungsmittelproduktion, und des Widerstands gegen die Hungerstrate- 
gie des Kapitals, wie sie in den Zerowork-Materialien vorlagen, wurde 
in der "Autonomie/Neue Folge" zum Imperialismus in den 80er Jahre 
aufgegriffen. Der Artikel über die Kämpfe in Vietnam und die Krise 
des Sozialismus war schon einmal in der "Karlsruher Stadtzeitung" über- 
setzt worden. 


Was wurde aus der Gruppe Zerowork, aus den in der zweiten Einlei- 
tung angekündigten Projekten? Genaueres wissen wir - trotz Nachfragen 
- auch nicht darüber. Wir können nur einige Hinweise geben, wo be- 
stimmte Diskussionen weitergeführt worden sind. Ein Text, der Anfang 
der 80er Jahre hier bekannt geworden ist, stammt aus einem "Nachfolge- 
projekt": Arbeit, Entropie, Apokalypse - Reagans gesammelte Alpträume 
(siehe auch die Besprechung in der wildcat 36 und der dort übersetzte 
Text: Soll und Haben der Krise). Die Gruppe nennt sich Midnight Notes 


Collective und gibt, recht unregelmäßig, die Midnight Notes heraus. In 
Arbeit, Entropie, Apokalypse greifen sie Montanos Analyse der Ener- 
giekrise wieder auf, zeigen, wie die Krise als Angriff des Kapitals 
funktionieren sollte, weisen aber die Schlußfolgerungen von Montano 
zurück, das Kapital schaffe selbst die Arbeit als seine produktive 
Grundlage ab. "Arbeit und Ausbeutung bleiben auch heute noch die be- 
stimmenden Größen der kapitalistischen Entwicklung, ob man es nun 
mit Computern und AKWs oder mit Spaten und Baumwollspindeln zu 
tun hat. Alles fühlt sich zwar neu an, aber es ist doch die alte Scheiße." 
Es gibt einiges an Zerowork zu kritisieren. Wir haben die Texte nicht über- 
setzt, weil wir jeden Satz vorbehaltlos unterschreiben würden. Die meisten 
Artikel bestehen aus Untersuchungen und Einschätzungen; sie verraten nichts 
über die Beteiligung der AutorInnen an den Kämpfen, über ihre eigene poli- 
tische Praxis, und sie gehen über die Frage hinweg, wie sich die Klasse in den 
jeweiligen Kämpfen selbst organisiert hat. In der Einleitung zur zweiten 
Nummer spricht Zerowork dieses Problem an und fordert eine intensivere 
Auseinandersetzung mit den Formen der autonomen Organisierung. Die Arti- 
kel können diesen Anspruch allerdings nicht einlösen. (Das Manko wird am 
Rande in einem der zwei kurzen Leserbriefe angesprochen, die wir in unserer 
Ausgabe weggelassen haben.) Wie gesagt, es sind Materialien, die uns an vielen 
Punkten wichtig erscheinen, die diskutiert und kritisiert werden sollen. 
In diesem Sine, viel Spaß beim Lesen ... 


Juli 1988 


Übersetzungshinweise 


Einige Texte haben wir mit erläuternden Fußnoten versehen. Das gilt vor al- 
lem für den ersten Aufsatz über Die Klassenzusammensetzung in den USA der 
sechziger Jahre, weil er die Entwicklung umreißt und viele Sachen auftauchen, 
die für heutige LeserInnen, zumal in Westeuropa, nicht unmittelbar verständ- 
lich sind. Es empfiehlt sich daher, mit diesem Text zu beginnen. Ein weiterer 
Grund für gelegentliche Fußnoten liegt darin, daß die Texte oft nicht so sehr 
ins Detail gehen, sondern Entwicklungen allgemein charakterisieren und zu- 
sammenfassen. Die von uns eingestreuten Anmerkungen haben daher einen 
etwas beliebigen Charakter, das eine wird erklärt, das andere nicht. Wir hoffen 
Er daß manche Texte dadurch etwas besser lesbar und anschaulicher wer- 
en. 


Längere Diskussionen haben wir darauf verwandt, ob wir in der Übersetzung 
die neue Schreibweise "ArbeiterInnen", "StudentInnen" usw. verwenden sollen. 
Das Englische läßt diese Frage meistens offen: worker - das ist der Arbeiter 
und genauso auch die Arbeiterin. In vielen Texten wird auch die sexistische 
Spaltung innerhalb der Klasse betont und untersucht. Trotzdem haben wir uns 
letztlich dafür entschieden, bei der Übersetzung dieser Texte nur da die neue 
Form zu verwenden, wo besonders hervorgehoben wird, daß es sowohl um die 
männlichen wie die weiblichen ArbeiterInnen geht. Ansonsten hätten wir in 
einige Texte etwas hineingedichtet, was sie nicht enthalten. Das soll keine 
endgültige Entscheidung oder Regel fürs Übersetzen sein, sondern bleibt eine 
vorläufige - schwache - Lösung. Sprache ist lebendig. 
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Meistens lassen wir den amerikanischen Begriff community im Text stehen, 
da er sich nicht präzise übersetzen läßt und sich zum Teil auch schon hier 
eingebürgert hat. Der Begriff community hat eine doppelte Bedeutung. Erstens 
knüpft er an die nordamerikanische (imperialistische) Siedlermentalität des 18. 
und 19. Jahrhunderts an. "Als zentrale Vermittlungsinstanz zwischen Familie 
und Gesellschaft und entscheidende Organisationsform der Öffentlichkeit hatte 
sich in den amerikanischen Kolonien nicht der Staat, sondern die community 
entwickelt. In den Randzonen der nach Westen vordringenden frontier, aber 
auch noch bis weit ins Hinterland existierte eine wirksame öffentliche Gewalt 
oft noch Jahrzehnte nach der Inbesitznahme überhaupt nicht oder war un- 
wirksam. Die Bürgerschaft der Siedlungen nahm weitgehend unabhängig von 
Staats- und erst recht von der Bundesregierung die wichtigen öffentlichen 
Funktionen autonom wahr." (200 Jahre USA. Resistance in Free America. 
Fußnote auf S. 47) Zweitens ist er zunehmend zu einem Begriff für den so- 
zialen Zusammenhalt und das vereinheitlichte politische Bewußtsein in den 
Ghettos der farbigen Bevölkerung der nordamerikanischen Großstädte gewor- 
den. Die widersprüchliche Verwendung des Begriffs community drückt die 
Ambivalenz dieser Struktur selbst aus: sie ist einerseits Ordnungsstruktur und 
kann vom Staat benutzt werden. Andererseits kann sie zum Ausgangspunkt der 
Organisierung von Widerstand werden. 


welfare - der Anschaulichkeit halber meistens mit Sozialhilfe übersetzt, ob- 
wohl es in den USA kein einheitliches System von Sozialhilfe gibt, sondern 
eine Unmenge besonderer Unterstützungsformen, die noch stärker als in der 
BRD zur politischen Spaltung dieses Klassenteils beitragen soll. Eine brauch- 
bare Einführung in das Fürsorgesystem der USA ist der Vergleich zum BRD- 
System in der deutschen Ausgabe des Buches von Piven und Cloward (Regu- 
lierung der Armut, Frankfurt 1977). 


workfare läßt sich schwer übersetzen. Es stammt aus der Rhetorik der 
Nixon-Regierung und ihrer Austeritätspolitik: "workfare statt welfare". Statt 
Einkommen ohne Arbeit bekommen zu können, sollten die Leute - mit allen 
Mitteln - wieder ans Arbeiten gebracht werden. Diese Prpganda lief unter 
dem Motto "Selbsthilfe durch Arbeit statt Abhängigkeit von Sozialhilfe", Kon- 
kret bedeutete das Arbeitsbeschaffung und Zwangsarbeit für Arbeitslose oder 
SozialhilfeempfängerInnen, die auch bei uns unter dem Namen "Hilfe zur Ar- 
beit" durchgesetzt wird. 


wildcat strike haben wir manchmal mit wilder Streik übersetzt, manchmal 
auch als wildcat-Streik stehen gelassen. In der politischen Diskussion der 60er 
und 70er Jahre stand wildcat für mehr als nur einen Streik, der ohne Ge- 
werkschaft geführt wird. Wildcat drückt aus, daß die Klasse nicht mehr nach 
Vermittlungen mit dem Kapital sucht, daß sie für die Unternehmer völlig un- 
berechenbar wird und sich auch nicht mehr darauf einläßt, durch das Auf- 
stellen von Forderungen ihre Verhandlungsbereitschaft zu zeigen. (Eine 
knappe Darstellung dieser Besonderheiten der Wildkatze gibt Alquati in dem 
Text "Kampf bei FIAT", in Thekla 6) 


Öfters tauchen im Text Bezeichnungen wie international und local im Zu- 
sammenhang mit Gewerkschaften auf. Zur Erläuterung: "Die amerikanischen 
Gewerkschaften, die sich meist international union nennen, weil sie auch in 
Kanada, Puerto Rico oder der Panama-Kanal-Zone Mitglieder haben, gliedern 
sich in einzelne Ortsverbände, die local unions. Meist beschränkt sich ein local 
auf einen Betrieb. In manchen Gewerkschaften gibt es aber auch gigantische 
locals, die große Gebiete umfassen. Den /ocals fällt in der UAW die Aufgabe 
zu (meist angeleitet von internationalen Funktionären), im Rahmen des für 
den Gesamtkonzern ausgehandelten Tarifvertrags die lokalen Abkommen aus- 
zuhandeln. Sie sind die direkten Vertreter der Arbeiter im Betrieb, ihr 
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wichtigstes Instrument ist das Beschwerdesystem. Ein Ortsverband kann unter 
Umständen durchaus eine von der Gesamtgewerkschaft relativ unabhängige 
Politik betreiben - je nach den Mehrheitsverhältnissen im Ortsverband." 
(Charles Denby, S. 105f.) 

(Daß Cleaver für uns etwas befremdlich ständig von Rußland und den Rus- 
sen spricht, wenn er von der Sowjetunion redet, haben wir so stehen lassen. 
Entweder handelt es sich hier um eine amerikanische Flapsigkeit, oder viel- 
leicht will er sprachlich ausdrücken, daß es ihm darum geht, den Mythos zu 
zerstören, die heutige UdSSR könne sich noch in irgendeiner Weise auf den 
revolutionären Gehalt der Sowjets, der Arbeiter- und Soldatenräte berufen.) 


Hervorhebungen: Englische Ausdrücke mit Namenscharakter haben wir in 
Englisch stehenlassen und kursiv gesetzt (alle übrigen Hervorhebungen sind 
von den Autoren), und annäherungsweise Übersetzungen in Klammern hin- 
zugefügt. 

Sternchen (*) im Text oder bei Fußnoten bedeuten, daß es sich um Erläu- 
terungen oder Ergänzungen der ÜbersetzerInnen handelt. 


Falls sonst noch Begriffe auftauchen, die sich nicht von selbst verstehen, so 
haben wir uns bemüht, sie im Fremdwortverzeichnis kurz zu erklären. Das gilt 
auch für wiederholt auftauchende Abkürzungen. 


... ein paar Buchtips 
* Louis Adamic, Dynamit. Geschichte des Klassenkampfes in den USA (1880- 
1930). München 1975 und andere Ausgaben 


* Gisela Bock, Die andere Arbeiterbewegung in den USA von 1902-1922. Die 
I.W.W. The Industrial Workers of the World. München 1976 


+ Jeremy Brecher, Streiks und Arbeiterrevolten (Strike). Amerikanische Ar- 
beiterbewegung 1877 bis 1970. Frankfurt 1975 


* Daniel Guerin, Die amerikanische Arbeiterbewegung 1867-1967. Suhrkamp 
Frankfurt M. 1970 


* Paul Mattick, Arbeitslosigkeit und Arbeitslosenbewegung in den USA 1929- 
1935, Neue Kritik Frankfurt 1969. 


< Charles Denby, Im reichsten Land der Welt. Ein schwarzer Arbeiter erzählt 
sein Leben. Rotbuch Verlag Berlin 1981. 


* Peter M. Michels, Aufstand in den Ghettos. Zur Organisation des Lumpen- 
proletariats in den USA. Fischer Frankfurt 1972 


* Warren Hinckel, Guerillakrieg in den USA. Stuttgart 1971 
* Amerikkka. Ein Lese-Bilder-Buch. Roter Stern Frankfurt 197 
* George Jackson & Attica, Düsseldorf 1987 


ae in der US-Armee. GI-Bewegung in den siebziger Jahren. Berlin 


* 200 Jahre USA, Resistance in Free America. Verlag Roter Stern, Frankfurt 
1976. (Gekürzte Übersetzung des Textes Prairie Fire, der 1974 vom Weather 
Underground herausgegeben wurde.) 


= Frances F. Piven und Richard A. Cloward, Regulierung der Armut. Die Po- 
litik der öffentlichen Wohlfahrt. Suhrkamp Frankfurt 1977. 
* dieselben, Aufstand der Armen, Suhrkamp Frankfurt 1986. 


* Midnight Notes, bisher neun Nummern erschienen, zu beziehen über: Mid- 


De Notes, Box 204, Jamaica Plain, MA 02130, USA; US $10 für zwei Aus- 
gaben Br 


EINLEITUNG 


Die gegenwärtige kapitalistische Krise macht das Problem der revolutionären 
Organisation der Arbeiterklasse dringlicher. Aber jede Diskussion über revo- 
lutionäres Handeln muß auf einer Analyse des derzeit gegebenen Verhältnisses 
zwischen Arbeiterklasse und Kapital gründen. Diese Aufgabe stellt sich die 
erste Nummer von ZEROWORK. 


Die historische Krise des Kapitals ist das Ergebnis eines Zyklus von Kämp- 
fen, die Arbeiterklasse und Kapital gegeneinander in Nordamerika und inter- 
national geführt haben. Das ist unser Ausgangspunkt. Kampfzyklen sind weder 
simple noch geheimnisvolle Angelegenheiten. Der Klassenkampf kennt viele 
Kreisläufe, Abschnitte, innere Unterteilungen und Widersprüche, doch stellt er 
weder eine mystische Einheit, noch ein komplettes Durcheinander dar. Die 
Artikel in diesem Heft beschreiben an verschiedenen Sektoren der Arbeiter- 
klasse die Entwicklung und das Zirkulieren der Kämpfe, die in der gegenwär- 
tigen Krise gipfeln. 


Durch die Brille des Volkswirtschaftlers betrachtet mögen alle kapitalisti- 
schen Krisen gleich aussehen. Aus dem Blickwinkel der Organisation der Ar- 
beiterklasse zeigt sich jedoch ein tiefgreifender Unterschied zwischen 1929 
und 1975. Der Unterschied liegt in der veränderten Rolle der Arbeiterklasse 
im Entstehungs- und Entscheidungsprozeß der kapitalistischen Krise. Solange 
dieser Unterschied nicht deutlich wird, bleiben wir unfähig, die Herkunft der 
heute vorhandenen Klassenmacht zu bestimmen, und dazu verdammt, alte Pa- 
tentrezepte und unglaubwürdig gewordene Strategien wiederauszugraben. 


Der Kapitalismus ist nicht immer und ewig derselbe. Das gleiche gilt für die 
revolutionären Entfaltungsmöglichkeiten der Arbeiterklasse. Um das Neue an 
den heute bestehenden Klassenverhältnissen deutlich zu machen, wollen wir 
drei Hauptabschnitte des Kampfes aus dem Zeitraum des letzten Jahrhunderts 
hervorheben. Jeder von ihnen ist durch unterschiedliche Klassenverhältnisse 
gekennzeichnet und hat unterschiedliche Typen der Krise hervorgebracht. 


Der erste Abschnitt ist die Epoche der "Anarchie der Produktion", Aufeinan- 
der folgende kapitalistische Krisen und Umstrukturierungen zielten auf die 
Reproduktion der industriellen Reservearmee in der Absicht, den Wert der 
Arbeitskraft zu senken und das "richtige" Verhältnis zwischen notwendiger 
Arbeit und Mehrarbeit zu halten. Die Möglichkeit, diese Verhältnisse durch 
den freien Markt kontrollieren zu lassen, ging international mit der großen 
Wirtschaftskrise zuende, als eine neue Beziehung zur Arbeiterklasse geschmie- 
det wurde: die des keynesianischen Zeitabschnitts. Während vorher die Löhne 
in krampfartigen Bewegungen stiegen und fielen, drückte sich die Macht der 
Arbeiterklasse in der keynesianischen Ära in beständig steigenden Durch- 
schnittslöhnen aus. Das Kapital betrachtete deshalb den Lohn als Dreh- und 
Angelpunkt der Volkswirtschaft. Entwicklung wurde abgestimmt auf die Aus- 
dehnung der Nachfrage. Die Verbrauchsgüterindustrie und hier vor allem der 
Automobilsektor waren folgerichtig die Schrittmacher des Wachstums. Was we- 
gen der Unnachgiebigkeit des Lohnniveaus eingebüßt wurde, das fing man 
mittels Inflation wieder ein. So funktionierten die Rezessionen der fünfziger 
Jahre als Werkzeuge der Feinabstimmung des Verbrauchs der Arbeiterklasse 
und im Sinne einer Mäßigung der Lohnforderungen. Krisen hielten das 
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Gleichgewicht zwischen Lohnforderungen und Inflationsniveau aufrecht. 
"Feinabstimmung" machte neue institutionelle Vorkehrungen notwendig. Orga- 
nisationen der Arbeiterklasse, die Gewerkschaften, wurden als einzige Vertre- 
ter der Arbeiter bei Verhandlungen über Klassenforderungen anerkannt, und 
man machte den Versuch, sie als Motor kapitalistischer Entwicklung zu inte- 
grieren. 


Die gegenwärtige Krise ist weder eine "keynesianische Rezession" noch stellt 
sie einen Rückgriff auf Krisen aus der Zeit der "Anarchie der Produktion" 
dar. Die gegenwärtige Krise eröffnet ein neues Kapitel in den Klassenbeziehun- 
gen. Das Kapital hat anerkannt, daß die Kontrolle der Arbeiterklasse durch 
keynesianische Methoden sich als Illusion erwiesen hat: In Wirklichkeit hatten 
diese Methoden eine breite Verallgemeinerung des Lohnkampfs möglich ge- 
macht. "Geplante Krise" heißt jetzt die Langzeitstrategie des Kapitals. Die ge- 
Seien Krise schließt keinen Wirtschaftszyklus ab. Sie ist das Ende einer 

poche. 


Wie ist das Kapital in diese Zwangslage geraten? 


Die politische Strategie der Arbeiterklasse hat im letzten Kampfzyklus den 
keynesianischen Entwicklungsplan durcheinandergebracht. Merkmal dieses Zy- 
klus ist, daß der Kampf um Einkommen durch Arbeit sich wandelt in einen 
Kampf um Einkommen unabhängig von der Arbeit. Aus dem Kampf der Ar- 
beiterklasse um Vollbeschäftigung, der die keynesianische Lösung der dreißi- 
ger Jahre hervorgebracht hatte, wurde in diesem letzten Zyklus eine allge- 
meine Strategie der Arbeitsverweigerung. Einkommen strategisch gegen Arbeit 
auszuspielen, ist nun das Hauptmerkmal der Kämpfe in allen Sektoren der 
gesellschaftlichen Fabrik. Diese Veränderung drückt ein neues Niveau der 
Klassenmacht aus. Jede revolutionäre Organisation muß von hier ausgehen. 
Frühere Vorstellungen davon, worin die Macht der Arbeiterklasse liegt, wur- 
den durch die Strategie der Arbeitsverweigerung über den Haufen geworfen, 
und sie verwandelte alle Organisationsmodelle in Gerümpel, die einer früheren 
Phase der Klassenbeziehungen entsprachen. 


Diese Zusammenfassungen stützen sich auf eine Klassenanalyse des Zyklus 
der sechziger und frühen siebziger Jahre. Nur auf der Grundlage einer solchen 
Untersuchung werden Vorschläge zur Organisation oder Schlußfolgerungen 
strategischer Art möglich. Das Kapital ist eine Klassenbeziehung, und als sol- 
che erlaubt sie nur zwei Herangehensweisen: den Zugang vom kapitalistischen 
Standpunkt oder den vom Standpunkt der Arbeiterklasse, In der Theorie wie 
im Kampf gibt es keine mittlere Position. 


Aus dem Blickwinkel des Kapitals betrachtet scheinen alle Krisen aus einem 
geheimnisvollen Geflecht wirtschaftlicher Gesetzmäßigkeiten und Bezie- 
hungszusammenhänge hervorzugehen, die sich mit Eigenleben bewegen und 
entwickeln. Das Kapital entwirft sein eigenes Bild als selbstgesteuertes 8ge- 
schlossenes System. 


So funktioniert es vielleicht nicht immer richtig, aber seine Krankheiten wie 
auch seine Heilungskräfte kommen stets aus seinem Inneren. Aus seinem 
Blickwinkel erscheint die Arbeiterklasse nur als Produkt von Bewegung und 
Struktur des Kapitals, als eine Variable unter vielen, die durch die kapitalisti- 
sche Planung gestaltet und in Bewegung gesetzt werden müssen. Bei Strafe der 
Vernichtung muß das Kapital beständig seine Kontrolle über die Eigeninitia- 
tive der Arbeiterklasse befestigen - mit dem Ziel, die Klasse zu einem einfa- 
chen "Produktionsfaktor" zu machen. 


Unsere Untersuchung geht vom entgegengesetzten Blickpunkt aus, dem der 
Arbeiterklasse. Als Klassenbeziehung heißt Kapital in erster Linie Macht- 
kampf. Seine sogenannten Krankheiten befallen das Kapital nicht von innen 
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her - ebensowenig wie seine Krisen: bestimmender Faktor ist die Kampfdy- 
namik der Arbeiterklasse. Um verständlich zu werden, müssen diese Dynamik 
und der Zyklus der Kämpfe auf vier entscheidenden Ebenen untersucht wer- 
den, die untereinander verbunden sind. 


Zunächst geht es um die Analyse der Kämpfe selbst, ihrer Inhalte, ihrer 
Stoßrichtung; es geht darum, wie sie sich entwickeln und zirkulieren. Wir er- 
forschen hier nicht die berufliche Schichtung oder Fragen von Beschäftigung 
und Nichtbeschäftigung. Wir befassen uns nicht mit der Struktur des Arbeits- 
Kräftereservoirs, so wie es durch die kapitalistische Organisation der Produk- 
tion gegliedert wird. Wir untersuchen im Gegenteil diejenigen Verhaltensfor- 
men, in denen Arbeiter den technischen Zwängen der Produktion ausweichen 
und als Klasse mit politischer Macht Selbstsicherheit gewinnen können. 


Als zweites untersuchen wir die Triebkräfte in den verschiedenen Sektoren 
der Arbeiterklasse, wie diese Sektoren sich gegenseitig beeinflussen und damit 
im Ergebnis auch die Kräfteverhältnisse zwischen Arbeiterklasse und Kapital 
insgesamt berühren. Unterschiede zwischen den Sektoren sind in erster Linie 
Unterschiede in der Kampfkraft und in der Organisationsfähigkeit. Solche 
Unterschiede finden ihren wichtigsten Ausdruck in der Staffelung der Löhne 
und ganz besonders - wie die Bewegung für Hausfrauenlohn gezeigt hat - in 
den Abgrenzungen zwischen dem entlohnten und dem nichtentlohnten Teil der 
Klasse. Das Kapital gründet seine Herrschaft auf Spaltung. Schlüssel der kapi- 
talistischen Akkumulation ist das beständige Erhalten und Neueinrichten von 
Spaltungslinien zwischen entlohnten und nichtentlohnten Klassenteilen. Die 
Linke hat das Spaltungsverhältnis verewigt und bestärkt, und zwar so gründ- 
lich, daß sie immer noch die Arbeiterklasse mit dem "Produzenten" oder eben 
mit den Entlohnten identifiziert. Für uns aber (wie vor langem schon für 
Marx) ist die Arbeiterklasse bestimmt durch ihren Kampf gegen das Kapital - 
und nicht durch ihre Stellung im Produktionszusammenhang. 


Als drittes erforschen wir die Beziehungen zwischen der Arbeiterklasse und 
ihren "offiziellen" Organisationen, d.h. den Gewerkschaften, den "Arbeiterpar- 
teien", den Wohlfahrtsorganisationen usw. Nie sollten wir die Arbeiterklasse 
mit ihren Organisationen gleichsetzen. In Wirklichkeit hat sich nämlich ein 
Großteil der Klassenkämpfe, die zur gegenwärtigen Krise geführt haben, 
außerhalb dieser Organisationen oder gegen sie entfaltet. Freilich ist auch die 
ideologische Linie der "chemisch reinen Klassenpolitik" unbrauchbar, wonach 
die Kämpfe völlig unabhängig von diesen Organisationen zu untersuchen sind. 
Ob eine bestimmte Organisation die Interessen der Arbeiterklasse fördert oder 
nicht - immer spielt sie eine Rolle zwischen ihr und dem Kapital. 


Als viertes müssen alle diese Gesichtspunkte in Beziehung gesetzt werden zu 
den Initiativen auf der Kapitalseite: zur allgemeinen sozialen Planung, zu den 
Investitionen, den technischen Innovationen, zur Beschäftigungspolitik und 
zum institutionellen Aufbau der kapitalistischen Gesellschaft. Hier, im Span- 
nungsfeld zwischen den Kräften der kämpfenden Klasse und den Institutionen 
im Prozeß der Umgestaltung, erreicht die Untersuchung ihr ergiebigstes Ni- 
veau, denn sie rückt die Macht der Arbeiterklasse zur Veränderung der kapi- 
talistischen Gesellschaft in den Blick. 


Über diese Ebenen der Klassenanalyse, die voneinander abhängig sind, bil- 
den wir ein Verständnis des Klassenverhältnisses zwischen Arbeitern und Ka- 
pital. Der Untersuchungsansatz befähigt uns, genaue Aussagen über die Klas- 
senzusammenselzung zu machen. Gleichzeitig vermittelt er einen Begriff da- 
von, wie die Arbeiterklasse ihr Verhältnis zum Kapital verändert und sich 
selbst auf einer höheren Ebene von Macht neu zusammensetzt - nämlich in 
politischer Neuzusammensetzung. Unter "politischer Neuzusammensetzung" 
verstehen wir den Grad der Einheit und Einheitlichkeit, den die Arbeiter- 
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klasse in einem Kampfzyklus erreicht, während sie sich von einer Zusammen- 
setzung zur nächsten bewegt. Konkret enthält dieser Vorgang die Überwin- 
dung kapitalistischer Spaltungslinien, die Herstellung neuer Gebilde der Ein- 
heit zwischen verschiedenen Sektoren der Klasse und eine Erweiterung des 
Bereichs, den die "Arbeiterklasse" umschließt. 


Die Artikel in dieser ersten Nummer von ZEROWORK liefern einen histori- 
schen Grundriß der politischen Neuzusammensetzung in verschiedenen Sekto- 
ren der Arbeiterklasse und quer zu ihnen. Mit der Unterdrückung der Arbei- 
terklasse und technologischer Neuausstattung im Zuge der Umstellung auf 
Friedenswirtschaft reagierte das Kapital in den fünfziger Jahren auf einen 
Kampfzyklus, der seinen Höhepunkt in den ersten Nachkriegsjahren gehabt 
hatte. Hier setzt unsere Untersuchung ein. Als nächstes zeigt sie, wie die Ar- 
beiterklasse in den sechziger Jahren die Initiative wieder an sich zieht. In 
sämtlichen Artikeln wird deutlich, wie die Kämpfe der entlohnten und der 
nichtentlohnten Teile der Klasse jenes Hauptwerkzeug aller Akkumulation un- 
brauchbar gemacht haben: eben die Spaltung zwischen Entlohnten und Nicht- 
entlohnten. Diese Kämpfe gegen das Kapital zeigen Einheit eher in den For- 
derungen ("Mehr Geld, weniger Arbeit!") als in der Organisation. Ihre Macht 
hat das Ende der keynesianischen Ära herbeigeführt. Der Umstand, der das 
Kapital in die Krise gezwungen hat, war die politische Neuzusammensetzung 
der Entlohnten und der Nichtentlohnten. 


Des weiteren zeigen die Artikel, wie die Kämpfe alle Unterscheidungsmerk- 
male zwischen Politik und Ökonomie zum alten Eisen befördert haben - die 
Unterscheidungsmerkmale nämlich, die in früheren geschichtlichen Abschnit- 
ten das Bild der revolutionären Organisationen prägten. Die Kämpfe, die zur 
keynesianischen Ära geführt haben, zerstörten ganz materiell die Trennung 
zwischen Staat und ökonomischer Infrastruktur. Die politische Natur des Ka- 
pitalismus wird nicht durch "Enthüllungen" über politische Institutionen "ent- 
schleiert". Alle Bausteine der kapitalistischen Gesellschaft sind eingebettet in 
das Grundverhältnis des Kommandos, worunter das Kapital die Arbeiterklasse 
zu zwingen sucht. Das Lohnverhältnis ist nicht eine bloß "ökonomische" Bezie- 
hung. Es drückt die Macht aus, die die Arbeiterklasse sich erobert hat, und 
nichts kann hier als "reformistischer Kampf" beiseite gewischt werden. "Ar- 
beitsmärkte", sogenannte politische Institutionen, Küche, Fließband - alle sind 
bestimmt durch das Machtverhältnis, das sich im Lohn materialisiert. 


Heute ist all dies offensichtlich. Vergangen die Zeit, als die Arbeiterbewe- 
gung sich unter der Parole von "einem gerechten Lohn für ein gerechtes Ta- 
gewerk" sammelte. Die Schlagkraft der Arbeiterklasse hat die offenbar irre- 
führende Unterscheidung zwischen qualitativen und quantitativen Forderungen 
zunichte gemacht. Der unbekümmerte Griff nach höherem Einkommen ohne 
Rücksicht auf die Produktivität war richtungweisendes Moment in der politi- 
schen Strategie der Arbeiterklasse. Die Aneignung des Reichtums von seiten 
der Klasse hat viele Formen angenommen: Forderungen nach höheren Löhnen 
und mehr Sozialhilfe, Mietstreiks, U-Bahn-Streiks und all die verschiedenen - 
Arten direkter Aneignung, die unter der Rechtsprechung des Kapitals als 
Straftaten gegen das Eigentum" bezeichnet werden. Intensität und Ausmaß 
dieser Kämpfe zeigen, daß das Durchtrennen der Bindung von Einkommen an 
Arbeit der entscheidende Schritt war, in dem die Klasse sich neu zusammen- 
gesetzt und ihre Autonomie dem Kapital gegenüber ausgedrückt hat. Welche 
Dimensionen der Kampf hat, das wird in den Ausmaßen der gegenwärtigen 
Krise deutlich. Bei seinen Gegenzügen konnte das Kapital den Schauplätzen 
nicht ausweichen, die von der Arbeiterklasse als Kampfterrain bestimmt wor- 
den waren. In der herrschenden Strategie des Kapitals treten deshalb verbis- 
sene Anstrengungen, die "Abhängigkeit von den Arbeitern" zu lockern, beson- 
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ders hervor. In diesem Sinn interpretieren wir die umfassenden Veränderungen 
im Gefolge der jüngst vergangenen "Ölkrise". Bei ihr geht es nicht um Streit 
über "Bodenschätze", nicht um raffgierige Konzerne und auch nicht um die 
Engstirnigkeit nationalistischer Regierungen. Bei der "Ölkrise" handelt es sich 
vielmehr um eine spezifische internationale Strategie, die den Kurs für eine 
neue Fahrt in die Akkumulation entwirft. Die Energie-Multis sind zu den 
Führungsmächten in diesem Prozeß geworden, gerade weil ihre Produktion 
kapitalintensiv ist und weil sie relativ "frei" von Arbeitskräfteproblemen sind. 
Allerdings will das Kapital auf die Arbeit nicht verzichten - im Gegenteil. Als 
grundlegende Form der Kontrolle über die Arbeiterklasse ist Arbeit politisch 
unentbehrlich, und zwar deutlicher als je zuvor. 


Die Linke in unseren Tagen sieht die Krise aus dem Blickwinkel des Volks- 
wirtschaftlers, und das heißt aus dem Blickwinkel des Kapitals. Die Linke er- 
klärt sich grundsätzlich für Arbeit. Sie kann weder theoretisch noch praktisch 
fassen, daß der Kampf der Arbeiterklasse gegen die Arbeit Ursprung der 
Krise und Ansatzpunkt für die Organisation ist. Das links gezeichnete Bild der 
Krise bleibt durchsetzt von paläomarxistischen Anschauungen, wonach Krisen 
auf die Unfähigkeit des Kapitals zur Planung zurückzuführen sind. So wird 
die "Anarchie der Produktion" zu einer der kapitalistischen Produktionsweise 
rein äußerlichen Irrationalität, die sie zu Krisen interkapitalistischer Rivalität 
und zu imperialistischen Kriegen verdammt. Für die Linke ist es undenkbar, 
daß die Arbeiterklasse die Krise herbeigeführt hat. Die Klasse soll vielmehr 
unschuldiges Opfer der inneren Widersprüche des Kapitals sein, ein unterge- 
ordnetes Element in einem widersprüchlichen Ganzen. Deshalb besteht die 
Hauptbeschäftigung der Linken in der Verteidigung der Arbeiterklasse. 


Unsere Untersuchung der Krise verwirft das grundlegende Denkangebot der 
Linken, den Sozialismus. Wir müssen den alten Begriffsapparat loswerden, der 
sich auf das gegenwärtige Niveau der Klassenkonfrontation nicht mehr an- 
wenden läßt. Erster Posten auf der Abschußliste ist der "Sozialismus", der 
heute nur für zwei recht zweifelhafte Angelegenheiten stehen kann. Als Ideo- 
logie der libertären Linken vertritt er die Kleinproduktion als Antwort auf die 
"Degradierung der Arbeit". Anderenfalls bedeutet er eine kapitalistische Strate- 
gie der Wirtschaftsplanung. Im ersten Sinn ist der Begriff "Sozialismus" ro- 
mantisch und rührend unbrauchbar. Im zweiten Sinn bedeutet "Sozialismus" 
aber zuallererst Disziplinierung der Arbeiterklasse. (Die sozialistischen Länder 
spielen auf internationaler Ebene bereits die zweitwichtigste Rolle in diesem 
Kontext. Sie laden Kapitalinvestitionen aus streikgeplagten Ländern zu sich 
ein: so z.B. General Motors nach Polen und FIAT in die Sowjetunion.) In bei- 
den Fällen jedoch stößt die Forderung nach dem Sozialismus mit den Forde- 
rungen der Arbeiterklasse zusammen, die sich gegen die Arbeit richten. 


Die Aufgabe besteht heute nicht darin, neue Versionen eines automatisierten 
Utopia für das 21. Jahrhundert zu entwickeln. Als praktische und theoretische 
Herausforderung liegt vor uns, eine Gesellschaft aufzubauen, in der die 
Schöpfung von Reichtum der Autonomie der Arbeiterklasse und ihrer Arbeits- 
verweigerung nicht widerspricht. In dieser Herausforderung können wir nur 
bestehen, wenn wir zwei klassische Probleme neu formulieren - statt ihnen 
auszuweichen - die unsere Tradition uns als Reliquien vermacht hat: das Pro- 
blem der "Diktatur des Proletariats" und das Problem der "Machteroberung". 


DIE KLASSENZUSAMMENSETZUNG IN DEN USA DER 
SECHZIGER JAHRE 


DES KAPITALS "NEUE DIMENSIONEN": DIE INITIATIVE KENNEDYS. 


Paolo Carpignano 


Das Jahr 1959 beendete die fünfziger Jahre in mehr als einer Hinsicht. Ein 
ganzer Abschnitt der Initiative des amerikanischen Kapitals endet und es be- 
ginnt eine neue Phase, die einen Großteil der sechziger Jahre in den USA 
bestimmen wird. 


Die Wahlen von 1960 führten nicht nur zum Wechsel von einer republika- 
nischen zu einer demokratischen Regierung. (* Kennedy löste Eisenhower als 
Präsident ab.) Es wurde auch ein neuer institutioneller und wirtschafts- 
politischer Rahmen geschaffen, der eine neue Phase im Verhältnis von Kapital 
und Arbeiterklasse andeutete. Herbeigeführt wurden diese Veränderungen 
durch den großen Stahlarbeiter-Streik von 1959. 


Nach den großen Klassenkämpfen der dreißiger und vierziger Jahre leitete 
das Kapital seine Offensive in Form von Produktionsdezentralisierung, Ghet- 
toisierung und direkter Unterdrückung der Gewerkschaften durch den Taft- 
Hartley Act! ein. Diese Maßnahmen konnten jedoch weder die Initiative der 
Arbeiterklasse ausschalten, noch deren Reaktionen auf diese Versuche, den 
Klassenkampf zu disziplinieren, unterdrücken. Die Serie wilder Streiks ım 
Automobilsektor in den Jahren 1953 bis 1955 machte Walter Reuthers” Ver- 
such zunichte, durch einen Fünfjahresvertrag eine Verhandlungspause zu ge- 
winnen. Während der ganzen fünfziger Jahre bezogen sich die Fabrikkämpfe 
nicht nur auf die Arbeitsbedingungen, sondern richteten sich auch gegen die 
Festigung der Gewerkschaftsführung. Die Verbreitung von Theorien über Ko- 
sten-Inflation und die neue Popularität der Analyse stagnierender Wirt- 
schaftsentwicklung aus den dreißiger Jahren zeigten, daß sich das Kapital des 
endemischen Konflikts in den fünfziger Jahren durchaus bewußt war. 1959 
mußte die kapitalistische Planung eine Antwort auf die "Paradoxien" des ver- 
gangenen Jahrzehnts finden: unkontrollierbare Inflation und eine der niedrig- 
sten Wirtschaftswachstumsraten der kapitalistischen Welt.” Der 116tägige Streik 


1.” Das Taft-Hartley-Gesetz (Labor Management Act), nach seinen Urhebern, dem Senator Taft 
und dem Abgeordneten Hartley benannt, ergänzte den National Labor Relations Act (Wagner 
Act) und unterstellte die Gewerkschaften einer starken staatlichen Kontrolle. Außerdem wurde 
das Streikrecht eingeschränkt: Streiks müssen sechzig Tage vorher angekündigt werden und kön- 
nen vom Staat bei "Gefahr für die nationale Gesundheit und Sicherheit" um weitere 80 Tage 


verschoben werden. Der closed shop, d.h. die Verpflichtung, nur Gewerkschaftsmitglieder an- 
zustellen, wird verboten usw. 


2.* Walter Reuther war ein führender Gewerkschaftsboß in der Nachkriegsära. Er kam selbst aus 
der Generation, die durch die Wirtschaftskrise und die sit-down-Streiks 1936/37 geprägt worden 
war. Bis 1938 war er Mitglied der sozialistischen Partei gewesen. In den vierziger Jahren betei- 
ligte sich Reuther an der Säuberung der UAW Automobilarbeitergewerkschaft) von den Kom- 
munisten und brachte sich selbst an die Spitze. Ab 1952 war Reuther Vorsitzender des CIO und 
entscheidend an der Vereinigung mit der AFL zur heutigen AFL-CIO beteiligt. 


3. Alvin H. Hansen, The Postwar American Economy, N.Y. 1966. 
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der Stahlarbeiter zeigte dem amerikanischen Kapital 1959, daß es Zeit für 
einen Neubeginn war. Die alten Methoden griffen nicht mehr. Während der 
Verhandlungen schlugen die Unternehmer einen einjährigen Lohnstopp vor 
und hätten auch gern Gesetze zur Einschränkung von wilden Streiks und 
Bummelstreiks durchgedrückt. Aber diese Vorhaben wurden durch den Streik 
verhindert. 


Es zeigte sich, daß die Unternehmer auf der Ebene der Fabrikarbeit keine 
Chance hatten, die Auseinandersetzungen zu gewinnen, und daß sie zudem 
Gefahr liefen, den Teufelskreis dauernder Auseinandersetzungen in einer 
Phase ökonomischer Stagnation ins Endlose zu verlängern. Ihr einziger Ausweg 
bestand in der Neuorganisation des Kräfteverhältnisses auf globaler Ebene und 
im Versuch, das Klassenverhältnis im Rahmen eines ökonomischen Entwick- 
lungsprozesses zu halten. Später formulierte das Walter Heller im Vorwort zu 
"Neue Dimensionen der Wirtschaftspolitik" so: "Die Zeiten des antizyklischen 
Syndroms der 50er Jahre sind vorbei. Die Politik darf sich nicht länger als 
Korrektiv des Zyklus begreifen, sondern muß zu einem treibenden Faktor für 
das Wirtschaftswachstum und dessen Garantierung werden."® 


Der Wahlkampf J.F. Kennedys war im Großen und Ganzen nicht durch ir- 
gendein bestimmtes Thema oder einen konkreten Vorschlag bestimmt.° Viel- 
mehr war er beherrscht von einem einzigen, sehr vagen Slogan, den Kennedy 
in jeder Rede wiederholte: "Es ist Zeit, dieses Land wieder in Schwung zu 
bringen." Sehr viel deutlicher wurde er vor einer Stahlarbeiterversammlung, 
auf der er gegen die geforderte 32-Stunden-Woche argumentierte: "Die kom- 
munistische Bedrohung verlangt von unserer Nation, das Problem der Arbeits- 
losigkeit durch die Produktion von Überfluß statt durch die bloße Verwaltung 
des Mangels zu lösen." Die langfristige Strategie wurde langsam sichtbar: um 
mit der Auflehnung der Arbeiterklasse fertig zu werden, sollte sie zum Motor 
eines allgemeinen wirtschaftlichen Entwicklungsprozesses gemacht werden. 
Allerdings konnte dies nur unter einer Bedingung gelingen: der Staat mußte 
sich unmittelbarer am Management und an der Stabilisierung des Klassenver- 
hältnisses beteiligen. Das also war der Rahmen für die New Economy (Neue 
Ökonomie) und die institutionellen Reformen der "Kennedy Ära." 


Bald darauf begann der Staat, sich direkt in die Tarifverhandlungen einzu- 
mischen, fest entschlossen, die Weiterentwicklung der Arbeiterkämpfe um je- 
den Preis zu blockieren. Zum ersten Mal - außer während des Zweiten Welt- 
kriegs - wurde ein Eisenbahnerstreik mithilfe einer gesetzlichen Zwangs- 
schlichtung verhindert. Zum ersten Mal seit 1954 mußten die Stahlarbeiter 
eine Schlichtung ohne Streik akzeptieren. Der Vertrag, der jede Lohnerhöhung 
verbot, kam durch direkten Regierungseingriff zustande. Am selben Tag, als 
sich Kennedy gegenüber den großen Stahlbossen in der berühmten Kontro- 
verse bezüglich der Preissteigerungen durchsetzte’, wurde der Taft-Hartley 
Act gegen die Schiffahrtsgewerkschaften der Westküste angewandt. Arbeitsmi- 
nister Goldberg erkannte zu Recht: "Arbeiter und Unternehmer liegen ganz 
falsch, wenn’ sie glauben, die Kennedyregierung stelle sich auf die Seite der 
Arbeitnehmer." . 


4. George McManus, The Inside Story of Steel Wages and Prices, 1967. 


5. Walter Heller, New Dimensions of Political Economy, 1966, S. 62; (deutsch: Das Zeitalter des 
Ökonomen, Neue Dimensionen der Wirtschaftspolitik, Tübingen 1968). 


6. Theodore Soresen, Kennedy, 1965. 


7.* Um gesetzliche Lohn- und Preiskontrollen zu vermeiden, hatte Kennedy 1962 die Stahlarbeiter 
"überzeugt" nicht-inflationären Lohnerhöhungen zuzustimmen, unter der Voraussetzung, daß die 
Stahlunternehmer die Preise nicht erhöhten. Als United States Steel einige Tage später erklärte, 
die Stahlkonzerne planten Preiserhöhungen, drohte Kennedy mit dem Rückzug von Regierungs- 
aufträgen. Schließlich gaben die Stahlkonzerne nach. 
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Bei diesen Auseinandersetzungen ging es Kennedy darum, die Regierungs- 
gewalt als bestimmendes Moment für das Kräfteverhältnis zwischen den Klas- 
sen aufzubauen. Im Grunde sollte die Stabilität dieses Verhältnisses durch die 
Einschränkung des Klassenkampfs garantiert werden. Um ihr Ziel zu errei- 
chen, mußte die Regierung jedoch mehr sein als nur eine dritte Partei in den 
Tarifverhandlungen. Sie konnte nur dann politisch erfolgreich sein, wenn der 
Staat das technische Management der Wirtschaftsentwicklung übernahm. Hin- 
sichtlich der Regierungsstruktur mußten zu diesem Zweck einige Institutionen, 
die seit dem Employment Act (Beschäftigungsgesetz) von 1946 bestanden, wie- 
derbelebt werden. Zum Beispiel wurde der Council of Economic Advisers 
(Wirtschaftsbeirat) als wirksame Institution für die Wirtschaftsplanung reakti- 
viert. Aber noch wichtiger war die Anerkennung der "Tatsache, daß der Bun- 
desregierung eine überwältigende Verantwortung für wirtschaftliche Stabilität 
und Entwicklung zukommt." 


Die keynesianischen Maßnahmen der Kennedy-Regierung sind bekannt. 
Grundkonzept der New Economy war eine modernisierte Variante von Keynes’ 
Theorie der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage. Solche Begriffe wie "Steuer- 
bremse", "Bruttosozialprodukts-Lücke" und "monetary twist" wurden zu Stan- 
dardausdrücken der gängigen Wirtschaftstheorien. Aber hinter den verschie- 
denen steuerlichen und finanziellen Maßnahmen zur Erhöhung der Nachfrage 
stand eine ganz klare politische Absicht: die Wirtschaftsentwicklung diente 
dazu, das Verhältnis zwischen den Klassen im Gleichgewicht zu halten, d.h. 
zur Sicherung der Macht. "Es hat sich herausgestellt, daß man beim Wirt- 
schaftswachstum Marke ‘Alice im Wunderland’ so schnell wie nur möglich 
rennen muß, um wenigstens am selben Ort zu bleiben." 


Der Vorschlag zur Einkommenspolitik und die Richtlinien des Wirt- 
schaftsberichts an den Präsidenten 1962 verdeutlichen den Grundsatz einer 
ausgeglichenen Entwicklung. Auf der einen Seite werden Lohnerhöhungen 
zwar als Antrieb des Entwicklungsprozesses zugelassen. Andererseits ist es aber 
notwendig, "klarzustellen, daß Löhne nicht einfach nur Kaufkraft bedeuten, 
sondern auch Kosten." 


Um die innovativen Züge der Anwendung von Keynes in Kennedys Öko- 
nomie hervorzuheben, betonten Wirtschaftswissenschaftler die "qualitativen" 
Neuerungen, insbesondere die "Angebotspolitik", also Ausbildungsprogramme 
und die gesamte Arbeitsmarktpolitik. 


Obwohl die Arbeitsmarktpolitik Teil der neuen Wirtschaftsplanung war (zu- 
mindest in Form von Prognosen bezüglich der Entwicklung des Arbeits- 
kräftebedarfs!!), gehorchte sie in dieser Phase allein den Bedürfnissen des 
Wirtschaftswachstums. Noch existierte das Arbeitsmarktproblem nur im Sinne 
von Vollbeschäftigung und Arbeitslosigkeit. Die Ausbildungs- und "Krieg ge- 
gen die Armut"-Programme wurden als Hilfsmittel betrachtet, um gewisse 
Randerscheinungen den Erfordernissen des Wirtschaftswachstums anzupassen. 
Man nahm an, daß die Wirtschaft nach der Beseitigung dieser vorläufigen 
Hindernisse in die Phase "reinen Wachstums" eintreten würde. 


Aber in Wirklichkeit ist es die Wirtschaftstheorie, die an diesem Punkt in das 
Reich reiner Ideologie eintritt. 


8. W.Heller, a.a.0., S. 45. 

9. Robert Lekachman, The Age of Keynes, 1968, S. 208. (deutsch: Robert Lekachman, John 
Maynard Keynes: Revolutionär des Kapitalismus. Wie ein Mann unserer Welt zum Wohlstand 
verhalf. München 1970. 

10. W. Heller, a.a.O., S. 44. 

11. Andrew Shonfield, Modern Capitalism, 1968, S. 186. 


12. Perspectives on Economic Growth, Hrsg.: W. Heller, 1968. 
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"Das Negerproblem" und die Dynamik der Klassenneuzusammensetzung 


Walter Heller, der bekannte Architekt der Kennedy-Ökonomie, verkündete 
1966 in einem Vortrag an der Harvard-Universität triumphierend: "Die Volks- 
wirtschaftslehre hat es in den 60er Jahren zu Ansehen gebracht. Zwei Präsi- 
denten erkannten, daß die modernen Wirtschaftslehren sowohl eine Quelle na- 
tionaler Stärke als auch ihrer persönlichen Macht sein können und zogen aus 
dieser Erkenntnis Nutzen. Sie waren bereit, zum ersten Mal in der Geschichte 
das ganze Arsenal der modernen ökonomischen Werkzeuge anzuwenden. Dar- 
auf beruht die seit Anfang des Jahres 1961 ununterbrochen anhaltende Ex- 
pansion der amerikanischen Wirtschaft. In den ersten fünf Jahren dieser Ex- 
pansion wurden 7 Millionen neue Arbeitsplätze geschaffen, die Gewinne ver- 
doppelt, das reale Sozialprodukt um ein Drittel erhöht und die 50-Mrd.-Dol- 
lar-Lücke zwischen Sozialprodukt und Produktionspotential geschlossen, die 
der amerikanischen Wirtschaft im Jahr 1961 so viel zu schaffen machte."1? 


Streng ökonomisch gesehen hatte er damit Recht. Aber von diesem Stand- 
punkt aus war es damals unmöglich, die Krise vorherzusehen, in die die 
Theorie des Wirtschaftsbooms in einigen Jahren kommen sollte. Man brauchte 
sich nur umzusehen, um zu erkennen, daß seine Zahlen überhaupt nichts über 
die Machtverhältnisse der Klassen aussagten. Der "Sieg" über die Arbeitslosig- 
keit hatte mindestens ein Problem ungelöst gelassen: "das Negerproblem". Dies 
konnte weder einfach durch die Anwendung der Gesetze noch durch die tra- 
ditionellen Kanäle der Bürgerrechtsideologien gelöst werden. Denn es war ein 
politisches Problem und identisch mit dem Anwachsen einer neuen schwarzen 
Massenbewegung. 


Im Lichte der folgenden Ereignisse betrachtet, erscheint die Zeit zwischen 
der Demonstration in Birmingham (1963) bis zur Revolte von Watts als die 
Vorgeschichte der Bewegung.!* Bereits in dieser Phase entwickelten sich einige 
besondere Eigenschaften, die eine wirkliche Massenbewegung ankündigten. 
"Birmingham markierte den Einstieg der schwarzen Armut in die Protestbewe- 
gung; das ist sein wichtigstes Ergebnis."!? Die Revolten in Birmingham, Savan- 
nah und Charleston machten das bereits erreichte Ausmaß der Bewegung deut- 
lich. Offene Gewalttätigkeit war nicht das eigentlich Neue (auch wenn in 
Jacksonville zum ersten Mal Molotow-Cocktails eingesetzt wurden). Wirklich 
neu war, daß sich der Angriff unmißverständlich gegen die Polizei richtete.! 


Als die Revolte sich auch in den großen Städten ausbreitete, angefangen mit 
Watts, wurde ein anderes neues Charakteristikum deutlich: das Ende der füh- 
renden Rolle der Bürgerrechtsbewegung (Civil Rights Movement). 


13. R. Lekachman, a.a.O. 


14.* Birmingham wurde 1963 zum Hauptaktionsfeld der hauptsächlich schwarzen Bürger- 
rechtsbewegung, deren Führer Martin Luther King geworden war. Anläßlich einer Demonstration 
kam es zur Schlacht von Birmingham. Im Fernsehn wurde gezeigt, "wie die Feuerwehrschläuche 
mit voller Kraft auf die Jugendlichen gerichtet wurden, die sich aneinanderklammerten, um zu- 
sammmenzubleiben und um nicht weggerissen zu werden; wie die elektrischen Schlagstöcke, die ei- 
lien un Kinderantirieb benutzt werden, auf die schwarzen Körper niedergingen ..." (Charles 

enby, S. 


"Sommer 1965. Negeraufstand in Watts (Schwarzenghetto in Los An eles). Die Kämpfe zwi- 
schen Polizei und Nationalgarde auf der einen Seite, Gen verelendeten Mece auf der anderen 
Seite zogen sich über mehrere Tage hin und forderten dreißig Todesopfer. Der Aufstand zei t, 
daß die noch immer ungelösten Probleme der Schwarzen durch friedliche Demonstrationen nicht 
mehr gelöst werden können." aus: Black Power. Dokumentation. 


15. Charles Silberman, Crisis in Black and White, 1974, S. 143. 
16. Frances Fox Piven und R. Cloward, Regulating the Poor, 1972. deutsch: Regulierung der Ar- 


mut, Die Politik der öffentlichen Wohlfahrt, Frankfurt 1977, (Seitenzahlen nach der deutschen 
Ausgabe), S. 297. 
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Der unmittelbare Grund für den Verlust ihres Einflusses lag darin, daß sie 
der plötzlichen und teilweise unvorhersehbaren Ausweitung der Bewegung und 
ihrer (zumindest in dieser Phase) unberechenbaren Ausrichtung nicht gewach- 
sen war. Grundsätzlicher und "strukturell" lag es daran, daß "der Schwarze" der 
sechziger Jahre eine andere soziologische Figur war, deren Bedürfnisse und 
Forderungen über den bloßen Schrei nach rechtlicher Gleichstellung hinaus- 
gingen. Die Ausmaße dieser soziologischen Umwandlung sind hinreichend be- 
kannt: die revolutionären Veränderungen in der landwirtschaftlichen Produk- 
tion, die innerhalb weniger Jahrzehnte 20 Millionen Menschen aus diesem 
Bereich herausschmiß; die Abwanderung von nahezu 4 Millionen Schwarzen 
aus den Südstaaten zwischen 1940 und 1966; die Konzentration der Hälfte der 
schwarzen Bevölkerung der USA in den Städten des Nordens.! Die Hauptan- 
ziehungspunkte für die schwarze Arbeitskraft waren die Fließbänder und 
Dienstleistungsbereiche der Großstädte. Ihre vorwiegende Lebensweise war das 
Ghetto. 


In den größeren städtischen Ballungsgebieten (mit über einer Million Ein- 
wohnern) war 1969 einer von vier Einwohnern schwarz. Die Mehrheit der Ar- 
beiter an den Fließbändern Detroits war schwarz. Damit hatte die Bürger- 
rechtsbewegung ihre historische Funktion verloren. "Die Bürgerrechtsbewegung 
und ihre heroischen Bemühungen waren durchaus notwendig, als es darum 
ging, die offizielle Rechtmäßigkeit der Rassentrennung zu zerschlagen. Doch 
war diese besondere Form des Rassismus insofern bereits veraltet, als sich ihre 
Grundlage in einem ausbeuterischen Produktionssystem drastisch verändert 
hatte."!® Es ging jetzt nicht länger darum, Teile der schwarzen Mittelschicht in 
"das System" zu integrieren. Die Bewegung verlangte vielmehr nach einer 
Strategie und Führung mit Klassenperspektive. Zu Beginn der sechziger Jahre 
kennzeichnen die bedeutendsten Erfolge der Bürgerrechtsbewegung auf der 
Ebene der Gesetzgebung ironischerweise zugleich ihren Untergang. 


Es war jedoch nicht nur die Bewegung der Schwarzen, die sich veränderte. 
Auch die kapitalistische Initiative und vor allem die Regierung peilten eine 
neue Lösung des Problems an. Tatsächlich eröffnete das Aufeinandertreffen 
der schwarzen und der kapitalistischen Initiative eine Phase von Klassenkämp- 
fen, die die zweite Hälfte der sechziger Jahre bestimmten sollte. Johnsons 
"Great Society""° war nahe. 


Schon seit einiger Zeit interessierten sich die politischen Verwalter des "Ne- 
gerproblems" weniger für den traditionellen Bürgerrechtsansatz und konzen- 
trierten sich auf das Verhältnis zwischen den Schwarzen und der Arbeit. Das 
Problem bestünde angeblich darin, dieses Verhältnis zu festigen. "Arbeitsplätze 
sind der Dreh- und Angelpunkt für eine Stärkung der Familien und damit der 
Rolle der Neger in der amerikanischen Gesellschaft."?° Gesetzlich verankerte 
Chancengleichheit reiche nicht aus, um die Schwarzen in das System zu inte- 
grieren, wenn sie nicht auch in die Produktionsbeziehungen eingegliedert wür- 
den. Wie uns die Soziologie weismachen will, ist die Arbeit eine Quelle sozi- 
aler Stabilität und des Respekts vor Autorität, also genau dessen, was den 
Schwarzen fehlt. In dieser Phase wurde das Verhältnis der Schwarzen zur Ar- 


17. a.a.O., S. 298 
18. Harold Baron, "The Demand for Black Labor", Radical America, Vol. 5,2. 


19.* Lyndon B. Johnson, der 1963 nach dem Attentat auf Kennedy an die Macht kam, setzte die 
Reformpolitik von Kennedy unter der Parole "Krieg gegen die Armut" fort. Sie enthielt verschie- 
- dene Programme zur Verbesserung der Wohnverhältnisse, für Arbeitsbeschaffung, für bessere 
Ausbildung, neue Gesetze über Mindestlöhne usw. Als Ziel verkündete er 1964 die Alest Society, 
die große Gbsellschaft, in der die soziale Integration aller verwirklicht und die Armut abgeschafft 
ist. 
20. Charles Silberman, a.a.O., (L.Rainwater, W.Yancey, The Moynihan Report and the Politics of 
Controversy). 
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beit jedoch noch in den Begriffen der "neuen Dimensionen" der Kennedy- 
Okonomie gedacht, also unter dem Stichwort Vollbeschäftigung. Die Antwort 
auf das Negerproblem wurde daher im Rahmen des geplanten Wirtschafts- 
wachstums gesucht, das umfassendere Beschäftigungsmöglichkeiten schaffen 
sollte. Es versteht sich von selbst, daß die Diskussion in der Regierung sehr 
schnell auf bestimmte politische Vorschläge kam, als die schwarzen Revolten 
erst einmal ausgebrochen waren und die Bewegung anwuchs. 


Der berühmte Moynihan-Report und die darauffolgende Kontroverse über 
die "schwarze Familie" kann ohne das Klima, das der Aufstand von Watts ge- 
schaffen hatte, gar nicht verstanden werden. Die Regierung hatte nicht nur 
erkannt, daß die Bürgerrechtsbewegung versagt hatte, sondern auch, daß das 
"Negerproblem" nicht länger auf der Ebene eines allumfassenden "Kriegs gegen 
die Armut" bewältigt werden konnte. Tatsächlich war Kennedys "Krieg gegen 
die Armut" (unabhängig von dessen damals scheinbar so populären sozialdemo- 
kratischen Anklängen und der Einkommensverteilungs-Ideologie) nichts an- 
deres als ein Programm, das die Nachfrage im Sinne der keynesianischen 
Wirtschaftspolitik stützen sollte. Jetzt aber mußte die Nation vor allem verhin- 
dern, "zu immer neuen Sommern voller Guerilla-Kämpfe in unseren Städten 
verdammt zu sein". Diese Situation erforderte Taten, die "über die bloße Be- 
schaffung von Essen, Kleidung und Geld hinausgingen und sich viel kompli- 
zierteren Angelegenheiten zuwenden, wie der Schaffung einer ordentlichen 
Einstellung zur Arbeit, vernünftiger Erfolgserwartungen usw." 


Die Regierung beschloß großangelegte Eingriffe in den inner cities (* städ- 
tischen Ghettogebieten), wobei sie die Kommunalverwaltungen und die unfä- 
higen Sozialhilfestellen überging.?! Das Ergebnis war das explosionsartige An- 
wachsen der Zahl von Sozialhilfeempfängern. Die Zahlen sprechen für sich: in 
nur zehn Jahren, von 1960 bis 1970, nahm die Anzahl der unterstützten Fami- 
lien um 225 Prozent zu! Der höchste Anstieg erfolgte nach 1964 und markiert 
die damalige Wende in der Fürsorgepolitik. 


Erwiesenermaßen ist Fürsorgepolitik immer die zyklische Antwort auf soziale 
Unruhe.” Ausgehend von dieser allgemeinen Einsicht lassen sich drei Phasen 
der Fürsorgepolitik unterscheiden. Erstens wurde während des New Deal die 
Auszahlung von Sozialhilfe ausgeweitet. Dies sollte vor allem der ökonomi- 
schen Depression entgegenwirken, indem das Durchschnittseinkommen gestützt 
und die Nachfrage gesteigert wurde. Als zweites folgte eine Phase der Ein- 
schränkung in den fünfziger Jahren, die vor allem im Süden die niedrigen 
Löhne und Einkommen aufrechterhalten und die Abwanderung der Schwarzen 
in die Nordregionen unterstützen sollte. Schließlich gab es drittens die "Great 
Society"-Programme, die der politischen Herrschaftssicherung in den commu- 
nities dienten, die von den schwarzen Revolten bedroht waren. 


Unter dem Slogan "Mitspracherecht der kleinen Leute" versuchten einige 
Programme der Bundesregierung, mithilfe eines Schwungs neuer lokalpoliti- 
scher Pöstchen ein Netzwerk der politischen Kontrolle aufzubauen. Deren 
Aufgabe war es, die Verwaltung des sozialen Drucks sicherzustellen. Es han- 
delte sich hierbei also um einen direkten Versuch, das Ghetto zu verge- 
werkschaften, um die Kämpfe in eine Art Tarifverhandlungen zu kanalisieren. 
Sargent Shriver hatte recht, als er 1966 sagte, der Economic Opportunity Act 
(Gesetz über wirtschafliche Aufstiegschancen) sei "für die Armen, was der 
National Relation Act”® für die Gewerkschaften war ... Es schaffte eine neue 


21. Piven und Cloward, a.a.O., S. 315ff. 
22. a.a.0. 


23.* Der Economic Opportunity Act (etwa: Gesetz für wirtschaftliche Aufstiegsmöglichkeiten), der 
im August 1964 von Johnson durch den Kongreß gebracht wurde, war das Kernstück seines 
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Beziehung und ein neues Beschwerdeverfahren zwischen den Armen und der 
übrigen Gesellschaft." 


Dieser Plan war in dem Sinn teilweise erfolgreich, daß einige Verhand- 
lungspartner und -vermittler wie z.B. die National Welfare Rights Organisation 
(Nationale Organisation für Sozialhilferechte) geschaffen wurden. Außerdem 
ging aus diesen Initiativen eine neue Generation politischer Kader hervor, die 
in den siebziger Jahren das Rückgrat der schwarzen kommunalen Reformpoli- 
tik wurden. Von unserem Standpunkt aus ist es jedoch wichtiger, daß alle 
diese Initiativen ein sehr günstiges Terrain für die Entwicklung sozialer 
Kämpfe boten. Das Welfare Movement (Bewegung für mehr Sozialhilfe) war 
nicht nur ein Moment der kapitalistischen Initiative, sondern vor allem Aus- 
druck eines neuen Kampfzyklus der Arbeiterklasse. Es war die Basis für die 
Verbreitung und das Zirkulieren des sozialen Kampfs, für die Verein- 
heitlichung der Forderungen und schließlich für den Prozeß der Neuzusam- 
mensetzung der Klasse. 


Hinter der Ideologie der Mitbestimmung lauerte die Aussicht auf politische 
Macht, und aus Bundesmitteln wurden häufig revolutionäre Programme und 
radikale Militante finanziert. Das war sicherlich nicht vorgesehen. Adam Yar- 
molinskey, Mitglied der Task Force on the War on Poverty (Ad-hoc-Kommis- 
sion für den Krieg gegen die Armut), sprach offen von der "Unfähigkeit der 
ursprünglichen Ad-hoc-Kommission, vorherzusehen, wie heftig die Armen 
und die Armenviertel auf die Möglichkeit reagierten, ihr Leben mithilfe von 
community-Aktions-Programmen selbst in die Hand zu nehmen ... Das kon- 
struktive wie destruktive Machtpotential der Armen selbst war größtenteils 
übersehen worden." 


An dieser Stelle wird deutlich, daß es sich beim "Kampf der armen Leute" 
nicht um irgendeine lumpenproletarische Wut handelte, wie häufig behauptet 
wurde. Eine gründlichere Analyse dieser Kämpfe führt uns zwangsläufig zur 
Frage des Klassenkampfs in der zweiten Hälfte der sechziger Jahre. An dem 
Punkt, wo der Kampf um Sozialhilfe auf den Kampf in den Fabriken stieß, 
begann ein neuer Zyklus der Auseinandersetzung zwischen Arbeitern und Ka- 
pital. 


Die Trennung von Einkommen und Arbeit 


Ein Augenzeuge des 1967er Aufstands in Newark?® beschreibt das Szenario so: 
"Die Jugendlichen waren wieder vorne weg, schlugen Scheiben ein, wo’s ging, 
riefen Black Power, liefen in Gruppen durch die dunklen Straßen zu den 
neuen Geschäftsbezirken ... Es war die größte Demonstration von Schwarzen, 


"Kriegs gegen die Armut". Er sah das Office of Economic Opportunity als besondere Behörde 
vor, enthielt Programme zur Berufsbildung von Schulabbrechern, stellte den Kommunen mehr 
Sozialarbeiter zur Verfügung und sollte die Armen zur Selbsthilfe anregen. 


Der National Labour Relation Act, auch Wagner Act, von 1935 gab den Arbeitern das Recht, 
sich zu organisieren und kollektive Tarifverhandlungen zu führen. Er war ein wichtiger Bestand- 
teil des Rooseveltschen New Deals, da mit ihm die radikale Arbeiterbewegung kanalisiert und in 
einen institutionellen Rahmen eingebunden wurde. Durch rechtliche Festlegungen des Klassen- 
kampfs sollte der industrielle Friede gesichert werden. 


24. Piven und Oloward, a.a.O., S. 326. "Tatsächlich spielte Walter Reuther eine wichtige Rolle bei 
der Planung dieser Initiative. Er prägte 1965 den Begriff ‘community unions’". Daniel P. Moyni- 
han, Maximum Feasible Misunderstanding (1969). 


25. a.a.O., S. 274. 


26.* "12. bis 17. Juli 1967. Riots in Newark (New Jersey). 27 Tote, davon 25 Neger; ca. 1100 Ver- 
letzte; ca. 1300 Verhaftete, Zum erstenmal in der Geschichte der amerikanischen Negerriots 
tauchen Guerilla-Kämpfer auf, ‘'Heckenschützen’, zum Teil in Gruppen organisiert, die offensiv 


gegen die ca. 4000 eingesetzten Nationalgardisten und Polizisten vorgehen." Black Power. Do- 
kumentation. 
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die es je in Newark gegeben hatte ... Die Leute stimmten mit den Füßen für 
die Enteignung von Besitz, auf den sie gefühlsmäßig selbst ein Anrecht hatten. 
Sie zerschlugen die Läden der Betrügerverträge und Ratenzahlungen, der als 
Spitzenprodukte angepriesenen gebrauchten Fernsehapparate, der verfälschten 
Gebührenordnungen, des miesen Fleischs und gammligen Gemüses. Eine ver- 
breitete Parole hieß: Das steht mir zu." 

Mehr als alles andere verkörpert das Bild der Schwarzen, die sich sozialen 
Reichtum wiederaneignen und "Black Power" rufen, die Kämpfe der sechziger 
Jahre in den USA. Für die Experten der Sozialpsychiatrie ist eben dieses Bild 
im "sozialen Bewußtsein" Amerikas an die Stelle getreten, die in den dreißiger 
Jahren mit der Furcht vor der Rezession und in den fünfziger Jahren mit der 
Angst vor einem Atomkrieg besetzt war. Für die Neue Linke bedeutete dieses 
Bild häufig das Wiederaufleben einer revolutionären Folklore der Rache un- 
terdrückter und enteigneter Massen. 


Es ist schwer, die schwarze Bewegung unbeeinflußt von den sie umgebenden 
Ideologien zu analysieren, oder auch von einer inhaltlich wie organisatorisch 
einheitlichen Bewegung zu sprechen. Der Sammelbegriff Black Power bezeich- 
nete viele verschiedene Erfahrungen, die häufig in Zielsetzung und Praxis 
völlig unterschiedlich waren. Die Palette reichte vom Mitbestimmungsrefor- 
mismus des Congress Of Racial Equality (CORE, Kongreß für Rassengleich- 
heit) mit dem Slogan "black power heißt black business" bis zu den hochgesto- 
chenen Diskussionen der Black Panther über die Formen des bewaffneten 
Kampfs; von Eldridge Cleavers lumpenproletarischem und antikolonialisti- 
schem Kampf bis hin zur Praxis kommunaler Selbstverwaltung und Wahlpoli- 
tik. Stokely Carmichaels verschwommene Definition von Black Power ist ein 
gutes Beispiel für das ständige Schwanken zwischen revolutionärer Rhetorik 
und praktischem Reformismus, das die ganze Geschichte der Bewegung 
prägt. 

Richard Nixon, damals noch Präsidentschaftskandidat, hatte nicht ganz un- 
recht, als er während der Vorstellung seines Programms für einen "schwarzen 
Kapitalismus" meinte, daß "ein großer Teil der gegenwärtigen schwarzen mi- 
litanten Theorien inhaltlich den Lehren des freien Unternehmertums viel ver- 
wandter ist als den Wohlfahrtsslogans aus den dreißiger Jahren: Begriffe wie 
‘Stolz’, ‘Besitz’, ‘privates Unternehmertum’, ‘Kapital’, ‘Selbstachtung’ ... Genau 
diese Begriffe sollten eigentlich das bundesweite Kernstück unserer neuen 
Vorgehensweise sein. Wir sollten uns auf schwarzes Eigentum konzentrieren, 
denn daraus kann alles andere abgeleitet werden: schwarzer Stolz, schwarze 
Jobs, schwarze Lebensmöglichkeiten und schließlich auch black power, im be- 
sten und konstruktivsten Sinne dieses oft so falsch verwendeten Begriffs."2? 
Obwohl diese Rede Nixons die ideologische Verwirrung einiger Führer der 
black power Bewegung offenbart, kann sie doch nicht die soziale Wirklichkeit 
der schwarzen Bewegung verdecken. Es wäre falsch, die schwarze Bewegung 
nur anhand ihrer oberflächlichen Ideologie oder ihrer gelegentlichen Versuche 
mit Wahlpolitik zu betrachten. 


Wenn wir die revolutionären Mythen und reformistischen Ideologien außer 
‚acht lassen, war die schwarze Bewegung weit mehr als nur ein weiterer Be- 
standteil der Klassenwirklichkeit in den sechziger Jahren. Ihre zentrale 
Bedeutung überragt bei weitem ihr tatsächliches Ausmaß oder ihre organisato- 
rischen Leistungen. In einer Stellungnahme zu dem traditionellen Begriff der 
"ethnischen Minderheit", der den Schwarzen immer schon anhing, bemerkt Ja- 


27. Tom Hayden, Rebellion in Newark, 1967, S. 35. 
28. R.L. Allen, Black Awakening in Capitalist America, 1970. 
29. Zitiert a.a.O., S. 229. 
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mes Boggs, daß es "in der Politik nicht so sehr auf Zahlen ankommt als viel- 
mehr darauf, welche strategische Position die Kräfte haben."” Von diesem 
Standpunkt aus ist es offensichtlich, daß der gegenwärtige Zyklus des Klas- 
senkampfs in den Straßen der schwarzen Ghettos begann und daß die schwarze 
Bewegung seine Inhalte und oft auch seine Anführer stellte. Auf welche 
Weise? 

Der entscheidende Punkt liegt darin, daß die schwarze Arbeitskraft in den 
sechziger Jahren zur Arbeiterklasse wurde. Damit meinen wir nicht die struk- 
turellen Veränderungen, aufgrund derer massenhaft schwarze Einwanderer aus 
dem Süden an die Fließbänder der Automobilfabriken oder in die Dienstlei- 
stungsbetriebe der großen Städte kamen. Auch das soziologische Problem 
geographischer oder beruflicher Mobilität ist uns hier nicht wichtig. Zum 
Verständnis der Klassendynamik in dieser Zeit ist es ‚vielmehr entscheidend, 
daß die industrielle Reservearmee der sechziger Jahre jetzt aktives Subjekt im 
Kampf um Einkommen wurde. Vom Kampf um Arbeit gingen sie über zum 
Kampf gegen Arbeit. 

Das bedeutet nicht notwendigerweise, daß die Schwarzen nun in gefestigte 
Arbeitsverhältnisse gelangt wären. Im Gegenteil, die Versprechen der Ken- 
nedy-Ökonomie waren nie erfüllt worden, und das Problem der schwarzen 
Arbeitslosigkeit war ungelöst. Die tatsächliche Neuheit lag darin, daß es der 
schwarzen Bewegung an der Frage des Einkommens gelungen war, die Leute 
in den Fabriken mit den Leuten vor den Fabriktoren zusammenzubringen. 
Wiederaneignung von Reichtum in den communities und Lohnkampf in den 
Fabriken waren nur zwei Seiten ein und desselben Kampfs für ein höheres 
Einkommen unabhängig und unbeeinflußt von jeglichem Arbeitsverhältnis. Die 
Anbindung des Einkommens an die Arbeit war völlig aufgehoben worden. 


Die schwarzen Kämpfe machten deutlich, daß die Nichtentlohnten Teil der 
Arbeiterklasse sind. Sie demaskierten die fabrikähnliche Organisation der Ge- 
sellschaft, in der Ghettos, Arbeitslosigkeit und Armut keine Beglei- 
terscheinungen des Systems oder vorübergehende Störungen sind, sondern not- 
wendiger Bestandteil der gesellschaftlichen Reproduktion des Kapitals. Das 
Wichtigste war, daß sie den Klassenkampf in die gesamte Gesellschaft trugen 
und auf dieser Stufe die Neuzusammensetzung der Klasse erzwangen. Mit 
Neuzusammensetzung meinen wir nicht nur die Ausweitung und Verallgemei- 
nerung des Kampfs, sondern vor allem die Vereinheitlichung seiner subjekti- 
ven Inhalte. In dieser Hinsicht verbanden diese Kämpfe Sozialhilfe, Wiedera- 
neignung und bewaffneten Kampf mit der Fabrik. In traditionellen Begriffen 
gesagt, vereinten sie Fabrik und community. 


Aus diesen Gründen konnten sich die von der schwarzen Bewegung the- 
matisierten Inhalte, vor allem in den Jahren 1968-1969, sehr schnell ausbrei- 
ten. Sie wurden in gesellschaftliche Bereiche hineingetragen, die bisher als 
grundsätzlich randständig und äußerlich für die Kampfzyklen der Arbeiter- 
klasse betrachtet worden waren: zu den Studenten, Häftlingen und Frauen. 


Die Inhalte der schwarzen Bewegung wurden unter Studenten oft in einer. 
ideologischen Form diskutiert, die allzu gut bekannt sein dürfte, als daß wir 
sie hier wiederholen müßten. 


Die Bewegung zur Gefängnisreform Anfang der siebziger Jahre beruhte auf 
dem Ende der 60er Jahre beginnenden Zyklus von Gefängnisaufständen. In 
diesen Aufständen spielte die politische Organisierung der schwarzen Häftlinge 
eine führende Rolle und rief zugleich die Organisierung Verbündeter in an- 
deren Häftlingsgruppen hervor. Immerhin hatte die kapitalistische Initiative, 
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die durch den "Krieg gegen die Armut" in Gang gesetzt worden war, als An- 
griff auf die Jugendkriminalität begonnen - mit dem Ziel, bei der "Schaffung 
von Bürgern" soziale "Engpässe zu beseitigen". Halten wir uns das vor Augen, 
so wird deutlich, daß die Gefängnisaufstände Teil der Klassenoffensive waren. 
Wer Wind sät ... 


Für die Frauen war die schwarze Bewegung weit mehr als nur ein kultureller 
Vorläufer. Da es den Schwarzen gelungen war, eine wirkliche Beziehung zwi- 
schen Lohnempfängern und Nichtentlohnten herzustellen, konnten die Frauen 
darin für sich den Zusammenhang zwischen Fabrikarbeit, Büroarbeit und 
Hausarbeit ausmachen. Diese Analyse ihrer materiellen Bedingungen trug zur 
Ausarbeitung einer autonomen feministischen Strategie bei. Vor allem das So- 
zialhilfe-Problem stellte eine konkrete Verbindung zwischen dem allgemeinen 
Kampf um Einkommen und dem besonderen Kampf der Frauen her. Es bilde- 
te den Punkt, an dem beide zusammenfielen. 


Es gibt noch einen anderen Grund, warum der Kampf um die Sozialhilfe ein 
wesentliches Moment der Klassensubjektivität und so bedeutsam für die Neu- 
zusammensetzung der Klasse war. Die Beziehung zwischen Produktivität und 
Entlohnung der Arbeiter, die die Kapitalisten immer herstellen wollen, verliert 
nämlich im Fall von Sozialhifeleistungen jeglichen Sinn. Diese sind in letzter 
Instanz einzig und allein von der Heftigkeit und Entschlossenheit der Kämpfe 
abhängig. Das ist das wichtigste Moment dieses Kampfzyklus. Daher stammt 
die Weigerung der Klasse, die traditionelle Rolle der Gewerkschaften als in- 
stitutionelle Garanten des Verhältnisses zwischen Produktivität und Löhnen 
weiterhin zu akzeptieren. Und aus diesem Grund dauerten die Kämpfe auch 
so beharrlich an, selbst als die Kapitalisten die Wirtschaftskrise auslösten, um 
damit die Ordnung zwischen den Variablen des Systems wiederherzustellen. 


Das Zirkulieren der Klassenautonomie 


Daß Ende der sechziger Jahre zum ersten mal die Zahl der Sozialhilfeemp- 
fänger im selben Maße wie die Arbeitslosigkeit zunahm, zeigt beispielhaft das 
tatsächliche Vorhandensein dieses Prozesses der Neuzusammensetzung der 
Klasse - von der Gesellschaft zur Fabrik, vom Ghetto zum Fließband. Das 
war noch nie dagewesen. Zum ersten Mal in der Geschichte funktionierte die 
Arbeitslosigkeit nicht als Mittel, den Kampf durch die Schaffung einer indu- 
striellen Reservearmee abzuwürgen. Der Kampf wurde nicht beendet, sondern 
nur in einen anderen Sektor getragen. Es ging immer entweder um die Löhne 
in den Fabriken oder um die Sozialhilfezahlungen in den communities. Der 
Kreis war komplett. 


Es kann daher nicht überraschen, daß die Schwarzen in den Fabrikkämpfen 
von 1968/69 die Führungsposition einnahmen. Viele der Vorkämpfer am 
Fließband hatten ihre ersten politischen Erfahrungen in der Detroiter Ghetto- 
Revolte 1967 gemacht.”” So sind in vielerlei Hinsicht die Erfahrungen der 
League of Revolutionary Black Workers (Verband der revolutionären schwarzen 
‚Arbeiter) bezeichnend für das Selbstbewußtsein der Arbeiterklasse während 


31. Piven und Cloward, a.a.O., S. 341. 


32.* "24.-28. Juli 1967. Riots in Detroit. 41 Tote, 2000 Verletzte, 4000 Verhaftete. Es werden 1 
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Power. Dokumentation. Andere Quellen weisen darauf hin, daß die verletzten Bullen von ihren 
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dieses ganzen Zyklus.°® Diese schwarze Avantgarde begriff die gesamten Le- 
bensbedingungen der Schwarzen von einem eindeutigen Klassenstandpunkt 
aus, und daran orientierte sich ihre organisatorische Praxis. 


Ein Großteil der schwarzen Arbeiter verkörpert alle Eigenschaften eines un- 
gelernten Arbeiters: hohe Mobilität, Taglöhnerei am Fließband abwechselnd 
mit Arbeitslosigkeit im Ghetto. So kämpfen sie gleichermaßen um Löhne und 
um Sozialhilfe; sie identifizieren sich nicht mit ihrer Arbeit, sondern verwei- 
gern vielmehr jegliche Arbeitsdisziplin, egal, ob sie ihnen von der Geschwin- 
digkeit des Fließbands, vom Vorarbeiter oder von der Gewerkschaft aufge- 
zwungen wird. Sie betrachten ihr Einkommen nicht als Belohnung für ihre 
Produktivität, sondern als Mittel zur Befriedigung ihrer Bedürfnisse. Sie haben 
gelernt, daß einzig und allein ihre eigene Fähigkeit, sich zu organisieren und 
zu kämpfen, über die Höhe ihres Einkommens entscheidet. 


DRUM, FRUM, ELRUM°* waren die anfänglichen Organisationsformen. Sie 
waren Fabrikorganisationen und absichtlich und ausschließlich schwarz. Sie 
mußten ausschließlich schwarz sein, weil sie autonom sein wollten. Der alte 
sozialdemokratische Slogan "Schwarze und Weiße gemeinsam zum Kampf" zog 
nicht mehr. Die Gewerkschaften konnten damit nicht einmal mehr ihr Gesicht 
retten. Was jetzt zählte, war nicht vage Solidarität, sondern konkrete Führung 
im Kampf. Erst als dieser Kampf auf einer neuen Grundlage und mit neuen 
Zielen begonnen hatte, gab es wieder eine Basis für Gemeinsamkeit. Die "ex- 
tremistischen" ‘Forderungen dieser Gruppen (massive Lohnerhöhungen und 
drastische Arbeitszeitverkürzung) zeigten deutlich die neue Qualität des 
Kampfs. Sie sind das beste Beispiel für Arbeiterautonomie. Autonomie bedeu- 
tet, daß die Kämpfe unabhängig von und häufig gegen die Gewerkschaften 
geführt werden und daß auch die Ziele der Kämpfe selbst autonom sind. 
Umfang und Inhalte der Forderungen werden nur noch an den Bedürfnissen 


der Arbeiter selbst gemessen und zielen letztendlich auf eine subjektive Neu- 
zusammensetzung der Klasse. 


1967 war nicht nur das Jahr der Revolten in Newark und Detroit. Es war 
auch das Jahr, in dem der Widerstand innerhalb der Fabriken wieder auf- 
flackerte. Diese beiden Fakten fallen nicht zufällig zeitlich zusammen. Viel- 
mehr beginnt 1967 der jüngste Zyklus des Klassenkampfs. Einige Zahlen: 1967 
gehen 42 Mio. Arbeitstage durch Arbeitsniederlegungen verloren, die höchste 
Zahl seit 1959 und doppelt soviel wie 1966. Seit 1966 steigt sie ständig an. 
Schon seit einiger Zeit hatte man mit einer Phase schwieriger Tarifverhand- 
lungen gerechnet. Die Zeiten, in denen sich Kennedy noch rühmen konnte, 
nach andauernden Arbeiterunruhen endlich einen Verhandlungsfrieden herge- 
stellt zu haben, waren Mitte der sechziger Jahre längst vorbei. Fortune stellte 
im November 1966 unter der Überschrift "Rebellische Gewerkschaftsbasis" 


33. Radical America, Sonderausgabe zu Black Labor, März/April 1971 


34.* DRUM = Dodge Revolutionary Union Movement, FRUM = Ford Revolutionary Union Move- 
ment, ELRUM = Eldon Avenue Revolutionary Union Movement (an der Eldon Avenue in 
Detroit liegt die Fabrik von Chrysler). DRUM entstand als erste dieser zu den UAW oppositio- 
nellen "wildcat"-Gruppen im Mai 1968 in Hamtramck bei Detroit. Initiator von DRUM war eine 
kleine Gruppe schwarzer Organisatoren, die im Herbst 1967 in Detroit mit der Herausgabe der 
Zeitung Inner City Voice begannen, um vor allem die schwarzen Automobilarbeiter Detroits zu 
organisieren. Neben FRUM und ELRUM enstanden noch CRUM (Chevrolet), UPRUM (United 
Parcel), JARUM Jefferson Assembly), NEWRUM (News) und die unabhängige Krankenhausge- 
werkschaft HOWRUM. Diese Gewerkschaften schlossen sich 1968 zur League of Revolutionary 
Black Workers zusammen. Konflikte und innere Widersprüche führten 1970 zur Spaltung der 
League. Während die League in Detroit die Organisationsarbeit auf lokaler Ebene fortsetzte, 
verselbständigte sich die Gründer- und Führungsgruppe unter dem Namen Black Workers Con- 
gress und forcierte den Aufbau einer nationalen Organisation revolutionärer Arbeiter. (nach: 
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fest, daß der Druck der Arbeiter auf _die Gewerkschaftsführung zur offenen 
Rebellion gegen sie angewachsen war.” 

Worauf beruhte der Waffenstillstand der Arbeiter in den vorangegangenen 
Jahren und woher kam die erneute Auflehnung? Die Tarifverhandlungen und 
die daraus resultierenden Verträge hatten sich allesamt auf zusätzliche Leistun- 
gen konzentriert und die Stundenlöhne völlig außer acht gelassen. Das hatte 
dazu geführt, daß die zusätzlichen Leistungen 1966 durchschnittlich 25 Prozent 
der Nettolöhne ausmachten. Die Gewerkschaftsführungen vertrauten anschei- 
nend völlig auf die in Kennedys Wirtschaftspolitik enthaltenen Versprechun- 
gen und schufen daher in den langfristigen Verträgen keinerlei Vorkehrungen 
gegen Inflation. Stattdessen konzentrierten sie sich auf Arbeitsplatzerhaltung, 
Vorruhestandsregelungen, Neueinstufung von Jobs und dergleichen mehr, so 
daß die Reallöhne sanken. 


Die Streikwelle von 1967 bewies, daß die Furcht vor einer Rebellion der 
Basis nicht unbegründet war. Von den wildcat-Streiks bei General Motors bis 
zu den massenhaften Streiks der Transportarbeiter, überall machten die Ar- 
beiter deutlich, daß sie die faktischen Lohnkürzungen nicht hinnehmen woll- 
ten, selbst wenn sie dazu die Gewerkschaftsführung umgehen müßten. Der 
Ausbruch dieser Streiks bedeutete jedoch nicht nur die Infragestellung über- 
holter Tarifverhandlungsmethoden und mieser Ausverkaufs-Verträge. Eigent- 
lich war damit die gesamte Regierungspolitik in Frage gestellt, hatte doch der 
Wirtschaftsbeirat zu Beginn des Jahres noch eisern verkündet: "Der einzig gül- 
tige und nicht-inflationäre Maßstab für Lohnerhöhungen ist das Prinzip der 
Produktivität."®® Präsident Johnson appelierte persönlich an Gewerkschaften 
und Arbeiter, eine stabile Beziehung zwischen Löhnen und Produktivität um 
jeden Preis aufrechtzuerhalten. Aber 1967 brachen die Kennedy-Goldberg- 
Richtlinien endgültig zusammen, zerstört durch den Arbeiterkampf. An diesem 
Punkt kam die Arbeiterautonomie allmählich in Fahrt. 


Statt einzelne Kämpfe zu beschreiben, wollen wir hier versuchen, einige 
grundlegende Eigenschaften des gesamten Zyklus hervorzuheben. Eine außer- 
gewöhnliche Tatsache war die große Reichweite des Konflikts und das Aus- 
maß der Kampfbeteiligung. 1968 und 1969 steigt die statistische Kurve der 
durch Arbeitsniederlegungen "verlorenen" Tage ständig an. 1970 erreicht sie 
ihren Höhepunkt mit 66 400 000 Tagen, durchaus vergleichbar mit den 69 
Millionen Tagen im Jahr 1959 (die höchste Zahl seit 1949). Aber es gibt einen 
wichtigen Unterschied: während sich 1959 nur 1 800 000 Arbeiter an den Ar- 
beitsniederlegungen beteiligten, waren es 1970 immerhin 3 305 000. 


Diese einfachen Zahlen belegen, daß sich 1970 größere Sektoren der Klasse 
an den Kämpfen beteiligten. Allerdings sagen sie nichts über die gesellschaft- 
lichen Kampfebenen aus. Die Sozialhilfe spielte eine wichtige Rolle im Prozeß 
der Neuzusammensetzung der Klasse. Dazu gehörten z.B. auch die Kämpfe 
gegen Fahrpreiserhöhungen (1970 sprangen in New York die Leute gemeinsam 
in Gruppen über die U-Bahn-Sperren, um so gegen die neuen Fahrpreise zu 
protestieren), Mietstreiks, die häufig zu unmittelbaren und bewaffneten 
Auseinandersetzungen mit der Polizei führten, und der erst kürzlich durchge- 
führte Fleischboykott. (Er war zunächst von der Verwaltung unterstützt und 
gefördert worden, mit der trügerischen Hoffnung, die Fleischpreise niedrig zu 
halten. Aber er "verkam" schnell zu einem Kampf von Nachbarschaftsinitiati- 
ven, der sich sowohl gegen die Supermärkte wie die steigenden Lebenshal- 
tungskosten überhaupt wandte.) 
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Sogar auf der Ebene der Fabrikarbeit vermitteln die oben angeführten Zah- 
len kein vollständiges Bild des Arbeiterwiderstands. Es gibt Kampfformen, die 
zwar keine direkte Konfrontation wie Streiks und Arbeitsniederlegungen ent- 
halten, die aber in gleicher Weise die ununterbrochene Zurückweisung der ka- 
pitalistischen Arbeitsorganisation durch die Klasse ausdrükken. Passiver Wi- 
derstand geht zum Beispiel häufig dem offenen Konflikt voraus. Sehr hohe 
Absentismusraten begleiteten den ganzen Kampfzyklus. In den Automobilfa- 
briken mußten für Montage und Freitage Teilzeitarbeiter eingestellt werden, 
um die Kontinuität der Produktion aufrechtzuerhalten. 1970 griff der Präsi- 
dent von General Motors, H. Roche, die Arbeiter öffentlich an und bezichtigte 
sie des Betrugs an den Unternehmern und der Öffentlichkeit: sie würden zu- 
nehmend krankfeiern, dauernd die Arbeit niederlegen und seien nicht koope- 
rationsbereit. In einem "Positionspapier", das GM anläßlich der Tarifverhand- 
lungen von 1970 vorlegte, heißt es, daß "die Disziplin in den Autofabriken 
völlig zusammengebrochen ist. Fabrikmanager beobachten ein alarmierendes 
Anwachsen von Verspätungen und Bummelei, Anweisungen werden nicht be- 
folgt und Arbeitnehmereinrichtungen zerstört. Produktionspläne wurden immer 
wieder durch Krisensituationen und Streiks gestört, und die Arbeit anschei- 
nend zunehmend achtlos ausgeführt."? 


Mehr noch als die gestiegene zahlenmäßige Beteiligung ist das Neue an die- 
ser Phase die Ausweitung des Kampfs auf immer weitere Bereiche des Dienst- 
leistungssektors. Die "Theorie der Mittelklasse", eins der Lieblingstheoreme der 
amerikanischen Soziologie, stößt hier an ihre Grenzen. Der traditionelle, be- 
schreibende Begriff Arbeiterklasse muß einer zeitgemäßeren Definition 


weichen, die auf der Praxis der Ausweitung und Vereinheitlichung des 
Kampfs beruht. 


Die Lehrer galten zum Beispiel bislang als ein Berufsstand, der tief durch- 
drungen war von einer Ideologie des "öffentlichen Dienstes". Der Boom im 
Erziehungswesen in den fünfziger und sechziger Jahren zerschlug jedoch jeg- 
liche Berufsillusion und demaskierte den Lehrer als Lohnarbeiter, der den 
Erfordernissen der kapitalistischen Reproduktion unterworfen ist. (Das gilt vor 
allem für Grundschul- und Realschullehrer, deren Gehälter oft weit unter 
denen von Fabrikarbeitern liegen). Die Kämpfe der Lehrer in den sechziger 
Jahren bewiesen, daß sie sich ihrer Lage bewußt waren. Allein im Jahr 1968 
gab es 88 Streiks. Der bekannteste fand in New York statt und zeigte sowohl 
die Möglichkeiten als auch die Widersprüche dieses Kampfs. Drei Jahre später 
ließ der große Streik von Newark keinerlei Zweifel über den Frontverlauf 
mehr offen. Auf der einen Seite kämpften schwarze und weiße Lehrer ent- 
schlossen für höhere Löhne. Auf der anderen Seite standen, versteckt hinter 
dem Gerede von den Gemeindebedürfnissen, die Interessen der Unternehmer, 
die den "schwarzen Kapitalismus" als Antwort auf die Ghettoaufstände von 
1967 förderten. 1972/73 erreichten die Kämpfe ihren Höhepunkt in Chicago, 
St. Louis und vor allem in Philadelphia, wo es zu einer noch nie dagewesenen 
Massenbeteiligung und Militanz kam (774 Verhaftungen innerhalb von drei 
Tagen). 

In einigen Fällen wurden Kämpfe außerhalb der Fabrik in Form und Inhalt 
zum Vorbild für alle übrigen Kämpfe. Ein solches Beispiel gaben 1970 die 
Postarbeiter, als sie mit einem "illegalen" Streik gegen die Bundesregierung das 
Postsystem im ganzen Land lahmlegten, so daß diese schließlich Bundestrup- 
pen zur Postbeförderung einsetzen mußte. Der Kampf richtete sich nicht nur 
gegen die Bundesregierung, sondern auch gegen die Gewerkschaften, deren 
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Vermittlerrolle gänzlich abgelehnt wurde. Arbeiterversammlungen wählten 
Gewerkschaftsführer einfach ab und gründeten, vor allem in New York, auto- 
nome Komitees. Diese ganzen Ereignisse wurden überall bekannt und hatten 
einen großen Einfluß auf die weiteren Kämpfe. 


Seit den fünfziger Jahren verringerte sich der gewerkschaftliche Organisa- 
tionsgrad ständig und pendelte sich in den letzten Jahren auf etwa 23 Prozent 
ein. In den sechziger Jahren stieg die Zahl der Gewerkschaftsmitglieder abso- 
lut von 17 auf 19 Millionen an, da neue und wachsende Sektoren der Arbeits- 
kraft organisiert wurden: staatliche und kommunale Angestellte, Lehrer, 
Dienstleistungarbeiterr usw. Die Propheten eines Wiederauflebens der 
amerikanischen Gewerkschaftsbewegung verweisen auf solche Gewerkschaften 
wie die American Federation of Government Employees (Amerikanischer Ver- 
band der Regierungsangestellten), die State and County Municipal Workers 
(Staats- und Länderverwaltungsangestellten), die Teachers Federation (Lehrer- 
gewerkschaft) usw.”® Diese Gewerkschaften repräsentieren im allgemeinen den 
progressivsten, sozialdemokratischen Flügel der Arbeiterbewegung und werden 
daher von den Liberalen sehr hoffnungsvoll betrachtet. 


Aber auch in diesen Bereichen ist das Verhältnis zwischen Führung und Ba- 
sis sehr unbeständig, weil die Mitglieder dieser Gewerkschaften sehr viel we- 
niger an ein Facharbeiterbewußtsein gebunden sind, als dies bei den frühen 
Industriegewerkschaften der Fall war. Die Gewerkschaften werden daher als 
Mittel zur Organisierung und Verbreitung des Kampfs benützt, aber einfach 
übergangen, wenn es die Umstände erfordern. 


Dieser kurze Überblick über die wichtigsten Kämpfe dieses Zyklus stellt uns 
vor ein Hauptproblem in der gegenwärtigen Phase: das Verhältnis zwischen 
Arbeiterklasse und Gewerkschaften. Diese Verbindung hat sich nicht nur ge- 
lockert, in vielen Fällen ist es zum offenen Bruch gekommen. Noch nie waren 
die Gewerkschaften derart der Kritik ausgesetzt. 1968 wurden über 30 Prozent 
der Verträge von der Basis abgelehnt - das hatte es bisher nicht gegeben. Im 
September 1973 stimmten Facharbeiter der United Auto Workers (UAW, Auto- 
mobilarbeitergewerkschaft) zum ersten Mal in der Geschichte dieser Gewerk- 
schaft einen Vertrag nieder, den Gewerkschaft und Unternehmer bereits aus- 
gehandelt hatten. Je deutlicher der Kampf das besondere Interesse der Arbei- 
terklasse, d.h. die Ablehnung der kapitalistischen Arbeitsorganisation, zum 
Ausdruck bringt, desto klarer erscheinen die Gewerkschaften als Vermitt- 
lungsinstanzen zwischen den Klasseninteressen. Um so mehr der Kampf um 
Einkommen betont wird, desto deutlicher erweisen sich die Gewerkschaften 
als eine Institution, die die Löhne an die Produktivität binden will, und um so 
mehr erkennen die Arbeiter in ihnen eine Institution der kapitalistischen Ge- 
sellschaft. Ihre Aufgabe besteht eher darin, zwischen Arbeitern und Kapital 
Frieden zu stiften, als die wirklichen politischen Bedürfnisse der Arbeiter- 
klasse auszudrücken. Die berühmte Lordstown-Episode”” und die wildcat- 
Streiks im Sommer 1973*° können von diesem Standpunkt aus erklärt werden. 
Die Dynamik dieser Kämpfe ist von der gewerkschaftlichen Planung gänzlich 


'38. Brendan und Patricia Cayo Sexton, "Labor’s Decade - Maybe", Dissent, Aug. 71. 


39.* Im neu eröffneten Werk von General Motors in Lordstown entwickelten sich 1972 explosive 
Kämpfe. "Die Fabrik von Lordstown, im Jahre 1970 fertiggestellt, mit der modernsten und raffi- 
niertesten Maschinerie, war als ein Modell ihrer Art konzipiert worden. Stattdessen wurde sie das 
Woodstock der Industrie: lange Haare und Hippiekleidung überall und die totale Disziplinlosig- 
keit machten es unmöglich, daß die Fließbänder auch nur einigermaßen funktionierten. Indem 
GM diesen kleinen Ort wählte - weit weg von Detroit und entgegen ihren Gewohnheiten der 
Automobilherstellung -, hoffte GM, junge und völlig neue Arbeitskräfte zusammenbringen zu 
können. Die hat sie jetzt gekriegt ..." Zitiert aus Schwarze Protokolle, Nr. 8, April 1974. 


40.* Diese wilden Streiks werden ausführlicher in dem Aufsatz zur Krise in der Automobilindustrie 
in diesem Band beschrieben. 
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unabhängig. In Lordstown setzten die Arbeiter erneute Verhandlungen über 
einen Vertrag durch, den die UAW mit GM schon abgeschlossen hatten. Bei 
Chrysler und Ford kamen die wildcat-Streiks den Vertragsergebnissen zuvor 
und bestimmten sie teilweise. Diese Kämpfe können nicht länger als "Rebel- 
lion" der Mitglieder abgetan werden. Die Ereignisse in Lordstown haben einen 
endlosen Wust von Literatur über die Unzufriedenheit und "Entfremdung" der 
Arbeiter entstehen lassen. Bürgerliche Soziologen haben plötzlich den "blue 
collars blues" (Blaumann-Blues) und das "Lordstown Syndrom" entdeckt und 
produzieren haufenweise Rezepte zur Heilung dieser "Krankheit". Aber die 
Unzufriedenheit der Arbeiter mit der Arbeit ist keine psychologische Haltung. 
Lordstown ist das jüngste und vielleicht eindrucksvollste Beispiel für einen 
Trend, der den ganzen Zyklus bestimmte. Die Arbeitsverweigerung ist der heu- 
tige Inhalt der Selbst-Tätigkeit der Arbeiterklasse. Sie ist das bestimmende 
Element im Klassenverhältnis eines entwickelten kapitalistischen Landes. Sie 
muß notwendigerweise der Inhalt eines jeden organisatorischen Vorschlags 
sein. 


Der Gegenangriff des Kapitals: 
"Garantiertes Einkommen und gesellschaftliche Produktivität" 


Vor kurzem erschien eine Untersuchung der amerikanischen Kapitalinitiative 
von radikaler Seite, in der Nixons*" Politik als Antwort auf die Nach- 
wirkungen des Vietnamkriegs erklärt wird.*” Die Kriegsausgaben hätten die 
Wirtschaft "überhitzt", und die Johnson-Regierung sei aufgrund des allge- 
meinen Widerstandes gegen Steuererhöhungen unfähig gewesen, die Inflation 
in Grenzen zu halten. Folglich hätte Nixon zum Mittel der Rezession greifen 
müssen, um die Wirtschaft wieder unter Kontrolle zu bringen. Gleichzeitig 
habe die Inflation eine Reallohnsenkung bewirkt und dadurch zu erneuten 
Lohnforderungen geführt. Kurz gesagt: der "allgemeine Widerstand" gegen die 
Finanzierung des Vietnamkriegs habe die Wirtschaft unlenkbar gemacht und 
zu Nixons Repressionsregierung geführt. 


Diese Interpretation erscheint uns, freundlich ausgedrückt, zumindest un- 
vollständig. Damit sei nicht gesagt, daß die internationale Rolle der USA und 
die Integration internationaler kapitalistischer Märkte nicht bis ins Detail un- 
tersucht und analysiert werden sollten. Unser Entschluß, die Beziehung zwi- 
schen Kapital und Arbeit innerhalb der USA zu betonen, hat einen polemi- 
schen und einen methodologischen Zweck. In der obigen Einschätzung geht 
die Ideologie der Faktenanalyse voraus. Sie beginnt mit einem Werturteil über 
die Amoralität des Krieges, sucht sich all jene Kräfte aus, die die Opposition 
gegen den Krieg führten, und leitet davon die restliche Analyse ab. Wie ideo- 
logisch dieser Standpunkt ist, zeigt sich in der extra betonten’ Unterscheidung 
zwischen dem Protest gegen den Krieg einerseits und dem Kampf um höhere 
Löhne andererseits, der als ökonomistisch und reformistisch abgetan wird. 
Tatsächlich wurde der Vietnamkrieg für das Kapital erst in dem Moment ein 
ruinöses Unterfangen, als die Opposition in Gestalt der Friedensbewegung mit 
den besonderen Kämpfen der Klasse um Einkommen zusammentraf (und na- 
türlich aufgrund der militärischen Siege des Vietcong). 

Außerdem sind Lohnkämpfe nicht einfach ein "Ergebnis" der Inflation. Wenn 
die Löhne nur von den kapitalistischen Wirtschaftszyklen abhängen, warum 
"reagierten" sie dann auf die Rezession nicht in der bisher üblichen Weise? 


41.* Der Republikaner Richard Nixon war von 1968 bis 1974 Präsident der USA. 
42. F. Ackerman, A. McEwan, "Inflation, Recession and Crisis," Urpe Aug. 1972. 
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Wenn der Kampf nur durch sinkende Reallöhne ausgelöst wird, warum konn- 
ten dann andere ökonomische Mechanismen wie z.B. die Wirtschaftskrise oder 
die Arbeitslosigkeit das Gleichgewicht an der Lohnfront nicht wieder- 
herstellen? Eins der erstaunlichsten Merkmale des gegenwärtigen Zyklus ist 
der weitere Lohnanstieg trotz und während einer Krise. Während der Rezes- 
sion 1969 stieg der Lohnzuwachs von 6 auf 7 Prozent. In den vorangegangenen 
Rezessionen hatte der Lohnzuwachs immer deutlich. abgenommen: von 8 auf 
0,4 Prozent im Jahr 1948, von 6 auf 3,3 Prozent im Jahr 1954, von 5,4 auf 
3,3 Prozent 1957/58 und von 4,3 auf 1,3 Prozent 1960/61. Die Ursachen für 
diese Veränderung sind bereits untersucht worden: Grundlage dieses Zyklus ist 
ein makroskopischer Prozeß der Klassenneuzusammensetzung, der dem Kapital 
keine große Wahl ließ. Aus gutem Grund konzentrierte sich das Kapital auf 
die Lohnerhöhungen. Für den Fall einer "Überhitzung" oder einer einfachen 
Inflation verfügte das Kapital (zumindest theoretisch) über die Mittel zur 
Kontrolle des ökonomischen Mechanismus. Aber jetzt muß sich das Kapital 
mit neuen Erscheinungen auseinandersetzen, und die Ökonomen geben das un- 
geniert zu. Arthur Burns kann in seinem Kommentar zu dem unglaublichen 
Verhalten der Löhne ohne weiteres eingestehen: "Die ökonomischen Gesetze 
funktionieren nicht mehr ganz so, wie sie es früher taten." Wie Fortune später 
feststellte, waren die Ökonomen damals nicht vom Auftauchen der Krise 
schockiert, sondern davon, "daß sie so erschreckend wirkungslos blieb."*° Paul 
McCracken drückte sich so aus: "Möglicherweise sind hier einige grundle- 
gende, universelle und tiefgreifende Erscheinungen der sozialen Dynamik am 
Werk, deren Wesen wir noch nicht vollständig begreifen." 


Es reichte nicht aus, die gestiegene gewerkschaftliche Verhandlungsmacht 
dafür verantwortlich zu machen und auf ein neues Kräftegleichgewicht zwi- 
schen den demokratischen Institutionen zu hoffen. Das Wesen der neuen so- 
zialen Dynamik und "der neuen Unbeweglichkeit in unserer ökonomischen 
Struktur ... liegt nicht so sehr im Anwachsen der relativen Macht der Gewerk- 
schaften als vielmehr der Macht der Klasse als solcher."** Nur diese direkte 
Konfrontation zwischen Klasse und kapitalistischer Arbeitsorganisation kann 
die Ursprünge der New Economic Policy (Neue Wirtschaftspolitik) von Nixon 
erklären. "Klar ist, daß bis zum 15. August° eine Mehrzahl der Geschäftsleute 
- und auch eine Mehrzahl der Ökonomen - beschlossen hatte, die ökonomi- 
schen Gesetze am besten so lange außer Kraft zu setzen, bis jemand erklären 
konnte, warum sie nicht mehr funktionierten."® Die NEP, der Lohnstopp und 
das Pay Board (der neue, von Unternehmern, Regierung und Gewerkschaften 
gebildete Ausschuß, der den Lohnstopp überwachen sollte), also kurz gesagt, 
die gesamte Struktur des Nixon-Staats, des Krisen-Staats, lassen sich eigentlich 
nur in Hinblick auf dieses "einstweilige Außerkraftsetzen" der ökonomischen 
Gesetze erklären. 


Nixon hatte praktisch keine Wahlplattform. Er hatte weder eine strategische 
Perspektive noch ein langfristiges Programm. Nixons Pragmatismus war keine 
zufällige Besonderheit seiner neuen Regierung, sondern politische Notwendig- 
keit. Nixon war die Verkörperung der kapitalistischen Taktik. Bei all ihren 
vielen tiefen Widersprüchlichkeiten und Unberechenbarkeiten lag die Konti- 
nuität seiner Regierung in dem Festhalten an praktischer Politik. Sie versuchte, 
den Aufstand der Klasse niederzuhalten, um eine Grundlage für die Wieder- 
herstellung der langfristigen Kapitalinitiative zu schaffen. Die "Außerkrafts- 


43. C.J. Loomis, "The New Questions about U.S. Economy", Fortune, Januar 1974. 
44. L. Bewman, "The Emerging Debate about Inflation", Fortune, März 1972. 


45.* Zur Bedeutung der wirtschaftspolitischen Maßnahmen vom 15. August 1971 siehe den Aufsatz 
von Montano, Bemerkungen zur internationalen Krise, in diesem Band. 


46. a.a.0., S. 51. 
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etzung" der ökonomischen Gesetze bedeutete für Nixon, die staatlichen Insti- 
tutionen dem dringenden Erfordernis nach Zerschlagung der Neuzusammenset- 
zung der Klasse anzupassen. Sie bedeutete das direkte staatliche Eingreifen in 
die Klassenzusammensetzung im Unterschied zu der bisherigen Politik, die ein 
makroökonomisches Gleichgewicht zwischen Wachstum und Beschäftigung zu 
sichern versuchte. 


Daher mußte Nixons Politik dem Weg folgen, den die Kämpfe eingeschlagen 
hatten, also mit dem berühmten "Krieg gegen die Armut" beginnen, der vom 
kapitalistischen Standpunkt aus ein völliger Fehlschlag geworden war. Zual- 
lererst mußte mit der Erbschaft von Johnsons Great Society aufgeräumt wer- 
den. Deren Maßnahmen und Einrichtungen waren veraltet: nicht, weil die mit 
ihnen angestrebten Ziele nicht erreicht wurden, sondern weil sie, wie schon 
erwähnt, zu Mitteln für die Finanzierung und Organisierung sozialer Kämpfe 
geworden waren. Der amtierende Direktor des Office of Economic Opportu- 
nity, H.G. Philips, schätzte die Fehler seiner Behörde so ein: "Einige Pro- 
gramme entstanden aus der Vorstellung, die Probleme der Armut seien eher 
politischer als wirtschaftlicher Natur." Seinen Worten zufolge wurden die 
Bundesgelder benützt, um "kommunale Kader politischer Aktivisten zu fi- 
nanzieren." Zum Beispiel ging das Legal Service Program (Rechtshilfepro- 
gramm) weit über sein ursprüngliches Ziel hinaus: "Einige der aus Bundes- 
mitteln finanzierten Rechtsanwälte sind der Ansicht, sie müßten die Gesell- 
schaftsstruktur- durch Gesetzesreformen verändern. Sie haben klassenorientierte 
Prozesse um die Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen angestrengt, Klagen, mit 
denen sie mehr Leuten den Zugang zur Sozialhilfe ermöglichen wollten. Sie 
haben Mietstreiks organisiert und politische Aktionsgruppen unterstützt. Sie 
haben die Gefängnisinsassen organisiert, den Friedensorganisationen und der 
Schwulenbewegung geholfen, und sie haben Mandanten ohne Rechtsanspruch 
vertreten. All das hilft den Armen nicht - es ist rein politisch" Als erstes 
mußten also die Budgets gekürzt und die Anti-Armuts-Einrichtungen ab- 
geschafft oder zumindest eingeschränkt werden. 


Noch wichtiger war es, eine neue umfassende Lösung für die Explosion der 
Sozialhilfe zu finden. Aus dem Zusammentreffen der konservativen republika- 
nischen Regierungspolitik mit der liberalen Orientierung der Sozialwissen- 
schaften entstand eine neue "Sozialphilosophie". Obwohl ihre Vorschläge sehr 
umstritten waren, ist sie immer noch wichtig, um zu verstehen, worauf die 
kapitalistische "Sozialplanung" abzielt. 


Die Kämpfe um Sozialhilfe machten eine Fortsetzung der bisherigen Politik 
unmöglich. Eine neue Vorgehensweise war nötig, da sich die Problemstellung 
grundsätzlich verändert hatte. Warum waren Johnsons Unterstützungsprojekte 
nutzlos geworden? Zweifellos konnte nicht länger vom "Krieg gegen die Ar- 
mut" gesprochen werden. Die Johnson-Regierung hatte selbst schon begriffen, 
daß der Kern des Problems woanders lag. In erster Linie kam es darauf an, 
die sozialen Bewegungen unter Kontrolle zu bekommen, bevor sie sich einen 
politischen Ausdruck verschaffen konnten. Johnson hatte darauf aber nur mit: 
dem Aufbau einer Infrastruktur von sozialen Dienstleistungen reagiert. Er 
hoffte, die gesellschaftliche Auflehnung durch die Schaffung von Möglichkei- 
ten zu produktiver Tätigkeit in Schach halten zu können. Im Grunde hielt 
diese Politik das Problem für vorübergehend. Langfristig gesehen würde die 
wirtschaftliche Entwicklung diese Randbereiche integrieren. Die Ausbildungs- 
und Qualifizierungsprogramme und der gesellschaftliche Aufstieg würden die- 


47. U.S. News, 5. März 1973, S. 13 (Hervorhebung von uns, P.C.). Diese Rechtsanwälte waren nur 
die Werkzeuge (häufig recht schwerfällige) der autonomen Kräfte, die sie zeitweilig vertreten 
durften. Die juristischen Siege in Sachen Strafgesetze z.B. waren ebensosehr den Kämpfen von 
Gefängnisanwälten wie der Arbeit der vom Bund finanzierten Anwälte geschuldet. 
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sen Übergang erleichtern. Da diese Einrichtungen aber nicht dazu beitrugen, 
diesen gesellschaftlichen Bereich zu kontrollieren und zu "vergewerkschaften", 
verfehlten sie ihr eigentliches Ziel. In Wirklichkeit schufen sie mehr Probleme, 
als sie lösen konnten. Nach und nach verlor dieses Fürsorgesystem alle seine 
paternalistischen Züge und wurde zu einem Mittel für die Aneignung von Ein- 
kommen. "Im ganzen Land ist es zur allgemeinen Regel geworden, daß im sel- 
ben Maße, wie die Armut verschwindet, die Abhängigkeit von Sozialhilfe an- 
steigt."*® Das ist die Lösung, die Nixons Sozialwissenschaftler entdeckten. Das 
Problem war nicht mehr die Armut, sondern die Abhängigkeit. 


Die Kämpfe um Sozialhilfe sahen im Staat einen Verhandlungspartner, von 
dem man Einkommen forderte. Die Mitglieder einer typischen Sozialhilfe-Fa- 
milie sind nicht so leicht für "Hilfe zur Selbsthilfe" zu haben. Sie fordern vom 
Staat die Garantie eines gesicherten Einkommens. Für viele ist die Sozialhilfe 
keineswegs ein Schritt in Richtung Lohnbezug, sondern ein Einkommen jetzt 
und hier, ohne arbeiten zu müssen. Mit dieser Zielsetzung haben sich die 
Kämpfe entwickelt. Das völlig anti-puritanische Verlangen nach Abhängigkeit 
löste die Wohlfahrtskrise aus. Moynihans Darstellung des Problems läßt kei- 
nerlei Raum für Zweifel über die Gründe für das massive staatliche Eingrei- 
fen in den Sozialhilfebereich: "Die Abhängigkeit von Sozialhilfe hatte Mitte 
der sechziger Jahre nicht deswegen zur Krise geführt, weil sie riesige 
Geldsummen verschlang oder weil so viele Leute abhängig geworden waren. 
Die Kosten waren belanglos, und so viele Abhängige gab es nicht. Was die 
Sozialhilfe zur Krise machte, war das Ausmaß, in dem die Zahlungen anzu- 
steigen begannen. Robert L. Bartley schreibt dazu: ‘Das Problem dabei ist, daß 
ein solches Wachstum stark nach gesellschaftlicher Auflösung klingt.’"* 


Nixon nahm die Herausforderung durch den Arbeiterkampf an. Völlig un- 
gerührt von Johnsons Utopien bekämpfte er das Problem auf dessen eigener 
Basis. Aus dem Vorschlag an den Kongress für ein garantiertes Einkommen in 
Gestalt des Family Assistance Plan (FAP, Familien-Unterstützungs-Plan) 
schälte sich eine "Einkommensstrategie" heraus. 


Praktisch und theoretisch war das Thema für den amerikanischen Kapita- 
lismus nichts Neues. Während der fünfziger Jahre schlugen zum Beispiel die 
Stahlarbeiter und die UAW-Gewerkschafter garantierte Löhne vor. Diese 
Vorschläge drehten sich um eine Form von Arbeitslosengeld und wurden in 
anderen Bereichen akzeptiert (z.B. bei den Hafenarbeitern). Aber der ga- 
rantierte Lohn war nichts anderes als eine Art Arbeitslosenversicherung und 
ließ sich ohnehin nur in den gewerkschaftlich besser organisierten Bereichen 
und gebunden an die vorhandenen Lohnniveaus verwirklichen. 


Nach der Debatte über Automatisierung und der daraus entstandenen Furcht 
vor ihren negativen Auswirkungen auf die Beschäftigung tauchte diese Idee 
erneut auf, diesmal in Form eines garantierten Einkommens. Aber die Anfang 
der sechziger Jahre gemachten Vorschläge blieben noch sehr abstrakt, da sie 
sich entweder auf eine nach-industrielle utopische Gesellschaft oder "die so- 
zialdemokratische Ideologie der Einkommensverteilung bezogen.’ (Es war kein 
Zufall, daß diese Theorien in der Wahlkampagne von McGovern wieder auf- 
tauchten und damals endgültig abgelehnt wurden). 


Nixons Familien-Unterstützungs-Plan war jedoch eine ganz andere Sache. In 
ihren Grundzügen war er von der Idee einer "negativen Einkommensteuer" ab- 
gekupfert, die der konservative Ökonom Milton Friedman in den vierziger 
Jahren entwickelt hatte. Jede Person sollte entsprechend der Höhe seines/ihres 


48. D.P.Moynihan, The Politics of Guaranteed Income, 1973, S. 35. 
49. a.a.0.,S. 25. 
‚50. The Guaranteed Income, (Hg.) R. Theobold, Doubleday, 1967. 
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Einkommens den Staat bezahlen. Falls das Einkommen unter einer bestimmten 
Grenze läge, würde der Staat sozusagen eine Steuer zahlen, um das Einkom- 
men wieder bis zu dieser Grenze anzuheben. Das Prinzip ist scheinbar sehr 
einfach, verbirgt jedoch eine sehr eindeutige Strategie. Die Mechanismen, 
nach denen diese negativen Steuern verteilt werden, dienen gleichzeitig als 
Anreiz zur Arbeit. Arbeitstätigkeit schließt staatliche Unterstützung nicht aus; 
diese wird mit abnehmendem Einkommen schrittweise geringer. Um es kurz 
zu machen: In diesem System kann das Existenzminimum nur in der Verbin- 
dung von Arbeitseinkommen mit staatlicher negativer Steuerunterstützung er- 
reicht werden. In der ursprünglichen Konzeption sollte dieses System einen 
automatischen Mechanismus schaffen, der die Kräfte des freien Markts im 
Gleichgewicht hält (es wurde explizit als Kritik an Roosevelts Wohlfahrtsstaat 
entwickelt). Den Strategen Nixons geht es nicht um diesen Aspekt, sondern sie 


wollen die negative Einkommensteuer zu einer Strategie der Sozialplanung 
machen. 


Erstens schaltet dieses System den bürokratischen Dienstleistungsapparat aus, 
der im Endeffekt, wie wir gesehen haben, nur den Klassenkampf unterstützt 
hatte. Das neue System hat demgegenüber den Vorteil, unpersönlich und daher 
weniger politisch zu sein. Zweitens stellt es eine direkte Beziehung zwischen 
Einkommen und Arbeit her. Entscheidend ist dabei die Debatte um die Höhe 
der negativen Einkommensteuer: die Grenze muß niedrig genug angesetzt sein, 
damit das System keine angenehme Alternative zur Arbeit bietet. Schließlich 
war es der Hauptfehler des Fürsorgesystems gewesen, daß es lediglich eine ex- 
plosive Zunahme an Sozialhilfeempfängern auslöste. Kritiker des Familien- 
Unterstützungs-Plans haben bemängelt, daß die Sozialhilfe (welfare) auf diese 
Weise durch "Arbeitsprogramme" (workfare) ersetzt werde. Dieser Aspekt ist 
nicht zu unterschätzen. Mit diesem Plan kann offensichtlich nicht das Ein- 
kommen an die Produktivität angebunden werden. Aber er erzwingt eine di- 
rekte Verbindung zwischen Einkommen und Arbeit. Wir sollten betonen, daß 
es bei Arbeit um jede Art von Arbeit geht und um die in der Arbeit enthaltene 
soziale Disziplin. Ganz wie in der guten alten Theorie: Löcher graben und 
wieder zuschaufeln ist gut gegen revolutionäre Leidenschaft. (Die Mehrzahl 
der Empfänger wird die Reihen der Unterbeschäftigten vergrößern, die in 
Gebieten wie New York ohnehin schon einen Großteil der Arbeitskraft aus- 
machen.) Ganz gleich, ob es diesem System wirklich gelingt, die Leute zur 
Arbeit zu zwingen oder nicht - sein letztendliches Ziel ist vor allem, einen 


bereits bestehenden Sektor in eine genau bestimmte gesellschaftliche Hierar- 
chie einzuordnen. 


Aufgrund der Kämpfe mußte sich der Staat mit der Forderung nach einem 
garantierten Einkommen auseinandersetzen. Er versuchte daher, diese Forde- 
tung in den Griff zu bekommen und umzudrehen, indem er sie zu einer Form 
von Lohn innerhalb einer feinabgestuften Lohnhierarchie ‚machte. Sobald 
Kämpfe um Sozialhilfe ihren Klassencharakter manifestieren, muß das Kapital 
sie anerkennen und den Sozialhilfebereich in die Schichtung der Arbeit ein- 
ordnen. Das bedeutet nicht unbedingt, daß dieser Bereich zu einem Teil des 
Arbeitsprozesses wird. Aber er muß unter dem Gesichtspunkt der Arbeit orga- 


nisiert werden, das heißt vom Standpunkt einer starren Schichtung innerhalb 
der Klasse aus. 


Das garantierte Einkommen ist ein von der Produktivität, manchmal von Ar- 
beit überhaupt, abgekoppelter Lohn. Als solcher ist es allein von der Notwen- 
digkeit bestimmt, die Neuzusammensetzung der Klasse politisch kontrollieren 
zu können. Paradoxerweise wird das garantierte Einkommen zu einem Instru- 
ment der Arbeitsmarktsteuerung. Von den Experimenten der Einkommensver- 
teilung in der Kennedy-Johnson-Ära bleibt damit nichts übrig. Nixons Ent- 
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wurf zielt ganz realistisch darauf ab, die politische Homogenität der Klasse zu 
zersplittern. Sein Projekt wurde zwar vorläufig vom Kongreß abgelehnt, taucht 
aber mit Sicherheit wieder auf, vielleicht unter einer Regierung der Demokra- 
ten. 


"Industrielle Produktivität" und Gewerkschaft 


Nixons garantiertes Einkommen ist ein offener Versuch, die verschiedenen 
sozialen Bereiche voneinander zu isolieren, die sich in den Kämpfen gerade 
neu zusammengesetzt hatten. Es erschwert die Kommunikation zwischen Fa- 
brik und community. 


Der Erfolg dieser Strategie hängt aber davon ab, daß sie sich auf die gesamte 
Skala der Fabrikkämpfe anwenden läßt und die von ihnen bewirkte Lohnex- 
plosion eindämmen kann. 


Nixons Initiative an dieser Front sollte unmittelbar sowohl den Lohnangriff 
zurückschlagen als auch die gewerkschaftliche Kontrolle über die Arbeiter 
wiederherstellen. Diese beiden Ziele widersprechen sich nicht im geringsten. 
Der erste Schritt dieser Initiative bestand aus einigen "traditionellen", aber 
immer wieder wirksamen Maßnahmen wie der Erhöhung der Arbeitslosigkeit. 
Nach der offiziellen Statistik kletterte sie 1972 auf 6,5 Prozent. Am stärksten 
traf es die Gegenden, wo der Kampf am heftigsten gewesen war: Detroit, Cle- 
veland usw. wurden zu Krisengebieten erklärt. Bei den schwarzen und jungen 
Arbeitern verdoppelte sich die Arbeitslosenquote. Für schwarze Jugendliche 
lag sie bei 50 Prozent. 


Auf der Fabrikebene erscheint der Angriff in Form von Arbeitsintensivie- 
rung. Die kurzfristige Kapitalstrategie sieht keine technologische Zersplitte- 
rung der Arbeitskraft vor. Trotz Kennedys Gerede fand während der sechziger 
Jahre in den USA kein größerer technologischer Sprung statt. Die Zahlen von 
1973 weisen aus, daß nur 33 Prozent aller US Maschinen jünger als 10 Jahre 
sind. Das ist der niedrigste Prozentsatz seit 1940 (30 Prozent), nach einer 
zehnjährigen Depression. 


Der Produktivitätsanstieg während der Nixon-Ara wurde durch strengere 
Arbeitsdisziplin, vermehrte Überstunden und Intensivierung des Akkords er- 
reicht. Die Kämpfe in Lordstown und Detroit vom Sommer 1973 drehten sich 
daher auch um diese Themen. In Lordstown brüstete sich General Motors mit 
dem schnellsten Fließband der Welt, und in Detroit arbeiteten die Leute täg- 
lich 12 Stunden, auch samstags. 


Aber noch wichtiger als Arbeitslosigkeit und Repression in den Fabriken war 
der Aspekt der institutionellen Veränderungen durch die Nixonregierung. Die 
Neue Wirtschaftspolitik, die Nixon am 15. August startete, beinhaltete den 
Lohnstopp und die Institution des Pay Boards, die ihn durchsetzen sollte. Die 
Leitartikel der Wirtschaftszeitungen kommentierten damals, Nixon sei plötzlich 
ein Keynesianer geworden. In Wirklichkeit hatte sein Programm mit der Ein- 
kommenspolitik der frühen sechziger Jahre nichts gemein. Theoretisch wie 
praktisch war diese Einkommenspolitik von den Ereignissen überholt worden. 
Ein wirtschaftlicher Wachstumsprozeß, der eine stabile Beziehung zwischen 
gesellschaftlicher Produktivität und Löhnen und ein Gleichgewicht zwischen 
verschiedenen Produktionsbereichen aufrechterhalten könnte, war unvorstellbar 
geworden. Das eigentliche Ergebnis der keynesianischen Politik der sechziger 


51. Business Week, 10. November 1973, S. 43. 
52. E. Rothschild, a.a.O. 
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Jahre war gerade die Förderung der Neuzusammensetzung der Klasse. Sie hat 
einen internationalen Kampfzyklus von enormem Ausmaß in Gang gebracht 
und damit eine Stockung der Kapitalakkumulation hervorgerufen. 


Die neue Kapitalstrategie bewirkt ein Ungleichgewicht zwischen den Pro- 
duktionssektoren und zersplittert dadurch die Klasse politisch. Das Kapital ist 
gezwungen, bestimmte führende Wirtschaftssektoren auf Kosten anderer zu 
fördern. Es tut dies, selbst auf die Gefahr wirtschaftlicher Instabilität hin, so- 
lange es den erforderlichen Akkumulationsgrad auf internationaler Ebene auf- 
rechterhalten kann.°® 


Unter diesen Umständen sind starre Richtlinien für Lohnerhöhungen nutzlos. 
Das Pay Board setzte die Richtlinien auch nur formal fest. In Wirklichkeit be- 
einflußte es die Tarifverhandlungen sektorweise unter Berücksichtigung des 


een Kräfteverhältnisses. Mehr hatte es mit dem Lohnstopp nicht auf 
sich. 


Das Pay Board und die institutionellen Veränderungen können jedoch un- 
möglich unabhängig von der neuen Rolle der Gewerkschaften verstanden wer- 
den: wenn die Beziehung zwischen Löhnen und Produktivität aufgehoben 
wird, verlieren die Gewerkschaften, die diesen Bezug garantieren sollen, ihre 
traditionelle Rolle im System. Sie können nicht mehr die eine Seite eines dy- 
namischen Gleichgewichts institutionalisierter Kräfte darstellen. Ihre Bezie- 
hung zum Staat kann nicht einmal mehr als "Kollaboration" für die Sicherung 
des sozialen Friedens aufgefaßt werden. Die Gewerkschaften müssen Teil des 


Staates werden, sie müssen sich an der Regierung beteiligen. Sie müssen die 
Arbeiterklasse "regieren". 


Daraus erklärt sich die Einrichtung des Pay Boards und der Gewerk- 
schaft/Unternehmer-Komitees in verschiedenen Phasen der NEP. Die Kon- 
trolle über die Löhne wird nicht durch allgemeine Richtlinien gewährleistet, 
sondern durch die institutionalisierte Verbindung zwischen Gewerkschaften 
und Regierung, also durch den faktischen Eintritt der Gewerkschaften in die 
Regierung. 

Dieses neue Arrangement sorgt für eine hohe Flexibilität bei Tarifver- 
handlungen. Bei den einzelnen Tarifabschlüssen ergibt sich dadurch ein großer 
Spielraum, während die Unterschiede zwischen den Sektoren vertieft werden. 


‚ Die neue Rolle der Gewerkschaft im Staat erfordert natürlich eine Reihe von 
internen Veränderungen in der Organisationsform und im Verhältnis zur Ar- 
beiterklasse. Einige "Rückständigkeiten", die in der Vergangenheit die Tarif- 
verhandlungen verzögerten, müssen ausgeschaltet werden. Eine der größten 
Schwierigkeiten ist die extreme Dezentralisierung der Gewerkschaftsbewegung. 
Diese eröffnet den locals die Möglichkeit autonomer Aktionen, die häufig der 
Politik der international unions zuwiderlaufen. 


Die Gewerkschaftsreformen werden den internationals einen größeren Ein- 
fluß auf die regionalen Tarifverhandlungen verschaffen und das Verfahren 
zum Abschluß von Tarifverträgen "verbessern". Es wird dann nicht mehr so‘ 
leicht möglich sein, daß Verträge von der Basis zurückgewiesen werden. 


Kurz, erforderlich ist eine größere "Autonomie" der Gewerkschaftsführung 
von alltäglichen Beschwerden, hohe Professionalität der Gewerkschaftsführer 
und der Einsatz fortgeschrittener Technologien zur Steigerung der Leistungs- 


53. Als dieser Artikel geschrieben wurde, begann gerade die "Ölkrise", Obwohl sie hier nicht direkt 
analysiert wird, sollte doch der Zusammenhang zwischen Nixons Neustrukturierung der Wirt- 
schaft und der folgenden internationalen Krise offensichtlich sein. (* Siehe den folgenden Aufsatz 
"Bemerkungen zur internationalen Krise".) 
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fähigkeit. Gewerkschaften müssen in jeder Hinsicht wie Geschäftsunterneh- 
men funktionieren können. 


Daraus folgt, daß die zunehmende Kluft zwischen Arbeiterklasse und Ge- 
werkschaften aus der Unzufriedenheit der Arbeiter und gleichermaßen aus den 
neuen "management"-Erfordernissen der Gewerkschaftsfunktion entsteht. Zu- 
dem muß die Gewerkschaftsbewegung die Inhalte ihrer neuen Aufgabe und 
Strategie neu überdenken. Vorher muß jedoch noch ein anderer Aspekt der 
gegenwärtigen kapitalistischen Reorganisierung untersucht werden. 


In der Kennedy-Johnson-Ära, deren Wirtschaftspolitik an der Makroöko- 
nomie von Keynes orientiert war, versuchten die soziologischen Ideologien 
ihre Glaubwürdigkeit durch erste Experimente mit Sozialpolitik unter Beweis 
zu stellen. Zum ersten Mal wurde die Soziologie als brauchbares Instrument 
für die Analyse und staatliche Intervention in der Sozialplanung akzeptiert. 
Moynihans Karriere als Regierungsbeamter ist dafür ein gutes Beispiel. Die 
Sozialwissenschaften beschäftigten sich mit den Problemen der Armut, der Ar- 
beitslosigkeit, der Kriminalität und vor allem mit ethnischen und Rassenpro- 
blemen. Sie sollten herausfinden, wie gesellschaftliche Konflikte kontrolliert 
werden können, wenn sie sich schon nicht beseitigen lassen. Dabei unterstellte 
die Soziologie aber die Möglichkeit einer Anpassung der sozialen Zusammen- 
setzung an das Wirtschaftswachstum. Der ideologische Charakter dieser Unter- 
stellung erwies sich während der gesellschaftlichen Kämpfe, die die Grundlage 
des Projekts "Neue Wirtschaft" erschütterten. Damit mußte die Soziologie ihr 
Ideal einer umfassenden Synthese aufgeben und das Rassenproblem der "güti- 
gen Nachsicht" überlassen. In der gegenwärtigen Phase wird die Soziologie der 
Arbeit zum zentralen Thema. Die Betonung, die jetzt auf die Organisation der 
Arbeit gelegt wird, ist nicht einfach die Antwort auf das "Lordstown Syn- 
drom", diese so häufige Klage über die Unmotiviertheit und das Gelangweilt- 
sein der Arbeiter. Die Arbeitssoziologie liefert eine neue Herangehensweise an 
die allgemeineren Probleme der sozialen Organisation. Die Perspektive einer 
industriellen Organisation entspricht den gegenwärtigen kapitalistischen Erfor- 
dernissen von Sozialplanung weit eher als die bisherigen beschreibenden 
Analysen der Klassensoziologie. 


Die Arbeitssoziologie hatte schon immer verschreibenden Charakter und 
diente damit den Anforderungen der Fabrikverwaltung. Sie war daher weit 
weniger für "soziologische Wunschvorstellungen" anfällig. Vor allem entspricht 
die Methode der Arbeitssoziologie dem gegenwärtigen Vorstoß des Kapitals, 
auf planvolle Weise in das soziale Milieu einzugreifen: sei es zur Kontrolle des 
Fürsorgesystems, zur Neuorganisation des Bildungswesens, zur Regulierung des 
Arbeitsmarkts oder zur Veränderung der Arbeit am Fließband. 


Die wirtschaftliche Entwicklung schafft nicht automatisch die ihr angemes- 
sene soziale Zusammensetzung. Es ist umgekehrt. Eine bestimmte Klassenzu- 
sammensetzung ist gegenwärtig eine wesentliche Voraussetzung für die Ent- 
wicklung und muß daher geplant und organisiert werden. 


In Bezug auf die Fabriken Kritisiert die neue Sozialwissenschaft das Konzept 
der "human relations"”” als schlechten Ersatz des Taylorismus. Die Theorie der 


54. Derek C. Bol, J.T. Dunlop, Labor and the American Community, 1970. 


55.* Das betriebssoziologische Konzept der "human relations" (Menschlichen Beziehun en) ging aus 
den berühmten Experimenten in dem Hawthorne-Werk der besonders gewerkschaftsfeindlichen 
Firma Western Electric hervor, die seit 1924 durchgeführt wurden. Das Wissenschaftlerteam 
unter Elton Mayo "entdeckte" dabei, daß die individuelle Arbeitsleistung weder von den, zuvor 
in Einstellungstests systematisch gemessenen "Fähigkeiten", noch einzelnen physischen 
Umgebungseinflüssen wie Licht oder Temperatur abhängt. Sie betonten die Bedeutung von "in- 
formellen", d.h. von der Firmenleitung nicht geplanten, sozialen Gruppen im Betrieb. Um die 
"Motivation" der Arbeiter zu erhöhen, müsse das Managment an diesen Strukturen ansetzen und 
sie berücksichtigen. "Human Relation" ist keine Alternative zum Taylorismus, wie es so oft miß- 
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"human relations" war aus der ideologischen Prämisse erwachsen, die Arbeiter 
müßten nur "besser" behandelt und innerhalb der Fabrik ein soziales System 
aufgebaut werden. Die Schwachstellen dieser Theorie waren die Annahme, die 
Arbeiter könnten sich in einer veränderten Umgebung den Maschinen anpas- 
sen, und die daraus folgende Vernachlässigung des Arbeitsprozesses selbst. 
Dieses Konzept war so unsinnig, daß es in vielen Fällen durch eine neuzeitlich 
aufpolierte Variante von Fordismus ersetzt wurde. (Das genau ist das Vega- 
Werk von General Motors in Lordstown.) Der Fordismus garantiert zwar nicht 
die Zufriedenheit der Arbeiter, aber zumindest eine Produktivitätssteigerung. 


Die einzig mögliche Alternative zu Taylorismus und "human relations" "muß 
aus der Annahme entstehen, daß es nicht damit getan ist, die Menschen der 
Technologie oder die Technologie den Menschen anzupassen. Man muß sowohl 
die sozialen Bedürfnisse der Arbeiter als auch die auszuführende Arbeit be- 
rücksichtigen." 


Ein Schritt in die richtige Richtung ist es, über die gegenwärtigen Techniken 
des "job enrichment", "job enlargement", "job rotation" usw.’’ hinauszugehen, 
da diese nur eine beschränkte Lösung darstellen. Denn sie befassen sich nur 
mit der horizontalen Struktur der Arbeit und klammern die vertikale Hierar- 
chie in Industrieunternehmen, also die umfassende Arbeitsorganisation, aus. 
Jeder Arbeitsplatz muß ein "Gestaltungsexperiment" werden. Autonome Ar- 
beitsgruppen, integrierte Funktionen, Selbstverwaltung, Arbeitsplatzmobilität, 
Fortbildungsentgelt, fähigkeits- statt arbeitsplatzbezogene Löhne sind nur ei- 
nige Möglichkeiten, die ausprobiert werden sollen. 


Sicherlich sind viele der Lösungen, die die Befürworter der "Arbeitsgestal- 
tung" vorschlagen, utopisch. Aber der generelle Trend ist klar: die Notwen- 
digkeit allumfassenden Experimentierens. Die feste Beziehung des Arbeiters zu 
seinem Arbeitsplatz ist vorbei. Er wird nicht länger über seine spezifische 
Funktion definiert. Und die Aufgabenteilung ist nicht durch die technologi- 
sche Arbeitsteilung bestimmt. 


Die Theorie der "Arbeitsgestaltung" verkörpert die Lehren des Klassen- 
kampfs. Die technologische Klassenspaltung hatte die Neuzusammensetzung 
nicht verhindern können. Die Arbeitsorganisation läßt sich daher nicht ein für 
alle mal festlegen. Sie muß äußerst anpassungsfähig und zu ständigen und 
schnellen Veränderungen in der Lage sein. 


Im Endeffekt ist die Frage der Arbeitsorganisation ein politisches Problem 
und wird allein vom Kräfteverhältnis zu einem bestimmten Zeitpunkt be- 
stimmt. 


Daher ist es auch klar, daß die Arbeitsorganisation nicht Sache des einzelnen 
Managements ist. Die Befürworter der "Arbeitsgestaltung" sind sich dessen be- 
wußt und sprechen daher von "gesellschaftlicher Produktivität" und nicht bloß 


verstanden wird, sondern eine soziologische Ergänzung. Die Geburt dieses Konzepts fiel zeitlich 

mit der Weltwirtschaftskrise und den neuen Klassenkämpfen in den 30er Jahren zusammen, was ' 
seine Brauchbarkeit für das Kapital schmälerte. Die Arbeiterklasse ließ sich schon nicht mehr auf 

"informelle" Kleingruppen in den Abteilungen zurechtstutzen. (siehe Harry Braverman, Die Ar- 

beit im modernen Pre uktionsprozeß, Frankfurt 1977). 


56. Work in America, 1973, S. 19. 


57.* In der hiesigen Diskussion um die "Humanisierung der Arbeit", die eine Antwort auf die Mas- 
senarbeiterkämpfe der 70er Jahre ist, haben sich diese Begriffe mittlerweile eingebürgert. Job 
Enrichment ist die Arbeitsbereicherung, d.h. die Arbeit soll inhaltlich wieder “qualifizierter” 
"anspruchsvoller" werden. Job Enlargement ist die Arbeitsausweitung, d.h. jeder Arbeiter soll 
mehr verschiedene Arbeiten ausführen, z.B. nicht nur eine, sondern gleichzeitig mehrere Maschi- 
nen bedienen. Job Rotation ist das ständige Wechseln zwischen verschiedenen Arbeiten. Un- 
schwer ist zu erkennen, daß diese Formen der "Humanisierung" in erster Linie auf höhere Flexi- 
bilität und Arbeitsproduktivität in der Fabrik zielen. Diese Formen der Umstrukturierung im 


unmittelbaren Arbeitsprozeß werden in der Industriesoziologie als "Arbeitsgestaltung" bezeich- 
net. 
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von "industrieller Produktivität".°® Neben dem Management haben auch Staat 
und Gewerkschaft eine grundlegende Aufgabe bei der "Arbeitsgestaltung". 


Die Aufgabe des Staats ist es, die Vollbeschäftigung nicht nur mit steuerli- 
chen und finanziellen Maßnahmen zu fördern, sondern auch mit bundesweiten 
und kommunalen Programmen, die den Arbeitsmarkt regulieren und das An- 
gebot an Arbeitskraft auf die technologische Entwicklung abstimmen. 


Die Rolle der Gewerkschaften ist es, die politischen Voraussetzungen für 
diese Experimente zu schaffen. Daraus erklären sich die neuen Inhalte der 
Gewerkschaftspolitik und die Bedeutung der politischen Arbeitsorganisation. 


Da sich die Schichtung der Arbeiterklasse aus den oben genannten Gründen 
nicht aus der Technologie ergibt, sind die Gewerkschaften die einzigen Ga- 
ranten der Stabilität und ein wichtiger Bestandteil aller Projekte zur Ar- 
beitsgestaltung. 


Die Antwort des Kapitals auf die fortschreitende Vereinheitlichung der Ar- 
beit ist die Institutionalisierung des Wechsels in den Arbeitsbedingungen. Die 
Teilnahme der Gewerkschaftsbewegung an der Arbeitsgestaltung soll die poli- 
tische Kontrolle über die Klasse aufrechterhalten. Das gewerkschaftliche "Re- 
gieren" der Arbeiter erfaßt so alle Bereiche vom Staat bis zur Fabrik. Daraus 
at unmittelbar die Krise eines der grundsätzlichen Dogmen der Neuen Lin- 

en. 


Deren Vertreter behaupten, eine Strategie der Arbeiterkontrolle sei mit einer 
"qualitativen" Wende bei den Arbeiterforderungen verbunden: vom Lohn zu 
den Arbeitsbedingungen. Aber das neue Interesse der Gewerkschaften an den 
Arbeitsbedingungen ist alles andere als revolutionär. Es drückt nur die neuen 
Erfordernisse der kapitalistischen Arbeitsorganisation aus. 


Januar 1974 
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BEMERKUNGEN ZUR 
INTERNATIONALEN KRISE 


Mario Montano 


Wenn man sich mit dem Projekt des Kapitals zur internationalen Krise be- 
schäftigt, wird ein Aspekt sofort klar: aus seiner Perspektive ist die Krise ein 
langfristiges Unternehmen. Es handelt sich nicht um eine zeitweilige Rezes- 
sion, um die Inflation zu beheben und die "Lebensgeister" des Kapitals neu zu 
aktivieren, sondern um eine langfristige Austeritätspolitik, die den Arbeitsz- 
wang mit größtmöglicher Gewalt durchsetzen soll. Auf internationaler Ebene 
schließt diese Gewalt niedrigere Lebensstandards, verstärkte Arbeitslosigkeit 
und höheres Arbeitstempo für die Arbeiterklasse ein; die taktische Durchset- 
zung dieses Arbeitszwangs ist jedoch an die örtlichen Bedingungen angepaßt. 
So finden wir eine Ghettoisierung der Arbeitskraft und Arbeitsprogramme 
("workfare") in den Industrieländern, Massenmord an der Arbeiterklasse in 
Chile, massenhaften Hunger von Proletariern in Indien usw. 

Daß das Kapital gezwungen ist, mit einer derartigen multinationalen Gewalt 
anzugreifen, zeigt gerade, über welche gewaltige Kraft die Arbeiterklasse in 
ihrer internationalen politischen Neuzusammensetzung verfügt hat. Das Kapital 
sieht in der Krise eine langfristig angelegte Strategie, denn es ist sich bewußt, 
daß es um die historische Neubestätigung der Arbeit als Bedingung von Ein- 
kommen geht, und folglich darum, die Jahrhundertniederlage einer internatio- 
nalen Arbeiterklasse herbeizuführen, die im Begriff ist, das Einkommen von 
der Arbeit abzukoppeln. 

Historisch gesehen hat die Arbeiterklasse die "Vollbeschäftigung" durchge- 
setzt und diese dann benutzt, um ihre Lohnkämpfe in Gang zu bringen und 
weiter die Macht des Kapitals anzugreifen. Wenn die Kämpfe der US-Ar- 
beitslosen in den dreißiger Jahren erzwangen, daß Arbeitslosigkeit im zerstö- 
rerischen Ausmaß und Deflation als Mittel zur Kontrolle der Löhne fallenge- 
lassen wurden, so zeigten die Lohnkämpfe der sechziger Jahre, daß die "Voll- 
beschäftigung" ebenfalls politisch nicht beherrschbar ist. In dem Kampfzyklus, 
der Mitte der sechziger Jahre beginnt, ringt die Arbeiterklasse die zwei wich- 
tigsten kapitalistischen Kontrollstrategien nieder: einerseits die "technologische" 
Kontrolle der Klasse als Arbeitskraft, d.h. den gezielten Gebrauch der Tech- 
nologie zur Unterdrückung des Klassenkampfs und die Beschränkung der 
Klasse auf die Rolle einer Variablen im Wechselspiel von Angebot und Nach- 
frage, und andererseits die "ökonomische" Kontrolle der Klasse als innere 
Nachfrage, d.h. den Versuch, die Lohnkämpfe der Arbeiterklasse als Haupt- 
triebfeder der ökonomischen Entwicklung zu nutzen. Die Arbeiterklasse griff 
auf beiden Ebenen an: in der Produktion mit niedriger Produktivität, Absen- 
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tismus usw. und in der Zirkulation mit unkontrollierbaren Lohnforderungen, 
also mit einer verallgemeinerten Strategie gegen die Arbeit und für das Ein- 
kommen - für Einkommen gegen Arbeit. 


Der Kampf der Arbeiterklasse und die Krise 


Die Krise ist dem Kapital aufgezwungen durch die parallelen, gleichzeitigen 
und zunehmenden Lohnkämpfe der Entlohnten wie der Nichtentlohnten auf 
internationaler Ebene. Das ist mit "internationale politische Neuzusammenset- 
zung der Arbeiterklasse" gemeint. Durch die massive internationale Zirkulation 
des Lohnkampfs in den sechziger Jahren hat die Arbeiterklasse das unsichere 
Bindeglied zwischen Löhnen und Produktivität zerstört und tief in die Profit- 
spannen eingeschnitten. Damit hat sie die Wurzeln des kapitalistischen Kom- 
mandos als Kommando über Arbeit erschüttert. Die Macht des Kapitals, Ar- 
beitsleistung zu erzwingen, hat sich verringert, und die Macht der Arbeiter- 
klasse, weniger zu arbeiten, hat zugenommen. 

Diese Kämpfe für mehr Geld und weniger Arbeit, die Zurückweisung von 
"Einkommenspolitik" durch die Arbeiterklasse, der Absentismus, die verrin- 
gerte gesellschaftliche Produktivität, Sabotage, die Kämpfe für Sozialhilfe und 
die städtischen Aufstände - sie alle waren autonome Kämpfe, vorangetrieben 
durch die direkte Initiative der an ihnen Beteiligten, und zwar entweder mit- 
tels politischer Organisationen wie Regierungsstellen, Gewerkschaften, "Ar- 
beiterparteien", soweit diese benutzt werden konnten, oder mittels neuer orga- 
nisatorischer Lösungen. Überall hat die massenhafte Lohnoffensive die Selbst- 
organisation hervorgebracht, wozu auch direkte Massenaktionen, der politische 
Gebrauch von Massengewalt und die gezielte Organisation des bewaffneten 
Kampfs in der community gegen die Fabrik und den Staat gehörten. Überall 
haben sich die gleichen politischen Eigenschaften des Lohnkampfs entwickelt: 
im hochentwickelten England, im rückständigen Portugal, im abhängigen Ar- 
gentinien, im reformistischen Chile und im sozialistischen China. Zur gleichen 
Zeit, als die entlohnte Arbeiterklasse die "Vollbeschäftigung", den Antifa- 
schismus, Peron, Allende und die Große Proletarische Kulturrevolution für 
ihre Lohninitiative benutzt hat, haben die nichtentlohnten Massen weltweit 
ihren Druck verstärkt und die Eröffnung völlig neuer Lohnfronten erzwungen. 
Die immense Forderung nach Einkommen seitens der Nichtentlohnten hat ört- 
lich begrenztes Wachstum und wirtschaftliche Entwicklungspläne in Libyen, 
Algerien, Iran, Venezuela, Indonesien und Nigeria hervorgebracht. Jahrzehnte 
nationaler Befreiungskämpfe haben in jener Sphäre, die früher "Dritte. Welt" 
genannt wurde, eine explosive nichtentlohnte, unzufriedene und unkontrol- 
lierte Klassenforderung erzeugt. 

International wie in seinen Ausgangsbasen sah sich das Kapital zugleich mit 
Entwicklung und Unterentwicklung, mit den Entlohnten und den Nichtent- 
lohnten konfrontiert. Die Verbindung aus anschwellendem Lohnkampf und 
offenem Angriff auf das kapitalistische Kommando läßt dem Kapital keine 
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andere Wahl, als die Krise hinzunehmen und zu versuchen, sie auf die Arbei- 
terklasse zurückschlagen zu lassen.! 


Im ‘internationalen Maßstab bleibt der Zyklus der Kämpfe der US-Arbeiter- 
klasse hauptsächlicher Bezugspunkt, nicht einfach wegen der strategischen Po- 
sition und der Stärke der US-Arbeiterklasse, sondern weil der US-Zyklus die 
höchste Neuzusammensetzung einer multinationalen Arbeiterklasse auf Lohn- 
ebene gezeigt hat. In diesem Sinn interpretiert und erklärt der US-Zyklus viel 
deutlicher die politische Qualität des internationalen Zyklus insgesamt: die 
Neuzusammensetzung der entlohnten und der nichtentlohnten Teile der Klas- 
se?. Politische Neuzusammensetzung der Arbeiterklasse bedeutete die gleich- 
zeitige Explosion der Löhne und der Sozialhilfe, die eine traditionelle Rezes- 
sion (1969-1970) noch nicht einmal im Ansatz einzudämmen vermochte. Wäh- 
rend der Nixon-Rezession stiegen die Arbeitslosigkeit, die Sozialhilfe und die 
Löhne, während die Profite sanken. Ab Mitte 1971 war klar, daß die gute alte 
Medizin nicht mehr wirkte. 


Es ist entscheidend, daß wir uns klarmachen: In diesem Kampfzyklus entste- 
hen die politischen Probleme des Kapitals nicht nur an der traditionellen 
Lohnfront. Das Kräfteverhältnis zwischen Kapital und Arbeiterklasse wird 
sicher nicht nur freitags gemessen, denn in der Auseinandersetzung geht es um 
mehr als um die Lohntüte. Der Kampf nimmt viele Formen an: Absentismus, 
verringerte Produktivität, Gebrauch und Mißbrauch der gewerkschaftlichen 
Einrichtungen (d.h. "Mogeln" bei Krankenunterstützungen), Klauen und Dieb- 
stahl von Warenladungen, schließlich die unendliche Vielfalt der Sabotagefor- 
men ("Gegenplanung vor Ort im Betrieb"). Viel wichtiger ist aber, daß der 
Kampf sich nicht aufs Fließband, den Hafen oder die Straße beschränkt; er 
findet gleichermaßen im Wohnviertel, in der community statt. Von Kämpfen 
für Sozialhilfe bis hin zu Mietstreiks, von kriminellen Aktivitäten wie Laden- 
diebstahl und Raub bis zu direkten Aneignungsfeldzügen in Supermärkten, 
von Hausbesetzungen bis zu Preisboykotts bei Lebensmitteln: Vor unseren Au- 
gen entfaltet sich ein ganzes Spektrum von Klassenkämpfen für Wohlstand. 
Daß es diese beiden Ebenen des Klassenkampfs gibt (Fabrik und Stadtteil; 
Entlohnte und Nichtentlohnte), ist nichts Neues und kein besonderes Kenn- 
zeichen dieses Kampfzyklus. Neu ist die Stärke, die beide Bereiche entwickelt 
haben, und die schnelle Zirkulation zwischen ihnen, die die Abfolge Rezes- 
sion-Arbeitslosigkeit-Lohnsenkung unmöglich gemacht hat. 


So wurden in diesem Kampfzyklus alle Lohnstrategien des Kapitals über den 
Haufen geworfen. Der Versuch, in der Fabrik die Löhne an die Produktivität 
zu koppeln, wurde mit Forderungen nach mehr Geld und weniger Arbeit be- 
antwortet; der Versuch, Einkommen an Arbeit zu binden, wurde durch die 
Kämpfe um Sozialhilfe blockiert; der Versuch, in bestimmten Klassensektoren 


1. Die politischen Quellen für die Untersuchung zu den Nichtentlohnten in diesem Artikel finden 
sich bei: Mariaroga Dalla Costa und Selma James, Die Macht der Frauen und der Umsturz der 
Gesellschaft, Berlin (Merve) 1973; Selma James, Geschlecht, Rasse und Klasse. In: Lohn für 
Hausarbeit, München (Trikont) 1974; Silvia Federici, Wages Against Housework. Bristol li 
Falling Wall Press) 1975. Viele Gedanken dieses Artikels wurden zum ersten Mal veröffentlicht 
in Antonio Negri, Tesi sulla crisi. In: Sergio Bologna, Paolo Carpignano, Antonio Negri, Crisi e 
organizzazione operaia. Milano (Feltrinelli) 1974; Ferruccio Gambino, Terrorismo anti-operaio: i 
nemici sono qui. In: Potere Operaio, Dezember 1973; und Sergio Bologna, Questioni di metodo 
per l’analisi del piano chimico. In: Quaderni Piacentini. 


2. Vgl. Paolo Carpignano, Klassenzusammensetzung in den USA der 60er Jahre, in diesem Band. 
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nichtentlohnte Arbeit durchzusetzen, wurde durch die organisierte Entwick- 
lung von Lohnforderungen bei Frauen, Jugendlichen, G.I.’s und Gefangenen 
unterminiert. 

Den Soziologen kommen inzwischen die Sorgen. Sie erkennen eine "Revolu- 
tion der steigenden Ansprüche": Die Arbeiterklasse schert sich nicht um 
Chancengleichheit. "Jetzt geht es um Gleichheit beim Ergebnis, um ein gleiches 
Auskommen für Alle." 

Der US-Zyklus kann nur deshalb für den internationalen Zyklus stehen, weil 
er die Spitze eines Eisbergs darstellt. Auf internationaler Ebene hat der An- 
griff der Arbeiterklasse in den sechziger Jahren die Weltordnung, wie sie in 
Bretton Woods neu festgelegt worden war, auf den Kopf gestellt. Damals 
wurde die Nachkriegsentwicklung neu in Gang gebracht auf der Grundlage 
a) eines interkapitalistischen Übereinkommens hinsichtlich einer Neuaufteilung 
der traditionellen Einflußgebiete von Imperialismus und Unterentwicklung, 
und b) eines historischen Experiments in Sachen "Vollbeschäftigung", Refor- 
mismus für die Arbeiterklasse in Europa und Japan, finanziert durch Defizite 
im US-Haushalt und gemanagt durch Sozialdemokratie und die CIA. 

So war die Nachkriegsstrategie geprägt von einer internationalen Planung 
und einer Regulierung des Widerspruchs zwischen Entwicklung und Unterent- 
wicklung an. Die unterschiedlichen Entwicklungsniveaus in den USA, Europa 
und Japan sollten garantieren, daß sich die Angriffskraft der nordamerikani- 
schen Arbeiterklasse von 1933 bis 1946 nicht auf die gesamte "entwickelte" 
Zone ausbreitete. Auf der Basis dieser Unterschiede in der Zusammensetzung 
des Kapitals begannen die Multinationalen in den fünfziger Jahren zu expan- 
dieren. 

Das System von Bretton Woods geriet in die Krise, als die internationalen 
Kämpfe klarmachten, daß der ganze Aufbau keinerlei Spielraum mehr ließ. 
Als Eindämmungsstrategie gegenüber der Arbeiterklasse haben Entwicklung 
wie Unterentwicklung versagt. In den USA, in Europa und Japan lief die 
"Entwicklung" auf Watts? hinaus, auf den französischen Mai 1968, den italie- 
nischen heißen Herbst, die japanische Frühjahrsoffensive usw. Aus der "Voll- 
beschäftigung" wurde Arbeiterrevolution (1974 waren die Lohnunterschiede 
zwischen den USA, Europa und Japan praktisch verschwunden. Für multina- 
tionale Konzerne mit Sitz in Europa oder Japan mag es jetzt zweckmäßiger 
erscheinen, direkt in den USA zu investieren.). In der "Dritten Welt" ist es er- 
wiesenermaßen nicht gelungen, die Lohnkämpfe der entlohnten Arbeiterklasse 
und die Einkommensforderungen der Nichtentlohnten mittels Unterentwick- 
lung einzudämmen. 


Die Anwort des Kapitals 


Die Antwort des Kapitals auf den Angriff der internationalen Arbeiterklasse 
läßt sich an der Wirtschaftspolitik der Vereinigten Staaten ablesen. Wir können 
die Einleitung der Gegenoffensive des Kapitals auf den 15. August 1971 da- 


3. D. Bell, The revolution of rising entitlements. In: Fortune, April 1975 


4.* Watts ist ein Schwarzenghetto in Los Angeles, in dem es im Sommer 1965 zu einem der ersten 
großen Riots der 60er Jahre kam. Siehe auch Fußnote 14 in Carpignano in diesem Band. 
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tieren, den Tag, als die US-Regierung mit einem plötzlichen taktischen 
Schachzug in der von der Arbeiterklasse ausgelösten Krise die /nitiative er- 
griff. 

Daß traditionelle Rezessionen ein untaugliches Mittel zur Begrenzung der 
Löhne gewesen sind, muß spätestens seit 1969 international als erwiesenes 
Merkmal der Lohnkämpfe gelten. Während der Jahre 1969 und 1970 wurde 
offenkundig, daß die internationale Lohnoffensive ungehindert durch Rezes- 
sionen und Manöver des Abbremsens weiterging. 

Arnold Weber, einer der Vorkämpfer des Lohn-und Preis-Stopps und ge- 
schäftsführender Vorsitzender des (US-)Ausschusses für Lebenshaltungskosten, 
gibt eine klarsichtige Darstellung des politischen Hintergrunds für den 
15. August: 

"Ende 1970 lag in den neu ausgehandelten Tarifverträgen die durch- 
schnittliche Lohnsteigerung im ersten Laufjahr bei acht Prozent. Kein 
Silberstreif war am Horizont zu sehen. Die Entwicklung bei den Tarif- 
verträgen von 1971 ließ nicht auf Besserung hoffen. Die Einigung in der 
weißblechverarbeitenden Industrie vom Frühjahr 1971 wurde zur Orien- 
tierungsmarke für Aluminium und Stahl. Dies führte zu Verträgen mit 
geschätzten Lohnkostensteigerungen von 16 Prozent im ersten Jahr der 
Laufzeit. Der ausgedehnte Konflikt um die Dienstordnung bei den Ei- 
senbahnen fand einen zwar nicht konstruktiven, dafür aber kostspieligen 
Abschluß, der - verteilt über 42 Monate und beginnend mit dem 
1. Januar 1970 - einen Lohnanstieg um mehr als 40 Prozent vorsah. Im 
zweiten Quartal 1971 betrug die durchschnittliche Lohnsteigerung im 
ersten Jahr der Laufzeit bei den wichtigeren Tarifabschlüssen 
zehn Prozent. ... So lagen im Sommer 1971 die Richtwerte der wirt- 
schaftlichen Bewegungen schmerzlich nah beieinander. Die Preistrends 
waren uneinheitlich und immer noch hielten Lohnerhöhungen einen be- 
trächtlichen Druck im Kostenbereich aufrecht. Die Lage durch deflatio- 
näre Maßnahmen zu klären, war unmöglich oder politisch gefährlich. 
Das Budget für das Haushaltsjahr 1971 wies eine Zunahme des Defizits 
um über 20 Mrd. Dollar aus. Gleichzeitig wuchs die Geldmenge - teil- 
weıse von der Regierung diskret gefördert - in erstaunlichem Tempo. 
Jeder energische Versuch, in diese Entwicklungen einzugreifen, trug das 
Risiko einer Steigerung der Arbeitslosigkeit auf politisch wie volkswirt- 
schaftlich unvertretbare Größenordnungen in sich. ... Alle Neigungen 
zum "harten Durchgreifen" waren nach der Erfahrung vom Herbst 1970 
sehr gedämpft, als der lange Streik in der Automobilindustrie offenbar 
die Bemühungen zunichte gemacht hatte, wieder ein kräftiges Wirt- 
schaftswachstum herzustellen. ... In einem einzigen bedeutenden Schritt 
konnte die Regierung zugleich die politischen Zwänge im Innern auflö- 
sen und gegenüber ihren ausländischen Wirtschaftspartnern die Initiative 
ergreifen. Die Entwicklung zu einer dauerhaften Verschlechterung der 
Zahlungsbilanz und zu Angriffen auf den Dollar auf den internationalen 
Geldmärkten stand unmittelbar bevor. ... Im Inland erzielten die Roh- 
stahlerzeuger mit der Stahlarbeiter-Gewerkschaft United Steelworkers of 
America am 1. August ein Abkommen, das die sofortige Anhebung der 
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Löhne und Sozialleistungen um 15 Prozent vorsah: ein Zeichen dafür, 

daß die Dynamik der Kostensteigerung ungeschwächt war."? 
So gab es nur eine Lösung, nämlich die Krise als langfristige Strategie zu ent- 
wickeln, d.h. von der zyklischen Rezession zur historischen Krise überzugehen, 
und zwar durch den offenen Angriff auf die europäische und die japanische 
Arbeiterklasse (durch Einführung eines zehnprozentigen Sonderzolls auf Im- 
porte, der zur innerimperialistischen Konkurrenz gehört) und durch einen all- 
gemeinen Angriff auf die Arbeiterklasse im eigenen Land, veranlaßt durch die 
Regierung (Lohnstopp). Hinter den zehn Prozent Sonderzoll und der Begren- 
zung des Lohnanstiegs auf fünf Prozent vom 15. August standen die Atom-U- 
Boote und die Nationalgarde. Für die unvermittelt erzwungene Änderung der 
Wechselkurse (exchange ratios) zwischen den Nationen und innerhalb des in- 
ternationalen Kapital-Lohn-Verhältnisses gab es keine Begründung, außer der 
Überlegung, daß damit vorteilhaftere Machtverhältnisse geschaffen wurden. 

Wir wissen heute, daß die Maßnahmen vom 15. August 1971 zu schwach 
wirkten. 1973 wurde deutlich, daß das Kapital die Wucht der internationalen 
Klasseninitiative erneut unterschätzt hatte. Die Arbeiterklasse ließ sich nicht 
erpressen. Vielmehr bot der internationale Boom von 1972 bis 1973 Gelegen- 
heit, die Lohninitiative zurückzugewinnen (März 1973 FIAT-Besetzung in Tu- 
rin, Lehrerstreik von Philadelphia, im Sommer wilde Streiks in Westdeutsch- 
land, der Jefferson-Avenue-Angriff in Detroit, Wiederaufleben der Kämpfe 
bei Ford in England, Carltonville-Riots der südafrikanischen Bergarbeiter 
usw.). 

Bis zum Ende der sechziger Jahre war es dem Kapital gelungen, die interna- 
tionalen Entwicklungsunterschiede innerhalb des Kapitalismus zur Kontrolle 
der Lohnkämpfe auszunutzen: 

"Historisch gesehen bewegten sich die westlichen Volkswirtschaften nicht 
im Gleichschritt. Ein Land oder zwei Länder, gewöhnlich die USA, 
Westdeutschland oder beide zusammen, pflegten eine Wachstumsphase 
oder einen Abschwung einzuleiten. Die anderen Länder folgten dann ein 
Jahr danach oder noch später. Solange die Nachfrage in einem der 
größeren Industrieländer oder in mehreren schwach blieb, nahmen An- 
lage- und Umlaufkapital und die Produktionskapazitäten weltweit in der 
Regel keinen Schaden". 
Aber der internationale Angriff der Arbeiterklasse Ende der sechziger Jahre 
spiegelte sich in der internationalen Synchronisation des Wirtschaftszyklus der 
siebziger Jahre wider. Einem Wirtschaftsfachmann zufolge "hat der unablässige 
Anstieg des Pro-Kopf-Einkommens das Konsumverhalten in den meisten in- 
dustrialisierten Ländern verändert, was es schwieriger macht, eine Politik der 
Nachfragesteuerung durchzusetzen."” Die Arbeiterklasse hat vereinheitlichte 
Wirtschaftszyklen erzwungen und dann den internationalen Boom benutzt, um 
den Lohnkampf allgegenwärtig zu machen. 


a 
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Die zweite Dollarabwertung und die Energiekrise mußten folgen. Sie stellten 
die notwendige strategische Anpassung des Kapitals dar: zweistellige Inflati- 
onsraten, "Stagflation" - kurz: Vertiefung der Krise. Der genau terminierte 
Weizenverkauf an Rußland bereitete die Erzeugung von Engpässen im Jahr 
1973 vor. Die amerikanischen Agrarpreise nahmen sich auf dem Weltmarkt 
plötzlich vorteilhaft aus. Die Woge von Auslandsnachfrage auf dem US-Markt 
löste eine explosionsartige Inflation bei den Lebensmittel- und Futtermittel- 
preisen genau zur gleichen Zeit aus, als die Inflation durch den Preisanstieg 
bei Importgütern angeheizt wurde. Später im selben Jahr führten der Yom- 
Kippur-Krieg - auf beiden Seiten vom selben Kapital finanziert und von der 
Entspannungspolitik dirigiert - sowie das "arabische" Öl-Embargo zu einem 
vierfachen Anstieg der Erdölpreise. 

Dies alles lieferte das Szenario für eine neue Phase im Angriff auf die Ar- 
beiterklasse: "unkontrollierbare" Inflation, multinationales Management von 


Versorgungsengpässen, Kissingers Politik des Hungers und die Kriegsdiploma- 
tie. 


Die Krise aus der Sicht des Kapitals 


Das Kapital begreift die Krise als eine Krise seines Kommandos über die Ar- 
beit. Schon die Art und Weise, in der das Kapital die Krise darstellt, rückt die 
Produktivität in den Mittelpunkt. Das kapitalistische "Überlebensszenario" ist 
übersät mit Phrasen wie etwa "Mit Engpässen fertigwerden", "Kapital finden" 
und "Mit der Inflation leben" inmitten des "Zusammenbruchs der Finanz- 
märkte"?. Wie sich erwiesen hat, geht es hier jedoch in sämtlichen Fällen um 


Folgewirkungen des Kampfs der Arbeiterklasse für mehr Lohn und gegen die 
Produktivität. 


Als erstes wollen wir uns die Engpässe und Verknappungen vornehmen. 
"Verknappung" drückt als Bezeichnung viel mehr aus als "Übernachfrage"; das 
ist schon zum wirtschaftstheoretischen Allgemeinplatz geworden. Nach Allan 
Greenspan "verringerte die Lohneskalation der sechziger Jahre die Bereitschaft 
von Unternehmensleitungen, Produktionsanlagen zu betreiben. Es wurde kost- 
spieliger, Überstunden leisten zu lassen"?. Ältere Fabriken der Grundstoffpro- 
duktion wurden aufgrund der hohen Löhne unwirtschaftlich.!® 
"Bei Stahl, Nichteisenmetallen, Chemie, Papier, Gummi und Zement 
waren nach der Kosteninflation Ende der sechziger und der Rezession zu 
Beginn der siebziger Jahre kaum mehr "Lebensgeister" zu spüren. Selbst 
nach der Rezession waren in den meisten dieser Industriezweige die 
Profite niedriger, als sie es seit 1966 je gewesen waren - niedriger abso- ' 
lut in Dollars, ohne Inflationsausgleich"". 

Es war klar, daß größere Materialverknappungen eintreten würden, und so 

kam es auch. 


8. Reappraising the seventies: scenario for survival. In: Business Week, 14.9.1974 
9. Why business ran out of capacity. In: Fortune, Mai 1974. S. 263. 

10. Vgl. Fortune, Januar 1974. 

11. Fortune, Mai 1974. S. 268. 
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Zum zweiten hat der Klassenkampf das Kapital von der "unternehmerischen" 
zur *"managementorientierten" Investitionspolitik getrieben. Im keynesiani- 
schen Konzept der "unternehmerischen Investition" bedeuten zusätzliche Inve- 
stitionen auch zusätzliche Beschäftigung. Keynes 

"schrieb freilich in der Großen Depression, als Arbeitskraft billig war. 
Auch in der derzeitigen Lohn-Inflation ist die Beziehung zwischen Ka- 
pitalinvestition und Beschäftigung noch gegeben, aber sie besteht immer 
mehr darin, daß mit den Investitionen Arbeit eingespart wird."1? 
Bei der managementorientierten Investitionspolitik bedeuten zusätzliche Inve- 
stitionen nicht zusätzliche Beschäftigung, sondern zusätzliche Einsparung von 
Arbeit. So gaben 1969 die US-Stahlunternehmen an, daß 64 Prozent ihrer 
Ausgaben für Sachanlagen zur Produktionsausweitung und 36 Prozent zur Mo- 
dernisierung bestimmt waren. Bis 1973 hatten sich die Größenverhältnisse um- 
gekehrt: 28 Prozent für Ausweitung und 72 Prozent für Modernisierung. Das 
Kapital schreckt vor der lebendigen Arbeit zurück, braucht nun aber mehr 
Kapital. Kapital wird benötigt, um steigende Arbeitskosten auszugleichen, die 
Produktivität zu erhöhen, den Arbeitsanteil an den Produkten zu verringern 
und die Arbeit abzuschaffen, indem man sie immer produktiver macht. So 
wird in der Krise das "Finden von Kapital" zum Haupterfordernis. Der Kapi- 
talbedarf wächst ins Unermeßliche, in nie zuvor gekannte Dimensionen, und 
zwar genau in dem Augenblick, wo das gesamte System der Kapitalbildung, 
eingeklemmt zwischen fallenden Profit- und aufgeblähten Zinsraten, in einen 
kritischen Zustand gerät. 
Vom kapitalistischen Standpunkt aus erscheint das "Finden von Kapital" je- 
doch nicht als bloße technische Frage, sondern als ein politisches Problem im 
doppelten Sinn. Zunächst ist es ein Produktionsproblem, das die Durchsetzung 
von steigender Produktivität und die Sicherung einer zufriedenstellenden Pro- 
fitrate umfaßt. Zweitens ist es ein Markt- und Preisproblem, das die Manipu- 
lation der Inflation zu einer Quelle kapitalistischer Akkumulation einschließt. 
Die beiden Problemstellungen werden jedoch zu einer, denn Inflation kann 
nur insoweit zur Kapitalbildung beitragen, als sie zu einer engeren Koppelung 
von Produktivität und Lohn auf gesamtgesellschaftlicher Ebene führt. "Wir ha- 
ben keine Wahl: Wir müssen die Inflation über eine Steigerung unserer Pro- 
duktivität angreifen.""? 
"Es gibt nur eine langfristige Antwort auf die Herausforderung durch 
die Kosteninflation: höhere Produktivität. Wenn die Reallöhne weiter 
steigen sollen, dann muß die Arbeitsleistung pro Stunde im gleichen 
Umfang zunehmen. ... Die Vereinigten Staaten müssen in der zweiten 
Hälfte der siebziger Jahre begreifen, daß eine Produktivitätssteigerung 
notwendig ist, und zwar nicht in kleinen Schritten, sondern in einem 
richtigen Sprung. Sie müssen die starren Regelwerke ein Stück weit be- 
seitigen, die die Arbeitsleistung begrenzen."!* 

Das Ziel der kapitalistischen Strategie besteht darin, das Verhältnis zwischen 

unbezahlter und bezahlter Arbeit, also zwischen Kapital und Lohn in eine Po- 


12. ebenda. S. 266. 
13. Business Week, 14.9.1974. S. 112. 
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sition zurückzustoßen, in der das Übergewicht der unbezahlten über die be- 
zahlte Arbeit gewaltsam wiederhergetellt wird. In den folgenden Abschnitten 
wird sich zeigen, wie einzigartig die "Energiekrise" den Erfordernissen der ‚ka- 
pitalistischen Krisenstrategie entspricht. Erstens verringert die Energiekrise die 
Gesamtbeschäftigung; zweitens vergrößert sie die Bedrohung durch Arbeitslo- 
sigkeit allgemein und in bestimmten Sektoren, wie beispielsweise in der Auto- 
mobilindustrie; drittens ermöglicht sie eine massive Kapitalakkumulation durch 
besonders hohe Preissteigerungen gerade in den Sektoren Energieversorgung 
und Nahrungsmittelproduktion, die von den mächtigsten Kapitalisten, den 
Multinationalen mit USA-Basis, beherrscht werden. 

Erwartungsgemäß ist die Inflation, der dritte Teil des kapitalistischen Szena- 
rios, Anlaß für mancherlei Ideologie. Die Nachfrageinflation soll durch Impe- 
rialismus und Krieg hervorgerufen worden sein, während die Kosteninflation 
mit den Arbeiterkämpfen im eigenen Land in Verbindung gebracht wird. So 
stimmt für keynesianische Liberale und Neomarxisten gleichermaßen die In- 
flationsdynamik mit den Zyklen der imperialistischen Kriege überein, während 
für die Konservativen von Wall Street der Druck der Lohnkosten die univer- 
selle Inflationsquelle darstellt. Bei Lekachman-Sweezy dient die US-Groß- 
macht mit ihren Kriegen zur Erklärung für alles und jedes: Der inflationäre 
Boom der sechziger Jahre ist das Ergebnis von Militärausgaben; die Rezession 
von nn bis 197] hat in einem Rückgang der Rüstungsaufträge ihre Ursache, 

15 Dagegen ist für den Harvard-Theoretiker Haberler 1972 
"der Lohndruck eine nicht wegzuleugnende Tatsache. Er zeigt sich deut- 
lich, sobald die Löhne unter Bedingungen der Arbeitslosigkeit steigen, 
denn das könnte sicher nicht geschehen, wenn es Konkurrenz auf dem 
Arbeitsmarkt gäbe. Der Lohndruck ist unter Bedingungen der Vollbe- 
schäftigung nicht so klar sichtbar, seine Existenz muß jedoch umso stär- 
ker angenommen werden. Denn wenn Gewerkschaften die Löhne bei un- 
gekannt hoher oder steigender Arbeitslosigkeit in die Höhe treiben kön- 
nen, dann schaffen sie das umso eher bei geringer oder zurückgehender 
Arbeitslosigkeit. Folglich ist selbst in klaren Fällen von Nachfrageinfla- 
tion anzunehmen, daß aggressive Gewerkschaften den Nachfrageschub 
durch Lohndruck verstärken."!® 
Die landläufigen Interpretationen, ob von Kapitalseite oder von links, be- 
schreiben den Inflationsprozeß als Zweiphasen-Zyklus. In der ersten Phase 
ruft staatlicher Bedarf für imperialistische oder militärische Zwecke durch 
einen Nachfrageschub die Inflation hervor. Phase zwei bestimmen die Arbei- 
ter, die nun unter dem Eindruck der drohenden Inflation angenommene Preis- 
steigerungen in ihren Lohnforderungen vorwegnehmen und so die Kostenin- 
flation in Gang setzen. Wie immer steht am Beginn "der Krieg", die Befrei- 
ungskämpfe der Völker "in der Dritten Welt". Am Ende wird die nordamerika- 


nische Arbeiterklasse "gezwungen", in Erscheinung zu treten und einen "de- 
fensiven" Lohnkampf zu führen.!? 


15. Vgl. hierzu R. Lekachman, Inflation. New York (Vintage Books) 1973; P. awenny und H. 
Magdoff, The dynamics of U.S. capitalism. New York (Monthly Review Press) 19 


16. G. Haberler u.a., Inflation and the unions, The Institute of Economic Affairs, En. S. 20. 


17. The built-in kiasen that controls can’t stop. In: Business Week, 14.9.1974; Ackerman, F. und A. 
MacEwan, Inflation, recession and crises. In: Radical America, Januar-Februar 1972; Boddy, R. 
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Vom Arbeiterstandpunkt aus haben wir kein sonderliches Interesse daran, die 
empirische Dynamik des Inflationsprozesses nachzuzeichnen, gleichgültig ob 
sie in Nachfragedruck oder Kostendruck besteht. Wir verstehen die beiden Be- 
griffe einfach als zwei Seiten derselben Medaille "Vollbeschäftigung". Uns in- 
teressiert an der Inflation ausschließlich das, was sie über die Klassenbezie- 
hungen enthüllt. Inflation ist das Zeichen für Kampf der Arbeiterklasse im 
kapitalistischen Zyklus. Seit der Großen Depression wird die Inflation syste- 
matisch zur Eindämmung der Lohninitiative der Arbeiterklasse benutzt. Die 
"Geldillusion" ist der Angelpunkt der keynesianischen Hinnahme von Nach- 
frage als Basis der wirtschaftlichen Entwicklung. Hat das Kapital erst einmal 
die Lohnforderung der Arbeiterklasse anerkannt, so muß es diese zu regulieren 
suchen. Es muß den Lohnangriff der Arbeiterklasse in steuerbare innere 
Nachfrage umwandeln. Aber die Arbeiterklasse hat in ihren Kämpfen seit dem 
New Deal die "Vollbeschäftigung" enthusiastisch zur Verallgemeinerung und 
Verschärfung des Lohnkampfs benutzt. 

Die Arbeiterklasse zwang das Kapital zu "Vollbeschäftigungsstrategien" und 
benutzte diese dann, um das Kräfteverhältnis zwischen sich und dem Kapital 
umzukehren. In den sechziger Jahren wurden die Lohnforderungen in den tra- 
ditionellen Sektoren der Arbeiterklasse explosiv und sie brachten auch die 
Einkommensforderungen in der gesellschaftlichen Fabrik zum Explodieren. 
Das Kapital mußte nun auch auf beiden Ebenen reagieren: durch "Vollbe- 
schäftigung" und mit dem "Great Society"-Programm. Als schließlich die 
Kämpfe um Lohn und Sozialhilfe in den USA mit der internationalen Wie- 
deraufnahme des Lohnkampfs zusammenfielen, da konnte die Inflation unter 
dem Druck dieses internationalen Angriffs schon außer Kontrolle geraten. Die 
wohlabgestimmte "neue Inflation" der "neuen Wirtschaftspolitik" hatte der "zü- 
gellosen" Inflation der Krise Platz gemacht. Die Geldentwertung geriet außer 
Kontrolle, als das Kapital den Lohnkampf nicht mehr mit antizyklischen 
Steuer- und Geldmanipulationen, also mit einer traditionellen geplanten Re- 
zession, eindämmen konnte. Denn was da "außer Kontrolle" geraten war, das 
war die Lohnnachfrage der Arbeiterklasse. An diesem Punkt war der Über- 
gang von der zyklischen Rezession zur historischen Krise in der von uns be- 
schriebenen Form die einzig praktizierbare Alternative für das Kapital. 

Es ist deutlich geworden, daß die Engpässe und die Inflation dem Kapital’ 
zunächst vom Kampf der Arbeiterklasse aufgezwungen werden. Mittels der 
Krise versucht das Kapital die Initiative zurückzugewinnen, indem es auf 
Verknappungen und Inflation gleichzeitig einsteigt, d.h. indem es, insbeson- 
dere im Energie- und im Nahrungsmittelsektor, die Inflation durch Erzeugung 
von Engpässen hervorbringt. Aus kapitalistischer Sicht ist Energie ein techni- 
sches Werkzeug grundlegender Art zur Kontrolle der Arbeiterklasse auf inter- 
nationaler Ebene. Zuallererst ist Energie ein Ersatz für Arbeit.'® Seit dem 
Krieg hat im täglichen Umgang des Kapitals mit der Arbeiterklasse der Ersatz 
von Arbeit durch Energie eine wachsende Rolle gespielt. Während die Ölpreise 
stabil blieben, stiegen die Arbeitskosten schnell an. Die Folge war, daß 1970 
der produzierende Sektor der US-Wirtschaft 66 Prozent mehr Energie, aber 
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nur 35 Prozent mehr Arbeitskraft als im Jahr 1958 einsetzte. Die Anwendung 
von Energie im Produktionsprozeß setzt unmittelbar menschliche Arbeit frei. 
Folglich bedeutet Kontrolle über Verfügbarkeit und Preis von Energie auch 
Kontrolle über die technischen Rahmenbedingungen des Klassenkampfs im 
internationalen Maßstab und außerdem Kontrolle der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung. 
Darüberhinaus spielen die Energiekosten eine entscheidende Rolle bei der 
Bestimmung der internationalen Nachfragestruktur. Industrien mit hohem En- 
ergieverbrauch werden ihre Preise als erste erhöhen. Folglich wird der Kon- 
sum zuerst genau in jenen Sektoren zurückgehen, die das Gros der Nachfrage 
der Arbeiterklasse ausmachen: Heizöl, Haushaltsgeräte, Kraftfahrzeuge, Ben- 
zin, Waschmittel, Strickwaren, Medikamente usw. Höhere Ölpreise steigern die 
Profite der Energie-Multis und wirken sich spürbar auf die Nachfrage der 
Konsumenten aus. 
"Diese Übertragung von Einkommen könnte unangenehme Folgen haben. 
Die Mineralölindustrie produziert mit viel weniger menschlicher Arbeit 
und mehr Kapital als die meisten anderen Industriesektoren. Folglich 
wird der Einkommenstransfer bei weitem mehr den Profitmachern als 
den Lohnabhängigen zugute kommen... So haben höhere Ölpreise ver- 
stärktes Sparen und weniger Konsumtion zur Folge."!? 

Auf diese Weise übernehmen die Energie-Multis wegen ihrer Macht über die 

Versorgung und ihrer tatsächlichen Unabhängigkeit von menschlicher Arbeit 


die Führung bei der Kapitalakkumulation und bei der internationalen politi- 
schen Kontrolle über die Arbeiterklasse. 


Die Energiekrise 


Die gegenwärtige Übereinstimmung der Interessen bei Multis und OPEC-Ma- 
gnaten enthüllte sich in den Preisanhebungen und im Embargo nach dem 
Yom-Kippur-Krieg. Denn Kapitalakkumulation bei der OPEC ist gleicher- 
maßen Akkumulation bei den "Sieben Schwestern" der Ölmultis. So können 
Weltmarktpreise das Preisniveau in den USA diktieren, obwohl gerade die 
USA zu zwei Dritteln in Erdöl autark sind. Die Profite der OPEC-Länder und 
die der Ölgesellschaften zusammen können den enormen Kapitalbedarf decken, 
der für die nächsten Jahre projektiert ist. 

Es war immer klar, daß auf lange Sicht die Re-Investition der Erdölgewinne 
sowohl in den OPEC-Ländern wie auch in den ölverbrauchenden Ländern die 
einzige Lösung darstellt. Für die multinationalen Experten der Zeitschrift. 
Foreign Affairs stellt die Krise eine "große Chance" dar: 

"Paradoxerweise liegt unter der Oberfläche dieses immensen ‘Recycling’- 
Problems eine bedeutende Chance. Die heutige Welt hungert buchstäblich 
nach Kapital. Größere Investitionen weit über die OPEC-Länder hinaus 
sind eine Grundvoraussetzung für das Wachstum der Produktion und für 
die Senkung der Realkosten. Sie bilden die wirksamste Abwehrkraft ge- 
gen die fortdauernde weltweite Inflation. In dieser Lage stellt der höhere 
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Konsumenten-Ölpreis in den Import-Ländern einen Abzug von anderen 
Formen des Verbrauchs dar. Er hat den Effekt des Zwangssparens. Diese 
Zahlungen werden zumindest teilweise zu Investitionsquellen in den 
Händen der OPEC-Länder. Wenn nun die OPEC-Länder die richtigen 
Ventile haben und zur Anlage ihrer investierbaren Vermögen bereit sind, 
können sie einen entscheidenden Beitrag zur Kapitalbildung leisten, die 
die Welt so dringend nötig hat."? 

Freilich hat das Kapital kurzfristig mit bestimmten Problemen zu kämpfen: 

dem Zusammenbruch des Aktienmarkts und einem Zahlungsbilanzdefizit auf 

seiten der ölverbrauchenden Länder. 

Sehen wir uns den Aktienmarkt an. Als Institution kann er nur unter zwei 
Bedingungen überleben: Er benötigt ein niedriges Zinsniveau und stabile oder 
steigende Gewinne aus investiertem Kapital. Wie sich gezeigt hat, brachten die 
Klassenauseinandersetzungen der sechziger Jahre inflationsbedingte hohe Zin- 
sen und sinkende Gewinne mit sich. Eine neuere Untersuchung des Gewinn- 
trends läßt erkennen, daß "die ‘echten’ Gewinne nach Steuern von Unterneh- 
men außerhalb des Banksektors seit 1965 gesunken sind ... Sie fielen von 
zehn Prozent im Jahr 1965 auf 5,4 Prozent im Jahr 1973. Der Trend nach un- 
ten hält an."?! Was den Aktienmarkt betrifft, so wird sein Niedergang umso 
offenkundiger, je mehr er beim Rücktransfer der OPEC-Überschüsse versagt. 
Die aufmerksam registrierte kurzfristige Anlagenpolitik der OPEC ist durch 
die Realitäten des Geldmarkts herbeigeführt worden, insbesondere durch die 
fortschreitende Entwertung von Aktienanlagen. Für das Kapital ist die Frage 
des Recycling nicht nur eine besondere Angelegenheit der Finanzpolitik. Sie 
ist Teil eines allgemeinen politischen Problems, wie nämlich der Abwärtstrend 
der Profite umgekehrt oder wie ein zufriedenstellender Ertrag aus Investitio- 
nen garantiert werden kann. Mit den Worten eines Harvard-Ökonomen 

"stellt die fallende Kapitalverzinsung die ganze Frage der Kapitalver- 
knappung auf den Kopf ... Es geht nicht mehr um die Frage, ob die 
Geschäftsleute genug Ersparnisse zum Investieren haben werden, sondern 
vielmehr darum, ob sie investieren wollen."? 
Unter solch unsicheren Bedingungen sind nach Worten eines Manns von Wall 
Street "die Investoren nicht mehr bereit, ihre Ersparnisse in Wertpapieren an- 
zulegen, wodurch sich der nationale Mechanismus der Kapitalbildung Schritt 
für Schritt auflöst ... Dies wirft seinen Schatten auf das Ende des vom freien 
Unternehmertum geprägten kapitalistischen Systems in seiner uns geläufigen 
Art voraus."?® 

In der Krise hat sich das Kapital in einen vollständig geschlossenen Kreislauf 
außerhalb des Marktes hineinbewegt. Die Unternehmen müssen auf eine 
Kombination von Selbstfinanzierung und Bankanleihen zurückgreifen. Das 
"Recycling" muß über die Banken und über Transaktionen zwischen den Re- 
gierungen abgewickelt werden. Dies drückt den Inhalt der Energiekrise aus: 
Das Kapital flüchtet aus solchen Investitionssektoren und geographischen Zo- 


20. Zitat nach New York Times, 5.1.1975. Hervorhebungen von mir (M.M.). 
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nen, wo der Lohnkampf von der Akkumulation seinen Tribut fordert. Mittels 
der Inflation verwandelt es das Einkommen der US-amerikanischen, westeuro- 
päischen und japanischen Arbeiterklasse in Ölprofite und OPEC-Überschüsse. 
Diese Transformation beinhaltet u.a. eine weiterentwickelte Unabhängigkeit 
des Kapitals von den Geldmärkten und eine größere Konzentration von Kapi- 
tal bei den Multis. In gewissem Sinn ist diese Kapitalflucht einfach ein takti- 
scher Rückzug; eine Voraussetzung für eine neue weltweite Investitionswelle 
der Multis. 

Die Identität der US- und der OPEC-Interessen reicht weit zurück. 1950 
gewährte das Außenministerium in Zusammenarbeit mit dem Finanzministe- 
rium den Ölgesellschaften erhebliche Steuervergünstigungen für die im Aus- 
land erzielten Gewinne. Damit "belohnten" sie gewissermaßen das Interesse der 
Ölkonzerne an multinationalen Operationen und vergrößerten den Anteil, der 
an die Regierungen der ölproduzierenden Länder ging.”* 

In der Zwischenzeit wurde der Ölpreis stabil gehalten. Über den stabilen 
Zugang zu "billigem Öl" etablierte das Kapital seit dem Zweiten Weltkrieg 
seine Macht über die Arbeiterklasse sowohl in den USA wie international. In 
den USA basierte eine ganze Phase der kapitalistischen Initiative, vermittelt 
durch die Automobilindustrie, das Schnellstraßennetz, die Stadtplanung usw. 
auf "billigem Öl". In Europa erzeugte die von der US-Regierung unterstützte 
wirtschaftliche Nachkriegsentwicklung einen Ölmarkt, den die Sieben Schwe- 
stern, die ihren Anteil zwischen 1955 und 1970 verfünffachten, schnell durch- 
drangen. Seit den sechziger Jahren kontrollierte das Öl überall die wirtschaft- 
liche Entwicklung. 1971 war es zur "Ölwaffe" geworden. 

Die Preisanhebung des Teheran-Abkommens, 197] gemeinsam von den 
OPEC-Mitgliedern und dem US-Außenministerium durchgesetzt, teilt einen 
ersten vorläufigen Schlag gegen die Arbeiterklasse in Europa und Japan aus. 
1973 markierte der Yom-Kippur-Krieg den Anfang einer neuen, von den 
USA angeführten multinationalen Offensive gegen die Arbeiterklasse. Sie be- 
wirkte gleichzeitig die Verschärfung des Angriffs auf die westeuropäische und 
japanische Arbeiterklasse, die Eskalation einer gegen die Arbeiter in den USA 
gerichteten Attacke und Hungertod in verschiedenen Teilen der "Dritten Welt". 

1973 kam die Hauptmasse der Profite der Sieben Schwestern aus Ölverkäufen 
nach Europa und Japan. Gegen Jahresende konnte das Wall Street Journal mit 
Befriedigung in einem Editorial schreiben: 

"Es kommt einem wie gestern vor, daß sich jedermann darüber aufregte, 
daß Japan drauf und dran war, den Rest der Welt aufzukaufen, die 
gleichzeitig an Toyotas und Sonys unterzugehen schien. ... Untergangs- 
propheten schlußfolgerten allenthalben, daß für die USA die Partie ver- 
loren sei. Die arabische Ölverknappung hat das alles geändert. ... Das 
Ölembargo riß Japan aus seiner Aura der industriellen Unbesiegbarkeit. 
... Auch wenn das Ölembargo zuende geht, werden die höheren Preise 


24. Die ARAMCO zahlte 1950 US-Bundessteuern in Höhe von 50 Mio. Dollar. 1951 waren es noch 
6 Mio. Dollar. Demgegenüber leistete die ARAMCO an Saudi-Arabien 1950 Zahlungen in Höhe 
von 66 Mio. Dollar, 1951 aber bereits 110 Mio. Dollar. (* ARAMCO = Arabian American Oil 
Company). 
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bleiben und zweifellos weiter ansteigen. Jeder neue Anstieg verändert 
die terms of trade weiter zuungunsten Japans und Westeuropas." 
Bis 1974 wurde die Ölwaffe freilich gegen die nordamerikanische Arbeiter- 
klasse angewandt und Profit aus dem US-Markt herausgepreßt. 

Hinter den Ritualen diplomatischer Zwistigkeiten, welche die USA und die 
OPEC-Länder notwendigerweise während internationaler Preisverhandlungen 
abhalten, steht ihre Heilige Allianz. Die OPEC-Potentaten können ihre Ein- 
kommen und ihre Macht nur aufrechterhalten, wenn sich die Ölnachfrage und 
die Ölpreise in den kommenden Jahren erhöhen. Was die Überschüsse betrifft, 
"brauchen wir sie", nach den Worten eines Ökonomen der Zentralbank, "nicht 
zu bitten, in den ölverbrauchenden Ländern zu investieren. Sie haben keine 
andere Wahl."?® 

Genauso brauchen die USA und die Multis die OPEC als vergrößerten Gü- 
termarkt und als Hauptquelle für Anleihen. 1974 stiegen die OPEC-Importe 
um 50 Prozent. Die beträchtlichen Infrastruktur- und Entwicklungsausgaben 
der OPEC-Magnaten werden die Absatzmärkte in den stärker bevölkerten 
OPEC-Ländern ausweiten. Schließlich "mag es von der Bereitschaft der OPEC- 
Länder zur Finanzhilfe für das enorme Haushaltsdefizit abhängen, ob die USA 
gegen Ende 1975 eine Kreditkrise und eine fehlgeschlagene Wirtschaftsbele- 
bung durchmachen werden."?” Saudi-Arabiens Finanzminister erklärte: "Wir 
sind uns unserer Verantwortung für die gesamte Welt bewußt."?® Und ein 
Wall-Street-Berater erinnerte kürzlich seine Klienten daran, "daß sie (die Ara- 
ber) keine Dummheiten gemacht haben." 

Freilich hat der Klassenkampf - Kampf der Arbeiterklasse in den industria- 
lisierten Ländern und Lohndruck seitens der Nichtentlohnten in den OPEC- 
Ländern - diese Allianz zustande gebracht, und nicht "der Imperialismus" oder 
"das Monopolkapital". Eine andere Frage ist, wohin der Klassenkampf - und 
besonders der Klassenkampf in den OPEC-Ländern - diese Allianz mögli- 
cherweise noch bringen kann. 

Für die Heilige Allianz liegt das Problem keineswegs im hohen Ölpreis. An 
hohen Ölpreisen hat jedermann ein Interesse, wie Kissinger jüngst erklärte. 
Die wichtige Frage ist die der Kontrolle über die Entwicklung, Kontrolle dar- 
über, wer ins Entwicklungsstadium kommt und folglich die Bewegungen der 
Arbeiterklasse kontrolliert. 

Erste Einblicke in die neue Klassendynamik innerhalb der OPEC-Länder 
sind möglich. Die Länder mit großen Bevölkerungen - Iran, Algerien - erleben 
einen mächtigen Lohn-/Nachfragedruck. Unter Berücksichtigung der Tatsache, 
daß ihre kollektiven Überschußfonds von 27 Mrd. Dollar im Jahr 1973 auf 
vier Mrd. Dollar im Jahr 1974 zurückgegangen sind, schätzt die Weltbank seit 
neuestem, daß sie bis Ende der siebziger Jahre alle Einkünfte für innere Ent- 
wicklung ausgeben werden. Aber für welche "innere Entwicklung"? 
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Die Kampfformen, die im Nahen Osten entstehen, werden den Verlauf der 
Entwicklung bestimmen, aber es wäre vorschnell, sie zum jetzigen Zeitpunkt 
genau einzugrenzen. Auf jeden Fall ist klar, daß die "Palästinafrage", der ara- 
bische Massenimport von Arbeitskraft aus Afrika und Asien, sowie die irani- 
sche "Industrialisierung" eine Dynamik des Klassenkampfs ausdrücken, die zur 
gegenwärtigen Krise gehört und weder zu einer "vorindustriellen Vergangen- 
heit" noch zu einer reinen Wiederholung der Arbeiterkämpfe im Westen. Es ist 
nicht unumgänglich, daß die Fließbänder in Detroit abmontiert und in Bandar 
Abbas entmottet werden. Das wird vom Niveau und von der Struktur des 
Klassenkampfs abhängen, und hierüber bestimmen das arabische und das ein- 
gewanderte Proletariat. Tatsächlich sprechen einige Anzeichen dafür, daß die 
an Arbeitskräften armen Öl- und Petrochemiesektoren im Iran ebenso wie in 
den meisten "entwickelten" Ländern die führenden Wachstumsbranchen bilden 
werden. In diesem Fall wäre die Krise das "neue Entwicklungsmodell". 

Der höhere Ölpreis greift die Arbeiterklasse insgesamt an. Der allgemeine 
Angriff wird getragen von einem besonders harten Vorstoß gegen die "Rand- 
gruppen", gegen die niedrig bzw. überhaupt nicht entlohnten Arbeiter. Deut- 
lich weist diese Art von Inflation auf das Ende der keynesianischen Epoche 
hin. In der Krise wird sie zum Instrument der Senkung des Gesamtlohns und 
der gezielten Unterdrückung bestimmter Teile der Arbeiterklasse. Früher hin- 
gegen wurde die Geldentwertung im Sinne eines Nachfragemanagements ge- 
handhabt, welches die Löhne mit der Produktivität koppelte und damit die 
wirtschaftliche Entwicklung vorantrieb. 

Mit der keynesianischen Inflation verschwindet jedoch auch die keynesiani- 
sche Arbeitslosigkeit. Dies zeigt sich statistisch an den höheren Arbeitslosen- 
zahlen in den "fortgeschrittenen" kapitalistischen Ländern, aber die Gesamt- 
ziffern verdecken ihren selektiven Einsatz und ihre geplante Dauerhaftigkeit. 
Die Arbeitslosigkeit soll nun nicht mehr als zeitweiliger Hebel zur Drosselung 
des Lohndrucks innerhalb bestimmter Sektoren benutzt werden, auf der Ta- 
gesordnung steht vielmehr die Zerstörung und Reorganisation bestimmter Sek- 
toren. Arbeitslosigkeit wird zum Werkzeug der Restrukturierung, indem be- 
stimmte Avantgarden der Arbeiterklasse abgehalftert werden, wobei das Ka- 
pital entweder nach Kriterien der Beschäftigung (Autoarbeiter, Bauarbeiter), 
der Rasse (Schwarze), des Geschlechts (Frauen) oder des Lebensalters (Jugend- 
liche) vorgeht. Das Kapital muß sich auf das Mittel der Arbeitslosigkeit stüt- 
zen, um den Vorkämpfern des städtischen Aufruhrs und der Aufsässigkeit in 
den Fabriken ebenso wie auf dem Feld der Sozialhilfe einen Denkzettel zu 
verpassen. Die Arbeitslosigkeit zielt auch auf die Bestrafung des Feminismus, 
der Aufsässigkeit und des Lohnkampfs der Frauen. Sie sucht die Frauen in die 
Familien und in den Zustand der Nichtentlohnheit zurückzujagen. Schließlich 
soll die Arbeitslosigkeit die Jugendlichen an die Kandare nehmen, die ihre 
Aufsässigkeit in Schule und Armee entwickeln und Teilzeitjobs ebenso wie die 
"Jugendkultur" zum Kampf gegen die Arbeit benutzt haben. 

Indes umfaßt die sektorenweise Zerstörung das "Einfrieren" ganzer Abteilun- 
gen der Arbeiterklasse. Es ist politisch unmöglich geworden, die Menschen in 
der altbewährten Weise der Bettelei und dem Hungertod auszusetzen. Mit 
ängstlicher Sorgfalt muß taktisch gemanagt werden. So gibt es nun in ganz 
neuer Zusammensetzung gleichzeitig Leistungen aus der Arbeitslosenversiche- 
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rung, Lebensmittelmarken, Darlehen, öffentliche Jobs und Arbeitsbeschaffung 
(workfare) für die "neuen Armen". 

Kommen wir zur Bilanz der kapitalistischen Krisenanalyse. Ihre strategische 
Ausrichtung erscheint beherrscht vom Erfordernis, zu (mehr) Arbeit anzutrei- 
ben, die Produktivität zu steigern, die Vorherrschaft der toten Arbeit bzw. des 
akkumulierten Kapitals über die lebendige Arbeit und somit auch über die 
Arbeiterklasse wiederherzustellen. Die kapitalistische Denkrichtung ist auf 
klassische Art simpel: a) Das Kapital scheitert beim Versuch, (genug) Arbeit 
zu kommandieren. Das bedeutet, daß b) mehr Kapital benötigt wird, um die 
Arbeit zu kommandieren. Deshalb muß c) mehr Arbeit aus der Produktion 
herausgepreßt werden. Das Hirn des Kapitals weiß, daß diese Abfolge letzt- 
endlich ein Teufelskreis ist. So erklärt sich der Ausbruch von Verzweiflung 
über die Überlebensperspektive des Systems und daß einige Nationalökonomen 
wieder eine Stagnation herbeisehnen. 


Angebotspolitik und die Krise des Autos 


Die Steuerung des Angebots, d.h. die Kontrolle der Inflation durch eine Poli- 
tik der internationalen Rohstoffverknappung, drückt eine Abkehr des Kapitals 
von der direkt politischen Ebene der Konfrontation aus, wie sie die Arbeiter- 
klasse gewählt hatte. Dieser regelnde Eingriff tritt zunächst nicht als Kon- 
frontation zwischen Arbeiterklasse und Staat nach Art der Nachfragesteuerung 
in Erscheinung, sondern geradezu als Widerspruch innerhalb der Arbeiter- 
klasse. Der Eingriff stellt sich als Widerspruch zwischen der "entwickelten" 
und der "unentwickelten" Welt dar, als Widerspruch zwischen übermäßigem 
Verbrauch und ausufernder Fortpflanzung bei Nullwachstum auf einem er- 
schöpften und verarmten Planeten. 

In der Tat kündet die Krise der Nachfragesteuerung vom Ende einer Ära der 
Klassenbeziehungen. Man könnte sie als Auto-Ära, als keynesianische Epoche 
bezeichnen, in der die Herrschaft über die Arbeiterklasse auf der Massenpro- 
duktion und dem Fließband bei gleichzeitiger Anerkennung der Nachfrage der 
Arbeiterklasse als Antrieb der wirtschaftlichen Entwicklung beruhte. Die 
keynesianische Ära zwang der Gewerkschaft eine neue Rolle als offizielle 
Vermittlerin im Klassenkampf und als unmittelbare Kontrollinstanz gegenüber 
der Arbeiterklasse auf. Damit war eine neue Rolle des Staats als Planer der 
Klassenbeziehungen, als Speerspitze der allgemeinen Initiative des Kapitals 
und als Regulator des Zyklus verbunden. Vor allem bezeugte die Auto-Ära die 
theoretische und praktische Entdeckung des Zyklus als dem neuen Muster der 
Beziehungen zwischen Kapital und Arbeiterklasse. Die vier Jahrzehnte zwischen 
New Deal und Energiekrise haben offengelegt, daß der ökonomische Zyklus 
ein durch Lohnkämpfe vorangetriebener Prozeß ist, der durch Gewerkschaften 
vermittelt und durch den Staat feingesteuert wird. Ständig und immer wieder 
hat die Arbeiterklasse weltweit den Zyklus zur Verallgemeinerung und Inter- 
nationalisierung des Lohnkampfs benutzt. Ständig und immer wieder waren die 
Fließband- und Massenarbeiter weltweit an der vordersten Front des Lohnan- 
griffs. Nachfragesteuerung und Fließband sollten gemeinsam die wirtschaftli- 
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che Entwicklung garantieren. In Wirklichkeit haben sie Klassenauseinander- 
setzungen von ungeheurem Ausmaß entfesselt. 

In der Krise macht die Nachfragesteuerung der einzelnen Staaten der Ange- 
botssteuerung durch die multinationalen Konzerne Platz, 
Fließbandproduktion in ihre letzte historische Phase tritt. 

Schwierigkeiten hatte das Kapital mit dem Fließband und den Massenarbei- 
tern von dem Augenblick an, als es sie zum ersten mal anwandte. In den USA 
folgte auf jeden größeren Zyklus des Arbeiterkampfs ein neuer kapitalistischer 
Versuch, die Fließbandarbeiter durch eine Welle von *Betriebsverlagerungen 
zu isolieren, so geschehen in der Textil-, der Automobil- und der Stahlindu- 
strie. Nach den Fabrikbesetzungen von 1937, nach dem Höhepunkt der Nach- 
kriegsstreikwelle Mitte 1946 und dann wieder in der zweiten Hälfte der sech- 
ziger Jahre gab es jedesmal eine Welle von Auslandsinvestitionen. Das Kapital 
betrieb verstärkt den Export produktiver Arbeitsplätze ins Ausland, während 
es sich im Inland auf die Entwicklung des "Dienstleistungssektors" konzen- 
trierte. Kurzfristig erschien die Multinationalisierung der Fabrik und des 
Fließbands als angemessene Lösung. Langfristig aber schuf das Kapital da- 
durch die gleichen Probleme auf weltweiter Ebene neu. 

Der anhaltende weltweite Lohnangriff, den die Arbeiterklasse von 1967 bis 
heute geführt hat, wurde zum Teil von den Montagearbeitern am Band und 
zwar besonders in der Automobilindustrie getragen. Anfang der siebziger Jahre 
waren die Automobilarbeiter dann überall auf dem Vormarsch: in Detroit, To- 
kio und Turin genauso wie in Barcelona und Villa Constitucion. Sie waren 
nicht nur da im Angriff, wo das Kapital die "Dritte Welt" in die Fabriken ge- 
holt hatte - wie beispielsweise im Fall der westdeutschen und französischen 
"Gastarbeiter" -, sondern auch dort, wo das Kapital die Fabrik in die "Dritte 
Welt" verlagert hatte, wie im Falle Argentiniens und Spaniens. Das ist ein 
wichtiger Aspekt, weil er deutlich macht, wie die internationale Neuzusam- 
mensetzung der Arbeiterklasse (die unter anderem die tendenzielle Vereinheit- 
lichung des Lohnniveaus hervorbringt) der Strategie des Kapitals ihre Grund- 
lagen entzieht. Schon bald hat das Kapital keine Ausweichmöglichkeiten mehr, 
und die Arbeiterklasse ist immer noch in der Offensive. Schließlich steht nur 
noch ein einziger Ausweg offen: die Krise des Autos und der arbeitsintensiven 
Produktion, d.h. die Demobilisierung der Automobilarbeiter, der Montagear- 
beiter und auf lange Sicht der Produktionsarbeiter insgesamt. 

Mit der Krise zieht das Kapital die Lehre daraus, daß die Kämpfe der Ar- 
beiterklasse die arbeitsintensive Industrie in ihrer Funktion als Motor der Ka- 
pitalbildung zu einer Sache der Vergangenheit gemacht haben. Der histori- 
schen Krise der arbeitsintensiven Produktion entspricht eine enorme Entwick- 
lung der kapitalintensiven Industrie, besonders der Energie-Multis, wo das 
Kapital eine äußerst hohe Konzentration erreicht hat, die vollständige Kon- 
trolle über die Rohstoffversorgung und weitgehende Unabhängigkeit von 
menschlicher Arbeit. Mit einem Schlag leitete die Energiekrise zugleich den 
Beginn der Auto-Krise und den Boom in der Mineralöl- und petrochemischen 
Industrie ein. Hierin liegt der einzige wirkliche "technologische Sprung" der 
Krise: Nullwachstum, Rezession und Umstrukturierung in den erschütterten 
arbeitsintensiven Sektoren; für die energieintensiven Branchen und die Ener- 
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giewirtschaft selbst dagegen sprunghaftes Wachstum und die Führungsrolle bei 
der Kapitalbildung. 

Die Auto-Krise kennzeichnet das Ende einer Ära in den Klassenbeziehun- 
gen, keineswegs dagegen das Ende des Autos. Es werden weiterhin Autos pro- 
duziert werden. Bei der KFZ-Produktion werden in Zukunft einige Länder 
der "Dritten Welt" eine Rolle spielen. General Motors hat jüngst die Produk- 
tion in Teheran aufgenommen, FIAT baut gerade einen neuen Entwicklungs- 
stützpunkt in Belo Horizonte in Brasilien. Aber die Organisation der Produk- 
tion wird dort nicht mehr die alte sein, wie an anderer Stelle in diesem Heft 
ausgeführt wird.” 


Die multinationale Strategie des Kapitals 


Die allgemeine Form der gegenwärtigen kapitalistischen Initiative ist das Un- 
gleichgewicht. Das Kapital muß versuchen, die Krise des Profits, die ihm der 
Arbeiterkampf aufzwingt, umzuwandeln in eine Restrukturierung seiner eige- 
nen Zirkulation, indem er Ungleichgewichte schafft. Sein Ziel ist eine Zer- 
splitterung der Arbeiterklasse, die zum Ausgangspunkt für eine Neuzusam- 
mensetzung des Kapitals werden kann. Überall, wo es auf Klassenkämpfe ge- 
stoßen ist, muß es zurückweichen und sich auf neue und *unterschiedliche 
Möglichkeiten von Kontrolle der Arbeiterklasse konzentrieren. Es muß versu- 
chen, die Kämpfe der internationalen Arbeiterklasse zu spalten sowie Ent- 
wicklung und Unterentwicklung gegeneinander auszuspielen. Das bedeutet: Das 
Kapital muß multinational auf eine internationale Arbeiterklasse antworten. 

Dies sind heute die gegensätzlichen Bewegungen des Klassenkampfs: interna- 
tionale politische Vereinheitlichung der Arbeiterklasse gegen die Multinationa- 
lisierung des Kapitals. Der Kampf der Arbeiterklasse läßt ständig nationale 
Unterschiede hinter sich; das multinationale Kapital koordiniert diese Unter- 
schiede international. Die verschiedenen nationalen Bedingungen bilden für 
den multinationalen Konzern gerade die Grundlage seines Handelns; überall 
auf den international organisierten Arbeits- und Warenmärkten beutet er die 
nationale Verschiedenheit aus. Die nationalen Unterschiede sind also kein "al- 
ter Hut"; sie bilden Hebel von erstrangiger Bedeutung bei der Kontrolle der 
Arbeiterklasse auf ihrem historisch höchsten Niveau politischer Neuzusam- 
mensetzung. 

Dies gilt natürlich für alle möglichen Formen nationaler Unterschiede: Ge- 
schlecht, Rasse, ethnische Besonderheiten usw. "Rassismus" ist ein Programm 
mit Zukunft. Massenmigration, Ghettoisierung, systematische Diskriminierung 
stellen "fortgeschrittene" kapitalistische Praktiken dar und nicht etwa Über- 
bleibsel aus grauen vorkapitalistischen Zeiten. Sogar hierin präsentieren sich 
die USA als historische Avantgarde. Europa sieht jetzt seiner eigenen "Ras- 
senfrage" entgegen: Die Massenproduktion ist fest in den Händen ghettoisierter 
rassischer Minderheiten. Indessen beeilt sich Kanada, die Einwanderung 
Nichtweißer abzuwürgen. In den Entwicklungszentren der "Dritten Welt" wer- 
den neue Mechanismen der Rassentrennung geschaffen und zementiert. Im 


30. Vgl. P. Linebaugh u. B. Ramirez, Krise in der Automobilindustrie, in diesem Band. 
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Nahen Osten, und da besonders in Saudi-Arabien, haben inzwischen die Erd- 
ölüberschüsse einen Strudel neuer multinationaler Arbeitskraft hervorgebracht. 
Des weiteren nimmt in Afrika die rassisch definierte Wanderarbeit eine 
Schlüsselrolle in der Klassenzusammensetzung ein. 

Deshalb ist die Frage nach dem Wesen des Imperialismus - ob nun "Plünde- 
rer der Dritten Welt" oder "Stufe wirtschaftlicher Entwicklung" - nur eine 
Scheinfrage. Der neue multinationale Imperialismus steht als solcher weder für 
Unterentwicklung noch für Entwicklung, weder für "Faschismus" noch für 
"Demokratie". Er steht für beides zur gleichen Zeit, für Faschismus in Chile 
und für "Demokratie" in Griechenland. Als allgemeine kapitalistische Strategie 
haben Entwicklung wie Unterentwicklung gleichermaßen versagt. Aus der 
Sicht der multinationalen Initiative des Kapitals steht jetzt die Frage zur De- 
batte, wie Entwicklung und Unterentwicklung direkt gegeneinander ausgespielt 
werden können, wie die Unterentwicklung vollständig innerhalb der Entwick- 
lung funktionieren kann, wie sich der Widerspruch zwischen Entwicklung und 
Unterentwicklung auf multinationaler Ebene als Widerspruch innerhalb der 
Arbeiterklasse etablieren läßt. Das heißt heute, Unterentwicklung weltweit 
auszudehnen und zu internationalisieren. Deshalb erleben wir in den traditio- 
nellen Zonen von Entwicklung und Unterentwicklung zwei gegensätzlichen 
Bewegungen: die Unterentwicklung entwickelter Länder ("Lateinamerikanisie- 
rung" der USA, Großbritanniens und Japans) und die Entwicklung unterent- 
wickelter Länder, die wiederum beides einschließt, nämlich einen Entwick- 
lungsboom (z.B. im Iran), aber auch verschärfte Unterentwicklung (z.B. in In- 
dien). Im Kräftefeld der gesteuerten "Märkte" von Energie und Lebensmitteln 
tritt diese Strategie des Auseinanderdividierens am deutlichsten hervor, wenn 
etwa der Iran und Indien im Rahmen einer von den USA geplanten multina- 
tionalen Verknappungspolitik um Kunstdünger und Weizen konkurrieren 
müssen. 

Wie Entwicklung und Unterentwicklung dienen auch "Demokratie" und "Fa- 
schismus" dem Kapital nicht als gegensätzliche Strategien (denn für sich ge- 
nommen haben sich beide als unbrauchbar erwiesen), sondern als taktische 
Waffen. Dort wo die Kämpfe der Arbeiterklasse sich am weitesten entwickelt 
haben, ist dieser Sachverhalt deutlicher hervorgetreten. In Chile beispielsweise 
hat sich das Kapital der Reihe nach zunächst der Christlichen Demokraten, 
dann der Unidad Popular und schließlich der Armee bedient, um die Klasse 
unter Kontrolle zu halten. Griechenland hat die andere Seite des Prozesses 
aufgezeigt: die politisch geschlagene Militärherrschaft macht Experimenten mit 
einer "zivilen" oder "gemischten" Kontrolle über die Arbeiterklasse Platz. In 
Argentinien hat die gleiche Bewegung in Form eines dauernden Hin und Her 
der Initiative zwischen Zivilherrschaft und Militär Gestalt gewonnen, ein be- 
sonders offenkundiges Zeichen für die Unregierbarkeit der Arbeiterklasse. In 
dieser Hinsicht hat sich. die Lage in Portugal sogar noch weiter entwickelt, 
nämlich bis hin zur dialektischen Einheit von Zivil- und Militärherrschaft, mit 
der Armee im Innen- und der Kommunistischen Partei im Arbeitsministerium. 

Unter dem Angriff der Arbeiterklasse schwinden die traditionellen politi- 
schen Abgrenzungen im demokratischen "Staatswesen" und die Funktion dieses 
"Staatswesens" wird insgesamt rein repressiv. Jedes Mittel ist recht, um die Ar- 
beiterklasse wieder an die Arbeit zu bringen: Demokratie, Faschismus oder 
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Sozialismus. Notstandsregierungen und Versuche, die Explosion der Arbeiter- 
klasse im letzten Augenblick zu verhindern, sind an der Tagesordnung, wäh- 
rend die Armee schon die Oberaufsicht über den politischen Prozeß über- 
nimmt. In der Krise stößt die Arbeiterklasse direkt mit dem politischen System 
als solchem zusammen. Das gesamte politische System von der KP bis zur Ar- 
mee ist komplett feindlich, es ist Kapital. Der Kampf wird ausgetragen zwi- 
schen dem System, das die Arbeit mit Gewalt durchsetzen will, und der Ar- 
beiterklasse, die sich gegen die Arbeit wehrt. 

"Nahrungsmittel sind eine Waffe", erklärt der US-Landwirtschaftsminister, 
und "Sie gehören heute zu den wichtigsten Instrumenten in unserem Verhand- 
lungsgepäck", kommt das Echo von der CIA.°! 

"Wenige Tage nachdem Präsident Ford den Verkauf von 2,2 Mio. Ton- 
nen Weizen an die Sowjetunion gebilligt hatte ..., teilte Kissinger indi- 
schen Unterhändlern mit, daß die USA in den kommenden Monaten 
500 000 Tonnen Getreide zu ermäßigten Preisen liefern können, um die 
Krise in Indien abzufangen. Indien braucht aber mindestens sieben Mio. 
Tonnen, um aus der Unterversorgung herauszukommen."°? 
Die Nahrungsmittel spielen als einziger entscheidender Faktor, ja als Kernbe- 
standteil des Massenkonsums, eine zentrale Rolle beim internationalen Angriff 
des Kapitals. Je niedriger das Einkommen, desto größer der für Lebensmittel 
ausgegebene Anteil. Auf der niedrigsten Stufe - und das ist die Stufe der 
Massen - kann man für sein gesamtes Einkommen nur Unterernährung und 
Hunger kaufen. 

Wo die Unterentwicklung als regionale Form multinationaler Herrschaft 
praktiziert wird, wie beispielsweise in Indien oder Bangladesh, werden Hunger 
und absolute Verarmung zu wesentlichen K.ontrollinstrumenten. Arbeiter, die 
nicht genug zu essen haben, können nicht genug verdienen, um sich zu er- 
nähren.°® Wo zum Mittel wachsender Unterentwicklung gegriffen wird, be- 
deutet die Nahrungsmittelkrise Herrschaft über die Hungrigen durch Nah- 
rungsmittelspenden, also durch geplante Unterernährung, gewaltsam ausgelöste 
Massenwanderung, Konzentrations- und Umsiedlungslager usw. Gegenwärtig 
wohnt ein Drittel der Stadtbevölkerung der "unterentwickelten Welt" in "Slums 
und Wellblechsiedlungen". Bis 1980 wird dieser Anteil auf zwei Drittel anstei- 
gen.°? Der neue Stadt-Slum in Asien, Afrika und Lateinamerika wird immer 
deutlicher zum Hauptträger des Klassenzusammenstoßes. Für das Kapital ist 
der Slum ein Mittel, um kontrolliertes Vegetieren unter dem Existenzminimum 
zu organisieren. Für die Arbeiterklasse eröffnet er die Möglichkeit, sich ein 
Einkommen zu verschaffen, eine neue Massenebene im Lohnkampf. Die Ver- 
einten Nationen lancierten pietätvoll eine Warnung: 


31. CIA says world food scarcity could give U.S. great power. In: New York Times, 16.3.1975. 


32. New York Times, 5.11.1974. 


33. Einem Ernährungswissenschaftler am M.LT. (Massachusetts Institute of Technology) zufolge 
"können in Regionen mit verbreiteter Unterernährung Arbeiter oft nur zwei bis drei Stunden 
täglich beschäftigt werden. Ihre dürftige Ernährung läßt bei Männern und Frauen eine länger 
dauernde Arbeitsleistung nicht zu. Die geringe Produktivität ist Teil eines Kreislaufs: Wer nur 
wenige Stunden täglich arbeiten kann, verdient nicht genug für den Einkauf von Nahrung, die 
einen längeren Arbeitstag möglich machen würde." Zitat nach New York Times, 6.10.1974. 


34. 1974 Report on the world social situation. Bericht der Vereinten Nationen. Zitat nach New York 
Times, 20.10.1974. = 
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"Die Wellblechsiedlungen sind von ihren Bewohnern selbst geschaffene 
neue Gebiete, die ihnen Schutz und wenigstens minimale Ressourcen 
schaffen sollen. Die Bewohner der Barackensiedlungen an den Rändern 
der großen Städte sind gemeinschaftlich verbunden. Anfangs können sie 
sich nur eine primitive Hütte leisten, aber sie können schnell auch auf 
einen höheren Lebensstandard, auf Schulen und gesundheitliche Versor- 
gung drängen." 
"Nahrungsmittelkrise" heißt für die Arbeiterklasse der entwickelten Länder, 
daß sie "die Last teilen" und der "Dritten Welt" helfen soll, indem sie weniger 
ißt und mehr für ihre Nahrungsmittel bezahlt. Der Hunger der Unterentwik- 
kelten wird gegen den Lebensstandard der Arbeiterklasse in den Metropolen 
ausgespielt. Innerhalb der Metropole kommt der Ernährungsfrage die gleiche 
Spaltungsfunktion zu wie im internationalen Zusammenhang: Verbraucher mit 
niedrigerem Einkommen geben mehr für Lebensmittel aus als Konsumenten 
mit höherem Einkommen.”® Hunger und Verhungern rücken international für 
die Arbeiterklasse in den Bereich der Wirklichkeit. Die absolute Verelendung 
der chilenischen Arbeiterklasse seit dem Militärputsch soll als Lektion für die 
Arbeiterklasse der ganzen Welt dienen. 


Nur mittels eisenharter Planung läßt sich ein potentieller Überfluß an Nah- 
rung in so feinabgestimmte Lebensmittelknappheiten verwandeln, wie sie zur 
politischen Kontrolle der Arbeiterklasse notwendig sind. Das Kapital benutzt 
jeden und alles, um das Lebensmittelangebot zu begrenzen - von "feudalen 
Großgrundbesitzern" und "korrupten Führern" in der "Dritten Welt" bis hin zu 
staatlich verordneter "Brachlegung", von "Entspannung" gegenüber Rußland bis 


zu der raffiniertesten Marktmanipulation seitens der Energie- und Nahrungs- 
mittel-Multis. 


"Es waren noch keine zwei Wochen seit dem Abkommen (über die Wei- 
zenlieferung von 1972 an Rußland) vergangen, als Landwirtschaftsmini- 
ster Earl Butz ankündigte, er wolle die Farmer auffordern, im Wei- 


zenerntejahr 1973 soviel Land brachliegen zu lassen wie gesetzlich er- 
laubt." 


So weitet das Kapital eine Grenzsituation auf die Zukunft aus, in der eine 
Transaktion auf dem Weltmarkt ebensogut wie eine Änderung der Wetterlage, 
prinzipiell alles Erdenkliche eine massenhafte Hungersnot auslösen kann. Die 
geplante Politik der Engpässe gibt Gelegenheit zu einer Diplomatie der 
"Triage" oder sie erlaubt "der Natur, ihren Tribut zu fordern", um eine be- 
liebte beschönigende Umschreibung zu wiederholen. Auf seiner historisch 
höchsten Entwicklungsstufe entdeckt das Kapital die "Natur" wieder, als Hun- 
gersnot, als Tod, der von Monsunverschiebungen ausgelöst wird. 


35. New York Times, 20.10.1974. 


36. "Im Jahr 1974 sind die Lebensmittelpreise für Famili n für ihre Ernährung nur geringe 
Mittel zur Verfügung stehen, um 12,7 Prozent er Familien, die sich bei be ihrer 
Ernährung weniger einschränken müssen, betrug die Steigerung nur 10,5 Progent, also 
2,2 Prozent weniger. Hieran wird deutlich, daß diejenigen Lebensmittel 1974 die stärksten Preis- 
nteigerungen erfahren haben, die von ärmeren Familien in größeren Mengen verbraucht werden." 
(U.S. Congress Joint Economic Committee, Inflation and consumer in 1974). 

37. Fortune, Januar 1974, S. 166. 
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Die Krise der ökonomischen Theorie 


Die Trennung der Arbeiterklasse von der Produktion - das ist der Gipfelpunkt 
im langfristigen und fortschreitenden Versuch des Kapitals, sich von der Ar- 
beit freizumachen. Aber um die Arbeit loszuwerden, muß das Kapital sie im- 
mer produktiver machen. "Die Vermehrung der Produktivkraft der Arbeit und 
die größte Negation der notwendigen Arbeit ist die’ notwendige Tendenz des 
Kapitals."”® Die grundlegenden Mechanismen des Kapitalverhältnisses (Aus- 
pressung von relativem Mehrwert, fallende Profitrate) sind hiermit verknüpft. 
Es ist die kapitalistische Tendenz schlechthin. 

In der Krise startet das Kapital in dieser Richtung einen Versuchslauf auf 
neuem Niveau: die Produktion von Reichtum ohne Arbeit. In zwei zentralen 
Sektoren der Krise sehen wir das besonders deutlich: Öl und Nahrungsmittel. 
Die Förderung eines Barrel Erdöl kostet kaum mehr als ein paar Groschen. 
Unbelastet von Profiten, Fördergebühren und Steuern sprudelt das Öl prak- 
tisch gratis. Auf der anderen Seite die Landwirtschaft der Vereinigten Staaten, 
die leistungsfähigste von allen und diejenige, von der inzwischen die Ernäh- 
rungslage der ganzen Welt abhängt. Sie beschäftigt nur einen verschwindenden 
Teil der nordamerikanischen Arbeitskraft. Das Kapital hat in genau jenen 
Sektoren die Produktion ohne Arbeit erreicht, die entscheidend wichtig für die 
Kontrolle der Arbeiterklasse sind: bei Energie und Nahrungsmitteln. Um diese 
Waffen zu führen, braucht das Kapital freie Hand. Arbeiterautonomie kann es 
in diesen zentralen Sektoren nicht zulassen. 

Das neue Entwicklungsstadium der "notwendigen Tendenz" des Kapitals - 
die Produktion von Reichtum ohne Arbeit, selbst wieder das Ergebnis einer 
Dynamik des Klassenkampfs, die Marx untersucht hat - ist völlig außerhalb 
der Reichweite der marxistischen Denktradition geblieben und auch außerhalb 
der Reichweite der zeitgenössischen neomarxistischen Ansätze, sei es sozialde- 
mokratischer, bolschewistischer oder auch "libertärer" Spielart. Zugegeben, es 
gab im Zusammenhang der Krise und des Zusammenbruchs der ökonomischen 
Theorie eine "Wiederentdeckung von Marx". Aber der Marx, den einige Frak- 
tionen des Kapitals und der Linken wiederentdeckt haben, ist Marx als Öko- 
nom der fallenden Profitrate und der Arbeitswerttheorie. Das kapitalistische 
Verständnis der Krise geht von einem dramatischen Verfall der Profitrate aus, 
während die Krisenstrategie fest auf die Arbeitswerttheorie gegründet ist. Ist 
das Kapital schließlich und endlich marxistisch geworden? Anscheinend ist das 
der Fall. Der Klassenkampf hat mit allen Träumen von Gleichgewicht und 
Entwicklung aufgeräumt. Er hat Say, Schumpeter und Keynes überflüssig ge- 
macht. Für das Kapital ist Marx der einzige Theoretiker, der im Klassenkampf 
standhält. Und wirklich ist er der einzige "Ökonom", der in der Arbeitswert- 
theorie nie den Klassenkampf vergißt. Der "neue" Marx setzt nur einen Mar- 
xismus fort, dem eine fortschrittliche Steuerung der Arbeit am Herzen liegt, 
und das heißt: Disziplinierung oder Selbstdisziplinierung zur Arbeit mittels 
Gewerkschaften, Kollektivierung oder "Selbstverwaltung der Produktion". 

Während die "Marxisten" Arbeit als überzeitliche menschliche Grundgege- 
benheit verstehen und in die Planung von Arbeit mit sozialistischen Mitteln 


38. Marx, Karl, Grundrisse, hier zitiert nach der deutschen Ausgabe, Berlin, 1953, S. 585). 
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("von oben" oder "von unten") verliebt sind, hat die kapitalistische Wirklichkeit 
die Arbeit schon hinter sich gelassen. Genau auf dieser Erkenntnisebene kön- 
nen wir nun Marx vom Arbeiterstandpunkt her entdecken. Denn was wir 
miterleben, ist nichts Geringeres als die Abschaffung der produktiven Arbeit 
innerhalb der kapitalistischen Produktionsweise selbst. Diese neue Stufe, an 
der die zeitgenössischen "Marxisten" so beharrlich vorbeischießen, hat Marx 
allerdings in seinen Untersuchungen der notwendigen Tendenz des Kapitals 
vorhergesagt. 

Weil sie einiges zum Verständnis der heutigen Klassensituation beitragen, 
werden wir längere Passagen aus den Heften VI und VII der GRUNDRISSE Zi- 
tieren, und dann kurz einige Punkte hervorheben. Beginnen wir mit der be- 
reits zitierten Definition der "notwendigen Tendenz" und gehen dann im Text 
weiter. 

"Die Vermehrung der Produktivkraft der Arbeit und die größte Nega- 
tion der notwendigen Arbeit ist die notwendige Tendenz des Kapitals ... 
Die Verwirklichung dieser Tendenz ist die Verwandlung des Arbeits- 
mittels in Maschinerie. ..."”° "Die vergegenständlichte Arbeit erscheint in 
der Maschinerie unmittelbar selbst nicht nur in der Form des Produkts 
oder des als Arbeitsmittel angewandten Produkts, sondern der Produk- 
tivkraft selbst. ... Die Akkumulation des Wissens und des Geschicks, der 
allgemeinen Produktivkräfte des gesellschaftlichen Hirns, ist so der Ar- 
beit gegenüber absorbiert in dem Kapital und erscheint daher als Eigen- 
schaft des Kapitals, und bestimmter des capital fixe, soweit es als ei- 
gentliches Produktionsmittel in den Produktionsprozeß eintritt... 


Insofern ferner die Maschinerie sich entwickelt mit der Akkumulation 
der gesellschaftlichen Wissenschaft, Produktivkraft überhaupt, ist es 
nicht in der Arbeit, sondern im Kapital, daß sich die allgemein gesell- 
schaftliche Arbeit darstellt. Die Produktivkraft der Gesellschaft ist ge- 
messen an dem capital fixe..." "... die Verwandlung des Produktions- 
prozesses aus dem einfachen Arbeitsprozeß in einen wissenschaftlichen 
Prozeß, der die Naturgewalten seinem Dienst unterwirft und sie im 
Dienst der menschlichen Bedürfnisse wirken läßt, (erscheint) als Eigen- 
schaft des capital fixe ..."*! "So werden alle Kräfte der Arbeit transpo- 
niert in Kräfte des Kusitals; vn 

In dem Maße aber, wie die große Industrie sich entwickelt, wird die 
Schöpfung des wirklichen Reichtums abhängig weniger von der Ar- 
beitszeit und dem Quantum angewandter Arbeit, als von der Macht der 
Agentien, die während der Arbeitszeit in Bewegung gesetzt werden und 
die selbst wieder - deren powerfull effectiveness - selbst wieder in kei- 
nem Verhältnis steht zur unmittelbaren Arbeitszeit, die ihre Produktion 
kostet, sondern vielmehr abhängt vom allgemeinen Stand der Wissen- 
schaft und dem Fortschritt der Technologie, oder der Anwendung dieser 
Wissenschaft auf die Produktion. ... Die Agrikultur z.B. wird bloße An- 


39. a.a.O. 

40. a.a.0., S. 585f. 
41. a.a.O., S. 588. 
42. a.a.O., S. 588. 
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wendung der Wissenschaft des materiellen Stoffwechsels ... Der wirkliche 
Reichtum manifestiert sich vielmehr ... im ungeheuren Mißverhältnis 
zwischen der angewandten Arbeitszeit und ihrem Produkt ... (Der Ar- 
beiter) tritt neben den Produktionsprozeß, statt sein Hauptagent zu sein. 
In dieser Umwandlung ist es weder die unmittelbare Arbeit, die der 
Mensch selbst verrichtet, noch die Zeit, die er arbeitet, sondern die An- 
eignung seiner eignen allgemeinen Produktivkraft, sein Verständnis der 
Natur und die Beherrschung derselben durch sein Dasein als Gesell- 
schaftskörper - in einem Wort die Entwicklung des gesellschaftlichen In- 
dividuums, die als der große Grundpfeiler der Produktion und des 
Reichtums erscheint. Der Diebstahl an fremder Arbeitszeit, worauf der 
jetzige Reichtum beruht, erscheint miserable Grundlage gegen die neu- 
entwickelte, durch die große Industrie selbst geschaffene. Sobald die 
Arbeit in unmittelbarer Form aufgehört hat, die große Quelle des Reich- 
tums zu sein, hört und muß aufhören die Arbeitszeit sein Maß zu sein und 
daher der Tauschwert <das Maß> des Gebrauchswerts. Die Surplusarbeit 
der Masse hat aufgehört Bedingung für die Entwicklung des allgemeinen 
Reichtums zu sein, ebenso wie die Nichtarbeit der Wenigen für die Ent- 
wicklung der allgemeinen Mächte des menschlichen Kopfes. Damit 
bricht die auf dem Tauschwert ruhnde Produktion zusammen, und der 
unmittelbare materielle Produktionsprozeß erhält selbst die Form der 
Notdürftigkeit und Gegensätzlichkeit abgestreift. Die freie Entwicklung 
der Individualitäten, und daher nicht das Reduzieren der notwendigen 
Arbeitszeit um Surplusarbeit zu setzen, sondern iiberhaupt die Reduktion 
der notwendigen Arbeit der Gesellschaft zu einem Minimum, der dann die 
künstlerische, wissenschaftliche etc. Ausbildung der Individuen durch 
die für sie alle freigewordne Zeit und geschaffnen Mittel entspricht. Das 
Kapital ist selbst der prozessierende Widerspruch <dadurch>, daß es die 
Arbeitszeit auf ein Minimum zu reduzieren stört, während es andrerseits 
die Arbeitszeit als einziges Maß und Quelle des Reichtums setzt. ... Nach 
der einen Seite hin ruft es also alle Mächte der Wissenschaft und der 
Natur, wie der gesellschaftlichen Kombination und des gesellschaftlichen 
Verkehrs ins Leben, um die Schöpfung des Reichtums unabhängig (rela- 
tiv) zu machen von der auf sie angewandten Arbeitszeit. Nach der an- 
deren Seite will es diese so geschaffnen riesigen Gesellschaftskräfte 
messen an der Arbeitszeit, und sie einbannen in die Grenzen, die 
erheischt sind, um den schon geschaffnen Wert als Wert zu erhalten. *° 
"Die Schöpfung von viel disposable time außer der notwendigen Ar- 
beitszeit für die Gesellschaft überhaupt und jedes Glied derselben ..., 
diese Schöpfung von Nicht-Arbeitszeit erscheint auf dem Standpunkt des 
Kapitals, wie aller frühren Stufen, als Nicht-Arbeitszeit, freie Zeit für 
einige. Das Kapital fügt hinzu, daß es die Surplusarbeitszeit der Masse 
durch alle Mittel der Kunst und Wissenschaft vermehrt, weil sein 
Reichtum direkt in der Aneignung von Surplusarbeitszeit besteht ... Es 
ist so, malgre& lui, instrumental in creating the means of social disposable 
time ((Es trägt so, im Gegensatz zu sich selbst, dazu bei, die Mittel für 


a.a.0., S. 592f. 


64 zerowork 1 


gesellschaftliche freie Zeit zu schaffen)), um die Arbeitszeit für die 
ganze Gesellschaft auf ein fallendes Minimum zu reduzieren, und so die 
Zeit aller frei für ihre eigne Entwicklung zu machen. Seine Tendenz 
aber immer, einerseits disposable time zu schaffen, andererseits to con- 
vert it into surplus labour ((sie in Mehrarbeit umzuwandeln)).** Je mehr 
dieser Widerspruch sich entwickelt, um so mehr stellt sich heraus, daß 
das Wachstum der Produktivkräfte nicht mehr gebannt sein kann an die 
Aneignung fremder surplus labour, sondern die Arbeitermasse selbst ihre 
Surplusarbeit sich aneignen muß. Hat sie das getan, - und hört damit die 
disposable time auf, gegensätzliche Existenz zu haben - so wird einer- 
seits die notwendige Arbeitszeit ihr Maß an den Bedürfnissen des ge- 
sellschaftlichen Individuums haben, andrerseits die Entwicklung der ge- 
sellschaftlichen Produktivkraft so rasch wachsen, daß, obgleich nun auf 
den Reichtum aller die Produktion berechnet ist, die disposable time al- 
ler wächst. Denn der wirkliche Reichtum ist die entwickelte Produktiv- 
kraft aller Individuen. Es ist dann keineswegs mehr die Arbeitszeit, son- 
dern die disposable time das Maß des Reichtums."* 
Wir wollen die wesentlichen Punkte der Marxschen Analyse zusammenfassen. 

Mit der Entwicklung der Maschinerie und der Anwendung der Wissenschaft 
in der Produktion erscheinen die Produktivkräfte der Gesellschaft nicht mehr 
in Gestalt der Arbeit, sondern als Kapital, genauer: als fixes Kapital. Soweit 
sich Maschinerie mit der Akkumulation naturwissenschaftlicher Kenntnisse 
entwickelt, erscheint die allgemeine gesellschaftliche Arbeit nicht mehr als 
Arbeit sondern als Kapital. "alle Kräfte der Arbeit (werden) transponiert in 
Kräfte des Kapitals."* 

Die Erzeugung von wirklichem Reichtum hängt tendenziell immer weniger 
von Arbeit und Arbeitszeit ab und immer mehr vom allgemeinen Stand der 
Wissenschaft. Die Wissenschaft wird unmittelbar produktiv. Der wirkliche 
Reichtum zeigt sich im "ungeheuren Mißverhältnis" zwischen Arbeitszeit und 
Produkt. Die Entwicklung der großen Industrie macht das Verhältnis zwischen 
notwendiger Arbeit und Mehrarbeit (d.h. der Grad der Produktivität der not- 
wendigen Arbeit) bedeutungslos, weil die notwendige Arbeit winzig geworden 
ist im Verhältnis zur gigantischen Masse akkumulierter toter Arbeit, die in die 
Produktion eingebracht wird. Der neue qualitative Sprung in der historischen 
Entwicklung der kapitalistischen Produktionsweise führt nicht nur zu einer 
weiteren Verminderung der notwendigen Arbeitszeit (d.h. zu einem weiteren 
Anstieg der Arbeitsproduktivität); er führt vor allem zu einer radikalen Ent- 
wertung der Arbeitszeit als einer Schlüsselkomponente des Produktionsprozes- 
ses. Tendenziell wird das Kapital über die Wertbeziehung hinausgetrieben. Hört 
die Arbeit einmal auf, Springquell des Reichtums zu sein, so verliert der Wert 
seine Funktion als Mittler von Gebrauchswerten. Mit der radikalen Neube- 
wertung der Arbeit geht eine Liquidierung des Wertgesetzes einher - und da- 
mit ist jegliche Beziehung zwischen Werten und Preisen aufgelöst. 


44. a.a.0., S. 595. Hervorhebungen von Marx. 
45. a.a.0. 
46. a.a.0., S. 588. 
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So bewegt sich das Kapital mit Notwendigkeit auf die "Nicht-Arbeit" der 
Massen zu, auf die Verminderung der gesellschaftlich notwendigen Arbeit hin 
zu einem immer weiter schwindenden Minimum und schließlich zu einem 
neuen Produktionsverhältnis, in welchem Reichtum nicht mehr mit dem Maß 
der Arbeitszeit gemessen wird, sondern der frei verfügbaren Zeit: Die Elle der 
Arbeiterklasse ersetzt die Elle des Kapitals. "Das Kapital arbeitet an seiner ei- 
genen Auflösung als vorherrschende Produktionsform." 

Diese Bewegung hin zur Auflösung des Kapitals ist jedoch ein widersprüch- 
licher Prozeß. Tatsächlich ist das Kapital selbst der prozessierende Wider- 
spruch: Während es auf der einen Seite die Arbeitszeit auf ein Minimum re- 
duziert, will es andererseits die Arbeitszeit als einziges Maß des Reichtums 
benutzen. Mit anderen Worten: Im gleichen Augenblick, da das Kapital die 
Arbeit in der Produktion abschafft, versucht es, die Arbeit als eine Form der 
Herrschaft über die Arbeiterklasse neu durchzusetzen. 

Wir wollen die Frage, was Marx "wirklich" meinte, den Diskursen der 
Marxologen überlassen. Unser Interesse ist herauszufinden, wie sich die "not- 
wendige Tendenz" im heutigen Klassenverhältnis im einzelnen darstellt. /n der 
Krise erreicht diese Tendenz ihren Gipfelpunkt, und die Produktion von 
Reichtum ohne Arbeit läßt sich als vorherrschende Produktionsweise erkennen. 
Die Perspektive der Nichtarbeit der Arbeiterklasse erweist sich somit weder als 
kommunistische Utopie noch als kapitalistische Tendenz. Sie ist einfach die 
neue Basis der materiellen Produktion. 

Wie beschrieben kehrt das Kapital jedoch eine derart verblüffende neue 
Produktivität in eine multinationale Neuverteilung des Mangels um. Der Man- 
gel wird nun benutzt, um die Klasse zur Arbeit zu zwingen. Das ist der 
Grundwiderspruch im heutigen Klassenverhältnis: auf der einen Seite die ar- 
beitsfreie Produktion, die das Kapital von der Arbeit als wertbildender Tätig- 
keit befreit; auf der anderen Seite Arbeitszwang als Instrument politischer 
Kontrolle. Hierin liegt die Ursache für den enormen Nachdruck, mit dem die 
kapitalistische Richtung die Vermehrung der Arbeit als Weg aus der Krise for- 
dert. Das ist keineswegs eine Frage von "falschem Bewußtsein" des Kapitals: 
Mehr Arbeit ist absolut entscheidend für jede kapitalistische Krisen"lösung". 
Aber was ist dann noch "Arbeit", wenn sie nicht mehr als produktive Tätigkeit 
gefaßt werden kann? 

Arbeit bedeutet nun Errichtung von politischer Herrschaft in reinster Form: 
erzwungene Tätigkeit der Arbeiterklasse und Bekräftigung der Macht des Ka- 
pitals als Kontrolle über die Klasse. Wenn die produktive Erscheinungsweise 
und die ökonomische Rechtfertigung von der Arbeit weggezogen werden, 
bleibt nur noch der allgemeine politische Charakter des kapitalistischen Ver- 
hältnisses übrig, wie ihn Marx mit Bezug auf die Fabrikarbeit als "Bevormun- 
‚dung, ... Disziplinierung, Regelung und durchgesetzte Abhängigkeit ... vom Ka- 
pital"*? definierte. Übrig bleibt die Ausübung des kapitalistischen Kommandos 
als Herrschaftsmacht über das politische Verhalten der Klasse und damit als 
Mittel zur Eindämmung des antikapitalistischen Kampfs. Die Wirtschaftsex- 
perten haben recht, wenn sie mehr Arbeit fordern. Genau dies hat das Kapital 
bitter nötig: bessere Kontrolle über den Kampf der Arbeiterklasse. 


47. a.a.0., S. 587. 
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Die Abschaffung der Arbeit durch das Kapital oder die Trennung der Ar- 
beiterklasse von der Produktion ergibt sich nicht aus abstraktem "wissen- 
schaftlichen Fortschritt". Im Gegenteil: Hier handelt es sich um Resultate des 
Klassenkampfs. Deshalb kann auch die "notwendige Tendenz" des Kapitals 
nicht auf die "Vollautomation" hinauslaufen (den andauernden kapitalistischen 
Traum von der letzten technologischen Vollendung); sondern sie muß die Ar- 


beit als Bedingung der kapitalistischen Herrschaft über die Klasse mit der 
Krise durchsetzen. 


KRISE IN DER AUTOMOBILINDUSTRIE 


Peter Linebaugh & Bruno Ramirez 


Die gegenwärtige Krise der Automobilindustrie hat ihre direkten Ursachen in 
dem Herrschaftsmodell, dem die Automobilhersteller ihre Arbeitskräfte im 
letzten Jahrzehnt unterwerfen wollten. Grundsätzlich spiegelt sich in der Krise 
eine Blockierung im Kräfteverhältnis zwischen Kapital und Arbeiterklasse. 
Eine solche Blockierung ist im unablässigen Anschwellen der Automobilarbei- 
terkämpfe während der letzten Jahre deutlicher sichtbar geworden. Ganz of- 
fensichtlich war die internationale Expansion der Automobilindustrie in den 
60er Jahren auf eine Reihe von Faktoren zurückzuführen, die nicht von Dauer 
sein konnten.! 

Einer der Faktoren, die hierher gehören, war die erstaunliche Mobilität des 
Autokapitals bei der Suche nach geografischen Gebieten, die nicht nur neue 
und billige Arbeitskräfte, sondern auch ein stabiles Klima für die Akkumula- 
tion anzubieten hatten. Hierher gehört auch der Umstand, daß das Automobil- 
kapital in den industrialisierten Gebieten auf neue Arbeitskräfte zugreifen 
konnte, deren Eigentümlichkeiten sie zumindestens kurzfristig für extreme 
Ausbeutung verfügbar machten. 

In Europa funktionierten in den 60er Jahren die Arbeitsimmigranten als 
Mittel der Expansion. Der zweite Bericht der Economist’s Intelligence Unit 
(Untersuchungsbericht der Wirtschaftsexperten) führt dazu aus: 

"Nur weil anspruchslose Arbeitskräfte in großer Zahl zur Verfügung. 
standen, die jung waren und hart arbeiten konnten, ist eine derartige 
wirtschaftliche Expansion möglich geworden. Sie trugen zur Steigerung 
der Produktivität bei, indem sie Engpässe auf dem Arbeitsmarkt besei- 
tigten. Mit ihrer Bereitschaft zu Nachtschichten haben sie Investitionen 
ermutigt. Ihnen ist es zu verdanken, daß das Lohnniveau nicht zu schnell. 
anstieg und europäische Arbeiter qualifiziertere Arbeiten übernehmen 
konnten. Aufgrund ihrer Altersstruktur beanspruchten sie in geringerem 
Maß gesellschaftliche Dienstleistungen und waren mobil genug, sich auf 
kurzfristige Arbeitsverhältnisse einzulassen." 
Wir können zwar nicht behaupten, daß in den 60er Jahren die kämpfenden 
Automobilarbeiter überall und massenhaft die Speerspitze der Arbeiterklasse 
gebildet und organisierende und vereinheitlichende Wirkung auf die Kämpfe 
in. anderen Bereichen ausgeübt hätten. Trotz unterschiedlicher nationaler Be- 
dingungen lösten jedoch die Personalstrategien, die zur Ausbeutung unver- 


1. Folgende Bücher erwiesen sich als brauchbar: William Serin, The Company and the Union, 1973; 
Emma Rothschild, Paradise Lost: The Decline of the Auto-Industrial Age, 1974; Dan Georgakas 
und Marvin Surkin, Detroit: I do mind dying, 1975; Huw Beynon, Working for Ford, 1973; und 
John Mathews, Ford Strike: The Workers’ Story, 1972. 
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brauchter Arbeitskraft im Autosektor führten, unverzüglich und explosionsar- 
tig Kampfbewegungen aus, die die kapitalistischen Entwicklungspläne unter- 
liefen und einen internationalen Kampfzyklus eröffneten. Nach 1968 durch- 
brachen die iberischen, arabischen, afrikanischen und jugoslawischen Arbeiter 
in Billancourt die Blockierung, zu der die facharbeitergewerkschaftliche Poli- 
tik in der französischen Automobilindustrie geführt hatte. Arbeitsmigranten 
aus den Mittelmeerländern und Finnland brachten die schwedische Automo- 
bilindustrie völlig zum Stillstand, aus dem das Kapital mit seinen Projekten 
der "selbstbestimmten Arbeitsgruppen" zu entfliehen gedachte. Der heiße 
Herbst 1969 bei Fiat Mirafiori und Alfa Romeo in Mailand hatte seine mate- 
rielle Grundlage in der Arbeitsmigration aus Süditalien. Die karibischen, paki- 
stanischen und indischen Arbeiter in den britischen Fordwerken schafften die 
Voraussetzung für ein Wiederaufleben der Kämpfe nach den Niederlagen von 


1971 bei Eingruppierungsgrundsätzen, Maschinenbelegungen und Pensumar- 
beit. 


In Nordamerika hatte die Personalstrategie in der Automobilindustrie kein so 
klares Profil, doch war auch hier eine Wechselbeziehung zwischen Produkti- 
onszuwachs und der Ausbeutung neuer Arbeitskräfte wirksam. Für Zehntau- 
sende von Jugendlichen, Schwarzen und Frauen, die während der 60er Jahre 
in die Automöbilindustrie strömten, bedeutete der Job dort das erste feste 
Lohnverhältnis überhaupt. Sie gaben ihren unentlohnten Status unter Zwang 
auf. Der Preis, der dafür zu zahlen war, lag ungewöhnlich hoch, zunächst für 
die Arbeiter, später für das Kapital. Der Eintritt ins Lohnverhältnis zum Preis 
intensiver Ausbeutung brachte eine politische Dynamik hervor, die die Ein- 
stellung der Arbeiter zur Arbeit und den Inhalt ihrer Kämpfe bestimmen 
sollte. Was das Kapital als "anspruchslose und hart arbeitende Arbeitskraft" 
bezeichnete, sollte bald andere Eigenschaften enthüllen: Widersetzlichkeit und 
Verweigerungshaltung, die immer mehr die Form einer Klassenstrategie für 
mehr Geld und weniger Arbeit, für mehr Einkommen und geringere Produkti- 
vität annahmen. Der Lohn entwickelte sich vom Tauschverhältnis zum Macht- 
hebel. Das Lohnverhältnis, zuerst vom Kapital als notwendige Akkumulations- 
bedingung durchgesetzt, wurde von den Arbeitern in eine Plattform für ihren 
Kampf gegen Arbeit und Produktivität verwandelt. In den USA fand die 
Kombination neuer Arbeitskraft in den Autofabriken ("niggermation"?) und 
die Herausbildung konzentrierter Arbeitskraftreserven ("Inner City"?) ihren 
politischen Ausdruck zum einen in den Ghettoaufständen (Detroit 1967 usw.) 


und zum anderen in der Organisation eines autonomen Kampfes in den Fabri- 
ken (DRUM, FRUM, usw. 1967-69).* 


2.* Ein Aktivist von DRUM erklärt, was sie unter "niggermation" verstanden: "Es gibt einen Aus- 
druck hier: ‘Niggermation’. Das heißt, die Arbeiter in Detroit produzieren heute dreimal soviel 
wie etwa vor 20 Jahren. Aber das Werk ist nicht automatisiert. Statt dessen spricht man von 
‘Niggermation’, was bedeutet, daß ein schwarzer Arbeiter heute die Arbeit von zwei oder drei 


Leuten macht. So kam es, daß die schwarzen Arbeiter in diesen Fabriken mit der Zeit die härte- 
sten und schwierigsten Jobs hatten." (Peter M. Michels, S. 262) 


Mit "Inner City" werden in diesem Zusammenhang die Ghettos von Schwarzen und die Wohn- 


viertel verarmter Weißer in den Großstädten bezeichnet - im Unterschied zu den neugebauten 
Vororten. 


3 


4.* DRUM = Dodge Revolutionary Union Movement, FRUM = Ford Revolutionary Union Mo- 


vement. Siehe auch die Fußnote 34 im Aufsatz Die Klassenzusammensetzung in den USA der 
sechziger Jahre, in diesem Band. 
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In ganz handgreiflichem Sinn hatten die Kämpfe der schwarzen Arbeiter in 
Detroit viel gemeinsam mit den Kämpfen in Turin oder Köln, die von den 
Jungen eingewanderten Arbeitern geführt wurden. Indem sie das Lohnverhält- 
nis untergruben, gaben sie ihrer Verweigerung gegenüber der Gewaltherrschaft 
des Autokapitals einen Ausdruck, der alles andere in den Hintergrund rückt 
und zugleich die internationale Dimension dieses Zyklus der Klassenkonfron- 
tation sichtbar macht. 

Während der späten 60er und frühen 70er Jahre bewegte sich das Kräftever- 
hältnis zwischen Kapital und Arbeitern um den Angelpunkt dieser Klassendy- 
namik, einer Dynamik, die nicht durch periodische Vertragslösungen gelähmt 
wurde, wie das Kapital sie durchzusetzen versuchte. Erst die Krise von 1974 
eröffnete dem Kapital die Möglichkeit, mithilfe der Strategie von Massenent- 
lassungen und Terrorismus eine Lösung zu erzwingen. 


Wie das Kapital die Krise beschreibt 


"Wir stehen vor dem Abgrund einer historischen Krise des amerikanischen 
Kapitalismus und unter unseren Füßen bröckelt es." Originalton des Vor- 
standsvorsitzenden von Merrill Lynch? bei Präsident Fords Gipfelkonferenz 
zum Ihema ‘Inflation’ vom September 1974. George Bach erklärte auf dersel- 
ben Konferenz: "Obwohl Sonderentwicklungen von der Art der Energiekrise 
und der Nahrungsmittelkrise der jüngsten Zeit vorübergehend die Preisbewe- 
gungen bestimmen können, so liegt doch in den Vereinigten Staaten (und in 
den meisten anderen Industrieländern) der Hauptgrund für die Inflation in 
überhöhten Einkommensforderungen." Über dieses Faktum herrscht bei allen 
kapitalistischen Planern Einigkeit. Der ‘Bericht des Präsidenten über die inter- 
nationale Wirtschaftslage’ vom Februar 1974 ließ keinen Zweifel daran, daß 
Rohstoffmängel oder Nahrungsmittelkrise als Hauptgründe für die Krise aus- 
scheiden; sie leitet sich her aus "Nachfrage, die das Angebot übersteigt". 

In klassischen Begriffen ausgedrückt, wäre die Krise von einem beispiellosen 
Rückgang der Ausbeutungsrate gekennzeichnet, was - ebenso wie 
‘Unterkonsumtion’ und “Überproduktion’ - für die Automobilindustrie zwei- 
felsfrei zutrifft und überhaupt immer zum Erscheinungsbild der Krise gehört. 
Zwei Aspekte der gegenwärtigen Krise verdienen jedoch, hervorgehoben zu 
werden. Erstens treten dem fortschreitenden Rückgang der gesellschaftlichen 
Produktivität ständig steigende Einkommensforderungen zur Seite. Zum zwei- 
ten - eine logische Folge des ersten - können die herkömmlichen Mittel welt- 
weiter und nationaler Planung die Akkumulation nicht mehr gewährleisten, so 
wie dies während der keynesianischen Rezessionen von 1957/58, 1960/61 und 
1969/70 noch möglich war. 


5.* Genau: Merrill, Lynch, Pierce, Fenner and Smith Inc., die bedeutendste alteingesessene Aktien- 
maklerfirma auf Wall Street. 


6. Dieser Abschnitt stützt sich - über die im Text ausgewiesenen Quellen hinaus - auf Materialien 
aus Business Week, 5.10.1974; National Commission of Productivity, 2nd Annual Report. 1973; 
The Michigan State Economic Record, Nov.-Dez. 1974; Gramlich, Edward, The Distributional 
Effects of Higher Unemployment. In: American Economic Review. Sept. 1973; Okun, Arthur, 
Unemployment and Output in 1974. In: Brookings Papers on Economic Activity. 1974. 
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Daß die herkömmlichen Mittel versagten, ging während des ganzen Jahres 
1974 aus den Störungen in den Wertverhältnissen der ökonomischen Bezugs- 
größen hervor. Arbeitslosigkeit und Ausstoß standen nicht im zu erwartenden 
Verhältnis: das bereinigte Bruttosozialprodukt ging stärker zurück als die Be- 
schäftigung. Nicht die Frage, warum die Beschäftigungslage sich hielt, berei- 
tete den Wirtschaftsexperten Kopfzerbrechen, sondern warum sie nicht rück- 
läufig wurde. Weder die durchschnittliche Wochenarbeitszeit noch die Ge- 
samtzahl der vorhandenen Arbeitskräfte konnte zur Erklärung der Abweichun- 
gen herangezogen werden. Im ersten und im zweiten Quartal 1974 schrieb man 
die unerwartet geringe Arbeitslosigkeit unmittelbar dem Rückgang der Pro- 
duktivität zu. Zur selben Zeit - im zweiten Quartal 1974 - ergab sich gegen- 
über dem Sechs-Jahres-Durchschnitt der Lohnsteigerungen (6 Prozent) ein 
Sprung auf 9,6 Prozent. 

"Infolge der Durchstrukturierung und der starken Institutionalisierung des 
Arbeitsmarkts reagieren die Löhne auf die Veränderung ihrer wirtschaftlichen 
Bestimmungsgrößen mit langen Verzögerungen" - so Michael Wachter in den 
Brookings Papers on Economic Activity 2 (1974). Die Stärke der Arbeiter ent- 
hüllt sich in der "nichtlinearen Reaktion der Löhne auf die Entwicklung der 
Arbeitslosigkeit". Die Kämpfe der Arbeiter erschienen nicht mehr lediglich als 
Bezugsgröße für die Nachfragesteuerung, als Garant der Entwicklung. Als ihr 
Umriß den Beratungsgremien der Wirtschaftsplaner in vollem Umfang sichtbar 
wurde, konnte man dort ihre Botschaft schon nicht mehr verstehen. Einer von 
Gerald Fords Beratern bezeichnete Einkommensforderungen als "göttliches 
Recht". Das Absinken der gesellschaftlichen Produktivität in Amerika wurde 
vom Ex-Vorsitzenden des Conference Board "unsichtbaren Kräften" zuge- 
schrieben. 

Die kapitalistische Antwort auf diese Mächte lag klar umrissen vor - jeden- 
falls im Prinzip: Mehr Arbeit, weniger Geld. Dahin zielte der Ratschlag 
Gaylord Freemans von der First National Bank of Chicago. Angesichts der In- 
flation und der Stagnation muß die Planung sich darauf richten "1. die Pro- 
duktivität anzuregen und 2. den Verbrauch zu mäßigen." Das gleiche meint 
Arthur Okun: "Die ganze Wirtschaft muß in die Knie gezwungen werden, bis 
sie soviel Arbeitskräfte und so viel anlageunwilliges Kapital freistellt, daß 
Preise und Löhne niedrig gehalten werden." Solche Notwendigkeiten schaffen 
ein Klima von Hoffnungen und düsteren Befürchtungen. "Kaum jemand be- 
zweifelt, daß eine hinreichend lange Phase hoher Arbeitslosigkeit die Inflation 
am Ende zurückgehen läßt", verriet uns ein Wirtschaftsfachmann, "aber die 
Angst vor den sozialen Folgewirkungen ist weit verbreitet." 

Ein Sechstel aller Beschäftigungsverhältnisse in den Vereinigten Staaten, ein 
Sechstel des Bruttosozialprodukts, ein Sechstel von jedem Dollar, der im Ein- 
zelhandel über den Tisch geht, klebt an der Automobilindustrie. Ein Fünftel 
des in Amerika produzierten Stahls, ein Drittel der Zinkproduktion, ein 
Zehntel vom Aluminiumausstoß, zwei Drittel der Gummiproduktion gehen in 
die Kraftfahrzeugherstellung. Die Automobilindustrie und ihre Zulieferer fas- 
sen in einem Unterkreislauf die gesamte gesellschaftliche Arbeitsteilung zu- 
sammen. Und letztere - organisiert als Arbeiterklasse - hat den *Automobil- 
sektor’ in die Krise gestürzt. An ihrer Oberfläche stellt sich diese Krise als 
reines Marktproblem dar. Der Absatzmarkt ist gestört, weil Änderungen im 
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Käuferverhalten langfristige Wachstumskoordinaten verschieben. Der Zuliefer- 
markt gerät aus den Fugen, weil das Gleichgewicht der Kräfte zwischen 
Detroit und seinen Lieferanten (Mineralöl und Autoteile) sich zugunsten der 
letzteren verschiebt. Die Bundesgesetzgebung zu Umweltschutz und Immis- 
sionsbegrenzung erschwert Preis- und Gewinnkalkulationen. Von einem ande- 
ren Standpunkt aus erscheint die Krise als Verkörperung vernunftwidriger 
Sozialplanung, die eine Infrastruktur aus schlechter Luft, kaputten Städten und 
üblem Land geboren hat, kurz: das verlorene Paradies.’ In Wirklichkeit steckt 
das Kapital in der Krise, und hierin drückt sich ein strategischer Sprung im 
Kampf der Arbeiter aus. 


Reaktionen auf die Macht der Arbeiterklasse 


1. Produktivität erzwingen durch weltweite Kapitalverschiebungen 


Das meiste Aufsehen bei seinen Versuchen, das Verhältnis von Lohn und Pro- 
duktivität neu zu begründen, hat das Kapital mit seinen Bewegungen im inter- 
nationalen Raum erregt. Hier eröffneten sich seit den späten sechziger Jahren 
glänzende Möglichkeiten. Manager der Automobilindustrie redeten vom "la- 
teinamerikanischen Markt", vom "neuen pazifischen Markt" und mit wachsen- 
dem Vertrauen vom "sozialistischen Markt". Hier witterten sie Akkumulati- 
onsmöglichkeiten ohne die Einschränkungen, die ihnen die Kraftentfaltung der 
Arbeiterklasse Amerikas oder Europas auferlegte. Weil sie sich diesen Ein- 
schränkungen entziehen wollten, versuchten sie im internationalen Zusammen- 
hang auf Kämpfe Einfluß zu nehmen, die sich für die Entwicklung im natio- 
nalen Rahmen vorteilhaft auswirken konnten. So ist ihr "weltweiter Zugriff" 
zu verstehen, - nicht etwa als neue Erscheinung im organisatorischen Zu- 
schnitt des "Multinationalen Unternehmens" und ebensowenig als finanzkapita- 
listische Überwindung des Nationalstaats.® Anpassung an die unterschiedlich- 
sten politischen Gegebenheiten und die internationale Integration der Produk- 
tion außerhalb traditioneller Märkte kennzeichnen seit 1972 das Anlageverhal- 
ten des Kapitals im weltweiten Zusammenhang. 


Dieser Umstand wird vielleicht nirgends so deutlich wie in Lateinamerika. 
Ford schafft es in Argentinien, eine Profitrate von 37 Prozent zu halten, ob- 
wohl die Werke unter militärischem Schutz stehen und für die Zukunft "Insta- 
bilität" droht. Bei der Entwicklung Brasiliens hat die Automobilindustrie die 
Führung übernommen. Nachdem "die Kraftfahrzeugindustrie die politischen 
Probleme der frühen sechziger Jahre erfolgreich überwunden hat", wie der 
‘Economist Intelligence Unit Report’ es ausdrückt, konnte der Ausstoß seit 
1966 jährlich im Schnitt um 20 Prozent gesteigert werden. 1971 hat General 
Motors 1,1 Mrd. Dollar für Investitionen in seine Unternehmungen in Nord- 


7. Auffassungen dieser Art vertritt Emma Rothschild in: Paradise Lost: The Decline of the Auto- 
Industrial Age. 1974 


8. Wir beziehen uns hier auf Barnet, Richard, und Ronald Muller, Global Reach: The Power of the 
Multinational Corporations. 1975. Der gesamte Abschnitt stützt sich auf Informationen aus den 
Jahresberichten von General Motors, Ford und Chrysler. Wie sonst, so ist auch hier die Ver- 
bandszeitschrift der Industrie ‘Automotive Age’ informativer als ‘Solidarity’, das Gewerkschafts- 
blatt. Fortune, Nov. 1974, enthält wichtige Artikel zur kapitalistischen Akkumulation in der So- 
wjetunion. ‘Motor Business’, ein Periodikum des Economist Intelligence Unit, läßt die internatio- 
nalen Zusammenhänge nicht aus den Augen. 
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ost-Brasilien abgezweigt. Die Produktion bei GM ist 1974 gegenüber dem 
Vorjahr um 24 Prozent angestiegen. Volkswagen, das führende Unternehmen 
unter den brasilianischen Automobilherstellern, stellt seit 1974 seine Motoren 
und Getriebe auch für den europäischen Markt in Brasilien her. Im September 
1974 kolportierte Automotive News das Gerücht, VW wolle seine gesamte Pro- 
duktion für den deutschen Markt nach Brasilien auslagern. Business Latin 
America, die "Wochenzeitung für Manager in lateinamerikanischen Unterneh- 
mungen", berichtete, daß der Gewinn auf Investitionen 1974 in Lateinamerika 
höher lag als in jeder anderen Weltregion. 

Niedrige Gewinne auf das investierte Kapital, das ist die Erscheinungsform 
der sowjetischen Wachstumskrise in den Köpfen ihrer Planer. Breschnew hat 
letztes Jahr führende Industriefunktionäre auf die Füße getreten, weil die 
"Gewinne auf investiertes Kapital bisher noch nie so niedrig lagen". Mit Tech- 
nologie-Importen und Entspannung reagieren sie auf die "Produktivitätsverlu- 
ste in den Betrieben" während der späten sechziger und frühen siebziger Jahre. 
Für eine von der Sowjetunion gebaute Stadt hat Togliatti im Gegenzug ein 
Fiat-Werk geliefert. Bei der Lastwagenfabrik an der Kama (Baukosten des 
Werks: 4 Mrd. Dollar; Baukosten der Stadt: 1 Mrd. Dollar) wurde nach glei- 
chem Muster gestrickt: links russisches variables Plankapital, rechts westliches 
konstantes Plankapital. Blaupausen für die Gießerei, Öfen, Behälter, Maschi- 
nen für die Getriebeproduktion aus den Vereinigten Staaten, deutsche Schmie- 
depressen und Transmissionsanlagen, französische Schweiß- und Lackstraßen, 
die Fließbänder aus Italien und die Preßstraßen aus Japan: so organisiert das 
internationale Kapital die unterbeschäftigten Landarbeiter der tartarischen 
Ebene. Schon fangen die Russen an, sich mit dem inflationären Import von 
Bauteilen die West-Krise ins Land zu holen. Beide Seiten setzen auf dieselbe 
Hoffnung: durch Entspannung und Krise soll die Akkumulation wieder mög- 
lich werden. 

Daß neue Arbeitskraft herangeführt wird (Tataren aus den Ebenen, brasilia- 
nische Indianer), kann nicht mehr als Ausbeutung der ‘Dritten Welt’ verstan- 
den werden. Die Dreiteilung der Welt ist seit langem schon überholt. So stützt 
Agnelli seine Planungen darauf, daß aus dem westlichen Konsumzyklus heraus 
60 Mrd. Dollar in den Mittleren Osten verlagert worden sind. Andererseits re- 
det der Economist von der "Lateinamerikanisierung" Europas und vom "Bana- 
nenrepublik-Syndrom" in Nordamerika. 

Das Beispiel Spanien führt vor Augen, wie das Kapital auf Kämpfe inner- 
halb ganz bestimmter politischer Rahmenbedingungen blitzschnell reagiert. In 
den frühen siebziger Jahren benutzte Ford Spanien als Waffe gegen England. 
"Schafft Ordung in euren Arbeitsbeziehungen", hörte Edward Heath von Henry 
Ford, "oder wir gehen nach Spanien." Und wirklich wurde mit dem Bau eines 
Preß- und Montagewerks in Valencia begonnen, das 1976 in Betrieb gehen 
sollte. Allerdings mußte das Kapital bald erfahren, daß unbehandelte spanische 
Arbeitskraft in nordeuropäischen Fabriken ein Ding ist und in Spanien ein an- 
deres. Ministreiks, Arbeitszurückhaltung, Betriebsbesetzungen behinderten die 
Akkumulation durchweg während der Jahre 1973 und 1974. Brandstiftung 
setzte einen Schlußstrich unter die Leyland-Produktion in Pamplona und den 
Betrieb des Renault-Werks in Valladolid. Im Sommer 1974 stellte der Econo- 
mist "unfreundliche Wetteraussichten bei den Arbeitsbeziehungen" fest. Zum 
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Jahresende berichtete Automotive News, Ford und GM seien dabei, "ihr Enga- 
gement in Spanien noch einmal zu überprüfen". In England liefen Gerüchte 
um, der Schah von Persien wolle Leyland kaufen (dies tat gezwungenermaßen 
später die britische Regierung selbst). Zur gleichen Zeit scheiterte der Ver- 
such, die spanischen Leyland-Töchter an GM zu verkaufen. Fiat, der Senior in 
Spanien, hat 1974 zwecks Steigerung der Produktivität die technische Neuaus- 
rüstung seiner Werke in Barcelona und den Import nordafrikanischer Arbeits- 
kräfte eingeleitet. Solche Strategien, Grundlage des nordeuropäischen Booms 
der sechziger Jahre, haben heute nur noch begrenzte Chancen. 

Eine gewisse Naivität, die das Planungsverhalten des Kapitals in den sechzi- 
ger Jahren kennzeichnete, ist inzwischen passe. Business Europe, das "Wochen- 
organ für Manager in europäischen Unternehmungen", brachte Ende 1974 
einen Artikel mit dem Thema "Wie beurteilt man Entwicklungsgebiete?". Es 
wurde vorgeschlagen, (1) großzügige Vorgaben für Absentismus einzusetzen 
und (2) realistische Vorstellungen über das Produktivitätsniveau zu bewahren. 
Offenbar kann das Kapital sich nicht mehr auf neue Arbeitskraft "in niedriger 
entwickelten Ländern" verlassen. Dafür kann es versuchen, die Arbeiterklassen 
verschiedener Länder auf internationaler Ebene gegeneinander auszuspielen. 
Innerhalb weniger Jahre mußte das Kapital lernen, daß Spanien für das Auto- 
mobil keinen Zufahrtsweg nach Nordafrika und in den Mittleren Ostern er- 
öffnet. 

Unter allen europäischen Unternehmungen von Ford und Fiat haben 1974 
diejenigen in der Türkei noch den geringsten Schaden genommen. 1973 
machte GM Mitteilung über den Abschluß von Verträgen im Iran über die 
Einrichtung einer Absatzorganisation und eines Montagewerks in Teheran. Die 
Produktion lief 1974 an. Die Aufnahme der GM-Produktion in Saudi-Arabien 
ist für 1976 vorgesehen. Montagewerke in Zaire haben den Betrieb aufge- 
nommen. Die Äußerlichkeiten bestimmter Formen des politischen Regimes 
lassen keine Rückschlüsse auf die Flexibilität des Automobilkapitals zu. So 
gibt es zum Beispiel im "industriellen" Südafrika "tiefgreifende Probleme, weil 
nicht genügend gelernte weiße Arbeitskraft zu Verfügung steht." Nichtweiße 
Arbeiter, die bei niedrigen Löhnen beschäftigt werden, "stellen keineswegs 
billige Arbeitskraft dar, wenn Produktivität und Reklamationen in die Ge- 
samtrechnung miteinbezogen werden." Steigerung von Einkommen und Pro- 
duktivität bei nichtweißen Arbeitern, "an diesem Wendepunkt steht heute die 
gesamte südafrikanische Wirtschaft", wenn wir dem Economist’s Intelligence 
Unit folgen. 

Beim Versuch, ein angemessenes Akkumulationsniveau wiederherzustellen, 
stellt die Umschichtung von Kapital im Raum die Vorgehensweise Nr. 1 dar. 
Vorgehensweise Nr. 2 ist die Reorganisation des Kapitals in der Zeit. 


2 Produktivität erzwingen durch "Umwälzungen" in der Arbeit und Techno- 
ogie 


"Steigende Kosten durch Absentismus, Fluktuation, Verschwendung im Ar- 
beitsprozeß und Sabotage", das Erbe der Arbeiteroffensive von 1964-69, so 
wie es die US-Bundeskommission für Produktivität schreibt, hat in den Verei- 
nigten Staaten zu Steigerungsraten beim Produktionsausstoß je Mann-Stunde 
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geführt, die unter denen von Japan, Frankreich, Deutschland und England lie- 
gen. Nixons Kommission für Produktivität, Nixons Maiansprache von 1971, 
Kennedys Spezialkommission für "Entfremdung bei Arbeitern" 1972 - sie alle 
machen klar, daß das Gerede über "Arbeitsqualität" die ideologische Wieder- 
spiegelung des Bedürfnisses auf Kapitalseite darstellt, den Manövrierraum für 
die Intensivierung der Arbeit zu vergrößern.” 

Der Versuch, die Lohn-Produktivitäts-Beziehung mittels Neubestimmung der 
Arbeitsaufgaben und der Intensivierung des gesamten Arbeitstags durchzuset- 
zen, ist in zwei Formen abgelaufen: für eine Form steht Lordstown unter dem 
Managemet von GMAD"”, für die andere die Modul-Produktionseinheiten von 
Saab und Volvo in Schweden. Beide Formen stellen sich nicht nur als Lö- 
sungsansätze für den gleichen internationalen "Engpaß" dar, sondern zielen auf 
erhöhte "organische Zusammensetzung" des Kapitals mit der Absicht, durch 
Arbeitsintensivierung zu diszplinieren. 


Bei einigen "Linken" werden beide taktischen Ausformungen dieser einheit- 
lichen Strategie so verstanden, als gäbe es auf der einen Seite das "kapitalisti- 
sche Problem" und auf der anderen Seite die "sozialistische Lösung". Entfrem- 
dete Arbeit am Fließband wird durch Arbeiterkontrolle der Produktion!" ab- 
gelöst. Der Versuch, Produktivität mit technischen Mitteln durchzusetzen, hat 
in Nordamerika, wie wir sehen werden, nur zu einer Verschärfung der Aus- 
einandersetzungen geführt. Seine schwedische Variante ist eine beispiellose, 
kostspielige Reaktion auf ein beispielloses Problem, und läßt sich insoweit 
vermutlich nicht verallgemeinern. Es bleibt aber wichtig, über diese Angele- 
genheit Klarheit zu schaffen, sei es auch nur wegen der Mystifikationen, die 
sie immer noch hervorbringt. 

Volvo-Chef Per Gylienhammar hat die Krise der schwedischen Automobil- 
industrie in den späten sechziger Jahren mit der Formel zusammengefaßt, es 
habe sich "um nichts weniger gehandelt als um die Wahrscheinlichkeit, daß die 
allermeisten Leute Arbeit überhaupt verweigern". Volvo mußte jedes Jahr ein 
Drittel seiner Belegschaft neu rekrutieren. 1969 hatte die Fluktuation 52 Pro- 
zent erreicht. Ein Siebentel der Arbeitskräfte wurde lediglich als Reserve für 
Fälle von unangemeldetem Absentismus beschäftigt. Mit Personalstrategien al- 
lein war der Krise nicht beizukommen. In der Motorenfabrik von Saab arbei- 
teten 80 Prozent Frauen. 60 Prozent der Arbeiterinnen und Arbeiter im ge- 
samten Industriesektor waren finnischer oder jugoslawischer Nationalität. 
Gleichwohl war, wie Gylienhammar enttäuscht bemerkte, "bezahlter Absentis- 


mus" die Reaktion der Arbeiterklasse. Die Unternehmen mußten das Problem 
näher an der Wurzel packen. 


9. Als brauchbar für die Beschreibung der kapitalistischen Planung erwiesen sich: Baker, Harry, 
Job Enrichment and Job Satisfaction. In: Personnell Practice Bulletin, Juni 1974; The Influence 
of Assembly Line Organisation on Output, Quality and Morale Beltıng der Abteilung für Psy- 
chologie beim Philips-Kongzern) in: Occupational Psychology 1964; Job Redesign on the Assem- 
bly Line: Farewell to Blue-Collar Blues? in: Organizational Dynamics, Herbst 1973. 


10.* GMAD = General Motors Assembly Division. General Motors, Unternehmensbereich Montage. 


11: Am klarsten wird dieser Standpunkt entwickelt bei Aronowitz, S., False Promises: The Shaping 
of American Working Class Consciousness. 1973. "Die jungen Automobilarbeiter haben weder 
den Gegenstand ihrer Arbeit infrage gestellt (die Automobilproduktion) noch haben sie das 
Zwangsverhältnis durchbrochen, das sie den alten Produktionsverfahren unterwirft."(S. 409) In 
Wahrheit ist der zweite Punkt inzwischen ein Nebenaspekt des kapitalistischen Projekts, gerade 
weil der voraufgegangene Angriff der Arbeiter auf die Produktivität erfolgreich war. 
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Die Umkehrung der Zerstückelung von Arbeit, ein Vorgang, aus dessen 
ideologischen Abfällen ‘Anreicherung von Arbeit’, ‘job rotation’'” und Modul- 
produktion das Menü nicht nur für zahllose Personalführungsschulungen son- 
dern auch für Teile der Linken gekocht wurde, lief schrittweise in einzelnen 
Unternehmen ab. Arbeitermacht, die sich auf das lange Fließband und die 
mechanisierte Kooperation gründete, fiel der Einrichtung kürzerer Bänder zum 
Opfer, an denen der Produktionsfluß auch bei Stillstand oder Unterbrechungen 
aufrechterhalten werden konnte. Im LKW-Montagewerk Lunbyverken ist 
Gruppenakkord mit etwas Flexibilität bei der Entscheidung über das Quali- 
tätsniveau der Produktion erfolgreich eingeführt worden. Die Differenzen der 
durchschnittlichen Arbeitsgeschwindigkeiten zwischen den Arbeitergruppen 
("Ausgleichsverluste") und Differenzen in der durchschnittlichen Arbeitsge- 
schwindigkeit einzelner Arbeiter ("Systemverluste") werden durch kürzere Bän- 
der mit Unterbrechungen durch Pufferzonen und durch Gruppenlohnmodelle 
vermindert. Die informelle Organisation der Arbeiter wurde zum Ausgangs- 
punkt der kapitalistischen Reorganisation der Arbeit mit dem Ziel, das Wert- 
verhältnis im Arbeitsprozeß wiederherzustellen. Die "Gegenplanung" auf Basi- 
sebene (counter planning on the shopfloor) der sechziger Jahre wird zur kapi- 
talistischen Planung der Ausbeutung in den Siebzigern. 

Die hohen Kosten dieser Strategie stellten lange Zeit einen Hinderungsgrund 
für ihren Durchbruch dar. Die Erstellungskosten für das Montagewerk mit 
Modulproduktion von Volvo in Kalmar, den größten und kühnsten Vorstoß 
des Kapitals, liegen vermutlich um 10 Prozent über denen eines herkömmli- 
chen Werks. Für 90 Prozent aller Abläufe ist die Automatisierung vorgesehen. 

Die zweite Spielart der Durchsetzung von Produktivität mit technischen 
Mitteln fällt zum Teil mit der Geschichte der Kämpfe der arbeitenden Klasse 
in Nordamerika während der letzten drei bis vier Jahre zusammen. 


Die Machtbeziehungen im Spiegel der "Automobilgespräche" von 1973 


Gewaltherrschaft auf dem Markt und Anarchie im Betrieb, also Umkehrung 
der herkömmlichen kapitalistischen Verhältnisse, so läßt sich die Problematik 
der Automobilindustrie in den frühen siebziger Jahren zusammenfassen. In ihr 
drücken sich ein Stück weit die Siege aus, die die Klasse in den sechziger 
Jahren errungen hatte. George Morris, der Arbeitsdirektor von GM, hat den 
Versuch unternommen, Gewaltherrschaft in den Betrieb zurückzutragen. 1971 
sprach er sich gegen eine Lohnpolitik aus, von der er befürchtete, sie würde 
"die Führungsverantwortung der Führung" beseitigen. "Je größer der betriebs- 
fremde Einfluß auf Löhne und wirtschaftliche Entscheidungen ist", schrieb er, 
"desto mehr Druck macht die Gewerkschaft an allen übrigen Punkten."!? 


Angesichts von 2500 nicht den Lohn betreffender Forderungen seitens der 
international union sowie 39 000 Forderungen von den locals, schien ein sieg- 


12.* siehe Fußnote 58 in Carpignano, Klassenzusammensetzung in den USA der sechziger Jahre, in 
diesem Band. 

13. Morris, George, Controls or Collective Bargaining - Restraints and Realities. In: The Conference 
Board 1971. Vol. auch die Erklärung von General Motors an die UAW vom 26.7.1973; GM Per- 
sonnel Development Bulletin, 3.2.1972; GM Oldsmobile Division, Absenteeism and Turnover: 
Control Program Report, Nov. 1971. 
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reicher Abschluß über Mehrarbeit und Produktivität sowie über "Leistungsfä- 
higkeit und Disziplin" Verhandlungsfreiheit an der Lohnfront zu signalisieren. 
Der Tarifabschluß dieses Jahres enthielt für GM eine Regelung von erstrangi- 
ger Bedeutung. "Wir haben auf einer koordinierten Anstrengung zur Verbes- 
serung der Arbeitsmoral der Beschäftigten und zur Verminderung von Absen- 
tismus bestanden, der sich in unserem Industriezweig während der letzten 
neun Jahre verdoppelt hat." Ein von Geschäftsleitung und Gewerkschaft ge- 
meinschaftlich durchzuführendes "Orientierungs"- Programm wurde eingeleitet, 
um verbesserte Anwesenheitszahlen und Produktqualität zu erzielen. Erste 
Schritte der Einbeziehung der Gewerkschaft in die Strategien gegen die Ar- 
beitsverweigerung auf Arbeiterseite werden sichtbar. 

Das Unternehmen muß die Gewerkschaft, die nun nicht mehr nur das va- 
riable Kapital institutionell vertritt, zur unmittelbaren Teilnahme an der Füh- 
rung der Betriebe einladen. Hier liegt der Angelpunkt im GM-Konzept bei 
den Verhandlungen von 1973. Die Erklärung des Unternehmens an die Ge- 
werkschaft vom 26.7.1973 - noch vor den wilden Streiks vom Sommer und 
vom Herbst - ist von größter Bedeutung. 

"Daß die Beschäftigten, die Gewerkschaft UAW und General Motors ge- 
meinsame Interessen haben, liegt heute, beim Eintritt in die Verhandlungen 
1973, deutlicher zutage als zu irgendeinem anderen Zeitpunkt seit dem Beginn 
von Tarifverhandlungen im Jahr 1937". 

Der Rest der Erklärung entfaltet jenen Begriff von "Gemeinsamkeit" und 
führt das besondere Terrain vor, auf dem die Kämpfe in den vergangenen 
Jahren ausgetragen worden waren. Sie benutzt Begriffe, die nicht erklärt zu 
werden brauchen. Man muß sie nur umwenden, um die Errungenschaften der 
Klasse in der gemeinsamen Verweigerung sichtbar zu machen. 

Die Erklärung von GM beklagt sich zunächst über "Abwehrverhalten" gegen 
Veränderungen in der technischen Ausstattung der Arbeitsplätze, Praktiken, 
die auf örtlicher Ebene organisiert werden. Zwischen 1963 und 1972 hatte sich 
die Zahl der Beschwerden von 138 000 auf 264 000 verdoppelt. Beschwerden 
müssen nun "ohne Unterbrechung des Produktionsprozesses" geklärt und erle- 
digt werden. Die Benutzung informeller "Tribunale" zur Klärung von Be- 
schwerdefällen ist zu beenden und gewerkschaftliche Weisungskompetenz 
herzustellen. Ausschußmitglieder haben gemeinsam mit dem Aufsichtspersonal 
einen aktiven Part bei der Beschwerderegelung zu übernehmen, ‚und zwar un- 
verzüglich nach Vorbringen der Beschwerde. Sitzungen der Revisionsinstanzen 
für Beschwerdefälle sind häufiger abzuhalten. 

Als nächstes stehen zwei Fragen der gewerkschaftlichen Vertretung zur 
Klärung an. Gewerkschaftliche Arbeitszentren im Betrieb, die seit dem Ab- 
kommen von 1967 gestellt wurden, sind von "unberechtigten Personen zu un- 
erlaubten Zwecken" benutzt worden. Liberalisierung der gewerkschaftlichen 
Vertretung, besonders hohe Löhne für Ausschußmitglieder, mehr freie Zeit 
für gewerkschaftliche Aufgaben und die Vergrößerung der Vertretungskör- 
perschaften, allesamt seit 1970 eingeführt, haben sich als ungeeignet zur Ver- 


minderung der Beschwerden und zur Verkürzung der Klärungsvorgänge er- 
wiesen. 
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Drittens erscheinen sowohl Handlungs- und Leitungsmöglichkeiten der Ge- 
werkschaft als auch der Betriebsführung bedroht durch Streit über Produkti- 
onsnormen, Zusammenbruch der Leistungsfähigkeit des Unternehmens und die 
Verunsicherung in Qualitätsfragen. "In bestimmten Betrieben" haben Arbeits- 
unterbrechungen "den Tarifverhandlungen geschadet" und "das Beschwerde- 
verfahren ganz real zusammenbrechen lassen". 

Viertens zieht weder das Unternehmen noch die Gewerkschaft Vorteil aus 
der hohen Fluktuation. Nur ihre Zusammenarbeit kann "die Unsteten, die von 
einem Job zum nächsten ziehen" ins Ordnungssystem einbinden. Längere Pro- 
bezeiten und höhere Abstufungen zwischen "Einstellungslohn" und "Dauerar- 
beitslohn" können das Problem angehen. 

Fünftens ist die Art und Weise, wie die Arbeiter Soziallöhne benutzt haben, 
zu einer Methode der allgemeinen Arbeitsverweigerung und zu einem Angriff 
auf die lohngeschützte Disziplin geworden. "Vermehrter Gebrauch" von Lei- 
stungen der Krankenkasse!? stellt ein "ernstes und wachsendes Problem" dar. 
Die Kosten hierfür sind zwischen 1970 und 1972 um 29 Prozent gestiegen. Die 
Verdopplungsmechanismen über Unternehmensleistungen und staatliche Lei- 
stungen haben zur Bereitstellung eines Einkommens ohne Arbeit geführt und 
zu einem Ruhestandseinkommen oberhalb des Arbeitseinkommens. In 
52 Prozent aller gerichtlich verhandelten Ansprüche gegen Unternehmen in 
Michigan waren Rentner die Klageführer. 75 Prozent der freiwilligen Früh- 
rentner im gleichen Bundesstaat klagten zusätzlich Abfindungen ein. Mit dem 
Anstieg der Leistungen wegen Unfall und Verletzung sowie der Zahlung von 
Leistungen an "arbeitsfähige Beschäftigte" hat sich die verschärfte Aufspaltung 
zwischen Arbeit und Einkommen bei den Arbeitern auf die alten, traditions- 
gebundenen Teile der Klasse ausgeweitet. 

Die Einladung an die Gewerkschaft, mit dem Unternehmen im Sinne der 
"Gemeinsamkeit der Interessen" bei der Wiedererrichtung der beiderseitigen 
Kontrolle zusammenzuarbeiten, erging, nachdem der einseitige Versuch der 
Wiederherstellung der "Zwangsverhältnisse im Betrieb" beziehungsweise der 
"Führungsverantwortung der Führung" gescheitert war. 

Die Ad-Hoc-Gruppe ‘Absentismus/Fluktuation’ bei GM (1969-1972) war ein 
Versager. Absentismus schlug für das Unternehmen allein bei den zusätzlichen 
Leistungen mit 50 Mio. Dollar zu Buch. Die Fluktuation kostete das Unter- 
nehmen bei vorsichtiger Schätzung 29 Mio. Dollar. "Formen des Sozialverhal- 
tens", Steuerbefreiungen, wachsende Leistungen wegen Unfall, die höhere Zahl 
von Frauen’ in Beschäftigungsverhältnissen, "Stellenspringerei". abweichende 
Wertvorstellungen, "Verweigerung von Schwerarbeit", ärztlich gebotene Ein- 
schränkungen, die Korsettierung der Entscheidungsfreiheit der Vorarbeiter bei 
der "Zuweisung von Arbeitskräften", all dies führte die Krise herbei. Die Re- 
aktion war doppelgleisig und ein doppelter Flop. 

Über Pilotprogramme versuchte das Unternehmen Einfluß auf das kollektive 
Verhalten der Arbeiter zu gewinnen und sie dann zu vereinzeln. Sensibilisie- 
rungsgruppen und Fehler-Such-Versammlungen, die unter der Bezeichnung 


14.* Genau: HSMD-(Hospital-Surgical-Medical-Drug; etwa: Krankenhaus-Operations-Arzt-Arz- 
neimittel)Leistungen. 


78 zerowork 1 


PRIDE!® organisiert wurden, zeitigten bei den Oldsmobile-Arbeitern nur in- 
soweit Erfolge, als die Arbeiter nun nicht für Arbeitsleistung sondern fürs 
Mitmachen beim Sensibilisieren und Suchen bezahlt wurden. Wegen der "hohen 
Bedeutung individueller Behandlung von Neueingestellten" wurde das SPEC- 
Programm!® eingeführt. Das "Kumpel"-System verminderte Absentismus und 
Fluktuation bei den auf Probe Beschäftigten, jedoch nur um den unerträgli- 
chen Preis der Zuweisung eines supervisors zu jedem neuen Arbeiter. 

"Schluß mit der Betriebsführung durch Angst!", so faßt das Wall Street Jour- 
nal die Politik von Gene Cafiero, einem Leitenden von Chrysler zusammen. 
Beim Hauptwerk von Dodge in Hamtramck führte er in der Abteilung End- 
bearbeitung den "geplanten Absentismus" ein. Einer Pilotgruppe von 350 Ar- 
beitern wurde gestattet, ohne Maßregelung einen Tag wegzubleiben, wenn dies 
im Voraus mit dem Vorarbeiter abgeklärt worden war. Im Achsenwerk auf EI- 
don Avenue wurden 2700 Arbeiter in drei getrennte Gruppen aufgeteilt, "um 
das Klima von drei kleineren Betrieben zu schaffen". 1969 lag die Fluktuati- 
onsrate bei Chrysler bei 47 Prozent, die Absentismusziffer bei 8 Prozent. Falls 
das neue Klima oder der geplante Absentismus Chrysler wieder an die Hebel 
der Macht gebracht haben sollten, so hat Cafiero vergessen, dies dem Wall 
Street Journal mitzuteilen. Jedenfalls bildeten solche Fehlschläge den Hinter- 
grund für die Entdeckung, daß zwischen der gewerkschaftlichen Forderung 
nach einem "gewichtigeren Wort in der Produktion" und der "Führungsverant- 
wortung" des Unternehmens Übereinstimmung bestand. Die Arbeiter gaben 
ihre Antwort darauf mit den wilden Streiks von 1973, die für Chrysler um ein 
Haar das ‘Aus’ bedeutet hätten, - eine Reaktion, die der Gewerkschaft ernst- 
hafter als alles andere zuvor ans Fundament gegangen ist, und in deren Ver- 
lauf sich die Arbeiter in den Besitz einer bedeutenden Anlage der Automobil- 
produktion in Detroit setzen konnten. 


Die wildcat-Streiks von ‘73 
1. Hintergründe 


Die Besetzung der Schalterkammer für die elektrische Anlage im Werk Jef- 
ferson Avenue vom Juli, der mehrfache Stillstand der Pressen bei Chrysler im 
August, das Sit-in im Strukturpreßwerk Mack Avenue im August, diese Er- 
eignisse hatten sich in einer wachsenden Zahl von Angriffen der Arbeiter- 
klasse gegen die Gewerkschaft und das Unternehmen angekündigt, und zwar 
längst bevor die Tarifverhandlungen begannen. So hat es im April Jeep in To- 
ledo wegen "örtlicher Probleme" getroffen. Später im Frühjahr hatten 4000 
Arbeiter im GM-Montagewerk von Lakewood, Georgia, wegen "Produktions- 
normen" wild gestreikt. Anfang Juni gab es im Ford-Werk Mahwah wachsende 
Militanz und den ersten der "heißen" Ausstände. Im GM-Werk Freemont 
wuchsen die Proteste wegen Überstunden, und in Lordstown führten wilde 
Streiks und massenhafte Streikposten zu einer bedrohlichen Lage für die un- 


15.* PRIDE = Personal Responsibility in Defect Elimination; etwa: persönliche Verantwortung bei 
der Fehlervermeidung. 


16.* SPEC = Supervisors Personal Employee Contact; etwa: persönlicher Aufseher/Beschäftigten- 
Kontakt. 
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sicher operierende Gewerkschaft. Das Werk in Jefferson Avenue lag im März 
drei Tage lang infolge Streiks wegen Strafkündigungen stil1.!7 

Selbstverständlich waren viele Unterbrechungen vom August und September 
auf Seiten des Unternehmens vorhergesehen worden. A.F. Link aus Chryslers 
Abteilung ‘Analyse:Gewinne und Investitionen’ schrieb, "die Industrie plant 
über die Produktionsvorgaben verminderte Leistungsfähigkeit in bestimmten 
Unternehmenszweigen, wie beispielsweise Gießereien, für die Sommermonate 
allgemein ein." Die Streiks von 1973 wurden freilich durch Aspekte verkom- 
pliziert, die nicht zur Produktionsplanung herangezogen werden konnten: bei 
wachsenden Auftragseingängen und einem Rekordjahr im Absatz mußte jede 
Unterbrechung des Kreislaufs von produktivem Kapital unmittelbar den Ver- 
kauf und den Kapitalumschlag beeinträchtigen. Der Ein-Tages-Streik bei der 
Eisenbahngesellschaft Pennsylvania Central, der kanadische Bahnarbeiterstreik 
und die Verknappungen bei Teilen aus der Mineralölverarbeitung und der 
Kunststoffindustrie wirkten sich genauso ernst aus, wie die Arbeitsunterbre- 
chungen, jedenfalls hinsichtlich des Kreislaufs von produktivem Kapital. Der 
politische Angriff auf die Machtverhältnisse in diesem Kreislauf ging in seiner 
Bedrohlichkeit jedoch weit über den Verlust von 135 000 Automobilen und 
Lastwagen (im Fall Chrysler) hinaus. Zum ersten mal wurde der Klassenkampf 
im Automobilsektor außerhalb der Betriebe kriegsmäßig angeheizt, wobei die 
Gewerkschaft für das Kapital die Vorhut stellte. 


2. Der Coup von Jefferson Avenue 


Am 24. Juli 1973 schlossen sich Ike Shorter und Larry Carter, zwei Punkt- 
schweißer, in der Hauptschaltkammer für die elektrische Anlage ein, die die 
Schweißstraße versorgte. 5000 Arbeiter legten die Hände in den Schoß. Die 
beiden verlangten Unterlassung aller Maßregelungen gegen sie selbst und die 
sofortige Entbindung Tom Woolseys, eines rassistischen Vorgesetzten, von sei- 
nen Aufgaben. Mit Gewalt konnte man Shorter und Carter nicht beikommen, 
da Arbeiter aus der Abteilung zu ihrem Schutz einen Ring um die Schaltkam- 
mer gebildet hatten. 

Ein paar Monate zuvor war Woolsey der Punktschweißabteilung zugewiesen 
worden, um die Disziplin zu festigen und die Produktion anzukurbeln. Die 
Zubringerstraße in der Abteilung lief mit durchschnittlich 100 Stücken pro 
Tag unter der Soll-Leistung. Woolsey war aus der Produktivitätskampagne, die 
1972 angefangen hatte, wohlbekannt als Scharfmacher. Damals war im Ge- 
samtbetrieb die Bandleistung von 56,5 Teilen je Stunde auf 65,5 hochge- 
schraubt worden, während die Besetzung nur von 5400 auf 5900 aufgestockt 
worden war. In der Produktivitätsrechnung bedeutete das eine Leistungsver- 
dichtung um 7 Prozent (Mehrproduktion 16 Prozent, Mehrbesetzung 
9 Prozent), die einen Zeitverlust von 4 Sekunden je Mann und Teil ergab. Die 
Empörung war allgemein. 


17. Für die Berichterstattung über diesen Summer waren nicht nur New York Times, Wall Street 
Journal und Detroit Free Press grundlegend (die im Vergleich zu ihrer gewohnten Praxis über 
die wilden Streiks ausführlich informierten), sondern uch die Kampfzeitungen Challenge, The 
Call und Worker's Vanguard. Wichtig auch Weinberg, Jack, Detroit Auto Uprising. 1973. 


80 zerowork 1 


Wer individuell gegen die Sache anging, wurde VDM-behandelt: Verhör, 
Drohungen, Maßregelung. Strafkündigungen nach Weihnachten wurden mit ei- 
ner Arbeitsniederlegung in der Motorenmontage beantwortet. Unter Mitwir- 
kung Woolseys, der als Zwischenträger funktionierte, beendeten der Ortsver- 
band und die Bundeszentrale der Gewerkschaft den Streik am vierten Tag. Ein 
paar Wochen später legte die zweite Schicht in der Dreh- und Fräsabteilung 
die Arbeit nieder. Man schickte Woolsey in die Abteilung. Als er im Sommer 
dem Schweißband zugewiesen wurde, gaben Shorter und Carter die Antwort. 
Binnen Stunden kapitaulierte Chrysler und erfüllte die Forderungen. Man ließ 
Shorter und Carter an ihre Arbeitsplätze zurück. Woolsey wurde gefeuert. 

Die gesamte Industrie und die Gewerkschaft waren wie vom Donner gerührt. 
Ford machte dem Schwesterunternehmen Vorhaltungen: "Wir glauben unver- 
rückbar an den Grundsatz, daß Belohnung für Selbsthilfe unzweckmäßig ist." 
Fraser schrieb Chrysler ins Stammbuch: "Wenn Sie sich solchen Erpressungen 
unterwerfen, wird daraus eine Kette ohne Ende." Schon wenige Tage später 
kündigte die Gewerkschaft an, was seit Monaten vermutet worden war, näm- 
lich daß sie Chrysler als Zielunternehmen für ihre 1973er Kampagne auserko- 
ren hatte. In den nun folgenden Monaten vollführte die Gewerkschaft wie 
besessen Anstrengungen, um die Automobilarbeiter wieder unter ihre Kon- 
trolle zu bekommen. Denn ohne Beispiel war bei dem Vorfall Shorter/Carter 
der Entschluß des Unternehmens, die Verhandlungen ohne Vermittlung der 
Gewerkschaft zu führen. Die Führungsverantwortung des Managements hatte 
sich über die gewerkschaftliche Schlichtungskompetenz weggesetzt. 


3. Der Ausstand im Schmiedewerk von Lynch Road 


Hier verweigerte am 7. August 1973 die Nachtschicht die Arbeit und begann 
einen Ausstand von sechs Tagen. Spitzenprofite und Produktionszahlen auf 
Rekordhöhe hatten 1973 zu sechs Monate Voll-Conti-Schicht im Schmiede- 
werk geführt. Unfälle häuften sich. Reparaturen und Instandsetzungsarbeiten 
gab es nur in minimalem Umfang. Verdrahtungen blieben unisoliert, und 
überall im Betrieb wurden aus Ölflecken am Boden größere Pfützen. Lauf- 
kräne gingen zu Bruch und schütteten Stahlladungen auf die Bewegungsflä- 
chen. Die Ortsverwaltung der Gewerkschaft hielt bei den Beschwerden den 
Deckel auf dem Topf, indem sie einfach nichts mehr aufschrieb. 

In Lynch Road waren 1500 Arbeiter im Ausstand, und der Stillstand der Ar- 
beit an 40 000 weiteren Arbeitsplätzen bei Chrysler rückte in bedrohliche 
Nähe. Nur der gekoppelte Druck der Einstweiligen Verfügung eines Bundes- 
gerichts, der Mobilisierung des gesamten gewerkschaftlichen Ortsverbands und 
der persönlichen Intervention von Doug Fraser brachte die Schmiedearbeiter 
an die Arbeit zurück. 


4. Das Sit-in von Mack Avenue 


Am 14. August ließ sich Bill Gilbreth auf dem Fließband der Schweißabtei- 
lung im Preßwerk von Mack Avenue nieder. Die Aktion mobilisierte die ge- 
samte Abteilung zuerst gegen den Werkschutz und dann gegen die Polizei. 
Chrysler traf die Entscheidung, den gesamten Betrieb vorübergehend stillzule- 
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gen, obwohl (wegen Hilfsleistungen von außen) 90 Prozent des Werks hätten 
weiterlaufen können. Die Schließung war eine politische Reaktion mit dem 
Ziel, die Abteilung zu isolieren und der Zirkulation der Kämpfe einen Riegel 
vorzuschieben. In Mack Avenue ebenso wie in Lynch Road und Jefferson 
Avenue muß der Kampf in die Geschichte der Auseinandersetzungen seit der 
Produktivitätsoffensive von 1972 eingeordnet werden. Seither hatten sich die 
Arbeitsbedingungen in den Betrieben in direktem Verhältnis zu den Produkti- 
vitätskampagnen verschlechtert. Das Preßwerk hatte man zur Sieben-Tage- 
Woche gezwungen. Andere waren auf Sechs-Tage-Woche mit Langschichten 
gesetzt worden. Aus den Pressen sickerte das Öl, durch das Dach das Regen- 
wasser. Gabelstapler fuhren mit defekten Bremsen, Schrott sammelte sich in 
den Ecken. Die hochdruckgetriebenen Hängebänder kreischten durch den Be- 
trieb, weil die Lecks nicht repariert wurden. Gegen Ende 1972, als einem 
Former vopn einem herumfliegenden Achslagerdeckel der Kopf abgerissen 
wurde, war die Grenze erreicht, und ein nichtoffizieller Sicherheitsausschuß 
wurde eingerichtet. Am 7. Juni 1973 ging die zweite Schicht an den Pressen 
aus Protest gegen die Arbeitsbedingungen nach Hause, weil einer Frau an ei- 
ner defekten Presse zwei Finger abgeschnitten worden waren. Am 10. August, 
vier Tage vor dem Sit-in, organisierten die Arbeiter Postenketten um das ört- 
liche Gewerkschaftshaus. 

Die Besetzung der Fahrgestell-Abteilung, mit der Chryslers Entscheidung zur 
Betriebsschließung beantwortet wurde, wurde in einer präzisen und wirkungs- 
vollen Polizeioperation beendet. Die Gewerkschaft allerdings, deren Glaub- 
würdigkeit bereits ernsthaft gelitten hatte, wollte Kraft demonstrieren und vor 
allem wieder Herr über die Auseinandersetzungen werden. 


5. Die Gewerkschaft terrorisiert die Kämpfe. 


Die Gewerkschaft UAW wünschte weder massenhafte Streikposten, noch die 
Verschärfung der Auseinandersetzung oder ihre Ausbreitung auf den gesamten 
Industriezweig. Deshalb führten ihre Bundesvorsitzenden Fraser und Mazey in 
Person eintausend "loyale Gewerkschafter" in mobilen Trupps in ganz Detroit 
herum (Presse und kampfbereite Arbeiter sprachen in diesem Zusammenhang 
von "Schlägern", "Ku Klux Klan" und "Gestapo".). Sie belästigten und bedroh- 
ten Streikposten und kämpferische Arbeiter an den Werkstoren von allen 22 
Chrysler-Betrieben in Detroit. Die kriegsmäßigen Kampfformen der dreißiger 
Jahre erleben ihre Auferstehung in den siebzigern. Strategie und Taktik sind 
die gleichen, nur der Gegenstand des Kampfs ist ein anderer. 

Trotz dieser geradezu historischen Kraftdemonstration breitete sich die Be- 
wegung zügig aus. Ein Viertel der GM-Werke lag im August und September 
still. Von den fünfzehn Ford-Betrieben machten drei im August dicht. Drei 
Werke von American Motors mußten wegen Arbeitsniederlegungen schließen. 
Warren-LKW, das Hauptwerk von Dodge, Windsor-Automobile mit LKW- 
und Motorenwerk, alle machten Pause. Natürlich lief zur gleichen Zeit auch 
der Typenwechsel, aber in diesem Boom-Jahr ließen sich die Kämpfe nicht in 
"Vorgabeplanungen für die Produktion" einbauen. 

Kämpferische Arbeiter suchten und fanden im Sommer Wege, um die Be- 
grenzungen hinter sich zu lassen, die das Modell der "Versammlung oppositio- 
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neller Gewerkschafter" ihnen auferlegte. Shorter meinte: "Das eine Mal benut- 
zen wir die Gewerkschaft, das andere Mal nicht." Aber sogar die traditionelle 
Gewerkschaftsopposition - oder wenigstens ihre soziale Basis in den gelernten 
Berufen - konnte in der Mobilisierung während der Sommermonate neue 
Kräfte sammeln. 

Das "Facharbeiterproblem" zündete den zweiten offenen Ausbruch kriegs- 
mäßiger Auseinandersetzungen. Als der UAW-Ortsverband 160, der für die 
technische Zentrale zuständig ist, und die Facharbeiter im Werkskomplex Ri- 
ver Rouge den Tarifabschluß von 1973 ablehnten, blieb der Gewerkschaft 
keine andere Wahl: Sie mußte die Satzung von 1967 brechen, die Vetorechte 
einräumte, und mit Pistolen in der Hand eine neue Abstimmung erzwingen. 

Die Facharbeiter sahen sich von den Sonderleistungen bei Frühverrentung 
ausgeschlossen, die im Vertrag ausgehandelt worden waren. Daüberhinaus war 
ihre Stellung durch einen "vertraulichen Briefwechsel" zwischen der UAW und 
den Unternehmern geschwächt worden, worin den Betrieben die Auftragsver- 
gabe an Subunternehmer und uneingeschränkte Rechte zur tariflichen "Höher- 
gruppierung" zugestanden wurden, falls Facharbeiter Überstunden verweiger- 
ten. Die vielgerühmten Einschränkungen der Mehrarbeit stellten im eigentli- 
chen Sinn Angriffe auf das kollektive Verhalten der Arbeiter dar. Denn 
"Mehrarbeit auf freiwilliger Basis" war nur noch "gesondert und individuell" 
gestattet, "ohne heimliche Absprachen, verschwörerische Verständigungen zur 
Ablehnung oder Einwilligung, frei von Einflußnahme seitens anderer Beschäf- 
tigter oder der Gewerkschaft". 

Die Facharbeiter lehnten das Abkommen mit großer Mehrheit ab. So etwas 
passierte in der Geschichte der UAW zum ersten mal: Ablehnung eines Ver- 
trags im Bestätigungsverfahren. Natürlich versuchte die Gewerkschaft, den 
Mitgliedern ihren Willen in einem zweiten Abstimmungsgang aufzuzwingen. 
Als ein Funktionär des Ortsverbands 600 die Pistole gegen einen Maschinen- 
bauer aus Dearborn zog, dokumentierte das kanadische Fernsehen diesen 
neuesten Gewaltakt der Gewerkschaft gegen die arbeitende Klasse. 

Gewaltsamkeiten waren an sich nichts neues. Bei täglich 65 Todesopfern in 
den amerikanischen Automobilwerken, ging es hier in den sechziger Jahren in 
erster Linie um gewalttätige Technologie. Neu ist die zunehmende Bewaffnung 
der Arbeiterklasse und der Gewerkschaft im Betrieb. Pistolen wurden bei ei- 
nem Treffen zwischen dem Bundesvorstand und den örtlichen Funktionären in 
River Rouge gezogen. Der Vorsitzende eines Ortsverbands bei einer Gießerei 
in Michigan schoß bei der Wiederholung einer Abstimmung auf einen kämp- 
ferischen Arbeiter. Die Bundeszentrale mußte beim Ortsverband St. Louis die 
Ordnüng wiederherstellen, nachdem dort die Waffen gezogen worden waren. 
Das Bild von Walter Reuther!® wurde von der Wand eines gewerkschaftlichen 
Versammlungssaals in Michigan gerissen. Bei einem Versuch, in das 
‘Solidarity’-Haus einzudringen, wurden die Türschlösser zerstört. Der unter- 
gründige Guerillakrieg, der zum Alltag der Betriebe gehört, brach im Sommer 
1973 offen aus. Ein Werkzeugmacher äußerte gegenüber der New York Times: 
"Früher hat man uns mit dem Seil gefesselt. Heute macht man es mit Ketten. 


18.* Zu Rheuter, Vorsitzender der UAW, siehe Fußnote 2 in Die Klassenzusammensetzung in den 
USA der sechziger Jahre in diesem Band. 
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Es ist reine Diktatur. Vor vierzig Jahren konnte man die Leute an der Nase 
herumführen. Heute geht das nicht mehr." Der Mann redete von der Gewerk- 
schaft. 

Seit 1955, als beim Abschluß des Vertrags die Facharbeitergruppen mit ihrer 
Abspaltung drohten, hatte die Gewerkschaft ständig versucht, ihre Forderun- 
gen zu befriedigen. Die gewerkschaftlichen Überlegungen kreisten besonders 
hartnäckig um dieses Problem, weil deutlich wurde, daß die zukünftige Ent- 
wicklung in der UAW von ihrer Fähigkeit abhängen würde, nicht nur die tra- 
ditionellen Metallarbeiterberufe zu organisieren, sondern auch die wachsenden 
Gruppen der Ingenieure, Techniker und kaufmännischen Angestellten. Und 
wirklich konnte die Gewerkschaft 1973/74 einige Kleinmaschinen- und Anla- 
genkonstrukteure aus Betrieben als Mitglieder gewinnen. Eins dieser Unter- 
nehmen war Solar Engineering, Hersteller von Produkten für die Automobilin- 
dustrie und Maschinenbauer. Der Direktor dieser Firma begrüßte die gewerk- 
schaftliche Organisierung von Konstrukteuren und Zeichnern. Den erhöhten 
Kosten würde verbesserte Wettbewerbsfähigkeit und gehobene Qualität der 
Entwürfe gegenüberstehen. Die Anwesenheit der Gewerkschaft, so erklärte er 
Automotive News, wird den "Leistungsfluß" im Betrieb verbessern und ein sta- 
bilisierendes Moment in der starken Fluktuation der Arbeitskräfte bilden. 

Die Explosion autonomer Kämpfe, der Zusammenbruch der gewerkschaftli- 
chen Autorität in der Konfliktvermittlung, der Versuch der Gewerkschaft, die 
verlorene Herrschaftsposition mittels Terror zurückzugewinnen, schließlich der 
Wandel in den traditionellen Sammelpunkten der gewerkschaftlichen Opposi- 
tion - diese Entwicklungen und Ereignisse gingen der "Krise" von 1974 un- 
mittelbar voraus, ihren Produktionssteigerungen und Entlassungen in den Be- 
trieben, ihrem Inflationsschub und ihrer Verunsicherung in der Gesellschaft 
allgemein. 


Die Krise und ihr Treibsatz: Kämpfe 1974 
1. Eine Chronologie der Streiks 


Wie kläglich sowohl Inflation als auch Arbeitslosigkeit als Hebel zur Vermin- 
derung der Arbeitsniederlegungen während der ersten zehn Monate des Jahres 
1974 versagten, wird deutlich, wenn man die entsprechenden Zahlen mit 
denen von 1973 vergleicht. Die Zahl der Arbeitsunterbrechungen wuchs um 8 
Prozent, die’ Menge der beteiligten Arbeiterinnen und Arbeiter um 48 Prozent. 
Um 88 Prozent erhöhten sich die Streikverluste gerechnet in Manntagen. Die 
Zahl der an Streiks beteiligten Arbeiterinnen und Arbeiter hatte sich in den 
ersten zehn Monaten des Jahres 1974 bereits den Jahreswerten von 1967-71 
genähert, dem intensivsten Streikzyklus der Nachkriegsgeschichte, wenn man 
1946 ausnimmt. 

Eine Auflistung der Streiks von 1974 muß unvollständig bleiben. Sie führt 
jedoch den Etikettenschwindel vor Augen, der mit den volkswirtschaftlichen 
Kennzeichnungen "Verspätung" und "nichtlineare Reaktion" angesichts der 
Machtentfaltung der Arbeiter getrieben wird, die alle "Stop-and-Go"-Vor- 
schriften durchbrochen hatte und aus dem keynesianischen Ruder gelaufen 
war.Die unvollständige Auflistung im Folgenden. 


84 zerowork 1 


März (New Haven, Michigan) Wilder Streik in einer Gießerei gegen ört- 
lichen Tarifvertrag, Rassismus und Arbeitshetze 

25. März (Warner Gear) Ein Streik verlangsamt die gesamte US-LKW-Pro- 
duktion, legt Jeep in Toledo still und zieht auch International Har- 
vester in Mitleidenschaft. 


5. April (St. Louis) "Sick-Out" im GMAD-Corvette-Werk gegen erhöhte 
Bandgeschwindigkeit 

April (Cleveland) Schwarze und puertorikanische Arbeiterinnen und Ar- 
beiter reagieren auf Entlassungen mit Stillegung der Maschinen in 
der Revolverdrehbank-Produktion. 

April (Kansas City) GM-Chevrolet-Betrieb Leeds: örtlicher Streik wer- 
den örtlicher Beschwerdefälle 

13. Mai (Detroit) Wegen Erhöhung des Produktionssolls trifft es das Fisher- 


Karosseriewerk in Fleetwood, woraufhin Cadillac und Oldsmobile 
die Bänder abstellen müssen. 


Mai (Kansas City) Gleiche Lage wie im April 

Juni (Chicago) Bei über 1000 Beschwerdefällen wegen erhöhten Sollge- 
schwindigkeiten, Kündigungen, Disziplinierungen und mangelnder 
Arbeitssicherheit legen die Arbeiter ein Stanzwerk still. 

Juni (Kalamazoo) Checker Motors liegt still. 

11. Juni (Warren, Michigan) Wilder Streik im Dodge-LKW-Werk 

28. Juni (St. Louis) Es trifft das Corvette-Werk von GM. 

12. Juni (Lordstown) Ein sechs Wochen langer Streik beginnt wegen 11 000 
Beschwerdefällen. 

August (Budd Kitchenor) 1600 beteiligen sich drei Tage lang an einem 

. wilden Streik bei einem Zulieferer der Automobilindustrie. 

August (Cleveland) Erhöhung der Produktionsvorgaben in einem Stanz- 
werk wird mit Schrottproduktion und Sabotage quittiert. 

1. August (Wanwatosa, Wisconsin) Streik bei Briggs & Stratton, Werkzeug- 
maschinenhersteller für die Automobilindustrie, wegen eines ört- 
lichen Tarifabkommens 

6. September (St. Louis) Der neun Wochen lange Streik bei GMAD geht zu- 
ende. 

16. September (Kenosha, Wisconsin) 17 000 Arbeiterinnen und Arbeiter bei 
American Motors streiken bis zum Ende des Monats. 

September (Milwaukee) Streik beim Fahrgestellhersteller A.O.Smith; das legt 
Jefferson Avenue still. 

23. September (Franklin, Indiana) Arvin Industries wird bestreikt, der Her- 
steller von Auspuffanlagen, Katalysatoren, was zu Produktionsun- 
terbrechungen in drei Montagewerken von Chrysler und in drei 
Ford-Werken führt. 

26. September (Anderson, Indiana) Vier Tage langer Streik bei GM Delco, 

Hersteller von Anlassern, Zündanlagen und Lichtmaschinen 


28. September (Gary, Indiana) Langsamarbeiten und Sitzstreik im Galaxy- 
Werk von Ford 
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29. September (Oakland, Freemont) Arbeiterinnen verklagen GM wegen dis- 
kriminierender Kündigungen. 
30. September (Oakland) Wilde Streiks gegen Überstunden 
4. Oktober (Long Island City) Wilder Streik bei Standard Motors 
Oktober (Framingham, Massachusetts) Streiks in den GM-Betrieben Buick 
und Oldsmobile-Montagewerk 
Was diese Kämpfe betrifft, so kann die Darbietung von Fakten, gestützt die 
Zeitschriften der Gewerkschaft und der Branche Solidarity und Automotive 
News, natürlich nur die Oberfläche der Auseinandersetzungen kreuz und quer 
durch die nordamerikanischen Betriebe freilegen.!” Berichte von Militanten 
aus Windsor, Oakland, Cleveland und St. Louis machen deutlich, daß ein 
Großteil der Produktivitätsstörungen nur auf Abteilungsebene in den Betrieben 
faßbar wurde und rechnerisch in der Öffentlichkeit nicht nachzuweisen ist, 
weil er lediglich als Faktor in die betriebliche Gesamtrechnung eingeht. Im 
Gesamtzusammenhang erscheint die Kampfbewegung nur als "Krise" und wird 
in dieser Form zu einem Problem der Märkte oder der "Nachfrage". Eine kurze 
Untersuchung bestimmter Einzelstreiks macht sichtbar, daß die Widerstands- 
bewegungen der Arbeiter gegen die Produktivität Aspekte eines Kampfes sind, 
auf den mit der Krise reagiert wird. Weder gewerkschaftliche Steuerung noch 
staatliche Planung konnte bisher auf sie einwirken. 


Ausgewählte Streiks im Einzelnen 


Vom 10. bis 14. Juni 1974 streikten im Dodge-LKW-Werk von Warren, Mi- 
chigan, 6000 Arbeiter vier Tage lang wild. Forderungen wurden erst am drit- 
ten Streiktag aufgestellt. Man wollte "Alles". Ein Arbeiter erklärte: "Ich will 
einfach nicht arbeiten." Die Aufspaltung zwischen Einkommen und Produkti- 
vität, die der Kampf verschärft hatte, ließ sich gar nicht deutlicher ausdrüc- 
ken. 

Dem wilden Streik war am 31. Mai ein sick out vorausgegangen. Die gesamte 
zweite Schicht meldete sich telefonisch krank. Der Hintergrund hierfür - wie 
auch für den Streik selbst - muß in der seit 1972 laufenden Produktivitäts- 
kampagne und in der veränderten Zusammensetzung der Arbeitskräfte in 
. Warren gesucht werden. Die zweite Schicht dort war jünger, es gab mehr 19 
bis 22 Jahre alte, mehr "alte Kämpfer" aus dem Vietnamkrieg, die einen Offi- 
zier von hinten erledigen konnten, mehr Frauen und mehr Schwarze. In den 
Tarifverhandlungen von 1973 hatte diese Arbeiterklasse den Vertrag abgelehnt, 
aber der UAW-Ortsverband 140 drohte mit dem Streikaufruf für die Weih- 
nachtszeit, und das schloß die Diskussion über einen Tarifstreik fürs erste ab. 
Die Arbeiterinnen und Arbeiter gaben ihre Antwort auf die Untätigkeit des 
Ortsverbandes mit Absentismus, Sabotage, Schrottproduktion und handgreifli- 
chen Angriffen auf die Vorarbeiter. Im Ortsverband 140 hatte es im vorausge- 
gangen Jahr einen Führungswechsel gegeben; man hatte den weißen Bürokra- 
ten Mahaliek durch den "schwarzen Schnellredner Willie Stoval" ersetzt. Im 


19. een The Newsletter. Toronto, April 1974; Network: Voice of UAW Militants, Nr. 1 und 
. 1975; schließlich die Broschüre Wildcat: Dodge Truck June 1974. Diese Schriften sind nicht 
. informativ sondern selbst Teil der Kämpfe. 
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Juni 1974 tritt Willie Stoval an der Seite der Polizei in Erscheinung, um die 
"Rädelsführer" des wilden Streiks dingfest zu machen. Er ist es auch, der mit- 
hilfe der Polizei die Arbeiter aus ihrem Gewerkschaftshaus treibt. 

Im Corvette-Werk von GM in St. Louis setzten sich am 17. Oktober 1974 die 
Arbeiterinnen und Arbeiter der Endbearbeitung nieder und verweigerten die 
Arbeit, weil in ihrer Lohnabrechnung "Anwesenheitszeit" vom vorausgegangen 
Mittwoch nicht aufgeführt war, als das Unternehmen sie in den Betreib geru- 
fen und dann wieder nach Hause geschickt hatte. Binnen 20 Minuten kapitu- 
lierte die Geschäftsleitung; die Zahlschecks wurden aufgrund der Forderungen 
der Arbeiter korrigiert. Nun wurde Nate Moseley, ein kämpferischer Arbeiter 
in diesem Betrieb, gefeuert. Das beantwortete man im Betrieb mit "schlechter 
Arbeitsmoral" - wie die Unternehmensleitung es nannte. Wegen unbearbeiteter 
und beschädigter Teile büßte das Unternehmen über das Jahr 1,2 Mio. Dollar 
ein. Der Stapelplatz für die ausgesonderten Teile im Betrieb konnte das Mate- 
rial schließlich nicht mehr fassen, und Moseleys Kündigung wurde in eine 
befristete disziplinarische Freistellung umgewandelt. 

Das ungewöhnliche Tempo, mit dem die beiden Siege errungen wurden, nö- 
tigt zum Vergleich mit den gehäuften Mißerfolgen der gewerkschaftlichen 
Kampfführung in diesem Betrieb. 

Im Gefolge des Tarifvertrags von 1970 faßte GM zwei Unternehmensberei- 
che zusammen: aus dem Montagewerk für Chevrolet und dem Karosseriewerk 
Fisher ging General Motors, Unternehmensbereich Montage (GMAD) hervor. 
Solange die Bereiche getrennt waren, konnten sich Organisation und Streiks 
auf örtlicher Ebene viel unabhängiger entwickeln. Solche örtlichen Streiks 
waren die einzigen größeren Produktivitätshindernisse bei GM gewesen. Bei 
GMAD machten sich die Folgen der neuen Unternehmensorganisation schnell 
spürbar.. Beschwerdefälle häuften sich in Norwood, Lordstown und St. Louis, 
die örtliche Führungsstruktur der Arbeiter verliert den Halt, Erhöhung der 
Produktionsgeschwindigkeit und Kündigungen können bei wenig Widerstand 
durchgesetzt werden. In St. Louis wird es möglich, die alten Produktionszif.- 
fern zu halten, nachdem von 9200 Arbeitskräften 1000 entlassen worden sind. 
Die kritische Entwicklung in den gewerkschaftlichen Ortsverbänden führt zu 
unmittelbarem Eingreifen der Bundeszentrale mit der Drohung, Untereinheiten 
unter Treuhandschaft zu stellen, oder zu ausgedehnten Streiks ohne Rückhalt 
bei der Zentrale, wie in Lordstown und Norwood. 

1972 trat die Gewerkschaft mit ihrer "Apachenstrategie" hervor und rief zu 
dezentralisiertten Kampfbewegungen auf. Zu einer Zeit, als die kampfbereiten 
Arbeiter in den Ortsverbänden einen einheitlichen und massiven Streik gegen 
den gesamten Unternehmensbereich verlangten, brachte die Gewerkschaft den 
Angriff auf GMAD mit Miniaturstreiks ans Stolpern. Wo GM die Zentralisie- 
rung durchsetzte, rief die Gewerkschaft zu dezentralisierten Kämpfen auf. 

1972 häuften sich im Werk St. Louis 12 300 Beschwerdefälle. Ende 1973 
produzierte eine um 1500 Arbeitskräfte verminderte Belegschaft die gleiche 
Anzahl Wagen wie im Jahr 1971. Die Produktivitätskampagne bei GMAD 
wurde von einer politisch ausgerichteten Personalstrategie flankiert, die zwi- 
schen Tag- und Nachtschicht wachsende Unterschiede hinsichtlich der Ras- 
senzusammensetzung sowie der Bevorzugung bei Überstunden, Kurzarbeit und 
Erhöhung der Produktionsgeschwindigkeit aufbaute. Im April 1974 versuchte 
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GMAD, die Bandgeschwindigkeit von einem auf den anderen Tag um 25 
Prozent zu erhöhen. Ein paar Tage später meldete sich die zweite Schicht 
krank. Als im Juni 18 000 unerledigte Beschwerdefälle vorlagen, riefen die 
Gewerkschaftsmitglieder im Ortsverband den Streik aus. Die Bundeszentrale 
drückte dem Kampf die Luft ab, der Streik stand jedoch wochenlang. Ein 
ausgedehnter Streik, wie der von Norwood oder Lordstown wenige Jahre zu- 
vor, würde - so hoffte die Gewerkschaft - den Ortsverband disziplinieren. Als 
die regionalen Führungsfunktionäre Willie Morganfield und Irving Bluestone 
Ende August in St. Louis auftauchen, legen sie den Streik ohne Zugeständnisse 
der anderen Seite bei. In diesem Zusammenhang greift Morganfield gegen 
Nate Moseley, den führenden Kämpfer am Ort, zur Schußwaffe. Die Funktio- 
näre des Bundesverbandes wagen nicht, das Gewerkschaftshaus zu benutzen; 
sie legen den Streik in einem Motel der Innenstadt bei. Die Unabhängigkeit 
des Ortsverbandes konnte freilich nicht beseitigt werden. Der Sitzstreik vom 
Oktober räumt mit allen Illusionen auf, die Bundeszentrale ‚hätte die Klasse 
wieder unter ihrer Kontrolle. 

Weder der Streik in Warren noch der in St. Louis war untypisch. Vermutlich 
könnten ähnliche Abläufe in der Kampfgeschichte von 1974 bei Windsor 
Chrysler, Ford Oakville, Chevrolet Getriebe- und Achsenwerk nachgewiesen 
werden, ebenso wie zweifellos quer durch den gesamten Industriezweig. Bei 
der "Automobilkrise" in der Gestalt von Überstunden und Kündigungen han- 
delt es sich um eine internationale Erscheinung. 


Lohn- und Kündigungspolitik im internationalen Rahmen 


Im Zusammenhang der Automobilkrise nimmt ein politischer Vorstoß des Ka- 
pitals die Schlüsselstellung ein, der Versuch nämlich, das Lohnverhältnis durch 
massenhafte Kündigungen zu beeinflussen. 

Weil in Nordamerika der SUB-Mechanismus?? greift, hatten die laufenden 
Kündigungswellen bislang noch keine bedeutenderen Folgen für die Lohnpoli- 
tik der Automobilhersteller. Bemerkenswert ist, wie weit der SUB-Mechanis- 
mus, der zu nächst nur kleinere Umschichtungen bei Modellwechsel begleiten 
sollte, zur Unterstützung eines großen Strukturwandels in der Krise herange- 
zogen werden konnte. In Frankreich, Italien und Deutschland ist der Umriß 
dieser Strategie deutlich geworden: Sicherstellung eines bestimmten Einkom- 
mensniveaus für den Arbeiter zur Abfederung der Umstrukturierung, deren 
Ziel ein Höchstmaß an Mobilität der Arbeitskraft ist. Charakteristisch für die 
Kündigungspolitik solchen Typs ist ihr kurzfristiger Bezugsrahmen. In Italien 
haben Fiat und Alfa Romeo Entlassungsabkommen mit den Gewerkschaften 
erzielt, die das Jahr 1975 im Hauptteil abdecken. In Deutschland garantiert 
VW den Arbeitern, die ihrer Kündigung zustimmen, ein zusätzliches Jahre- 
seinkommen. In Frankreich gilt ein Abkommen zwischen dem Dachverband 
der Arbeitgeber, den Gewerkschaften und der Regierung, wonach Arbeiter 
Anspruch auf Lohn bis zur Dauer eines Jahres haben, wenn sie wegen Um- 
strukturierungen in der Industrie freigesetzt werden. Kennzeichnend für diese 


20.* SUB = Supplementary Unemployment Benefit (zusätzliches Arbeitslosengeld nach Kündigung 
aus betrieblichen Gründen). 
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Kündigungen ist darüberhinaus die Kombination von Lohn- und Personalpoli- 
tik. 


Personalseite: 


Die Zahl der Beschäftigten wird vermindert. 

- Über Einstellungsstop hat Fiat 1974 seine Gesamtbelegschaft um 20 000 
vermindert. 

- In Deutschland ist die Fluktuation im Automobilseltor, der für viele Arbei- 
ter nur den Charakter einer Durchgangsstation hat, ziemlich hoch. Hier dient 
die Abfindungspolitik den Automobilfirmen zur Einflußnahme auf den Fluk- 
tuationsprozeß, indem sie Massenkündigungen planbar macht. 

- Bei Fiat gibt ein kürzlich geschlossenes Abkommen über Lohn bei Freistel- 
lung dem Unternehmen das Recht, Arbeiter nicht nur von einem Betrieb zum 
anderen, sondern auch zwischen den Unternehmensbereichen und von einem 
Landesteil in den anderen zu verschieben. Stellt man die Belastungen in Rech- 
nung, die solcherart verschobene Arbeiter hinnehmen müssen, läuft diese Po- 
litik auf erzungene Selbstkündigungen hinaus. 

- Nach Schätzungen der letzten Zeit haben die europäischen Automobilher- 
steller im Jahr 1974 die Zahl ihrer Beschäftigten um 9 Prozent vermindert und 
werden 1975 voraussichtlich weitere 13 Prozent abstoßen. 


Lohnseite: 


Der Rückgriff auf ein "befristetes Garantieeinkommen" schwächt den Angriff 
des Kapitals an der Lohnfront. 

Politik mit diesen Mitteln führt zu einer vertieften Integration von Kapital 
und Staat. 

- Obwohl die Mittel zur Entlohnung der Entlassenen in Frankreich fast aus- 
schließlich aus dem Vermögen der Unternehmen stammen, so ist doch erst 
durch das Dazwischentreten des Staats die ganze Operation möglich geworden, 
denn dieser schießt nun 1,71 Mrd. Francs bei, ein Betrag, der die Ausgaben 
des ersten Laufjahrs decken wird. 

- Die Verbindung von Staat und Kapital wird noch augenfälliger in Italien, 
wo nicht nur die Löhne für die Zeit nach Kündigungen der Staatskasse ent- 
nommen werden, sondern auch die Gewerkschaften unmittelbar in die Rege- 
lung aller Vorgänge einbezogen sind. Sie entscheiden mit darüber, wieviel 
Tage Kurzarbeit ein Betrieb fahren darf, und zwar nach Prüfung der Be- 
stände. Darüberhinaus sind sie zuständig für die Versorgung der Betriebe mit 
"besonderen, zusätzlichen Arbeitskräften", falls solche während der Kurzar- 
beitsperioden nötig erscheinen. 

Aus alledem ist ersichtlich: das Kapital benutzt eine kombinierte Lohn- 
/Kündigungspolitik, um die Kämpfe der Automobilarbeiter einzuschränken. 
Diese Vorgehensweise erlaubt dem Kapital, das gegebene Lohn-Leistungsver- 
hältnis innerhalb erträglicher Grenzen aufrechtzuerhalten und gleichzeitig eine 
größere Umstrukturierung durchzuziehen. Deren kurzfristige Ziele heißen: 


a) Verkleinerung der heimischen Produktionsbasis; 
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b) Zwang zu deutlich erhöhter Mobilität der Arbeitskraft innerhalb der Be- 
triebe, im Industriezweig und im Arbeitsmarkt überhaupt; 

c) Erhöhung der Arbeitsproduktivität durch die Drohung mit dem "Verlust des 
Arbeitsplatzes"; 

d) Beschneidung der Möglichkeiten für "bezahlten Absentismus". 

Bereits heute wird in Nordamerika deutlich, daß sich solche Ziele nur unter 
Schwierigkeiten erreichen lassen. Die Polsterung des SUB ist verschlissen. In 
Michigan bewacht Landespolizei die Arbeitsämter. Von Gewerkschaften orga- 
nisierte Märsche für "Mehr Arbeit" treffen bei den Arbeitern auf offenen 
Hohn (wie im Fall des UAW-Marschs) oder auf direkten Widerstand (wie bei 
der AFL-CIO). Welche Schlußfolgerungen sind möglich? 


Band Ende 


Die anhaltende Kraftentfaltung der Arbeiterkämpfe während der Jahre 1973 
und 1974 hat vor Augen geführt, wie schwach und unsicher der Beitrag ist, 
den die Strategie von Temposteigerung im Verbund mit Entlassungen zur Wie- 
derherstellung eines annehmbaren Akkumulationsniveaus leisten kann. 

Im nordamerikanischen Raum stellt wahrscheinlich die Schwächung der Ge- 
werkschaft in ihrer Mittlerrolle die wichtigste Entwicklung dar. Das Anwach- 
sen oppositioneller Gruppierungen in der Bundesorganisation, die Entstehung 
von Basisgruppen innerhalb der Betriebe (die freilich oft genug nur nach ra- 
tionellerer Bewältigung der Krise rufen: Arbeitsplätze retten, Bruttosozialpro- 
dukt gleichmäßiger verteilen, "Arbeitslosenausschüsse" bilden) darf als äußeres 
"politisches" Zeichen dieser Entwicklung verstanden werden. Deutlicher spricht 
die Industrie selbst, die inzwischen bereit ist, die gewerkschaftliche Konflikt- 
vermittlung zu übergehen, weil die Gewerkschaft offensichtlich nicht einmal 
mehr auf ihre "historische" Autorität verläßlich bauen kann. Einen Aspekt von 
größtem Ernst stellt die Bewaffnung in den Kämpfen dar, innerhalb der Be- 
triebe und vermittelt durch die Gewerkschaft. 

In den nordamerikanischen Betrieben zielen planmäßige Lohn- und Perso- 
nalpolitik auf die Wiederverankerung der Bindung zwischen Einkommen und 
Produktivität. Schwarze, Frauen, Hippies - wer kämpft, wird gekündigt oder 
vom Band entfernt. Zur Probe beschäftigte, manche nicht älter als 15 Jahre, 
werden an die Bänder geschickt: ohne Recht, ihre betrieblichen Interessenver- 
treter anzurufen, mit 85 Cents weniger Lohn die Stunde, bereit zum Arbeits- 
platzwechsel - so sieht der letzte Versuch zur Wiederherstellung der Herr- 
schaftsverhältnisse gegenüber der Arbeitermacht aus. Zweifelhaft bleibt, ob 
die Veränderungen in der soziologischen Zusammensetzung der Arbeitskraft 
zur Überwindung der Krise beitragen können: Schon 1970/71 war sie ein 
Rohrkrepierer. Im Juni 1975 berichtete die Detroit Free Press, es seien "sowohl 
Unternehmer als auch UAW erstaunt über ein Paradox: vergleichsweise hoher 
Absentismus zu einer Zeit, da eigentlich die meisten Arbeiter aus purer Sorge 
über ihre Zukunft keine Stunde Arbeit auslassen dürften." 

Beim Economist lautet eine beliebte Frage: "Wann fängt Detroit mit der 
Schließung Großbritanniens an?" Und Businness Week grübelt: "Hat Detroit 
seine Lektion gelernt?" Themen des Tages sind nicht mehr der blue collar 
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blues (Blaumann-Blues) oder Versuche in Technik der Arbeitsorganisation. 
Zweifel und Unsicherheit kennzeichnen sämtliche Aspekte der Beziehung des 
Kapitals zur Arbeiterklasse, während es um Rückgewinnung der Kommando- 
gewalt kämpft. Schlechthin alles und jedes vom Lohn (Ausstattung der SUB- 
Kasse, Höhe des Kurzarbeitergeldes, Leistungen der Krankenversorgung, Be- 
rechtigungsscheine für Lebensmittel) bis hin zu den Kündigungen (befristet 
oder dauerhaft? In welcher Abteilung? In welchem Unternehmensbereich?), ja 
sogar die Richtigkeit der Wahl des Kampfplatzes wird bezweifelt. Vielleicht 
versucht ein Gegner hier, Panikstimmung zu verbreiten,bevor er zuschlägt; 
vielleicht spiegelt sich auch tatsächlich vorhandene Unordnung im strategi- 
schen Hauptquartier der Kapitalplanung. Trotz des Klimas von Unsicherheit 
sind einige Schwerpunkte deutlich. 

Das Kapital muß seine institutionellen Glieder - Unternehmen, Gewerk- 
schaft und Staat - enger zusammenfügen, um die Entscheidung über das 
Kampffeld und die Kampfformen in die Hand zu bekommen. Lohn- und 
Kündigungspolitik sollen die Arbeit, den Job als Terrain der Auseinanderset- 
zung vorschreiben. Dahinter steht die Hoffnung, die Nachfrage nach Arbeit 
ließe sich von der Nachfrage nach Geld abkoppeln. Nach Ablauf eines Jahres 
scheint nun deutlich, daß diese Strategie, gestützt auf traditionelle Hilfsmittel, 
nicht zum Ziel führen kann. So ist zu erklären, daß der Komplex der gesell- 
schaftlichen Lenkungsgewalt als Problem der Durchsetzung von "Recht und 
Ordnung" und der "Straßenkriminalität" dargestellt werden muß und nicht nur 
als Problem von Arbeit und Arbeitslosigkeit. 

Während es zur Vorbereitung des nächsten Waffengangs die Lektionen aus 
dem vorausgegangenen studiert, stellt das Kapital sich die Frage, ob der 
Kampfplatz gewechselt werden muß. Wann wird Jefferson Avenue dichtma- 
chen? Im Januar, im Juni oder nächstes Jahr? Wann kommt das Aus für 
Chrysler? Wann für Detroit? 

Die gewerkschaftlichen Kampfstrategen wollen den Massentransport rationa- 
lisieren, was auf die Produktion von Massentransportmitteln und kleinen, sau- 
beren Autos hinausläuft.?! Letztere, ohnehin Speerspitze des Produktivitätsan- 
griffs der letzten vier Jahre, würden mit Sicherheit zur Intensivierung der Ar- 
beit in der nordamerikanischen Automobilindustrie führen. "Massentransport- 
mittel", ob sie nun von bestehenden Unternehmen entwickelt werden oder 
nicht, bedeuten in Wirklichkeit Neuorganisierung des gesamten Ausbeutungs- 
zusammenhangs in der Fabrik und die Beseitigung der Stadt im Sinne eines 
Kampfterrains: die Erhebung der sechziger Jahre darf sich nie wiederholen. 
Natürlich existieren die "Massentransportmittel" zur Zeit erst in den Aktenta- 
schen der Stadtplaner. Vorläufig müssen andere Hebel benutzt werden. In 
Hamtramck läuft die Stadtsanierung darauf hinaus, die schwarze Vorhut der 
Arbeiterklasse umzusiedeln. Um dieses Vorhaben durchzusetzen, sind mehr als 
drei Viertel der Bundesmittel, die "gemeinsam" mit der Stadt verwaltet werden, 
letztes Jahr an die Polizei gegangen. 

Natürlich wäre es unsinnig, einen Fahrplan für die Entfernung der Arbeiter- 
klasse aus den mächtigen Druckpositionen zu entwerfen, die sie in Gestalt der 


21. Aronowitz (S. 428) zieht aus der Weigerung der Arbeiter, sich an Sozialplanung dieser Art zu 
beteiligen, den Schluß, ihre Kämpfe blieben "defensiv" und "nicht-revolutionär". 
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Montagebänder der großen Automobilindustrie und der angrenzenden inner- 
städtischen Regionen in den sechziger Jahren erobert hat. Es ist aber gar nicht 
zu bezweifeln, daß Ähnliches auf lange Sicht ins Auge gefaßt worden ist, und 
daß die ersten Schritte in diese Richtung bereits getan sind. Flexibilisierung 
für die Niederlassung von Betrieben, freie betriebliche Neuorganisation, mas- 
senhaft verschubte Arbeitskraft, das Ausdörren der Städte als Lebensraum der 
Arbeiter, ein "gewerkschaftliches Mitspracherecht" bei der "Führungsverant- 
wortung des Managements"; schon hier läßt sich deutlich der Versuch des Ka- 
pitals entziffern, seine Macht abzusichern und den Zugriff auf eine Arbeiter- 
klasse wiederzuerlangen, die ihren Manövrierraum im Kapital und gegen das 
Kapital erweitert hat. 

Die Pläne des Kapitals müssen im internationalen Zusammenhang begriffen 
werden. Selbstverständlich werden horizontale und vertikale Integration welt- 
weit verstärkt, und auch die Konzentration und Zentralisierung der Firmen im 
nationalen Rahmen beschleunigt sich. Staatliche Planung des sozialen Kapitals, 
sogenannter ‘Sozialismus in der Automobilindustrie’, haben’in ganz Europa 
Konjunktur, in völlig offener Form eine zeitlang in Frankreich und Deutsch- 
land, inzwischen auch in Italien, in Großbritannien (wo die Regierung die 
Leyland-Schecks gegenzeichnen muß) und sogar in Schweden, wo die Regie- 
rung wachsende Anteile der Aktien von Saab und Volvo hält. Jeder Einzelvor- 
gang wird mit Sicherheit von der amerikanischen Industrie für den Hausge- 
brauch ausgewertet. In den Direktionsetagen der ganzen Welt richtet sich das 
Augenmerk auf Chrysler, und zwar nicht deshalb, weil der Konzern ein wei- 
teres Mal die Financiers der Automobilindustrie in Panik versetzt oder weil er 
pflückreif wäre. Als schwächstes Glied von allen kann Chrysler bei den Expe- 
rimenten am wenigsten verlieren, die für die Industrie insgesamt dringend nö- 
tig sind, wenn sie ihren Rang wieder einnehmen will. Bei Chrysler werden 
inländische und ausländische Unternehmungen unter der Zuständigkeit eines 
einzelnen stellvertretenden Direktors zusammengefaßt, desjenigen für "Planung 
und Entwicklung". Die weltweite Arbeitsteilung bei Teilefertigung für die 
Montage in Amerika, eine internationale Fabrik, ist Chrysler aufgezwungen 
worden. Die New York Times schreibt: "Wenn es um die Produktion der Zu- 
kunft geht, so wird gerade die Untersuchung von Hilfsmitteln und Produkten 
aus Chryslers weltweiten Unternehmungen wirtschaftlich das größte Gewicht 
haben." Ford-Europa hat sich inzwischen mehrere Jahre lang an eine Politik 
der "doppelten Bereitstellung" gehalten. Das hat es möglich gemacht, Engpässe, 
die bei dem einen Hersteller wegen "ungünstiger Arbeitsbedingungen" auftra- 
ten, durch Rückgriff auf einen anderen auszugleichen. Im Pazifik beabsichtigt 
Ford, diese Vorgehensweise als Politik der "regionalen Ergänzung" allgemein- 
verbindlich zu machen. . 

Die Flexibilität, die Chrysler beim internationalen Ausspielen der Kämpfe 
gegeneinander zeigt, ist im Vergleich deshalb am größten, weil das Unterneh- 
men am wenigsten zu verlieren hat. Ein Vorstoß in England aus der jüngsten 
Zeit kann als Beleg dienen. Es war nicht etwa der ‘Ryder Report’ über British 
Leyland mit seinem züchtigen Blick über die Schulter zu den Vertretern der 
"Arbeiterkontrolle" und dem entschlossenen Gesichtsausdruck nach vorn mit 
der Schelte über "schlechtes Management", nicht dieser Bericht motivierte die 
Labour-Regierung zu ihren zögernden Schritten in Richtung "industrielle De- 
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mokratie" und zur Einbeziehung der shop stewards in die betrieblichen Pla- 
nungen, es war Chrysler, "der amerikanische Multi", der Gewinnbeteiligung 
offerierte, gemeinsames Management von shop stewards und Geschäftsleitung, 
industrielle Demokratie und die übrigen Wohltaten. 

Abschließend ist festzuhalten: Chryslers Angebot in England kann nur des- 
halb in diesem Zusammenhang zählen, weil hier ein weiteres Mal augenfällig 
wird, daß das kapitalistische Projekt unter Umständen zehnmal kühner ist als 
das "utopische" Planungsvermögen der Linken. In England freilich ließen die 
Chrysler-Arbeiter ihr Management wissen, sie könnten sich ihr Angebot 
sonstwohin stecken, und verlangten stattdessen mehr Geld. Geld, nun nicht 
mehr die "defensive" ökonomische Forderung aus der sozialdemokratischen 
Frühgeschichte, ist heute Macht. Die Geldforderung hat den internationalen 
Kampfzyklus vor beiläufig zehn Jahren losgetreten. Chryslers Angebot auf 
Beteiligung an Gewinn und Management stellt einen verzweifelten Versuch 
dar, die trügerische Unterscheidung zwischen Macht (Politik) und Bargeld 
(Ökonomie) am Leben zu halten. Daß diese Unterscheidung verschwindet, er- 
laubt es, die Frage der revolutionären Organisation wieder auf die Tagesord- 
nung zu setzen. 


POSTARBEITER GEGEN DEN STAAT 


"DIESE HURENSÖHNE ARBEITEN EINFACH NICHT" 


Peter Taylor 


1965 markiert den Wendepunkt in der Geschichte der Arbeiterkämpfe bei der 
kanadischen Post. Seither ist der Widerstand der Arbeiter ständig angewachsen 
und zu einer großen Herausforderung für die kapitalistische Herrschaft ge- 
worden. Unternehmer und Staat sind bei der Kapitalzirkulation stark auf die 
Post angewiesen. Die Postarbeiter haben so durch ihre Militanz eine führende 
Rolle in dem Arbeitskampf eingenommen, der im ganzen Land immer stärker 
wird. Der kanadische Staat reagiert darauf mit der Einführung von automati- 
schen Sortiermaschinen für mehr als 900 Mio. Dollar. Der Staat will nicht nur 
einfach den Boden zurückgewinnen, den er in Form von Löhnen und Produk- 
tivität an die Postarbeiter verloren hat. Er wendet sich an die Wissenschaft. Sie 
soll eine technische Organisation des Arbeitsprozesses "entwickeln", mit der 
sich eine zunehmend vereinheitlichte Arbeitskraft wieder zersetzen läßt. 

Das Automatisierungsprogramm alleine reicht jedoch nicht aus, um die Po- 
starbeiter wieder unter die Kontrolle des Staates zu bringen. In den letzten 
zehn Jahren haben sie nicht nur mehrfach den Staat herausgefordert und be- 
siegt - vor allem mit illegalen Streiks. Sie haben sich auch die Kampfmetho- 
den angeeignet, die zuerst von den Fließband- und anderen Massenarbeitern 
entwickelt worden sind. Absentismus, Fluktuation, Sabotage, wildcat-Streiks - 
all diese Formen haben die Postarbeiter eingesetzt, um ihre Autonomie gegen- 
über dem Kapital zu entwickeln. Sie kämpften für ihre Bedürfnisse, für mehr 
Geld und weniger Arbeit, für mehr Macht gegenüber dem Kapital, und haben 
damit die Post in die Krise getrieben. Wie schwerwiegend diese Krise war, 
zeigt sich an der Verzweiflung des Postministers. Kürzlich klagte er: "die Hu- 
rensöhne arbeiten einfach nicht." Er drohte, "das Postamt in Montreal einige 
Monate lang zu schließen, um die Militanten und Drückeberger loszuwerden". 
Auch andere Sprecher der Post rechnen noch mindestens ein Jahr lang mit 
Verzögerungen bei der Postzustellung. Die Kämpfe der Postarbeiter verschär- 
fen also weiterhin die Krise bei der Post und sind ein wichtiger Bezugspunkt 
für die übrige kanadische Arbeiterklasse. 


Die zentrale Bedeutung des Fachwissens im traditionellen Postamt 


Bei jedem Postbetrieb ist das Sortieren der Post der zentrale Arbeitsgang, d.h. 
die Weiterleitung individueller Postsendungen nach ihren handgeschriebenen 
oder getippten Adressen. Diese Aufgabe erfordert eine ganz spezielle berufli- 
che Ausbildung und ist daher das Herz der Arbeitsorganisation im Postamt. 
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Traditionell führte der männliche, gelernte Handsortierer oder Postbeamte 
diese Arbeit aus - in Kanada bis in die späten sechziger Jahre. Die gelernten 
Beamten wußten den Besitz dieses Wissens auszunutzen und wurden zur mäch- 
tigsten Gruppe bei den Postarbeitern. Ihre berufliche Fertigkeit bestand darin, 
daß sie die Lage von einigen zehntausend Postverteilstellen im Kopf hatten 
und jederzeit korrekt angeben konnten. Damit konnten sie die Arbeitsge- 
schwindigkeit selbst kontrollieren, im Gegensatz etwa zu Fließbandarbeitern, 
deren Arbeitstempo von der Maschine bestimmt wird. Außerdem konnte das 
Management nicht einfach Streikbrecher einsetzen, wenn gestreikt oder lang- 
samer gearbeitet wurde, da diese Fähigkeit nur durch drei bis vier Monate 
lange Arbeit in einer Postschule erworben werden konnte. 

Historisch zeigte sich die Macht der gelernten Sortierer besonders deutlich an 
ihrer Spitzenposition in der Lohnhierarchie. Aufgrund der zentralen Bedeutung 
ihres Fachwissens war ihr Lohn bis vor kurzem der Bezugspunkt für die Ein- 
stufung aller übrigen Postarbeiter. Als beispielsweise die LKW-Fahrer, die 
früher für private Subunternehmer die Postsendungen zwischen den Postäm- 
tern hin- und hertransportiert hatten, bei der Post direkt eingestellt wurden, 
galten sie als "Ungelernte". Folglich wurden ihre Löhne, die auf dem Niveau 
anderer LKW-Fahrer gelegen hatten, drastisch gekürzt, um sie auf den Level 
der anderen "ungelernten" Postarbeiter zu bringen. (Dies war der Hintergrund 
des Kampfs der Lapalme-Fahrer in Montreal und der wilden Streiks von 
Fahrern in Toronto im Herbst 1972). 

Die Macht der Postbeamten spiegelte sich auch in ihrer zentralen Rolle bei 
der gewerkschaftlichen Organisierung der Postarbeiter wider. Die erste Ge- 
werkschaft am Postamt war eine der gelernten Sortierer. Diese 1911 gegrün- 
dete Gewerkschaft war an den Trades and Labour Congress angegliedert _ 
einen hauptsächlich aus Facharbeitergewerkschaften bestehenden Verband. 
Seitdem hat die Gewerkschaft immer die Sonderinteressen der gelernten Sor- 
tierer vertreten. Sie bestand nachdrücklich sowohl auf der Verteidigung des 
Einstufungssystems als auch auf der Wahl von Beamten in die regionalen und 
nationalen Führungspositionen der Gewerkschaft, obwohl sich die ungelernten 
Arbeiter im Innendienst 1928 den Beamten angeschlossen hatten. Die ange- 
lernten Arbeiter des Außendienstes lehnten diese Dominanz der gelernten Sor- 
tierer ab und bauten stattdessen ihre eigene Gewerkschaftsorganisation auf. 
Kurz gesagt konnten bestimmte Postarbeiter durch den Besitz von beruflichem 
Wissen tatsächlich eine Art von Kontrolle über ihre unmittelbare Arbeitssitua- 
tion ausüben, und zwar sowohl über die Arbeitsorganisation als über das Ent- 
lohnungssystem. 

Diese Macht der gelernten Postbeamten lag jedoch auch im Interesse der ka- 
pitalistischen Herrschaft. Gerade weil ihre Macht auf dem Fachwissen beruhte, 
das sie bei der Post benötigten, waren die Postbeamten direkt an ihre Arbeit 
gefesselt. Statt die Rolle in Frage zu stellen, die ihnen das Kapital innerhalb 
des Postbetriebs zugewiesen hatte, übernahmen die gelernten Sortierer die 
Verantwortung für den Arbeitsablauf und behaupteten so ihre Macht bei den 
Löhnen und in der gewerkschaftlichen Organisierung. Wie auch bei anderen 
Facharbeitern bildete sich aus dieser Verantwortung für die Produktion bei 
den Postbeamten ein "Produzentenbewußtsein" heraus; d.h. sie wußten, daß 
ihre Macht auf ihrem Können beruhte. Diese Identifikation der Beamten mit 
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ihrer Arbeit wurde durch den individuellen Charakter ihrer Arbeit verstärkt. 
Es fanden zum Beispiel regelmäßig Wettbewerbe zur Ermittlung des "besten 
Sortierers" statt. Der Besitz dieses beruflichen Könnens unterstützte auch die 
Kontrolle des Kapitals. Es spaltete sie von den "ungelernten" Arbeitern ab und 
verhinderte so eine Vereinheitlichung der Belegschaft. Daraus ergab sich nicht 
nur, daß sich die Postarbeiter bei großen Streiks zurückhielten. Noch wichtiger 
war, daß sie bei ihrer täglichen Arbeit eine auffällige Verbindlichkeit zur 
Schau stellten, "die Post rausgehen zu lassen". 

Ihr Mangel an Kampfgeist und andere Faktoren ließen bis in die sechziger 
Jahre den Postbetrieb laufen, ohne daß jemand groß auf seine Effizienz ach- 
tete. Der wichtigste Faktor war das gesicherte Einkommen. Der ständig wach- 
sende Umfang der Postsendungen garantierte den Postarbeitern wie den ande- 
ren Beschäftigten im Öffentlichen Dienst eine Dauerstellung, solange sie ihre 
Arbeit zufriedenstellend ausführten. Die Arbeitsplatzsicherheit bot auch eine 
Alternative zu den hohen Löhnen, die sich die Arbeiter der grundstoffprodu- 
zierenden und verarbeitenden Industrie erkämpft hatten; denn deren hohes 
Einkommen sank oft bei wirtschaftlichen Schwankungen. 

Durch den White-Collar-Status des Briefesortierens wurde die Arbeitsplatz- 
sicherheit noch stärker zu einer konservativen Kraft. Die relative Sauberkeit 
der Arbeit und der eher "bankmäßige" als "industrielle" Charakter der Post 
ließen die Arbeit als "Büroarbeit" erscheinen. Hemd und Krawatte war bei al- 
len Beschäftigten die Regel, und selbst heute kann man noch langgediente 
Postbeamte treffen, die wie Vorgesetzte gekleidet zur Arbeit erscheinen. Diese 
Vorstellung vom "Öffentlichen Dienst" wurde durch zwei eng zusammenhän- 
gende Dinge gefördert. Erstens machten die persönlichen Briefe und Karten 
noch einen viel höheren Prozentsatz am Umfang der Postsendungen aus; zwei- 
tens gab es eine direktere persönliche Beziehung zwischen Briefträger und 
Mieter oder Hausbesitzer. 

Schließlich sorgte eine Reihe von Bundesgesetzen für die Aufrechterhaltung 
des unterwürfigen Verhaltens der Postarbeiter. Alle betrieblichen Kampffor- 
men wie Arbeitsunterbrechungen und Bummelstreiks waren ausdrücklich ver- 
boten. Außerdem beherrschte das Management vollkommen die eingeschränk- 
ten Möglichkeiten für kollektive Verhandlungen. Diese Gesetze, die direkt aus 
der Machtlosigkeit der Postarbeiter und ihrem Respekt gegenüber dem Staat 
herrührten, institutionalisierten das Kräfteverhältnis formell. 

Zusammengefaßt führten das Wesen der Arbeit als Facharbeit, die Sicherheit 
des Einkommens und die harten gesetzlichen Sanktionen zu einer disziplinier- 
ten Arbeitskraft, die mit Leib und Seele bei der Sache war. Postarbeiter, die 
ihre Rolle im "Dienst an der Öffentlichkeit" sahen, machten "die Post muß 
rausgehn" zu ihrem Leitsatz. Dieses "verantwortungsbewußte Verhalten" (womit 
man die gemäßigten Forderungen der Postarbeiter meinte) war für das Kapital 
entscheidend, weil es die Lohnkosten relativ niedrig hielt. Mit niedrigen Ko- 
sten ‚und hoher Arbeitsqualität konnte das Postamt sehr effizient die Post von 
einem Tag auf den andern befördern. Durch diesen hohen Grad an Produkti- 
vität konnte die Regierung den Posthaushalt bis 1965 jedes Jahr ausgleichen. 
Eben weil das Handsortiersystem reibungslos funktionierte, konnte der Staat 
kostspielige Ausgaben für Mechanisierung und Erneuerung von Anlagen ver- 
meiden. Im Gegensatz zu anderen Arbeitern in Industrie, Bergwerken und 
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Büros, die man ganzen Systemen von automatischen Maschinen aussetzte, die 
immer höhere Anforderungen stellten, blieb für die Postarbeiter die Technolo- 
gie ihrer Arbeit unverändert. 


1965: Die Eröffnungsrunde im aktuellen Kampfzyklus 


Nach den Rezessionen 1958 und 1960-61 begann für das Kapital in Kanada 
eine Periode rascher Expansion. Diese Rezessionen schränkten den Widerstand 
der Arbeiterklasse wirksam ein: zwischen 1957 und 1959 sank das reale Pro- 
Kopf-Einkommen; 1961 stieg die Arbeitslosenrate auf 7,7 Prozent. Diese 
Schwäche nutzte nun das Kapital zur Expansion. Zwischen 1961 und 1965 
trieb es die Arbeitsproduktivität um über 14 Prozent hoch. Im selben Zeitraum 
fiel die durch Streiks verlorene Arbeitszeit unter 0,09 Prozent der Gesamtar- 
beitszeit - der niedrigste Stand seit über 25 Jahren. Als Folge davon blieben 
die Lohnabschlüsse in Kanada hinter denen in anderen Ländern zurück. 1964 
machten die Profite 15,3 Prozent des Bruttosozialprodukts aus - die höchste 
Zahl seit acht Jahren. Im Jahr darauf fiel die Arbeitslosigkeit zum ersten Mal 
seit mehr als einem Jahrzehnt unter vier Prozent, trotz einer raschen Zunahme 
der verfügbaren Arbeitskraft. Es gab neue Rekorde beim Bruttosozialprodukt, 
bei Investitionen und Exporten.! 

Für die Post brachte das Wirtschaftswachstum eine drastische Zunahme des 
Postvolumens mit sich. Durch die wachsende Menge an Geschäftspost stieg die 
Zahl der zu bearbeitenden Postsendungen von 1962 bis 1965 um über zwölf 
Prozent an. Angesichts dieser wachsenden Menge an Post (1965 waren es über 
neun Millionen Sendungen am Tag) mußte die Regierung die Produktivität 
ausbauen, um die Arbeitskosten einzudämmen. Zu diesem Zweck schuf sie 
niedriger bezahlte ungelernte Teilzeitarbeitsplätze und stellte Frauen ein, die 
vorher nichtentlohnte Ganztagsjobs als Hausfrauen gemacht hatten und daher 
zu schwach waren, um diese niedrigeren Löhne abzulehnen. Außerdem begann 
die Direktion mit der Einstellung von "Gelegenheits"-Arbeitern (casual), d.h. 
Leiharbeitern (temporary workers), die niedrigere Löhne und keine Soziallei- 
stungen bekamen; sie konnten jederzeit vom Management gefeuert werden und 
waren nicht in der Gewerkschaft. Da weder die "Teilzeitlerinnen" noch die 
"casuals" die Stärke der festangestellten Arbeiter besaßen, Konnte das Mana- 
gement mehr aus ihnen herausholen und obendrein niedrigere Löhne bezahlen. 

Durch die Einstellung ungelernter Sortiererinnen konnte das Management 
seinen Druck auf die festangestellten gelernten Sortierer verschärfen. Das Ma- 
nagement argumentierte, die ungelernten Arbeiterinnen würden schneller sor- 
tieren, und drohte, die Zahl der Teilzeitarbeiterinnen und Aushilfen zu erhö- 
hen. So holte es zwischen 1962 und 1965 aus den Festangestellten drei Prozent 
mehr Leistung heraus. Als direkte Folge dieser Antreiberei und der damit zu- 
sammenhängenden Einstellung von ungelernten Sortiererinnen begann die 
Identifikation der Beamten mit ihrer Arbeit aufzubrechen. Zum einen waren 
sie nun nicht mehr alleine für den Schlüsselarbeitsgang bei der Post verant- 
wortlich, zum anderen war klar, daß ihre Stellung in der Hierarchie des 
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Postamts nicht mehr sicher war. Denn das Management drohte mit dem ver- 
stärkten Einsatz ungelernter Sortiererinnen. Ihre Löhne, die von jeher niedri- 
ger waren als die der Arbeiter außerhalb der Post, sanken jetzt noch stärker. 
So konnte die Vancouver Sun 1965 berichten, daß "Postbedienstete an der 
Westküste 3000 Dollar weniger im Jahr erhielten als Feuerwehrleute oder Po- 
lizisten im vergleichbaren Dienstalter und 2000 Dollar weniger als bei der 
Stadt beschäftigte Arbeiter".? 

Im selben Zeitraum erhöhten sich ständig die Preise. 1961 lag die Inflations- 
rate bei null, 1965 war sie auf drei Prozent angestiegen. Die Streikaktivitäten 
lebten wieder auf. Die Automobilarbeiter in Oshowa, Oakville und Windsor, 
die Maschinenschlosser in Montreal und die Bauarbeiter in Toronto führten 
riesige Streiks durch, die sich auf über eine Dreiviertelmillion Streiktage sum- 
mierten. Ermutigt von diesem Ausbruch an Militanz, erhoben die Postarbeiter 
im Juli 1965 die Forderung nach 660 Dollar Lohnerhöhung. 

Die Regierung machte den ersten einer Reihe von Schnitzern und reagierte 
mit einem Angebot von 300-360 Dollar. Die meisten Arbeiter waren unzufrie- 
den, doch die beiden Hauptgewerkschaften bei der Post versuchten, sie zu- 
rückzuhalten. Sie warnten die Arbeiter, Streiks seien illegal und könnten von 
der Gewerkschaft nicht übernommen werden. Die Antwort kam prompt: in 
Montreal und Vancouver brachen wilde Streiks aus. Nach kurzer Zeit schlossen 
sich die Postarbeiter aus Toronto und andere Arbeiter überall im Land an. An 
diesem Punkt mußte die Postverwaltung die Beförderung aller Sendungen 2., 3. 
und 4. Klasse stoppen. 

Die Regierung war von der Militanz der Arbeiter überrascht und reagierte 
konfus. Der Premierminister appellierte an die Arbeiter, die Arbeit wieder- 
aufzunehmen; der Finanzminister warnte, daß sie mit illegalen Aktionen ihre 
Forderungen nicht durchsetzen würden; die Gewerkschaften wurden für ihr 
"verantwortungsbewußtes Verhalten" gelobt. Nichts davon war erfolgreich, 
auch nicht die gerichtlichen Verfügungen gegen die Arbeiter in Montreal und 
Vancouver. Am dritten Tag wurde der illegale wildcat-Streik in den wichtigen 
Finanzzentren zu 100 Prozent befolgt. Zur selben Zeit setzten die Gewerk- 
schaften die Verhandlungen mit der Regierung fort; erst am 11. Streiktag bil- 
ligten sie offiziell den Streik. Als Reaktion gab die Regierung ihre Vorhaben 
bekannt: erstens die Entlassung der 4100 streikenden Postarbeiter in Montreal; 
zweitens ein Sondergesetz zur Beendigung des Streiks; drittens die Beförderung 
der Postsendungen mit Hilfe der Armee. Nach dieser Eskalation versprach der 
Canadian Labour Congress (Kanadischer Gewerkschaftsdachverband) den Po- 
starbeitern seine "volle Unterstützung". 

Die Regierung war offensichtlich nicht auf die breite Unterstützung des ille- 
galen Streiks vorbereitet und machte eine wichtige Konzession. Sie erhöhte ihr 
Angebot auf 510-550 Dollar und erklärte sich damit einverstanden, das Ar- 
beitsreglement und die Arbeitsbedingungen zu überprüfen. Viele Arbeiter 
lehnten diesen Vorschlag ab; in Montreal stimmte eine überwältigende Mehr- 
heit dagegen. Im Land insgesamt gab es jedoch eine Mehrheit für die Rück- 
kehr zur Arbeit. So wurden noch ein paar Zugeständnisse erreicht und am 
7. August wurde die Arbeit wiederaufgenommen. Am 9. August war der wilde 
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Poststreik, drei Wochen nachdem er angefangen hatte, vorbei. 12 250 Postar- 
beiter hatten sich zugleich mit der Regierung und mit "ihrer" Gewerkschaft 
angelegt, und sie hatten gewonnen. Durch ihre Entschlossenheit und Militanz 
hatten sie einen gewaltigen Sieg errungen, dessen Wirkung weit über die kräf- 
tige Lohnerhöhung von über zwölf Prozent hinausging. Die Postarbeiter wur- 
den zur Avantgarde für die Kampfwelle in den Fabriken. 

Der Poststreik von 1965 wurde zum einen deshalb zum Bezugspunkt, weil er 
die empfindliche Abhängigkeit des Kapitals von der Post zeigte. Die Abhän- 
gigkeit der Wirtschaft von der Post war traditionell sehr hoch, weil das Geld 
über die Post reinkommt; die Geschäftspost macht drei Viertel des gesamten 
Postvolumens aus. Mit der raschen Ausweitung des kurzfristigen Kredits über 
Kreditkarten wurde dann die Post Mitte der sechziger Jahre zu einem noch 
wichtigeren Glied in der Kapitalzirkulation. Selbst kurze Unterbrechungen 
schadeten nun der Wirtschaft erheblich. 1974 machte zum Beispiel ein Spre- 
cher der Bank of Canada den zweiwöchigen wilden Streik für das Hochtreiben 
der kurzfristigen Zinsen auf 11,13 Prozent verantwortlich, weil er "den Ein- 
gang der Zahlungen unterbrochen" habe.” Eine Firma für Frankiermaschinen 
brachte diese Abhängigkeit des Kapitals von der Post in einer Anzeige auf den 
Punkt: "Je schneller die Post rausgeht, desto schneller kommt das Geld rein." 

Die Kämpfe der Postarbeiter wurden zweitens deshalb zum Bezugspunkt, 
weil die Unterbrechungen in der Postzustellung weithin sichtbar waren. Wäh- 
rend die Bergarbeiter- oder Industriearbeiterstreiks in Kanada normalerweise 
in den Industriegebieten, die weitab von großen Städten liegen, isoliert blei- 
ben, treffen die Arbeitsunterbrechungen der Postarbeiter alle. Selbst eintägige 
Streiks haben Massenwirkung und sind sofort in den Schlagzeilen. 

Die Bedeutung der Postarbeiterkämpfe ergibt sich auch aus ihrer Stellung als 
Bundesbedienstete. Als öffentliche Angestellte sind sie gezwungen, sich mit 
dem Staat zu konfrontieren; und zwar nicht nur in seiner Eigenschaft als Re- 
präsentant und Hüter des "öffentlichen Interesses", sondern auch als Unter- 
nehmer, der direkt ihre Arbeitskraft kommandiert. Oder genauer, ihnen wird 
klar, daß die Anstrengung des Staates zur Sicherung der kontinuierlichen Re- 
produktion der kapitalistischen Gesellschaft direkt damit zusammenhängt, wie 
er die Arbeitsdisziplin im Betrieb durchsetzt. Die Bereitschaft der Postarbeiter 
zur Teilnahme an illegalen Streiks - 26 der letzten 27 Arbeitsunterbrechungen 
sind illegal gewesen - ist eine direkte Folge davon. Gesetze, die sie zurück zur 
Arbeit beordern, sind nur weitere ungeschickte Versuche seitens der Bosse, 
den Arbeitsprozeß durchzusetzen. 

Die Tatsache, daß sie Staatsbedienstete sind, schafft eine materielle Verbin- 
dung zwischen Arbeitern, die über das ganze Land verstreut sind. In Kanada, 
wo die Arbeiterklasse geographisch in fünf verschiedene, sehr große Gebiete 
aufgespalten ist, hat sich diese Verbindung über die Staatsorganisation als 
äußerst wichtig für die Ausbreitung der Kämpfe erwiesen. Der nationale 
Streik der Postarbeiter 1965 trug zum Beispiel zur Verallgemeinerung und da- 
mit zur Verstärkung einer anwachsenden 'Streikwelle bei, die ursprünglich auf 
Ontario und Quebec konzentriert war. 


3. The Globe & Mail, Toronto, Mai 1974. 
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Die im Streik von 1965 begründete Avantgardestellung der Postarbeiter auf 
nationaler Ebene wurde durch die Reaktion des Staates bestätigt. Er begann 
sofort, Gesetzesvorlagen auszuarbeiten, die allen Staatsbeschäftigten die volle 
Anerkennung als Tarifpartner zugestand. Vorher gab es nur beschränkte Wege 
zur friedlichen Beilegung von Beschwerden und zur Aushandlung von Verein- 
barungen. Nachdem die Postarbeiter eindrucksvoll mit ihrer Tradition als 
"Staatsdiener" gebrochen hatten, bedurften die "Arbeitgeber-Arbeitnehmer- 
Beziehungen" dringend einer Formalisierung. Das ganze Gewicht der staatli- 
chen Regulierung wurde ins Spiel gebracht und begleitete die Tarifverhand- 
lungen. Dieses Erfordernis seitens des Staates wurde kraftvoll unterstrichen 
durch die Kämpfe der Bundesbediensteten ein Jahr später. Der kanadische 
Staat erließ im Frühjahr 1967 den Public Service Staff Relation Act (Gesetz 
über die Beschäftigten im Öffentlichen Dienst), der die Waffe des Streiks für 
ungefähr 200 000 Staatsbedienstete legalisierte. 

Während die Postarbeiter aufgrund ihrer zentralen Stellung in der kapitali- 
stischen Gesellschaftsorganisation eine führende Rolle auf nationaler Ebene 
spielen konnten, festigten sie ihre Macht durch den täglichen Kampf im Be- 
trieb. Der Streik von 1965 hatte die Post in die Krise gestürzt. Die Postarbeiter 
hatten eine Lohnerhöhung von über zwölf Prozent erreicht und damit die Bin- 
dung der Löhne an die Produktivität zerrissen. Die Antwort des Staats war der 
verzweifelte Versuch, diesen Zusammenhang wiederherzustellen. Er startete 
mehrere Angriffe mit dem Ziel, das Arbeitspensum zu erhöhen und eine 
größere Mehrwertmasse herauszupressen. Die Postarbeiter wollten sich jedoch 
dieser verstärkten Ausbeutung nicht beugen. Sie hatten sich gerade eine ge- 
wisse Autonomie gegenüber dem Kapital erobert und waren daher besser in 
der Lage, den Kampf für ihre Bedürfnisse, für mehr Geld und weniger Ar- 
beit, zu führen. So verbissen sich Postarbeiter und Staat in einen immer här- 
teren Kampf. 

Der erfolgreiche Streik 1965 stärkte unmittelbar den Widerstand auf Be- 
triebsebene. Die Postarbeiter hatten die Niederlage des Staates in der Tasche. 
Sie wollten sich nun nicht mehr von einer Horde Aufseher herumstoßen lassen. 
Es war dem Management schier unmöglich, sein Ziel, nämlich höhere Produk- 
tivität, durchzusetzen. Der springende Punkt im Widerstand der Postarbefter 
war das berufliche Können der Beamten, welches den Postbetrieb am Laufen 
hielt, und die damit verbundene Kontrolle über den Arbeitsprozeß. Produkti- 
onszählungen, Abmahnungen und andere Formen von Schikanen hatten vor 
dem Streik 1965 die Leistung gesteigert. Nun hatten sie den umgekehrten Ef- 
fekt. Die Postarbeiter sahen diese Angriffe deutlich als Provokation an und 
ließen sich davon nicht mehr einschüchtern. Sie nutzten ihre Kontrolle über 
die Produktion, um sie zu verlangsamen. Die Macht der gelernten Postbeamten 
mußte gebrochen werden, sollte die Arbeitsleistung wieder steigen. Das wurde 
dem Management bald klar. 

Der erste Versuch unterschätzte jedoch völlig die Stärke der Postarbeiter. 
Der Angriff lief auf zwei Ebenen: einmal versuchte das Management, die 
Kontrolle des gelernten Sortierers durch den vermehrten Einsatz ungelernter, 
aber noch manueller Sortiertechniken zu untergraben. Zum anderen stützte es 
sich auf seinen Erfolg mit den Teilzeitarbeiterinnen und erhöhte deshalb die 
Anzahl von Frauen und jungen ArbeiterInnen auf den Vollzeitstellen. Davon 
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versprach es sich eine einfachere Kontrolle dieser ArbeiterInnen, die keine 
Erfahrung mit Fabrikkämpfen hatten. Tatsächlich ging der Versuch nach hin- 
ten los. Diese Strategie trug eher zur Stärkung der Arbeiter insgesamt bei als 
zur Steigerung der Produktivität. Und so diente sie nur der Intensivierung der 
Kämpfe. 

Die größte Fehlkalkulation gab es bei der Einschätzung der Arbeitsleistung 
der Frauen und jungen Arbeiter. Im Unterschied zu ihren Kolleginnen nur ein 
Jahrzehnt zuvor, besaßen die jungen Arbeiterinnen Mitte der sechziger Jahre 
ein "bedeutendes Maß an ökonomischer Freiheit"? Aus dieser Stärke der jun- 
gen Arbeiterinnen, die zum Teil auf dem "Wohlstand" beruhte, den die Arbei- 
terklasse seit dem Zweiten Weltkrieg erlangt hatte, ergaben sich "hohe Erwar- 
tungen an die Arbeit" und eine "schwache Bindung an die Belegschaft". Ge- 
stärkt durch die Kämpfe der Schwarzen, Studenten und Frauen gegen ihre 
besonderen gesellschaftlichen Rollen, bildeten diese jungen ArbeiterInnen eine 
"neue Arbeiterklasse". Ihr Hauptmerkmal ist die Ablehnung der tyrannischen 
Disziplin der Lohnarbeit als Bedingung des Lebens.° 

Im Postamt war dieses rebellische Verhalten um so erfolgreicher, da der Ar- 
beitsprozeß ohne das Kontrollsystem eines Maschinenkommandos auskam, wie 
es in automatisierten oder mechanisierten Fabriken üblich ist. Das Postmana- 
gement versuchte, einen Postbetrieb am Laufen zu halten, der angewiesen war 
auf die Bereitschaft zur "pflicht"bewußten Arbeit und die Identifikation mit 
ihr - als "Weg zum Aufstieg". Es war daher nicht darauf vorbereitet, die Wi- 
dersetzlichkeit dieser Massenarbeiter in den Griff zu bekommen. In den letz- 
ten acht bis zehn Jahren hat diese zahlenmäßig angewachsene Arbeiterschicht 
mit ihrem Verweigerungsverhalten, also Absentismus, Fluktuation und Sabo- 
tage, den Kampf im Postamt immer mehr geprägt. 

Die zunehmende Stärke der Postarbeiter war auch die Folge des anderen An- 
griffspunkts des Managementplans. Das Management untergrub nicht nur die 
Spaltung zwischen gelernten und ungelernten Arbeitern, indem es immer mehr 
ungelernte Sortierarbeiten schuf, sondern höhlte auch die Identifikation der 
gelernten Sortierer mit ihrer Arbeit aus. Auch sie sahen die Arbeit zunehmend 
als reine Einkommensquelle. Gleichzeitig blieb aber durch dieses ungelernte 
Sortieren die eigentliche Postverteilung (die jetzt nach den Anfangsbuchstaben 
und nicht mehr nach der geographischen Lage der Ortschaften vorgenommen 
wurde) in der Hand der Postarbeiter. Obwohl die Briefe in diesem verein- 
fachten Prozeß schneller sortiert werden konnten, hing die Geschwindigkeit 
weiterhin von den Arbeitern ab. Zwar waren die Vorarbeiter schon immer ge- 
genüber "zu langsamen" Arbeitern mit Schikanen schnell bei der Hand gewe- 
sen. Aber weil das Pflichtbewußtsein gegenüber der Arbeit stark nachließ, 
hielten sie nun immer härtere Antreiberei für erforderlich. Dieser zunehmende 
Druck förderte nur den weiteren Widerstand von Postarbeitern aller Lohnstu- 


4. Maxwell, J. (Hg.), Restructuring the Incentive System, C.D.Howe Research Institute, Montreal, 
1974, S. 157. 


6. Maxwell, J., a.a.O., S. 69. 


6. Zur Diskussion über diese "neue Arbeiterklasse" und ihre Auswirkung auf die Art der Arbeitslo- 
sigkeit siehe B.Goldman, The Changing Nature of Unemployment in Canada, in: Maxwell, J., 
a.2.0., S. 59-102. 
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fen. Diese beiden Veränderungen - in der Zusammensetzung der Arbeitskraft 
und im Postsortiersystem - festigten insgesamt die Stärke der Postarbeiter. 

Gleichzeitig verschärften sich die Kämpfe um die Arbeitsbedingungen. Vor 
dem Streik 1965 hatte das Management notwendige Renovierungsarbeiten un- 
terlassen, da es keinen Druck von den Arbeitern zu spüren bekam. Im Rahmen 
der Beilegung des Streiks mußte es einer Untersuchung der miserablen Ar- 
beitsbedingungen zustimmen. Der anschließende Bericht unterstützte die Be- 
schwerden der Arbeiter und führte etwa 300 notwendige Verbesserungen auf, 
unter anderem neue Installationen in den Waschräumen und der Cafeteria in 
vielen Postämtern. Doch die Regierung gab nur widerwillig zusätzliches Geld 
für die Postarbeiter aus und verschleppte die Verbesserung der Arbeitsbedin- 
gungen. Bis 1968 war nur die Hälfte der Vorschläge angegangen worden, und 
im selben Sommer begannen die über den Geiz der Regierung verärgerten Po- 
starbeiter ihren zweiten nationalen Streik. 

Wie schon 1965 wurde dieser Poststreik zum Bezugspunkt für die übrige Ar- 
beiterklasse. 24 000 Postarbeiter (14 000 des Innen- und 10°000 des Außen- 
dienstes) beteiligten sich. Von allen Streiks, die 1968 stattfanden, war er der 
größte mit der weitesten Verbreitung. Noch wichtiger war, daß dies der erste 
Streik unter der neuen Gesetzgebung war, die den Staatsbediensteten das 
Streikrecht zugestand. So machten nun die Postarbeiter, die sich dieses Recht 
mit ihrem vorigen Streik erkämpft hatten, Vorgaben für die anderen Staatsbe- 
diensteten, über deren Tarifverträge gleichzeitig verhandelt wurde. Die 
Schlagzeile von Globe & Mail während des Streiks lautete: "165 000 Angestellte 
im Öffentlichen Dienst schielen auf das Angebot der Post." 

1968 war die Regierung noch entschlossener, eine Katastrophe wie beim 
Streik von 1965 zu vermeiden. Der Staat wollte die Postarbeiter kurz halten 
und dadurch die Lohnforderungen aller Bundesbediensteten eindämmen und 
gegebenenfalls die Streikwaffe anfechten. Die Gewerkschaften waren diesmal 
viel besser vorbereitet als 1965, als eine militante Arbeiterbasis sie ausmanö- 
vriert hatte. Sie hatten sich entsprechend der neuen Gesetzgebung umorgani- 
siert, so daß die Gewerkschaft des Innendienstes und die Briefträgergewerk- 
schaft gemeinsam mit der Regierung verhandelten. Da jeder Gewerkschafts- 
führer den anderen dafür verantwortlich machen konnte, daß die Verhandlun- 
gen nicht weiterkamen, trugen diese Rahmenbedingungen dazu bei, die Mili- 
tanz der Arbeiter zu entschärfen. Außerdem war die alte in Mißkredit gera- 
tene Führung durch örtliche, im Streik von 1965 bekannt gewordene Funktio- 
näre ersetzt worden. 

Während der Verhandlungen war die Regierung zu keinem Angebot bereit. 
Die ursprüngliche Forderung der Gewerkschaften über 30 Prozent innerhalb 
eines Jahres war noch nicht vom Tisch. Schließlich setzten sie als Streikbeginn 
den 18. Juli an. Die Regierung wartete den 17. Juli ab, bevor sie etwas unter- 
nahm. Zunächst stelle sie die Beförderung aller Postsendungen ein und präsen- 
tierte dann ein Angebot von sechs Prozent. Wie vorauszusehen, lehnten die 
Verhandlungsführer der Gewerkschaft dies auf der Stelle ab. Das Angebot war 
absichtlich zu spät gemacht worden. Der Streik war nicht mehr aufzuhalten. Es 
schien, als setzte die Regierung auf einen ausgedehnten Streik, um die Postar- 
beiter mürbe zu machen. 
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Am nächsten Tag begann der Streik programmgemäß, die Postarbeiter im 
ganzen Land legten die Arbeit nieder. Die Geschäftswelt erhob sogleich ein 
aufgeregtes Geschrei. Sie machte geltend, der Schaden für sie (und die "Öf- 
fentlichkeit") sei irreparabel. Die einzige Lösung sei, daß die Regierung die 
Postarbeiter mit Hilfe von Gesetzen wieder zur Arbeit bewege und dann für 
die Zukunft alle Streiks von Bundesbediensteten verbiete. Doch die Regierung 
spielte auf Zeit. Ihr nächster Schritt erfolgte erst zwei Wochen später, als sie 
19 Prozent verteilt auf 338 Monate anbot. Da dies einfach nur eine verlängerte 
Version des ersten Angebots war, schmetterten die Gewerkschaften es ab; der 
Streik ging in seine dritte Woche. Wirtschafts- und Regierungssprecher spra- 
chen sich vermehrt gegen den Streik aus. Sie appellierten an die Regierung, im 
"öffentlichen Interesse" zu intervenieren. Fünf Tage später gab der Premiermi- 
nister, der sich offensichtlich diesem Druck gebeugt hatte, bekannt, daß er die 
Intervention des Kabinetts in Erwägung zöge, wenn sich nicht grundlegend 
etwas ändere. In derselben Nacht machte die Postbehörde ihr drittes Angebot: 
15 Prozent verteilt auf 26 Monate. Obwohl dies nur eine geringfügige Verbes- 
serung im Vergleich zum ersten Angebot war, hielten es die Verhandlungs- 
führer der Gewerkschaften für akzeptabel, denn sie hatten noch die Drohung 
des Premierministers im Ohr. Die Reaktion der Arbeiter, die nun drei Wo- 
chenlöhne verloren hatten, war weniger positiv. Doch nach einigen sehr er- 
hitzten Versammlungen, auf denen die Gewerkschaftsführer an ihre Militanz 
während der Streiks 1965 erinnerten, konnten sie die Arbeiter überzeugen, daß 
es der bestmögliche Abschluß sei. Die Abstimmung fiel "sehr knapp" aus, und 
am 8. August wurde die Arbeit wiederaufgenommen. 

Der Staat profitierte eindeutig von dem Streikergebnis. Die Lohnforderung 
der Postarbeiter war eingedämmt worden. Damit war eine Obergrenze für alle 
Staatsbediensteten gesetzt. Ein Limit, das nicht überschritten wurde. Die Re- 
gierung war von ihrer Anfangsposition nicht abgerückt und hatte gleichzeitig 
angedroht, kraft ihrer gesetzgebenden Gewalt eine Schlichtung zu erzwingen, 
Damit hatte sie einen Sieg am Verhandlungstisch errungen. Sie konnte dabei 
erfolgreich die Gewerkschaftsstrukturen benutzen. Erstens gab sie ihre harte 
Linie nicht auf und konnte, da es kein Streikgeld gab und außerdem drei 
Wochenlöhne wegfielen, die Verhandlungsposition der Arbeiter untergraben. 
Zweitens benutzte die Regierung die Überzeugungskraft der Gewerkschafts- 
führer. Alleine hätte sie die Arbeiter nicht zur Annahme der Schlichtung be- 
wegen können. 

Der Staat hatte zwar in diesem besonderen Fall die "Zügel" in den Händen 
behalten, aber schon durch den Streik als solchen hatten die Postarbeiter den 
zunehmenden Kampf gegen die Arbeit verschärft. Während der Hauptferien- 
zeit hatten sie drei Wochen lang "Urlaub" gemacht, dadurch das Postsystem 
vollständig gestört und so den Staat an der Wahrung einer vitalen Funktion 
gehindert. So blieb das langfristige Ziel des Kapitals unerreicht: es war mehr 
als nur eine günstige Streikbeilegung vonnöten, wenn die Post erfolgreich und 
"effizient" befördert werden sollte, d.h. wenn für die gezahlten Löhne mehr 
Arbeit geleistet werden sollte. 
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Die Automation: "Der technologische Weg zur Repression" 


Die wachsende Entfremdung der Facharbeiter und die Einführung des Mas- 
senarbeiters konfrontierten den Staat mit einem immer wirksameren Kampf 
der Belegschaften, bei dem es kurz und bündig um so viel Kohle wie möglich 
für so wenig Arbeit wie nötig ging. Zum Beispiel erfreuten sich bestimmte 
Praktiken immer größerer Beliebtheit: Zeit für Pausen wurde rausgeschunden, 
indem die Arbeiter langsamer arbeiteten oder sich vor der Arbeit drückten. 
Diese Kampfmethode war hauptsächlich von den Facharbeitern entwickelt 
worden und breitete sich nun bei allen anderen Arbeitern aus. Außerdem 
nahmen Absentismus und Fluktuation ständig zu, was die Belegschaft unstabi- 
ler machte und die Arbeitskosten hochtrieb. 

Für das Kapital wurde der Postbetrieb damit natürlich immer unrentabler. 
Zwischen 1965 und 1968 stieg das Postvolumen um acht Prozent an, während 
die Arbeitsproduktivität um acht Prozent sank. Das Management mußte die 
Belegschaft um über 15 Prozent erweitern. Jede Erweiterung führte nur dazu, 
daß die geringere Produktivität festgeschrieben wurde - und daraufhin von 
den Postarbeitern durch noch langsamere Arbeit weiter gesenkt wurde. 

Traditionell hätte das Management zwei Waffen eingesetzt, um diese ab- 
fallende Produktivitätsspirale aufzuhalten: Entlassungen und verstärkte Schika- 
nen. Bei der Post waren diese Waffen jedoch zu kostspielig, war doch der 
Postbetrieb genau von dem Fachwissen abhängig, das die Arbeiter besaßen. 
Entlassungen in großem Maßstab waren unmöglich, nicht nur weil eine drei- 
bis viermonatige Anlernzeit in jeden Arbeiter investiert worden war, sondern 
weil es zu lange gedauert hätte, eine neue Belegschaft auszubilden - denn die 
Geschäftsleute waren ja in dieser Zeit auf ihre Post angewiesen. Außerdem 
brauchte das Management alle Arbeiter, die es bekommen konnte, denn es 
herrschte Arbeitskräftemangel. Kontrolle über den Arbeitsprozeß bedeutete 
auch, daß die Arbeiter bei den verschiedensten Schikanen einfach weiter an 
der "Produktivitätsspirale" drehten. 1972 war die Arbeitsproduktivität ganze 
12,5 Prozent niedriger als 1965.7 

Die Postarbeiter verringerten zum einen drastisch ihr Arbeitspensum. Zum 
anderen erhöhten sie auch erfolgreich ihren Lohn. Durch ihre harten Kämpfe 
in den drei Jahren von 1965 bis 1968 erreichten sie eine Lohnerhöhung um 
18 Prozent, wobei die Inflation nicht berücksichtigt ist. In den sechs Jahren 
davor (1958-64) hatten sie nur eine l4-prozentige Erhöhung erhalten. Da nun 
mehr Arbeiter mehr Geld erhielten, machten die Arbeitskosten einen immer 
höheren Anteil am gesamten Posthaushalt aus. So zwangen die Postarbeiter 
dem Staat 1969 eine sinkende Produktivität auf, die mit erheblichen Lohnerhö- 
hungen als Bedingung für das kontinuierliche Funktionieren des Postbetriebs 
einherging. 

Alles in allem spiegelten sich die Eroberungen der Arbeiter in der schlechten 
Finanzlage der Post wider. Vom ersten Haushaltsdefizit 1965 von 
34 Mio. Dollar rutschte die Post immer weiter in die roten Zahlen, 1969 war 
sie bei 88 Mio. Dollar angelangt. Gleichzeitig erhöhte sich die Abhängigkeit 


7. Aus einer Rede des Postministers vor der Handelskammer in Vancouver im April 1972. Zitiert 
nach: Workers’ struggles in advanced capitalism: The post office, The Newsletter, Nr. 3, Toronto, 
1973, S. 45. 
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der Wirtschaft von der Post. Mit dem rapiden Anwachsen der Massendruck- 
sachen zur Sicherung ihrer Finanzkraft - Rechnungen, Werbung, usw. - hat 
sich der Postumfang seit 1967 verdoppelt. Die Geschäftspost macht nun 
85 Prozent der 20 Mio. täglich bearbeiteten Sendungen aus. Eine Folge dieses 
Wachstums war die zunehmende Zentralisierung der Postbearbeitung auf die 
Hauptfinanzzentren Toronto, Montreal und Vancouver. 

Die Priorität, die die Post den Bedürfnissen der Geschäftswelt einräumte, 
läßt sich an den Ende der sechziger Jahre gefällten Entscheidungen ablesen. 
Eine Menge Sonderprogramme wurden eingeführt - allem voran die "garan- 
tierte Zustellung am darauffolgenden Tag" - und gleichzeitig wurde die "nicht 
notwendige" Samstagszustellung in den Großstädten abgeschafft. Diese Verän- 
derungen begünstigten deutlich die Wirtschaft. Aber gegen das Haupthindernis 
des Kapitals, den Kampf der Postarbeiter im Betrieb gegen die Arbeit, wurde 
nichts unternommen. 

Im Herbst 1969 mußte die Regierung schließlich zugeben, daß ihr langfristi- 
ges Ziel - die Wiederherstellung der "Rentabilität" durch die Unterdrückung 
dieser Kämpfe - eine grundlegende Umstrukturierung des Arbeitsprozesses 
erforderte. Im November jenes Jahres erhielt der Postminister einen Bericht 
mit dem Titel: A Blueprint for Change: Canada Post Office (Neukonzeption 
der Kanadischen Post). Der erste Satz lautete: "Wir wollen uns in diesem Be- 
richt unverblümt äußern, da sich die Kanadische Post am Scheideweg ihrer 
Geschichte befindet."® Und obwohl diese spezielle Studie hauptsächlich von 
der Neuorganisierung der Managementbürokratie handelte, erkannte sie klar 
das Hauptproblem und umriß in groben Zügen den zweiten, besser abgestim- 
mten Angriff des Staates. Das Problem wurde in verschiedenen Begriffen 
umrissen, als "Streiks", "Jahresdefizit", "steigende Kosten, insbesondere Ar- 
beitskosten", "wachsendes Postvolumen", "Produktivitätsraten", kurz als eine 
zunehmende "Unfähigkeit, effektiv mit Personalproblemen umzugehen." Dem 
Postmanagement wurde ausdrücklich ein Mangel an notwendiger "Kontrolle" 
zur Sicherung der "Profitabilität" des Postbetriebs bescheinigt.” Nach der Be- 
merkung, daß dieser "Mangel an Produktivität darauf zurückzuführen ist, daß 
es der kanadischen Post nicht gelungen ist, den Sortierprozeß zu mechanisie- 
ren", merkten sie an, daß "die Einführung der Automation ... essentiell not- 
wendig sei, um die jährlichen Gesamtausgaben (d.h. die Löhne) unter Kon- 
trolle zu halten", und, was noch wichtiger ist, "damit der im Dienste des Lan- 
des stehende Postbetrieb die laufenden Anforderungen erfüllen kann", 

Die staatliche Planung wollte mit der Einführung von Maschinen den Post- 
beamten das Sortierwissen entreißen und der Maschine einverleiben. So wollten 
sie die Hauptquelle der Postarbeitermacht ausschalten und ihnen ihre größte 
Niederlage bereiten. Das Management würde die Produktionsrate einfach 
durch die Festsetzung der Geschwindigkeit der Maschine bestimmen und die 
Arbeitsproduktivität enorm steigern können; die Maschine würde auch dem 
Vorarbeiter helfen, eine höhere Geschwindigkeit durchzusetzen, sie würde 
automatisch Fehlsortierungen feststellen und den "Täter" oder die "Täterin" 


8 A re for Change: Canada Post Office, November 1969, vorgelegt von der Beratungsfirma 
Kates, Peat, Marwick & Co., S.1. 
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identifizieren. Eine Lampe an jeder Maschine würde die Abwesenheit eines 
Arbeiters anzeigen usw. Außerdem würde der Automatisierungsprozeß die in- 
formelle Organisierung von unten aufbrechen - das Basiselement im täglichen 
Kampf um weniger Arbeit. Diese Antreiberei brächte auch eine schnellere 
Verschlechterung der Gesundheit der Arbeiter mit sich. In Ottawa zum Bei- 
spiel, wo diese Maschinen seit drei Jahren in Betrieb sind, klagen die Arbeiter 
heftig über häufige Kopfschmerzen, überanstrengte Augen und nervliche Pro- 
bleme. 

Zweitens wollte der Staat die Löhne der Postarbeiter senken. Die Regierung 
behauptete, die Arbeit des Maschinenbedieners oder der Kodiererin sei im 
Vergleich zur Arbeit des Postbeamten "ungelernt". Sie plante, einer Kodiererin 
75 Cent pro Stunde (1500 Dollar im Jahr) weniger zu bezahlen. Obwohl die 
Kodiererinnen und die Postbeamten gleichwertige Funktionen ausüben und 
obwohl beide die gleichen Bedürfnisse haben, hoffte die Post, ihr Defizit ein- 
fach durch die Kürzung der Lohnausgaben zu senken. Sie benutzte das Argu- 
ment der Facharbeiter, der Besitz einer Ausbildung werde im Lohn entgolten. 
Für die Arbeiterinnen bedeuteten diese Lohnkürzungen einen Machtverlust, 
sowohl im Supermarkt (Kaufkraft) als auch im Postamt (sie hatten geringere 
Möglichkeiten in Streik zu treten oder sich frei zu nehmen usw.). 

Drittens hoffte die Regierung, ihre "Abhängigkeit" von jenen Arbeitern 
aufzubrechen, die über das "Fachwissen der Postverteilung" verfügten.!! Dieses 
Wissen sollte durch "Kenntnisse im Umgang mit einer Tastatur" ersetzt werden 
- d.h. durch eine Ausbildung, die eine sehr große Zahl von Arbeiterinnen be- 
sitzen, da sie für ganz unterschiedliche Arbeiten erforderlich ist. So könnte die 
Post auf die umfassende Ausbildung ihrer Arbeiter verzichten und hätte oben- 
drein die Macht gewonnen, jeden als "unproduktiv" geltenden Arbeiter zu 
entlassen. Für die Arbeiter hieße die Vermassung ihres Wissens erhöhte Kon- 
kurrenz um ihre Arbeitsplätze. Dies machte sie angreifbarer gegenüber den 
Forderungen des Managements, das mehr Arbeit für weniger Geld fordert 
oder in anderen Worten: eine immer höhere Menge unbezahlter Arbeit, um die 
"Rentabilität" wiederherzustellen. 

Viertens zeigte die Einführung der Maschinen wieder den spezifischen Ge- 
brauch von weiblicher Arbeitskraft seitens des Staates. Er hatte bereits aus der 
Tatsache Kapital geschlagen, daß Frauen nichtentlohnte Arbeit zuhause ver- 
richten, indem er sie in die Teilzeitarbeit drängte, wo die Löhne unter defien 
der Männer liegen. Nun wollte das Management sie als Kodiererinnen anwer- 
ben, weil sie über die notwendigen "Tastaturkenntnisse" verfügen - als Ma- 
schinenschreiberinnen, Locherinnen usw. Als Kodiererinnen erhielten sie we- 
niger Geld als die Postbeamten. Der Staat hoffte dennoch die Frauen zufrie- 
denzustellen, weil sie eben bei anderen Arbeiten sogar noch weniger bekom- 
men würden. 

Technologische Veränderungen sind, wie Marx es deutlich gesehen hat, nicht 
neutral: "Man könnte eine ganze Geschichte der Erfindungen seit 1830 schrei- 
ben, die bloß als Kriegsmittel des Kapitals wider Arbeiteremeuten ins Leben 
traten."!? Auf diesem Weg - dem "technologischen Weg zur Repression" 


11. a.a.O., S. 133. 
12. Marx, Das Kapital, Bd. 1, MEW 23, S. 459. 
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plante der kanadische Staat die Automatisierung des Postsystems, um einen 
wesentlich höheren Ausbeutungsgrad durchzusetzen.!? 

Man erwartete durchaus Widerstand seitens der Postarbeiter, wie die Autoren 
der Neukonzeption bemerkten, "besonders von den Elementen der Arbeitskraft, 
die am direktesten von der Einführung der Automation betroffen sein dürf- 
ten".!? Sie fügten jedoch hinzu, daß "der Widerstand gegen Veränderungen 
dem menschlichen Wesen innewohne". Die Kosten der Briefbearbeitung wür- 
den zwar kurzfristig um 20 Prozent sinken (bis zu 40 Prozent, wenn das ganze 
System automatisiert würde), ihnen war jedoch klar, daß dazu jeglicher Wi- 
derstand gegen ihren vorgelegten Plan überwunden werden müßte. Der Bericht 
betonte auch die Wichtigkeit einer schnellen Einführung dieser Maschinen. 
Viel zu lange schon habe die Regierung bloß Studien in Auftrag gegeben. 
Nun, stellten sie fest, müsse endlich ein definitiver Aktionsplan erstellt wer- 
den. Diese Eile erwies sich als nur zu berechtigt, als sechs Monate später die 
Postarbeiter ihren dritten nationalen Streik innerhalb von fünf Jahren began- 
nen. 


1970: Das Scheitern der staatlichen Lohnleitlinie 


1970 hatte die kanadische Arbeiterklasse ihren höchsten Anteil am gesell- 
schaftlichen Reichtum seit dem Zweiten Weltkrieg erreicht. Der Kampf der 
Arbeiter in Kanada war Teil einer umfassenderen internationalen Kampfwelle. 
Den Höhepunkt des Arbeitskampfes in Kanada bildete die Zunahme der 
Streiktage um 350 Prozent in der Zeit zwischen 1964 und 1970. Die Profite 
nach Steuern waren soweit gedrückt worden, daß sie nur neun Prozent des 
Bruttosozialproduktes ausmachten. Das Kapital strich zwar durch die steigende 
Inflation - sie erreichte im Juni 1969 eine jährliche Rate von 4,6 Prozent - 
hohe Summen in den Wohnvierteln ein, also über die Supermärkte, die Mieten, 
den öffentlichen Nahverkehr usw. Doch dieser Gewinn wurde durch die Be- 
träge, die es an Löhnen auszahlen mußte, mehr als wettgemacht. So startete 
das Kapital 1970 schließlich einen direkten Angriff auf den Kampf am Ar- 
beitsplatz. 

Das Produktionswachstum verlangsamte sich dramatisch auf eine Rate von 
2,5 Prozent - weniger als die Hälfte des Vorjahreswerts. Diese Verlangsamung 
trieb die Arbeitslosenrate hoch, bis sie im September 6,4 Prozent erreichte - 
ein Sprung von fast 40 Prozent in nur einem Jahr. Das Kapital sparte nicht 
nur die Löhne ein, die diesen Arbeitern vorenthalten wurden. Es benutzte die 
Krise auch als Drohung mit noch höherer Arbeitslosigkeit, um die Lohnfor- 
derungen der noch Arbeitenden herunterzudrücken. Außerdem versuchte der 
Staat über die Prices and Incomes Commission (Preis- und Einkommenskom- 
mission) die freiwillige Anerkennung einer Lohnleitlinie durchzusetzen. Nach 
zahlreichen Diskussionen mit den Unternehmern und den Gewerkschaften 
kündigte er Anfang des Jahres das Inkrafttreten einer Leitlinie von 


13. Diese Formulierung wurde zuerst gebraucht von A. Negri in: Operai e stato, S. Bologna und 
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6,6 Prozent im Jahr an - errechnet aus der Inflationsrate plus Produktivitäts- 
zuwachs. 

In diesem Kampf kam die Bedeutung der staatlichen Arbeiter wieder klar 
heraus. Die Bundesbediensteten, insbesondere die Postarbeiter, hatten 1967 das 
Streikrecht erkämpft und diese Waffe effektiv eingesetzt. Sie hatten dadurch 
erhebliche Lohnerhöhungen erreicht, die diejenigen in der Privatindustrie 
übertrafen. Nun wollte der Staat im Rahmen eines allgemeinen Angriffs ihre 
Lohnerhöhungen eindämmen und damit ein Exempel für Schlichtungen im 
Privatsektor statuieren. Außerdem wollte er darüber direkt Geld einsparen. 

Als dann gegen Ende des Frühjahrs die Regierung erfolgreich mehrere Ta- 
rifverträge innerhalb dieses Lohnrahmens abgeschlossen hatte, verkündeten die 
Postarbeiter, über deren Tarife ebenfalls verhandelt wurde, daß sie die Ober- 
grenze der Regierung anfechten wollten. Noch bevor der nationale Vorstand 
der Gewerkschaft einen Streiktermin festgelegt hatte, gingen am 15. Mai 5000 
Postarbeiter aus Montreal auf die Straße, um gegen die "schleppenden Ver- 
handlungen" und gegen die Annahme des staatlichen Lohnlimits zu protestie- 
ren. Angesichts dieser demonstrierten Stärke brach der "neutrale" Schlichtungs- 
bericht selbst die Obergrenze der Regierung und empfahl eine jährliche 
Lohnsteigerung von 6,3 Prozent innerhalb einer 30-monatigen Tarifdauer. Für 
die Verhandlungsführer der Regierung war diese Konzession jedoch unan- 
nehmbar, sie hätten nur ein weiteres Mal das Gesicht verloren. Also blieben 
sie bei ihrem ersten Angebot von 5,3 Prozent im Jahr. Der Gewerkschaft 
schien keines der Angebote angemessen, denn sie wollte die ganze Zeit auf 
eine jährliche Lohnerhöhung von zehn Prozent hinaus. Während die Arbeiter 
mit "vorzeitigem" Streikbeginn drohten, setzte sie den Beginn des dritten na- 
tionalen Poststreiks für den 26. Mai an. 

Beim letzten Streik hatten die Postarbeiter den Postbetrieb im ganzen Land 
völlig lahmgelegt. Daraufhin hatte die Regierung angedroht, sie mittels eines 
Gesetzes wieder zur Arbeit zu bringen, und mit dieser Drohung eine Beilegung 
des Streiks durchgesetzt. Diesmal beschlossen die Gewerkschaftsführer einen 
"rotierenden Streik", das heißt, verschiedene Gruppen von Arbeitern traten 
abwechselnd in kurzfristige Streiks. Sie störten die Postverteilung, anstatt sie 
wirklich aufzuhalten; damit wollten sie die Regierung unter Druck setzen und 
gleichzeitig einen direkten Zusammenstoß vermeiden. Sonst wären die Ge- 
werkschaften vielleicht von den Arbeitern, die sich der Zwangsverpflichtung 
widersetzten, ausmanövriert worden. Der Staat wollte ebenfalls eine direkte 
Konfrontation vermeiden und sah zunächst zu, wie diese Ministreiks, die die 
Post nur verzögerten, sich hinzogen. Die rotierenden Streiks gingen den ganzen 
Juni, Juli und August über weiter. Sie brachen in einer Stadt nach der anderen 
aus und brachten die Kämpfe der Postarbeiter den ganzen Sommer über in die 
Schlagzeilen. Die Öffentlichkeit war also gespannt auf den Tarifabschluß. 

Kurz nach Beginn des Streiks war schon klar, daß die staatliche Obergrenze 
von sechs Prozent im Jahr nicht aufrechtzuerhalten war. Die Postarbeiter hat- 
ten bereits die im Schlichtungsbericht genannten 6,3 Prozent zurückgewiesen, 
und als der Streik in Gang kam, machte die Regierung nach und nach höhere 
Angebote. Im August, als der Druck der Wirtschaft stärker wurde, lag das An- 
gebot der Regierung schon über der Empfehlung des Schlichtungsberichts. 
Nachdem sich einige Regierungsvertreter über die Einführung der Zwangs- 
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schlichtung ausgelassen hatten, erhöhten sie am 7. September ihr Angebot auf 
über sieben Prozent. Die Verhandlungsführer der Gewerkschaft nahmen es 
sofort an, und am nächsten Tag stimmten die Postarbeiter - trotz der Opposi- 
tion in Montreal und Vancouver - dem erfolgreichen Abschluß zu. Die staat- 
lichen Lohnleitlinien waren zusammengebrochen. 

Der Staat war nicht fähig, die Postarbeiter aufzuhalten, und mußte alle Pläne 
für eine Lohnleitlinie verwerfen. Im nächsten Jahr folgten weitere Arbeiter 
dem Beispiel der Postarbeiter - insbesondere die 6300 Maschinenschlosser von 
Air Canada, die auch einen "rotierenden Streik" machten - und erreichten 
Lohnerhöhungen oberhalb der Sechs-Prozent-Grenze. Die Postarbeiter hatten 
der Regierung ihre zweite große Niederlage in fünf Jahren beigebracht und 
blieben damit weiterhin die Avantgarde. Dieser Sieg über die Lohnleitlinie 
kostete den Staat 14 Mio. Dollar an verlorenen Einnahmen. Mehr denn je 
mußte er mittels Automation die Kontrolle zurückgewinnen. 

Der Streik 1970 war noch in anderer Hinsicht wichtig. Er brachte den 
wachsenden Antagonismus zwischen Gewerkschaft und Arbeiterbasis gegen- 
über dem staatlichen Automatisierungsplan zu Tage. Während des Streiks 
konnte die Gewerkschaft ihre Stellung als einzige formale Verbindung zwi- 
schen den Städten nutzen. Dadurch behielt sie die Kontrolle über alles und 
vermied so eine Wiederholung der Erfahrungen von 1965. Doch diese Kon- 
trolle bezog sich kaum auf die Unterordnung der Basis: die Arbeiter in 
Montreal hatten die Gewerkschaftsdisziplin durch "voreilige" wilde Streiks ge- 
brochen; Militante in Thunder Bay plünderten einen Postwagen, der von 
Streikbrechern gefahren wurde, und verbrannten die Post. In Wirklichkeit 
überdeckte die gewerkschaftliche Kontrolle die aufkommenden unterschiedli- 
chen Auffassungen in der politischen Strategie bezüglich der Automation, Die 
Gewerkschaftsführer weigerten sich, den von den Arbeitern geforderten all- 
gemeinen Streik auszurufen, aber nicht einfach nur aus Angst vor einer offe- 
nen Konfrontation mit dem Staat. Ihr gemäßigtes Verhalten drückte die ganze 
Schwäche ihrer Strategie gegenüber dem Automatisierungsplan des Manage- 
ments aus: sie beschränkten sich auf die Verteidigung des Lohns und der Ar- 
beitsbedingungen der gelernten Postarbeiter. 

Die Gewerkschaft des Innendienstes sah in der Automatisierung ganz richtig 
einen direkten Angriff. Schließlich beruhte ihre Macht auf der Fähigkeit des 
gelernten Beamten zur Kontrolle des Arbeitsprozesses. Ein Gewerkschafts- 
funktionär drückte es so aus: "Wenn unser Einstufungssystem zerstört wird und 
unsere Arbeit von Maschinen und von der Lohnstufe 1 gemacht wird (das 
Management wollte die Kodiererinnen in die niedrigste Lohnstufe einordnen), 
wird unsere Verhandlungsmacht verlorengehen. Wie stark wir sind, hängt doch 
davon ab, daß wir die Arbeit im Postamt kontrollieren.""? Die Forderungen 
der Gewerkschaft waren folglich: 1. sollten alle ganztagsbeschäftigten Sortierer 
das manuelle Sortiersystem lernen, auch wenn die meisten Sortierkenntnisse 
nicht mehr notwendig waren, und 2. sollten die ganztagsbeschäftigten Sortierer 
ihre Arbeit abwechseln, so daß alle eine Chance hätten, die wenigen verblei- 
benden Facharbeiten zu machen. Von entscheidender Bedeutung war aber, daß 
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die Gewerkschaft an keinem Punkt die Entscheidung des Managements über 
die Einführung der Automation in Frage stellte. Die Gewerkschaft akzeptierte, 
daß die Facharbeiter im Arbeitsprozeß überflüssig geworden waren, hoffte 
aber, auf diese Art ihre Stellung künstlich zu erhalten. Die Schwäche dieser 
Gewerkschaftsstrategie war absehbar. Sie gründete auf einem Verständnis, das 
alle Facharbeiter und ihre Gewerkschaften teilten: daß nämlich Löhne und 
Arbeitsbedingungen ein Entgelt für fachlich gute Arbeit seien. Man argumen- 
tierte, die höchsten Löhne würden die Facharbeiter "verdienen", eben weil sie 
produktiver arbeiten könnten. Dieses Argument spielte natürlich direkt dem 
Management in die Hände - da die Kodiererinnen ungelernt waren, "verdien- 
ten" sie niedrigere Löhne. 

Doch während die Gewerkschaft ihre Strategie einschlug und um die Auto- 
mation dealte, verfolgten die Arbeiter einen genau entgegengesetzten Kurs. Sie 
benutzten bereits außergewerkschaftliche Kampfmethoden wie "Dienst nach 
Vorschrift" oder feierten krank, um ihren Widerstand gegen mehr Arbeit aus- 
zudrücken. Als nun mehr Details über das staatliche Autömatisierungspro- 
gramm bekannt wurden, die das Verlangen der Regierung nach höherer Pro- 
duktivität deutlich machten, versetzte dies der Identifikation der Postarbeiter 
mit ihrer Arbeit einen weiteren Schlag. Sie waren immer stärker auf ihre eige- 
nen Mittel angewiesen, auf die direkte Organisierung des Kampfes im Betrieb, 
um ihre Bedürfnisse nach weniger Arbeit, mehr Zeit und mehr Geld zu be- 
friedigen. In diesem Prozeß gerieten sie in direkte Opposition zur Gewerk- 
schaft, die ihre Forderung nach Beibehaltung der gelernten Sortierer darauf 
aufbaute, daß diese ihre Arbeit schnell und akkurat ausführen konnten. Dieser 
Konflikt zwischen den Postarbeitern und der Gewerkschaft war während des 
Streiks 1970 die meiste Zeit nur unterschwellig abgelaufen. Zwei Jahre später, 
als das Automatisierungsprogramm die schwache Gewerkschaftsstrategie zu ei- 
nem kompletten Fehlschlag werden ließ, brach dieser Konflikt offen aus. 


Die Konsolidierung der Arbeiterselbstorganisation 


Als die Tarifverhandlungen 1972 begannen, war der Staat schon bei der 
Durchführung des Automatisierungsprogramms. Der Aufbau hatte in fast allen 
"Postbearbeitungsfabriken" begonnen, und in Ottawa wurde die erste automa- 
tisierte Fabrik unter "echten Postbedingungen" getestet. Das Management hätte 
beschlossen, das Programm in Ottawa einzuleiten - weil es dort im Vergleich 
zu den Postarbeitern in den größeren Städten relativ wenig militante Arbeiter 
gab, und auch wegen des ziemlich hohen Anteils an Regierungspost, die be- 
reits mit den neuen, für die maschinelle Bearbeitung erforderlichen Postleit- 
zahlen versehen war. Unter diesen günstigen Bedingungen wollte der Staat alle 
"Macken" des neuen Systems ausbügeln und gleichzeitig Boden gewinnen gegen 
den zu erwartenden Widerstand der Postarbeiter in den Hauptfinanzzentren 
Toronto, Montreal und Vancouver. Die Regierung wollte besonders die Reak- 
tion der Arbeiter auf die neuen Maschinen austesten, die Produktionsraten 
festlegen usw., sowie in der untersten Lohngruppe für Disziplin sorgen. 

Die Gewerkschaft setzte diesem Start keinen ernsthaften Widerstand entge- 
gen. Obwohl sie mit einigen Hauptpunkten nicht einverstanden war - vor al- 
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lem mit dem Lohn der Kodiererinnen - lehnte sie es ab, zum Streik aufzuru- 
fen. Sie riet den Arbeitern stattdessen, auf den "richtigen Zeitpunkt" zu war- 
ten, das heißt auf die kommenden Tarifgespräche. Doch einmal auf dem 
Rückzug, ging die Gewerkschaft nun mit einer sehr schwachen Position in 
diese Verhandlungen. 

Der Tarifvertrag lief im März 1972 aus, und die Gespräche zogen sich über 
die Sommermonate hin. Die Verhandlungsführer der Regierung hielten an den 
beiden Hauptfronten fest, denn sie bemerkten die Machtlosigkeit der Ge- 
werkschaften. Erstens lehnten sie eine Lohnerhöhung für die Kodiererinnen 
ab. Sie hatten die Gewerkschaft bereits gezwungen, eine separate niedrigere 
Einstufung als rechtmäßig anzuerkennen und damit einen wichtigen Sieg er- 
rungen. Nun bestanden sie darauf, den in Ottawa eingeführten Lohnunter- 
schied von 75 Cent beizubehalten. Zweitens boten sie nur 56 Cent in 
33 Monaten an, was einer jährlichen Erhöhung um 5,7 Prozent entsprach. 
Diesen niedrigen Betrag rechtfertigten sie einfach mit dem Argument der Ge- 
werkschaft, daß Löhne eine Belohnung für produktive Arbeit seien, und wie- 
sen dann auf die Aktionen einer "unverantwortlichen" Belegschaft hin, die die 
Arbeitsproduktivität seit 1965 um mehr als 12,5 Prozent gesenkt habe. Die 
Gewerkschaftsführer, die eine jährliche Erhöhung von über neun Prozent und 
eine zweijährige Laufzeit des Tarifvertrags gefordert hatten, fanden beide An- 
gebote inakzeptabel. Gleichzeitig waren sie aber durch ihre Strategie gegen- 
über dem Automatisierungsprogramm in der Defensive. Bei ihrer Forderung 
nach gleichem Lohn für Kodiererinnen und Beamte hatten sie verloren, und 
der Argumentation des Managements für eine Begrenzung der Lohnerhöhun- 
gen nichts entgegenzusetzen. So war die Gewerkschaft unfähig, den Druck auf 
die Regierung durch Abbruch der Verhandlungen oder Aufruf zum Streik zu 
eskalieren. 

Die Gespräche zogen sich hin, doch die Arbeiter führten den Kampf im Be- 
trieb entschlossen weiter. Im Herbst dann, als sie vom zögernden Verhalten der 
Gewerkschaft genug hatten, initiierten die Arbeiter alleine reihenweise wilde 
Streiks. Im November und im Dezember wurde jedes wichtige Verteilzentrum 
bestreikt, und in Toronto mußte die Wiederaufnahme der Arbeit durch eine 
gerichtliche Verfügung durchgesetzt werden. Gleichzeitig blieben diese wilden 
Streiks in den einzelnen Städten isoliert. Die Gewerkschaftsführer, die ihre 
Verhandlungsposition durch diese illegalen Aktionen untergraben glaubten, 
lehnten es ab, den Koordinator zu spielen. Obwohl sich die "spontane" Verbin- 
dung, zu der es 1965 kam, nicht wiederholte, beschleunigten diese wilden 
Streiks erfolgreich die Verhandlungen. 

Als Ergebis wurde am 18. Dezember ein Schlichtungsbericht veröffentlicht, 
der 18,5 Prozent in 33 Monaten empfahl. Jetzt war die Schwäche der Ge- 
werkschaftspolitik offenkundig, und ihre Führung brach zusammen. Sie war 
nicht nur unfähig, diesem Vorschlag zuzustimmen (sechs Verhandler stimmten 
dagegen, vier dafür); nach dieser gespaltenen Entscheidung bestand auch noch 
jeder Verhandler darauf, seine persönliche Position gegenüber den Mitgliedern 
zu vertreten. Sie verschoben die Urabstimmung auf die Zeit nach der weih- 
nachtlichen Hektik und verloren damit jeglichen Einfluß, den sie vielleicht 
gehabt hätten. Es war klar, daß diese Funktionäre bei der Regierung nichts 
mehr erreichen würden. So hatten die Postarbeiter keine andere Wahl, als den 
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Schlichtungsbericht zu akzeptieren, obwohl die vorgeschlagene Lohnerhöhung 
weit unter der 7,5-prozentigen Inflationsrate lag. 

Der Tarifvertrag von 1972 war eine schwere Niederlage für die Postarbeiter. 
In ihrer Verbitterung darüber, daß sie nun die Kosten für das Scheitern der 
Gewerkschaft bezahlen sollten, gingen sie sofort zur Stärkung jener alltägli- 
chen Kampfformen über, über die die Gewerkschaft keine Kontrolle hatte. 
Ein Arbeiter, der es drauf hatte, seinen Lohn aufzubessern, indem er Geld aus 
der Post klaute, stellte frei heraus fest: "Diese Scheiß-Gewerkschaft tut über- 
haupt nichts, da mußt du eben selbst für dich sorgen." Als wollten sie diesen 
Bruch zum Ausdruck bringen, protestierten Arbeiter in Toronto gegen das 
Abkommen und streikten Ende Januar 1973 drei Tage lang wild. Sie zwangen 
die Gewerkschaftsfunktionäre, die örtliche Polizei zu rufen, um die "Ordnung 
aufrechtzuerhalten" und eine Minderheit von Arbeitern durch die Streikpo- 
stenkette zu begleiten. 

Außer dem direkten Abbremsen der Produktion oder dem "Dienst nach 
Vorschrift" waren die meisten der außergewerkschaftlichen Kampfmethoden 
den ungelernten Fließbandarbeitern entliehen. Diese Methoden hatten ur- 
sprünglich die Massenarbeiter entwickelt als Angriff darauf, daß das Manage- 
ment Maschinen einsetzte, um eine größere Menge unbezahlter Arbeit aus ih- 
nen herauszuschinden. Mit der Verallgemeinerung des Massenarbeiters haben 
sich später viele andere Arbeitergruppen diese Kampfformen angeeignet. Am 
Postamt sind sie zuerst von den jungen Arbeitern aufgegriffen worden. Deren 
Zahl hatte merklich zugenommen, und ihre Aufsässigkeit war eine Konstante 
in der Produktivitätskrise geworden. 

Vom Kapitalstandpunkt aus war der Absentismus oder das Krankfeiern am 
schädlichsten. Die Postarbeiter handelten gemäß ihren Bedürfnissen nach mehr 
arbeitsfreier Zeit und nutzten vermehrt die 15 bezahlten Krankheitstage pro 
Jahr aus. Dieser Kampf kostete Millionen Dollars an Krankengeld und entzog 
dem Staat außerdem noch Geld, weil das Management ständig zusätzliche Ar- 
beiter einstellen mußte. Als Variante dieser Methode nutzten die Arbeiter eine 
Bestimmung ihres Tarifvertrags aus, nach der sie zwei Stunden früher "krank" 
nach Hause gehen konnten und das Geld für die volle Schicht bekamen. Al- 
leine in Montreal brachte ihnen diese Praxis 1973 über eine halbe Million 
Dollar. 

Eine andere Form des Massenkampfes gegen die Arbeit - die Fluktuation - 
hat den Erfolg des Absentismus verstärkt. Die jungen Massenarbeiter der 
siebziger Jahre wollten keine Dauerstellung mehr wie die Postarbeiter in frü- 
heren Jahrzehnten, sie wollten immer weniger Zeit ihres Lebens im Postamt 
arbeiten. So stieg die Kündigungsrate steil an. 35 Prozent kündigten innerhalb 
der ersten zwölf Monate. In Toronto machte 1974 die Fluktuation 46 Prozent 
aus, worauf die Sprecher des Postamts über einen "kritischen Mangel an Ar- 
beitskräften" klagten. Da das Management jeden Arbeiter brauchte, den es be- 
kommen konnte, mußte es die Disziplin im Betrieb lockern. Dies verstärkte 
natürlich nur den Erfolg anderer Kampfmethoden. 

Am wichtigsten war dabei die Sabotage. Die am weitesten verbreitete Me- 
thode des direkten Eingriffs in den Postfluß war das Falsch-Sortieren. Durch- 
schnittlich waren bis zu zehn Prozent der Post davon betroffen. Diese Ziffer 
stieg immer dann sprunghaft an, wenn das Management eine Kampagne zur 
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Steigerung der Arbeitsleistung vorbereitete. Eine andere Sabotage-Methode, 
die vom Arbeiterstandpunkt aus noch lukrativer war, war der Post-Diebstahl. 
Am einfachsten ging das, indem man die gewünschte Sache einsteckte - be- 
sonders Schecks und Kreditkarten. Eine organisiertere Version bestand in der 
Veränderung des Bestimmungsorts der Sendung. Der Aufkleber mit der Origi- 
naladresse wurde mit einem anderen überklebt. Durch diese Methode eigneten 
sich allein die Postarbeiter 1973 in Quebec 1,5 Mio. Dollar in Regierungs- 
schecks an; und in Toronto behauptete ein wichtiger Banksprecher, daß die 
Postdiebstähle die kanadischen Bankiers jährlich Millionen Dollar kosteten und 
den größten Einzelfaktor bei den Verlusten ausmachten. Diese Praxis war kei- 
nesfalls auf Kanada beschränkt. In London in England krallte sich zum Bei- 
spiel eine Gruppe von neun Postarbeitern eine Dreiviertelmillion Dollar, indem 
sie Pakete an extra dazu angemietete Wohnungen umleitete. 

Diese Intensivierung der Kämpfe im Betrieb blieb jedoch der Öffentlichkeit 
größtenteils verborgen. Die Speerspitze stellten die jungen Arbeiter und Ar- 
beiterinnen, die mit ihrer Verweigerung in vorderster Linie standen. Der 
Kampf aller Postarbeiter für mehr Geld und weniger Arbeit - für mehr Macht 
- war alltägliche Routine und deshalb selten eine Nachricht wert. Im Verlauf 
dieses "anonymen" Kampfes wurden jedoch soziale Beziehungen entwickelt, 
wie sie für die größeren Schlachten notwendig sind. Auf der einen Seite wur- 
den die Beziehungen zwischen Arbeitern und Management offen antagoni- 
stisch, da jede Seite ihre Position gegenüber der anderen verbessern wollte. Wo 
die Aufseher keine "neutralen Maschinen" zur Kontrolle der Arbeitskraft hat- 
ten, war diese Beziehung besonders offen, denn sie mußten den Arbeitern ge- 
genüber direkt in Feldwebel-Manier auftreten. Auf der anderen Seite hatten 
sich die Beziehungen der Arbeiter untereinander gefestigt, als sie begannen, 
sich: gegenseitig zu unterstützen und im gemeinsamen Kampf zu kooperieren. 
In den letzten drei Jahren haben die Postarbeiter mit der Stärke, die aus dieser 
Solidarität erwächst, zahlreiche schlagzeilenträchtige Arbeitsniederlegungen or- 
ganisiert. 

Als im Februar 1974 zum Beispiel ein Arbeiter auf die Schikane eines 
Werkschützers hin ein vierstündiges Arbeitsverbot erhielt, provozierte dies eine 
zweistündige Arbeitsniederlegung von 50 Arbeitern in Form einer kollektiven 
"Krankmeldung". Das Management spitzte die Situation zu und entließ einen 
shop steward. Die Arbeiter antworteten darauf mit der Lahmlegung des ge- 
samten Postamts. Der Regionalsekretär der Gewerkschaft wurde aus Ottawa 
eingeflogen. Er sollte die "Unruhe" eindämmen, und nur 24 Stunden später 
hatte die Gewerkschaft die Sache wieder unter Kontrolle. Auf Anordnung der 
Gewerkschaft wurden die Arbeiter zurück an die Arbeit gezwungen. Aber sie 
führten über zwei Wochen lang einen Bummelstreik und eine Falsch-Sortier- 
Kampagne durch. Solche Ereignisse tragen den Keim von Arbeiterselbstorga- 
nisation in sich, und so wurde aus einem wildcat in Montreal ein landesweiter 
zweiwöchiger illegaler Streik. 

Die Spitze der Arbeiterselbstorganisation am Postamt findet sich in Montreal. 
Direkt unterstützt von der breiteren Bewegung der Arbeiterklasse in Quebec, 
die im Mai 1972 den größten Streik der nordamerikanischen Geschichte 
durchzog, haben die Kämpfe der Postarbeiter in Montreal diese Machtbasis 
mit aufgebaut. So haben die Montrealer oft die Führung gegenüber den übri- 
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gen kanadischen Postarbeitern übernommen, wenn sie unangemessene Ab- 
schlüsse ablehnten oder für bessere Bedingungen kämpften. Außerdem konn- 
ten sie im alltäglichen Betriebskampf mehr aus dem Staat rausholen und trotz- 
dem weniger arbeiten. In den Worten von Andre Ouellet, dem früheren Post- 
minister, hatten sie das "Postverteilzentrum mit der niedrigsten Produktivität 
im ganzen Land"! geschaffen. 

Am 10. April 1974 lehnte eine Gruppe dieser Arbeiter es so lange ab wei- 
terzuarbeiten, bis ein spezieller Aufseher, der sie über einen Monat lang schi- 
kanierte, entfernt würde. Sie wurden auf der Stelle rausgeworfen, ebenso ein 
Betriebsrat, der in der Kantine nebenan mit ihnen redete. Mit mehr Wut im 
Bauch denn je zuvor gingen diese Arbeiter in alle Stockwerke des Hauptge- 
bäudes und forderten ihre Arbeitskollegen auf, die Arbeit niederzulegen und 
mit der Besetzung zu beginnen. Ihre Forderung war die Beseitigung aller Dis- 
ziplinarmaßnahmen. Die Besetzung war in wenigen Stunden durchgeführt, in- 
dem die Arbeiter die Aufseher aus der Abteilung jagten und Telefonanlage 
und Fernschreiber in Beschlag nahmen. Inzwischen waren über 300 Arbeiter 
suspendiert worden, doch diese Repressalien stärkten nur ihre Entschlossen- 
heit. 

Zuerst wollte der nationale Gewerkschaftsrat die Forderung der Arbeiter 
nicht unterstützen, da er den baldigen Zusammenbruch der Besetzung erwar- 
tete. Zu diesem Zweck handelte McCall, der Vorsitzende der Gewerkschaft 
des Innendienstes, mit Ouellet einen Deal aus, der viele Entlassungen aufrecht 
erhielt. Aber die Arbeiter hatten in den vorhergehenden Kämpfen gelernt, 
sich auf ihre eigene Kraft zu verlassen. Sie hielten das Montrealer Postamts 
weiter besetzt, obwohl eine gerichtliche Verfügung sie zum Verlassen des Ge- 
bäudes aufforderte. Angesichts dieser Entschlossenheit kapierten die Quebecer 
Funktionäre, daß sie Gefahr liefen, die Kontrolle über die Arbeiter zu verlie- 
ren. Sie überzeugten nun den Gewerkschaftsrat, daß er seinen Standpunkt re- 
vidieren müsse. McCalls Position unterlag, und er mußte zurücktreten. Dar- 
aufhin forderte der Postminister den Rat heraus. Er erklärte öffentlich, daß 
die Postarbeiter im Rest des Landes die Arbeiter in Montreal nicht unterstüt- 
zen würden. An diesem Punkt hatte die nationale Gewerkschaft keine andere 
Wahl, als zu Arbeitsniederlegungen aufzurufen. So begannen am 16. April die 
Arbeiter im ganzen Land mit Sitzstreiks. Im Gegensatz zu der Besetzung in 
Montreal, wo die Arbeiter das ganze Gebäude einnahmen, beschränkten sich 
diese gewerkschaftlichen Sitzstreiks auf die Cafeteria. Am selben Tag drang 
eine Einheit der "Riot Police" in voller Kampfmontur in das Postamt ein und 
machte der sechstägigen Besetzung ein Ende. Über 2000 Streikende hielten 
nach dieser Räumung eine Massenversammlung ab. So demonstrierten sie, wie 
wenig sie sich geschlagen gaben. Sie waren entschlossen, ihre Forderungen 
durchzusetzen. 

Die Gewerkschaftsfunktionäre waren durch die Stärke der Montrealer Ar- 
beiter zum Ausruf eines illegalen nationalen Streiks gezwungen worden. Nun 
wollten sie diesen Streik dazu nutzen, ihre in den Verhandlungen 1972 verlo- 
rene Position zurückzugewinnen. Die Gewerkschaft konnte ihre Macht nicht 
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mehr auf die Facharbeiter und ihre Fähigkeit zu produktiver Arbeit stützen. 
Stattdessen wollte sie nun die Verweigerung der Arbeiter benutzen, um sich 
als "Mit-Verwalter"des Automatisierungsprogramms zu etablieren. Sie forderte 
nun also gleichen Lohn für Postkodiererinnen und Postbeamte, um andere Po- 
starbeiter hinter sich zu bringen. 

Die landesweite Reaktion der Arbeiter auf den Streikaufruf war gemischt. 
Im Gegensatz zu den Arbeitern in Montreal, die die Besetzung selbst initiiert 
hatten, wurden die in den anderen Verteilzentren von der Gewerkschaftsfüh- 
rung aufgefordert, "auf Befehl" für zwei Dinge zu streiken: "gleicher Lohn für 
die Kodiererinnen" und "Wiedereinstellung der Militanten aus Montreal". Ihre 
eigenen Interessen dabei waren nicht klar definiert. Folglich sahen sie den 
Streik vor allem als eine Art unbezahlten Urlaub. Auf dieser Basis unterstütz- 
ten die jungen Arbeiter, die aufgrund des Senioritätsprinzip vor allem in der 
Spät- und Nachtschicht arbeiteten, die Aktionen hauptsächlich, um arbeitsfreie 
Zeit für sich herauszuschlagen. Die älteren Arbeiter von der Frühschicht, die 
durch bewußtes Bummeln im ganzen Postamt am wenigsten arbeiteten, und die 
oft eine Familie zu versorgen hatten, waren im allgemeinen gegen die "Sit- 
ins", weil sie Geldverlust bedeuteten. So machte die Hälfte der Arbeiter Sitz- 
streiks, die andere Hälfte arbeitete. Nach einigen Tagen beschloß die Ge- 
werkschaft, Streikposten aufzustellen, was die Arbeiter der Frühschicht nur 
widerwillig akzeptierten. Doch dies machte den Streik zu 100 Prozent wirksam. 
Als die Gewerkschaft den Streik beenden wollte, benutzte sie erfolgreich diese 
ArbeiterInnen, um die Rückkehr zur Arbeit zu beschleunigen. Die Briefträger, 
deren Gewerkschaft auch einen Streikaufruf herausgegeben hatte, waren ge- 
nerell gegen eine Streikaktion, weil sie sich wenig davon versprachen. Mit ei- 
ner einzigen Ausnahme in Vancouver, wo ein gemeinsames Verbindungskomi- 
tee der shop stewards einen Nachschlag als Inflationsausgleich forderte; damit 
erreichten sie einen hohen Grad an Übereinstimmung zwischen Briefträgern 
sowie jungen und alten Arbeitern des Innendienstes. 

Der Staat versuchte verzweifelt, die Disziplinarmaßnahmen gegen die Arbei- 
ter in Montreal zu verschärfen. Anfangs antwortete er auf die nationalen 
Streiks mit einer harten Linie. Ganzseitige Anzeigen in Kanadas 20 größten 
Tageszeitungen wurden damit gefüllt, nicht benannte "Elemente" für den 
"überflüssigen Streik" verantwortlich zu machen, und Ouellet drohte der Ge- 
werkschaft an, sie auf eine halbe Million Dollar pro Tag an verlorenen Ein- 
nahmen zu verklagen. Doch als der illegale Streik in seine zweite Woche ging, 
und über 30 000 Postarbeiter immer noch den Postfluß lahmlegten, wollten die 
Unternehmer die Rückkehr zur Arbeit durchsetzen - ohne Rücksicht auf die 
Bedingungen. Am 26. April kapitulierte der Staat schließlich: alle Disziplinar- 
maßnahmen wurden fallengelassen und nichts gegen die Gewerkschaft unter- 
nommen. Man richtete ein Komitee ein, bestehend aus Vertretern des Mana- 
gements und der Gewerkschaften, um das Kodiererinnenproblem zu lösen. Die 
Montrealer Postarbeiter hatten sich auf ihre eigene Kraft verlassen und die 
Gewerkschaft gezwungen, ihren Fall aufzugreifen. Und dann hatten sie mit 
der Unterstützung anderer Arbeiter den Staat zur Aufgabe gezwungen. Diese 
Konfrontation entsprang direkt den Basiskämpfen in Montreal, sie dehnte sich 
landesweit aus und wurde zu einem entscheidenden Erfolg für alle Arbeiter. 
Dieser Erfolg markierte eine neue Etappe im Kampf zwischen den Postarbei- 
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tern und dem Staat. Er wurde mit einem Siegeszug durch die Straßen Montre- 
als gefeiert. 

Da der Poststreik im April gleichzeitig mit anderen wichtigen Streiks von 
Staatsbediensteten stattfand - insbesondere dem illegalen Streik von 1400 
Feuerwehrleuten am Flughafen - war er ein Lehrstück für die Arbeiter im 
ganzen Land. Die Postarbeiter hatten die "etablierten Kanäle" ignoriert und 
solange die Arbeit verweigert, bis ihre Forderungen erfüllt waren. So halfen 
sie mit, eine wachsende Streikbewegung zu entfachen. Im Jahre 1974 - einem 
schwachen Verhandlungsjahr - kostete diese Bewegung das Kapital 9,3 Mio. 
Arbeitstage. Die kanadischen Arbeiter lagen damit in der Streikskala an zwei- 
ter Stelle hinter den italienischen Arbeitern. Da der Staat Angst vor einer Wie- 
derholung der Aprilstreiks der Staatsbediensteten hatte, machte die Regierung 
einen schnellen Schachzug, und Anfang Mai erhielten alle Bundesbeschäftigten 
eine beispiellosen Nachschläg von 25 Cent pro Stunde. Eine Postarbeiterin 
meinte dazu: "Sicher ist das Bestechung, aber wir haben sie verdient." 

Durch die Militanz des Aprilstreiks bekamen die Postarbeiter auch einen 
neuen Postminister. Da Andre Ouellet den Kampf der Postarbeiter nicht ein- 
zudämmen vermochte, fand seine "vielversprechende Karriere" ein jähes Ende, 
als Bruce Mackasey zum vierten Postminister seit 1965 ernannt wurde. 
Mackasey sah seine Aufgabe im "Aufbau einer guten Post", und die Regierung 
hoffte, sein Ruf als "Arbeiterfreund" würde ihm bei der Wiederherstellung der 
Kontrolle im Postamt behilflich sein. 

Der Aprilstreik trieb auch den Konflikt zwischen der Briefträgergewerk- 
schaft und der Gewerkschaft des Innendienstes auf die Spitze. Seit 1967 hatten 
beide im Rat der Postgewerkschaften zusammengearbeitet - einem bürokrati- 
schen Zusammenschluß der Gewerkschaftsspitzen. Obwohl es oft Spannungen 
zwischen den beiden Gewerkschaften gegeben hatte, hielt dieses Arrangement 
bis 1974. Als dann die Postarbeiter Militanz entwickelten, wurde klar, daß 
Jede Gewerkschaft spezifischer auf die Beschwerden der Arbeiter eingehen 
mußte, wenn sie die Kontrolle behalten wollte. Während des Aprilstreiks pro- 
testierten die nur indirekt von der Automation betroffenen Briefträger ener- 
gisch gegen einen Streik als bloße Unterstützung des Innendienstes. So wurde 
der Rat der Postgewerkschaften im Sommer 1974 formell aufgelöst. 

Der Aprilstreik erzwang auch größere Veränderungen in der Struktur der 
Gewerkschaft des Innendienstes. Funktionäre aus Quebec rückten in einige 
wichtige nationale Positionen auf, und Jean-Claude Parrot, der stellvertretende 
nationale Vorsitzende, wurde Herausgeber der Gewerkschaftszeitung. Dieser 
Wechsel im Vorstand, der aufgrund der Stärke der Quebecer Postarbeiter 
stattfand, fiel zusammen mit der Konsolidierung der Gewerkschaft als "Mitver- 
walter" des Automatisierungsprogramms. Gemeinsam mit dem Präsidenten, der 
offiziell feststellte, daß "nur ein Dummkopf den Fortschritt aufzuhalten ver- 
sucht"!7, hat die Gewerkschaft offen akzeptiert, daß der Staat die Automation 
benutzt, um die Löhne wieder enger an die Produktivität zu binden. Sie er- 
reichte beispielsweise gleichen Lohn für die Postkodiererinnen, doch beendete 
sie im Austausch dafür den lange geführten Kampf gegen das Recht des Ma- 
nagements, Produktionsrichtwerte aufzustellen. Die Verteidigung des Fachar- 
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beiters hat nicht mehr oberste Priorität. Die Gewerkschaft strebt nun eine ge- 
wisse Kontrolle bei der Durchführung des Automatisierungsprogramms an, 
gemäß ihrem Leitspruch: "Alle Postarbeiter sollen an den Vorteilen der Auto- 
mation teilhaben." Das "Manpower Committee", das 1972 gegründet worden 
war und sich aus Vertretern von Gewerkschaft und Management zusammen- 
setzt, gestand der Gewerkschaft auf seiner ersten Sitzung nach dem Aprilstreik 
diese Beratungsfunktion zu. Erst kürzlich organisierte die Gewerkschaft einen 
großen Propagandafeldzug, der auf die gesetzliche Macht zielt, über alle 
Aspekte der technologischen Veränderung zu verhandeln. In ihren Publikatio- 
nen hat sie eine Lobeshymne auf die "Arbeiterkontrolle" angestimmt. Diese 
Gewerkschaftsposition wird im Augenblick vom Postminister nachgeplappert. 
Der hat erklärt, daß die Postarbeiter "ein Höchstmaß an industrieller Demo- 
kratie" und "mehr Mitspracherecht bei ihrer Produktivität"!® haben werden. 
Weil die Gewerkschaft die Regierung beim Wort nehmen will, hat sie klarge- 
stellt, daß sie die Aufsässigkeit der Arbeiter voll einsetzen will, um Einfluß 
auf den Staat zu gewinnen - sie hat die Arbeiter bereits dazu aufgerufen, Post 
mit der neuen Postleitzahl nicht zu sortieren. Damit sichert sie sich ihre Stel- 
lung als "Mitverwalter" des Automatisierungsprogramms. 

Am wichtigsten aber ist, daß der Aprilstreik den tagtäglichen Kampf der 
Arbeiter im Betrieb gestärkt hat. Wie gering ihre Identifikation mit der Arbeit 
ist, zeigt ein Lied aus den Aprilstreiks: "Hail, hail, the mail’s in there, what 
the hell do we care..." (Ja, ja, die Post ist da / uns ist das / scheißegal ...). 
Nachdem sie den Staat zur Rücknahme seiner Disziplinarmaßnahmen gezwun- 
gen hatten, verstärkten die Arbeiter ihre nichtgewerkschaftlichen Kampfme- 
thoden. Damit wollten sie die Gewerkschaftsmanöver umgehen, die die Diszi- 
plin im Betrieb wiederherstellen sollten. Als Folge davon erreichte das Defizit 
der-Post im Jahre 1974 eine Höhe von 177,2 Mio. Dollar. 

Regierung wie Gewerkschaft wissen, daß dieses zunehmende Verweigerungs- 
verhalten der Postarbeiter den Erfolg des Automatisierungsprogramms in Frage 
gestellt hat. Zweifellos plant das Kapital immer noch die Automatisierung, 
Mackasey drückte es letztes Jahr folgendermaßen aus: "Wir müssen automati- 
sieren ... Wir müssen effizient mit dem wachsenden Postumfang umgehen. Die 
Post muß unbedingt funktionieren.!”" Aber die Schwächen des Automatisie- 
rungsprogramms, das die langfristige Produktionskrise lösen soll, stechen täg- 
lich mehr ins Auge. 

In kleinen Zentren wie Ottawa, Winnipeg und Calgary erweist sich der Weg 
der Automation als "frustrierend und enttäuschend". Grimmig bezeichnen ihn 
die Offiziellen als "Fehlschlag", doch bestehen sie darauf, daß er keine "Kata- 
strophe"?0 sei. Absentismus, Fluktuation, Sabotage - Waffen, die die Postar- 
beiter mit zunehmender Geschicklichkeit benutzt haben - zeigen jetzt ihre 
Wirkung gegen die von der Maschine aufgezwungene Arbeit. In Calgary zum 
Beispiel "gehen die Maschinen oft kaputt" und die neue Fertigungsanlage hat 
"zu wenig Personal." Die hohe Fluktuation - eine Gruppe von 25 im letzten 
Frühjahr fest eingestellten jungen Arbeitern kündigte geschlossen im Herbst - 
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brachte den örtlichen Postsekretär zu dem Eingeständnis, daß es seit Einfüh- 
rung der neuen Anlage mit dem Postdienst bergab gegangen sei.?! 

Ein spektakulärer Hinweis darauf, daß das Automationsprogramm schon 
nicht mehr mit dem aktuellen Grad an Arbeiterwiderstand Schritt halten kann, 
kam kürzlich aus Toronto. Am 26. November 1974 gegen 5.00 Uhr - die mei- 
ste Post für die Stadt war schon fertig sortiert - brach ein Feuer im Hauptge- 
bäude aus. Niemand wurde verletzt und weder die Arbeitslosen- noch Sozial- 
hilfeschecks gingen verloren; aber bevor der Brand gelöscht war, hatte er über 
die Hälfte des Hauptgebäudes zerstört und einen Schaden von über 
1,5 Mio. Dollar verursacht. Eine Arbeiterin aus einem anderen Gebäudeteil, 
die die Arbeit hinschmiß, als der Rauch über das Lüftungssystem eindrang, 
beschrieb die Reaktion der meisten Beschäftigten: "Wir standen da und beob- 
achteten die Feuerwehrleute, wie sie das Feuer bekämpften - und wir jubelten 
alle dem Feuer zu." Obwohl die Brandursache offiziell "nicht zu ermitteln" 
war, profitierten die Arbeiter in vieler Hinsicht davon. Erstens arbeiteten sie 
bei voller Bezahlung viel weniger als normalerweise, während’ das Management 
eiligst provisorische Einrichtungen organisierte. Da zweitens diese behelfs- 
mäßigen Arbeitsplätze nicht den regulären Kontrollmechanismen unterlagen, 
nahm die Bummelei dort enorm zu. Drittens wurden über 2500 zusätzliche 
befristete Arbeitsplätze geschaffen und so die Arbeit auf mehr Leute verteilt. 

Wie unzureichend das Automatisierungsprogramm ist, zeigte sich auch in 
Montreal, wo das Management noch zwei Jahre lang auf die Hilfe von Ma- 
schinen wird verzichten müssen. Als Antwort auf den Angriff mit Inflations- 
raten von über elf Prozent haben diese Postarbeiter die Produktion soweit 
verlangsamt, daß das Management in den letzten zwölf Monaten Überstunden 
in vollem Umfang gewähren mußte: nämlich 26 pro Woche, davon 18 mit 
doppelter Bezahlung - wenn es die Arbeiter wollten. Und eine Arbeiterin 
prahlte: "Wir arbeiten jetzt in zehn Stunden weniger als früher in acht Stun- 
den." Gleichzeitig haben die Postarbeiter überall im Land ihre Lohnforderun- 
gen erhöht. In den laufenden Tarifgesprächen haben sie die Gewerkschaft zur 
Annahme eines Programms gezwungen, das eine 71-prozentige Lohnerhöhung 
vorsieht, 40 Stunden Bezahlung für 30 Stunden Arbeit und neben anderen 
Verbesserungen noch eine Prämie von 1,50 Dollar für die Spät- und Nacht- 
schicht. 

Angesichts des Scheiterns des Automatisierungsprogramms, das eine neue 
Kontrolle über die Arbeitskraft errichten sollte, geht der Staat nun zur offe- 
nen Repression gegen die Postarbeiter über. Unter dem Deckmantel eines all- 
gemeinen Angriffs auf die Arbeitskämpfe durch gesetzlich geregelte Maßnah- 
men gegen Streikende, staatlich durchgesetzte Zwangsschlichtungen, Übertra- 
gung staatlicher Aufgaben an die Gewerkschaften usw. hat der Staat die Post- 
arbeiter wegen ihrer Führungsrolle für eine besondere Behandlung herausge- 
griffen. Im März drohte Mackasey im Parlament an, "das Postamt in Montreal 
einige Monate lang zu schließen, um die Militanten und Drückeberger loszu- 
werden und den Postdienst von all den Elementen zu säubern, die Geld ein- 
stecken, aber dafür nicht ihr ehrliches Tagewerk leisten"??. Im April berief er 
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sich nochmal darauf, daß "die Hurensöhne einfach nicht arbeiten", und ord- 
nete die Suspendierung von 39 Militanten auf "unbestimmte Zeit"? an. 

Dieses Abrücken von der reinen Umstrukturierung des Arbeitsprozesses hin 
zur offenen Gewaltanwendung ist ein entscheidender neuer Schritt in der 
staatlichen Strategie gegen die Aufsässigkeit der Arbeiter. Es signalisiert die 
zunehmende Konsolidierung einer neuen Kampfebene der Arbeiter im staat- 
lichen Sektor - ein Kampf, der nicht gegen den einen oder anderen Arbeits- 
prozeß geht, sondern um die Befreiung von der Arbeit selbst. 
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WILDCATS 
IM KOHLEREVIER DER APPALACHEN 


William Cleaver 


Die Grubenlampen mal kurz auszudrehen, das schadet niemandem. Der 
Kumpel ist ein Nichts, solange er nicht streikt, aber wenn er es tut, 
schauen alle auf ihn. 


Der Bergarbeiterstreik von 1974 und dessen Beilegung war ein Versuch des 
Kapitals, durch die Wiederherstellung des "Arbeitsfriedens" "auf den Zechen 
die gesamten Klassenbeziehungen im Gebiet der Appalachen! zu stabilisieren. 
Der Vertrag war die Antwort auf die zehnjährige wildcat-Bewegung der Berg- 
arbeiter. In dieser Bewegung kämpften nicht nur die Kumpel, sondern die 
gesamte Klasse gegen die Grubenbesitzer und Zechenbetreiber. Der Vertrag 
sollte die Bewegung zerstören: die örtlichen Gewerkschaftsgruppen sollten kein 
Streikrecht mehr haben; es waren Schlichtungsverfahren vorgesehen, mit denen 
sich Konfliktpunkte innerhalb der Gruben isolieren ließen, bevor sie sich zu 
einem wilden Streik ausweiten konnten. Dennoch ging die wildcat-Bewegung 
weiter und wurde sogar noch intensiver. 

Die wildcat-Bewegung behauptete sich, weil sie zu einer Kampfmethode auf 
der Ebene der städtischen communities geworden war. In ihr drückte sich nicht 
einfach eine im Produktionsbereich kontrollierbare "Arbeiterunzufriedenheit" 
aus. Im Zentrum dieses Kampfes stand die Beseitigung der wichtigsten kapita- 
listischen Klassenspaltung, nämlich der in Entlohnte und Nichtentlohnte. Die 
wilden Streiks brachten nicht nur Kumpel aus den Zechen auf die Straße, 
sondern auch Frauen, Kinder, Behinderte und Arbeitslose mit ihren ureigen- 
sten Forderungen. Gerade weil so die Forderungen und Strategien der Ent- 
lohnten und Nichtentlohnten zusammenkamen, ging es bei den wilden Streiks 
nicht nur um zechenspezifische Probleme wie Arbeitssicherheit und Stellen- 
ausschreibung; sie richteten sich auch gegen die korrupte Durchsetzung kom- 
munaler Gesetze, gegen Benzinkürzungen und unterdurchschnittliche Gesund- 
heitsfürsorge. 

Die Kämpfe der Entlohnten und der Nichtentlohnten vernetzten sich zuneh- 
mend, teilweise auch als direkte Antwort auf das Scheitern der Sozialpro- 
gramme, die das Kapital in den sechziger Jahren in den Appalachen geplant 
hatte. Diese Programme versuchten nämlich gerade, auf solche gesellschaftli- 
chen Probleme wie "Steuerrevolten", "Abziehen von Sozialhilfe" und "rationali- 


I.” Das Gebiet der Appalachen ist ein Gebirgszug mit Kohlefeldern, der sich Be zur Ostküste 
i 


etwa von Birmingham bis zur Höhe von New York erstreckt. Das Gebiet liegt in den Bundes- 
le Tennessee, Kentucky, Alabama, Pennsylvania, South and North Carolina, Georgia, West 
irginia. 
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sierungsbedingte Arbeitslosigkeit" zu reagieren, ohne zwischen den entlohnten 
und den nichtentlohnten Gruppen innerhalb der community zu unterscheiden. 
Damit wurde es für beide Gruppen leichter, ihre politische Abtrennung von- 
einander zu durchbrechen. Das Scheitern der Sozialprogramme läßt sich aller- 
dings nur ganz verstehen, wenn man den Klassenzusammenhang insgesamt 
versteht, aus dem die gegenwärtige Bewegung von wilden Streiks hervorgegan- 
gen ist. 

Die vergangenen 25 Jahre von Kämpfen in den Kohlerevieren lassen sich in 
drei Hauptphasen unterteilen. In der ersten Phase, 1950 bis ungefähr 1962, 
schuf sich die Allianz der Gewerkschaften mit dem Kapital ihre Gesetze, was 
die Antwort des Kapitals auf die Lohnkämpfe der vierziger Jahre war. Die 
zweite Phase bestimmte weitgehend die sechziger Jahre und führte zur Reor- 
ganisation all jener Institutionen, die früher den Kampf vermittelt und ge- 
schlichtet hatten, sowie zum Scheitern des Kapitals, die Bergarbeiter plan- 
mäßig in verschiedene Gruppen aufzuteilen. Die dritte Phase begann 1969 und 
beinhaltete den erfolglosen Versuch, die gewerkschaftliche Kontrolle über die 
Klasse wiederherzustellen und die Ausweitung der wildcat-Bewegung, sowie 
die Einleitung der "Energiekrise". 


II 


In den vierziger Jahren war die Bundesregierung mehrere Male genötigt ge- 
wesen, gegen militant Streikende vorzugehen, um den Kohleabbau für den 
Krieg und die Wiederaufbauarbeiten in Gang zu halten. Ende der vierziger 
Jahre wurde klar, daß sich die Lage ändern müßte ("Mit Bajonetten kann man 
keine Kohle fördern", wie Lewis sagte); andernfalls würde die Klasse in den 
Appalachen völlig außer Kontrolle geraten. 

Die Streiks während der Kriegsjahre waren zum Teil deshalb so erfolgreich, 
weil es einen geschützten Binnenmarkt für Energie gab. Die Regierungspolitik 
und der Ölkonzern ARAMCO (Arabian-American-Oil-Company) änderten das 
bei Kriegsende schleunigst. Zwischen 1945 und 1950 erhöhte ARAMCO ihre 
Jahresproduktion an Rohöl um zehn Prozent. Der Wiederaufbau einer Energie- 
politik auf internationaler Basis machte sich auf dem nordamerikanischen 
Markt und im Transportwesen schnell bemerkbar. Die Konkurrenz zwischen 
Öl und Gas ließ die Preise stagnieren. Die Verlagerung des Transports von 
Lastzügen auf LKWs, und von Lastschiffen auf Pipelines war eine Revolution 
des Transportwesens für Produktionsrohstoffe, die den Bergarbeitern aus den 
Appalachen "voll in den Rücken fiel". Die Umstellung auf Dieselkraftstoff war 
so entscheidend wie "der Dolchstoß des Brutus"”. 

Auf diesem Hintergrund läßt sich erst verstehen, was für ein massiver An- 
griff auf die Bergarbeiter das 1950 verabschiedete National Bituminous Coal 
and Wage Agreement (Nationales Kohle- und Tarifabkommen) darstellte. Un- 
terzeichnet von den Managern und der United Mine Workers (UMW, Bergar- 
beitergewerkschaft) stellte dieses Abkommen das Ende der Gewerkschaft als 
Vertreterin des Kampfes dar und gab einen Vorgeschmack auf ihre neue Rolle 


2. C.L. Christenson, Economic Redevelopment in Bituminous Coal. Technological Advance in U.S. 
Coal Mines, 1930-1960. (1962), S. 252. 
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als Agent der Kampfverhinderung. Mit diesem Abkommen ermöglichte die 
Gewerkschaft eine radikale technologische Neuorganisation des Kohleabbaus, 
die die Macht der Arbeiter drastisch beschnitt. Es räumte auf mit dem Wider- 
stand der Kumpel gegen die Einführung verbesserter Förderverfahren für 
Kohleflöze, gegen die Verbreitung der Dauerfördermaschine und gegen neue 
Bohr- und Zerlegegerätschaften; vor allem aber garantierte es eine ungestörte 
Entwicklung des Tagebaus, wo die Förderschaufel, die Förderkette und der 
Bulldozer die Produktivität revolutionierten. 
In Hinblick auf diese Neuerungen wurde auch die Lohnstruktur eingehend 
geprüft. Preise und Lohnstufen wurden vereinfacht. Die Bezahlung nach Ton- 
nen und Yards wurde auf Stundeneinheiten übertragen. Durch die Senkung der 
gesamten Lohn- und Gehaltssumme wurde ein deutliches Anwachsen der 
Einzelverdienste möglich: zwischen 1950 und 1960 sank die Zahl der im Berg- 
bau Beschäftigten von 415 000 auf 180 000. Die Verbindung von Angriffen 
auf die Löhne und technologischen Neuerungen schuf tiefgreifende Umstel- 
lungen in der Produktivität. Der Ertrag pro Arbeiter erhölite sich zwischen 
1950 und 1960 um hundert Prozent! Der Tagebau war doppelt so ertragreich 
wie die Bohrförderung oder der Schräghangabbau. Sicher, der Kohlebau war 
auf diese Weise anfälliger für Unterbrechungen und Angriffe geworden, so 
daß auch eine Prämie auf kontinuierliche Arbeit bei voller Kapazitätsausla- 
stung ausgesetzt wurde. Aber auch der neue Gesundheits-, Fürsorge- und 
Rentenfond war direkt an die Produktivität gebunden, und das bedeutete 
praktisch, daß die Rentner, die das Stimmrecht in Gewerkschaftsabstimmun- 
gen beibehielten, die Basis der internen Gewerkschaftsmacht bildeten. Dies 
wurde wiederholt benutzt, um örtliche Lohnforderungen ins Leere laufen zu 
lassen. 
So ergab sich in den fünfziger Jahren als direkte Folge aus dem Sieg der ka- 
pitalistischen Initiative ein Anwachsen der Arbeitslosen-Reservearmee, sowohl 
in den Appalachen als auch in den Großstädten, die die Hauptanziehungs- 
punkte der Abwanderung wurden: 
"Als die Zechen geschlossen wurden, die Bauernhöfe nicht länger den 
Lebensunterhalt für die Menschen abwarfen, die auf ihnen arbeiteten, 
als die Läden wegen ihrer Verluste geschlossen wurden, wanderten die 
Männer und Familien zu Tausenden aus ihrem Bergland in die Groß- 
städte im Norden und Osten ab. In den letzten zehn Jahren sind jährlich 
mehr als 100 000 Menschen aus den Bergen nach Chicago, Columbus, 
Detroit, Cincinnati und in andere Metropolen abgewandert, wo zumin- 
destens noch die Möglichkeit bestand, Arbeit zu finden."? 

Die Bergarbeiterfamilien hatten die Wahl zwischen Hilfsarbeiterjobs im Nor- 

den und mangelhafter Sozialhilfe im Appalachengebiet. 

Anfang der sechziger Jahre zeichnete sich eine neue Strategie der Klasse in 
den Bergarbeiter-communities ab: unabhängige Aktionen richteten sich sowohl 
gegen die Manager wie auch gegen die Gewerkschaft. Die erste Gelegenheit 
dazu bot 1959 der nationale Aufruf der Gewerkschaften, die Unternehmer zu 
bestreiken, die sich nicht an das Nationale Kohle-Tarif-Abkommen (x-te 
"verbesserte" Fassung) halten wollten. Da mußte die nationale Gewerkschafts- 


3. Jack Weller, Yesterday’s People. (1965), S. 21. 
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führung zu ihrer großen Verärgerung entdecken, daß die Streikenden von 
1959 nicht mehr die Streikenden von 1950 waren. Selbst bei Gewaltanwendun- 
gen waren die Streikenden von 1950 letztendlich noch kontrollierbar geblieben. 
1959 dagegen brach die Hölle los. Am Ende des Streiks hatten die Streikenden 
Eigentum im Wert von mehreren Millionen Dollar zerstört, mehrere Streik- 
brecher umgebracht und der Gewerkschaft durch ihre Aktionen unzählige 
Schadensersatzklagen aufgehalst. Die Auflehnung wuchs noch, als die Ge- 
werkschaft sich "einverstanden" erklärte, viele Zechen unorganisiert agieren zu 
lassen - entweder, indem sie inaktiv blieb, oder indem sie ihre Ortsgruppen- 
vertretung zurückpfiff. Daß die Arbeiter die wandernden Streikposten wieder 
einführten, zeigt ganz dramatisch den Zusammenbruch der gewerkschaftlichen 
Organisation des Kampfes. Weitere Arbeiterstrategien waren die Weigerung, 
abzuwandern, die Ablehnung höherer Steuern für kommunale Dienstleistun- 
gen, und vor allem: die Weigerung, zu arbeiten. Diese Strategien bilden zu- 
sammen mit der Forderung nach direkter finanzieller Unterstützung den Hin- 
tergrund für die neue Initiative des Kapitals: den Krieg gegen die Armut. Die 
"Staatliche Intervention" wird damit auf eine völlig neue Grundlage gestellt. 


II 


Die neue Kapitalstrategie, die die zweite Phase einleitete, wurde "Krieg gegen 
die Armut" genannt. Ihre Sozialplanung versuchte vor allem, den militanten 
Klassenkampf auf eine verwaltbare Größe zu drosseln. Das Kapital mußte sich 
einer Bewegung stellen, die die Effektivität kollektiver Verträge gefährdete, 
die auch schon die Ineffektivität gewerkschaftlich verwalteten Lohnkampfs 
und gewerkschaftlich verwalteter kommunaler Dienstleistungen demonstriert 
hatte, und mußte sich diese Bewegung für seine eigenen Zwecke dienstbar 
machen. Die Strategie des "Kriegs gegen die Armut" war daher ein Programm 
zur Organisierung der communities, das sie letztendlich vergewerkschaften 
wollte, um alle Teile der Klasse in Community Action Programs (CAPs, Kom- 
munale Aktionsprogramme) als Verhandlungspartner in Sachen Soziallohn zu- 
sammenzufassen. So, wie in den dreißiger Jahren die gesetzlich anerkannten 
Gewerkschaften entstanden waren, wurden jetzt die CAPs die eigentlichen 
Verhandlungseinheiten der Gesellschaft. 

Da mit den "Armuts"-Programmen nun alle Bereiche der Gesellschaft ge- 
zwungen wurden, über einen Soziallohn zu verhandeln, wurden jetzt auch 
viele bis dato nichtentlohnte Gesellschaftsbereiche mit den verschiedensten 
Methoden in definitive Lohnverhältnisse verwandelt. Arbeitsbeschaffungsmaß- 
nahmen z.B. banden den Lohn an die Bereitschaft, sich zu einer "nützlichen" 
Tätigkeit "fortbilden" zu lassen. Die entsprechenden Bundeshilfsfonds machten 
viele Aspekte des Soziallohns (z.B. Bildungs- und Gesundheitswesen) von der 
Zustimmung zu einer Art kommunaler Steuer abhängig. Ein großer Teil der 
Fonds war an bestimmte Nutzungen, wie z.B. Straßenbau, Darlehen an örtliche 
Unternehmen und den Bau öffentlicher Einrichtungen gebunden. Der Erhalt 
von Geldern aus diesen Fonds war also von der Bereitschaft abhängig, sich der 
kapitalistischen Entwicklung unterzuordnen. 
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Als die Armutsprogramme in Fahrt kamen, entwickelten die CAPs und ihre 
Verwalter schnell ihre Fähigkeiten zur Verwaltung des sozialen Drucks. Un- 
zählige "Selbsthilfe"-Programme (Fortbildungsprojekte, kunsthandwerkliche 
Produktionen und dergleichen) leiteten die gesellschaftlichen Energien "auf 
kreative Weise" in akzeptable Kanäle. Daniel P. Moynihan, damals noch 
Zweiter Sekretär der Gewerkschaft, charakterisierte diese Funktion am tref- 
fendsten: 

".. die primäre Funktion von Fürsorgeprogrammen ist es, Ersatz für fa- 
miliäre Institutionen und Dienste zu schaffen. Dieses Verhältnis geht 
weit über die Bereitstellung von Lebensmitteln, Kleidung und Geld 
hinaus und betrifft auch viel kompliziertere Dinge wie eine angemessene 
Einstellung zur Arbeit zu vermitteln, vernünftige Erfolgserwartungen und 
dergleichen mehr."? 
Die Aufgabe der CAPs war es also, mit dem "Maximum an friedlicher Beteili- 
gung der Einwohner" die Verhandlungsbasis darzustellen, auf der die Einwoh- 
ner systematisch soziale Stabilität gegen einen höheren Soziallohn eintauschen 
würden. In Wirklichkeit aber schürten die CAPs und ähnliche Programme den 
sozialen Kampf. Gerade weil jetzt in verschiedenen Gemeinschaftsentwick- 
lungsprojekten Lohnempfänger und Nichtentlohnte zusammenkamen, entstand 
ein Umfeld, in dem sich die Nichtentlohnten mithilfe der nun angebotenen 
Formen von Soziallohn (wie Tagesbetreuung, Gemeinschaftsküchen, Gesund- 
heitsfürsorge, Erholungscenter etc.) von ihrer nichtentlohnten Arbeit befreien 
konnten. Die Bergarbeiter ihrerseits nutzten einige Formen des Soziallohns 
(wie z.B. Lebensmittelmarken), um sich den Zwängen der Arbeit verweigern 
zu können. Und genau diese Verbindung von Kampf um Sozialhilfe und 
Bergarbeiterkampf sollte die materielle Grundlage der dritten Kampfphase 
werden. 

Die politische Vereinigung der Kämpfe von Lohnempfängern und Nichtent- 
lohnten schuf mit ihrer Forderung nach mehr Geld und weniger Arbeit die 
Grundlage für den Produktivitätsschwund, der die vergangenen zehn Jahre 
Kampf im Kohlerevier kennzeichnet. Ein frustrierter Sozialarbeiter beschrieb 
den Zusammenbruch so: 

"Die sind schlau, wenn’s darum geht, Geld ohne Arbeit zu kriegen. Ar- 
beitslose Bergarbeiter erkundigen sich, welche Zechen überhaupt arbei- 
ten und welche Arbeiter einstellen, wenn sie die Anträge auf Arbeitslo- 
senunterstützung ausfüllen. Und dann bewirbt er sich ganz schlau bei ei- 
ner Zeche, die vielleicht gerade Kurzarbeit macht oder deren Belegschaft 
komplett ist. Wenn der Vorarbeiter ihm dann sagt, daß es da keine Jobs 
für ihn gibt, läßt er sich das schriftlich geben als Beweis dafür, daß er 
Arbeit gesucht, aber keine gefunden hat. Wenn das dann durch die zu- 
ständige Dienststelle geschleust ist, kann er noch einen Monat länger 
blau machen. Wenn er diese Aktion wiederholt, kann er das Arbeitslo- 
sengeld bis zum Höchstbetrag kriegen. Wenn er sich ernsthaft um Arbeit 
bemüht, kriegt er Unterstützungen bar ausgezahlt. Bezahlter Urlaub, 
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ganzjährige Beschäftigung, ein Beruf mit sicherer Zukunft, das alles in- 

teressiert ihn so wenig wie zusätzliche Vergünstigungen."” 
In dem Maß, wie sich die Verbindung zwischen Lohn und Leistung auflöste, 
schwand die Autorität der Gewerkschaften mitsamt den traditionellen Lohn- 
kämpfen der Bergarbeiter. Mit dem Vertrag von 1964 (Boyle’s erstem) wurde 
deutlich, daß die Gewerkschaft nicht willens war, auch jenseits ihrer grund- 
sätzlichen Zusammenarbeit mit den Unternehmern aktiv zu werden. Daraufhin 
überzogen die Bergarbeiter die Kohlereviere mit einer Welle von wilden 
Streiks. Umherziehende Streikposten schlossen die Zechen, und ca. 10 000 
Kumpel genehmigten sich eine Woche Urlaub von der Zeche. Dieser Protest- 
streik markierte den Beginn der offenen Rebellion gegen die Unternehmer, die 
später wildcat-Bewegung hieß. 

1965 gab es 145 "Arbeitsniederlegungen". Meistens waren es wilde Streiks 
gegen schlechte Arbeitsbedingungen, zunehmende Armut und mickrige Ren- 
ten. Im August ließen 3000 Kumpel die Arbeit liegen, um gegen die Entlas- 
sung eines einzigen Kumpels zu protestieren. Die Gewerkschaftsführer 
schafften es nicht, sie wieder zum arbeiten zu bewegen. Im September 1965 
entwickelten sich vereinzelte Ausstände in Pennsylvania zu einem spontanen 
Streik, der drei Bundesstaaten umfaßte, 10 000 Arbeiter einbezog und 
15 Prozent der gesamten nationalen Kohleproduktion für einen Monat lahm- 
legte. Als wandernde Streikposten noch mehr Zechen zu schließen drohten, 
schaffte es Boyle, dem Streik den Wind aus den Segeln zu nehmen: Er ver- 
sprach einfach, daß die gefeuerten Kumpels wieder eingestellt werden sollten 
- was er nie wirklich zu realisieren versuchte. Dieses falsche Versprechen 
wurde ihm nie vergessen. 

Im folgenden Jahr verließen 50 000 Bergarbeiter ihre Arbeitsplätze, weil die 
BCOA (Bituminous Coal Operators Association) während der Tarifverhandlun- 
gen Boyles gänzlich ungenügende Tarifforderungen als "zu teuer" ablehnen 
wollten. 1967 protestierten 60 000 Kumpel in fünf Bundesländern mit einem 
kleinen, inoffiziellen Urlaub gegen ihre Arbeitsbedingungen. Sogar Boyles 
persönliches Erscheinen konnte sie nicht wieder zur Arbeit motivieren. Wenig 
später traten in Pennsylvania 10 000 Kumpel in den Ausstand, aus Solidarität 
für eine Gruppe, die zwei Zechen der Solar Fuel Company gewerkschaftlich 
organisieren wollte. Es dauerte nicht mal einen Monat, bis ihnen weitere 
70 000 Kumpel gefolgt waren. 

Im März 1967 wurde in Oneida (Tennessee) das Hauptquartier der Gewerk- 
schaft des Südens gesprengt. 1968° kümmerten sich 10 000 Kumpels einfach 
nicht um das neueste "Versprechen" Boyles, während der Tarifverhandlungen 
nicht zu streiken, und traten eine Woche vor Ablauf des alten Tarifvertrages 
in den Ausstand. Zehn Tage später erklärten 80 000 Kumpels, sie wollten 
streiken, bis auch die "Details" des vorläufigen Tarifvertrags feststünden. In 
der Endfassung dieses Vertrags gab es dann eine Klausel, die jedem Kumpel, 
der das ganze Jahr über an keinem wilden Streik teilgenommen hatte, eine 
zusätzliche Weihnachtsgratifikation in Höhe von 120 Dollar versprach. 


5. Rena Gazaway, The Longest Mile (1974), S. 238. 
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Während die wilden Streiks die gewerkschaftliche Autorität untergruben, 
zeigte sich auch noch ein anderes Ergebnis aus der Verbindung von Fürsorge- 
und Zechenkampf: die Forderung nach finanzieller Unterstützung bei der Be- 
handlung und Vermeidung von Staublunge, und die Forderung nach entspre- 
chender Entschädigung für Staublungen-Fälle. Die West Virginia Black Lung 
Association (Vereinigung der Staublungen-Geschädigten in West-Virginia) er- 
reichte mit einem landesweiten Aufklärungs-Feldzug einen massiven wilden 
Streik und drückte mittels einer guten Lobby in der Legislative ein halbwegs 
akzeptables Gesetz bundesweit durch. Aber diese beiden Erfolge bedeuteten 
weitaus mehr: Zunächst wurde so die Stoßrichtung des Kampfes von der Be- 
rufssituation und den örtlichen Gegebenheit auf den Staat selbst verlagert. 
Darüberhinaus verband sich die Forderung nach einer Ausweitung des Sozial- 
lohns (in Sachen Staublungen-Entschädigungen) mit dem Bemühen, die Ar- 
beitsbedingungen ohne Rückgriff auf die Gewerkschaften zu verbessern. 

Die Staublungen-Kampagne war mehr als nur der organisatorische Ausdruck 
einer Emanzipation von der Gewerkschaft. Sie zeigte zugleich, wie gegen 
Boyle offener Widerstand geleistet werden konnte. Jock Yablonski stellte im 
Wahlkampf von 1969 eine schwerwiegende Herausforderung für Boyle dar, 
schon wegen Boyle‘s Unfähigkeit, die Basis unter Kontrolle zu halten. Die 
Unternehmer hatten daher beschlossen, seiner (Yablonskis) Kampagne lieber 
nichts in den Weg zu legen. Yablonskis Wahlkampf demonstrierte wirklich die 
Kampfmacht der Klasse, was sich auch an den Splittergruppen zeigte, die sei- 
nen Wahlkampf unterstützt hatten. Diese schafften es nämlich, nach seinem 
Tod innerhalb der Gewerkschaft eine oppositionelle Fraktion zu bilden. Diese 
Fraktion, die sich Miners for Democracy (MFD, Kumpel für Demokratie) 
nannte, entstammte tatsächlich dem vorangegangenen Kampfzyklus und Konnte 
sich daher als vernünftige Alternative zur "Anarchie" der wilden Streiks an- 
bieten. Sie versprach, die UMW von neuem zu einer "kämpferischen" Ge- 
werkschaft unter strikter Mitgliederkontrolle zu machen. 

So entwickelte sich die Krise der US-Kohleindustrie in verschiedenen For- 
men. Die Krise der Gewerkschaft ist nur eine von ihnen. In den späten sech- 
ziger und frühen siebziger Jahren stieg die Zahl der Sozialhilfeempfänger und 
Arbeitslosen beträchtlich an, ohne daß sich dadurch am Produktivitätsverfall 
etwas änderte. Der Angriff der Bergarbeiter auf die Produktivität wird am 
deutlichsten daran, daß sich die Zahl der Todesfälle in einer Zeit wachsender 
Beschäftigung um die Hälfte verringert: 1972/73 sank sie von 300 auf 150. In 
den Augen der Gemeindeverwalter des JFK/LBJ-Typs (John F. Kennedy und 
Lindon B. Johnson) kristallisierte sich die Krise in einer bestimmten Einstel- 
lung zur Arbeit: 

"Weil die Arbeit nur zum Geldverdienen da ist, hat der arbeitslose Kum- 
pel eine ganz andere Auffassung von der Arbeitslosenversicherung, als es 
sich die Politiker aus der Mittelklasse bei der gesetzlichen Verankerung 
solcher Zahlungen vorgestellt hatten. ... Der Kumpel nimmt die Arbeits- 
losenversicherung als legalen Ersatz für die Arbeit, solange er sie be- 
kommt."? 
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Daher stellte die Reservearmee der Arbeitslosen keine Drohung mehr dar, mit 
deren Hilfe Produktivität und Akkumulation in zufriedenstellenden Größen- 
ordnungen abgesichert werden konnten. 


IV 


Die Bergarbeiterkämpfe in den sechziger Jahren sollten nicht nur als ein Auf- 
begehren gegen die Vermittlung der Gewerkschaft verstanden werden, auf die 
die MFD-"Reform" eine angemessene Antwort darstellte. In Wirklichkeit setzte 
sich der Kampf mit dem Erfolg der MFD weiter fort und intensivierte sich 
sogar. Der wesentliche Inhalt der Kämpfe blieb von der Reformbewegung un- 
beeinflußt und überließ dieser die kleineren Scharmützel auf Nebenschauplät- 
zen. Dagegen stellten wildcat-Bewegung, Produktivitätsverfall und Absentis- 
mus die Antworten auf die neue Macht des Kapitals dar. Das einzig adäquate 
Kampfterrain bot sich im erweiterten und integrierten Kreislauf des Energie- 
kapitals, der Ende der sechziger Jahre das internationale Energienetz umfaßte, 
und zwar sowohl OPEC, als auch Alaska, Montana, die Dakotas und die Duke 
Power Company. Innerhalb dieses Kreislaufs waren somit die "Rationalisie- 
rung" der Industrie während der sechziger Jahre und die Herausbildung einer 
internationalen Energiepolitik die Reaktionen auf die Macht der Arbeiter- 
klasse. 

Mitte der sechziger Jahre bestand die Kohleindustrie der USA nicht mehr 
aus einer Gruppe von kooperierenden Gesellschaften. Sie wurde in eine Ab- 
teilung der wachsenden Energie-Industrie umgeformt. 

Vor den frühen sechziger Jahren wäre jedoch eine solche Umgestaltung und 
Rationalisierung der Energieproduktion und verteilung nicht möglich gewe- 
sen. Eine einheitliche Energie-Industrie bestand vorher nicht. Die Gleich- 
schaltung der gesamten Energie-Industrie war also von der Voraussetzung ab- 
hängig, daß zuvor die inneren Angelegenheiten der Kohleindustrie geregelt 
wurden. Die Allianz aus Gewerkschaft und Industrie konnte das durch Fol- 
gendes erreichen: 1.) Vereinfachung der Umgangsformen mit der Arbeitskraft 
durch die Einrichtung eines Tarifvertragswerkes auf Bundesebene - allein da- 
durch sollte zukünftig die Beziehung zur Arbeiterklasse im Kohlesektor her- 
gestellt werden. 2.) Entwicklung eines zentralisierten nationalen Vermark- 
tungsapparates, über den sich das Verbraucherverhalten problemlos neu lenken 
ließ. 

In den Sechziger Jahren wurden die meisten großen K.ohlegesellschaften 
entweder von Ölgesellschaften aufgekauft oder von Industrien mit Kohlebe- 
darf "einkassiert" (Stahlindustrie, Eisenbahnen, Versorgungsbetriebe usw.). Von 
1962 bis 1969 fiel der Produktionsanteil der unabhängigen Kohlegesellschaften 
von 32 auf 10 Prozent.? 1969 kontrollierten 13 Gesellschaften bereits 
52 Prozent der gesamten Kohleproduktion der USA. Die Größten konnten da- 
mit die Markt- und Preispolitik der anderen bestimmten. Aufgrund ihres star- 
ken Einflusses auf die Märkte und wegen der wachsenden Zentralisierung 
kontrollierten wahrscheinlich die 13 größten Gesellschaften etwa zwei Drittel 
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des Kohleabsatzes auf den Handelsmärkten.? Sieben dieser Gesellschaften hat- 
ten ihr Betätigungsfeld bereits auf Kohle, Erdgas, Ölschiefer und Teer ausge- 
dehnt. Bei den meisten anderen Gesellschaften spielten Öl- und Gasinteressen 
bereits eine wichtige Rolle. 

Die Rationalisierung der 60er Jahre bestand jedoch nicht nur in der einfa- 
chen vertikalen Integration der Kohlegesellschaften in die Stahlindustrie (die 
"versklavten" Bergwerke). Andererseits ist es auch irreführend, in diesem Zu- 
sammenhang von horizontaler Integration (Kohle, Gas, Öl) zu sprechen, es sei 
denn in dem Sinn, daß der Kreislauf des Energiekapitals auf internationaler 
Ebene grundsätzlich flexibler und schneller wird. Damit wird die "gesell- 
schaftliche Planung" des Transportwesens sowie der Düngemittel , Stahl und 
Energieproduktion möglich. In dieser Planungsmacht drückt sich die Anstren- 
gung aus, Grundlagen für das Kommando über die Klasse als Ganze zu 
schaffen. 

Die Zentralisierung der Kohlegesellschaften in Amerika, die in den frühen 
60er Jahren begann, muß als nationaler Aspekt einer internationalen Entwick- 
lung verstanden werden, in der die US-Regierung den Hauptagenten spielt. 
Die Kohlereserven der USA kommen zunehmend unter Kontrolle der Regie- 
rung. Die von der Bundesregierung verpachteten Kohlefelder nahmen zwischen 
1960 und 1970 im Umfang um das Vierfache zu. Die zehn bedeutendsten 
Pächter verfügten über 60 Prozent der Fläche. Zur gleichen Zeit sank der 
Prozentsatz der tatsächlich ausgebeuteten verpachteten Kohlefelder des Bundes 
von 13,7 auf 2,4 Prozent.!® 

Für die Umgestaltung der amerikanischen Energiepolitik spielte die Verab- 
schiedung von Bundesgesetzen gegen die Umweltverschmutzung eine vielleicht 
ebenso bedeutende Rolle wie die staatliche Verpachtungspolitik. Obwohl hier 
keine angemessene Analyse dieser Gesetzgebung oder der Bewegung, aus der 
sie entstand, gegeben werden kann, sind zwei Punkte hervorzuheben. Erstens 
war sie, zumindestens teilweise, ein Versuch, die rücksichtslosen Angriffe der 
Zechenbetreiber gesellschaftlich zu vereinheitlichen. Die ganzen sechziger 
Jahre hindurch versuchten sie, die Herrschaft über die Klasse durch Umwäl- 
zungen in der Produktion wiederherzustellen: verstärkte Arbeitshetze untertage 
und Mechanisierung im Tagebau. Aber dieser technologische Angriff sah sich 
unmittelbar der Gefahr der offenen Kriegsführung gegen das fixe Kapital 
ausgesetzt. 

"Im August 1968 wurden in Bell County, Kentucky, Maschinen im Wert 
von 800 000 Dollar in die Luft gejagt. An einem Dezemberabend vier 
Monate später ließen örtliche Saboteure im benachbarten Campbell 
County, Tennessee, Maschinen der Blue Diamond Coal Company im 
Wert von einer Million Dollar die Bekanntschaft mit Dynamit machen. In 
die Luft flogen: eine Diesel-Förderschaufel, ein Güterwaggon, zwei 
große Bohrer, und mehrere LKWs und Bulldozer. Sabotage in kleinerem 
Format gibt es häufig; Dampf-Förderschaufeln im Wert von 50 000 bis 
90 000 Dollar werden häufig zerstört. Am hellichten Tage sind arbei- 
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tende Bulldozer mit panzerbrechenden Waffen beschossen worden und 

nachts kommt es auch zu Schußwechseln mit Werkschutzpersonal."!! 
Angesichts einer möglichen Ausweitung solcher Gewaltakte mußte der tech- 
nologische Angriff über den Staat als Teil regionaler Planung koordiniert wer- 
den. Selektiv einschränkende Auflagen, durchgesetzt im Namen der Umwelt- 
schutz-Gesetzgebung, dienten ebenfalls diesen Zwecken. 

Zweitens brachte die Umweltschutz-Gesetzgebung, die gegen die Förderung 
von stark schwefelhaltiger Kohle gerichtet war, die Unternehmer dazu, weiter 
nach Westen zu ziehen - in ein Gebiet, in dem die UMW wenig organisatori- 
schen Erfolg hatte. Die dort vorhandenen Kohlevorkommen mit geringem 
Schwefelgehalt hatten den zusätzlichen Vorteil, daß sie von einer Arbeiter- 
klasse abgebaut werden konnten, die über keinerlei Erfahrungen in der wild- 
cat-Bewegung der sechziger Jahre verfügte. 

Ausmaß und Reichweite des kapitalistischen Gegenangriffs in den sechziger 
Jahren beruhten auf den unterschiedlichsten Elementen: Umweltschutz-Ge- 
setzgebung, Rationalisierung der Industrie durch multinationale Finanzunter- 
nehmen, Entwicklung des Energiesektors als Stützpfeiler des Kommandos über 
die gesamte Arbeiterklasse und schließlich die geographische "Neuorientierung" 
der Produktion sowie ihre internationale Integration. 

Nur vor diesem Hintergrund wird die Unzulänglichkeit der Reformbewegung 
und der Tarifvertrag von 1974 verständlich. 


V 


1970 begann dann der Staat, aktiv gegen die alte Gewerkschaft vorzugehen, 
wobei er sich des Labor Departments, des Senats und der Bundesgerichte be- 
diente. Die Miner for Democracy ihrerseits hatten in den meisten gewerk- 
schaftlich organisierten Bezirken massive Agitationserfolge zu verzeichnen. Die 
Unterbrechung der Produktion und die immer noch steigende Zahl der Ar- 
beitsniederlegungen (in der die vielen vertrödelten Tage und der Wert der 
verlorengegangenen Produktion eher unterschätzt wurden) zeigten sich jetzt 
deutlich als Teil der gewerkschaftlichen Reformbewegung. Diese leider sehr 
kurzlebige Erscheinung zwang die Bundesregierung, der MFD ganz wesentli- 
che Konzessionen zu machen, weil es so aussah, als ob die MFD den "anarchi- 
stischen" Zustand tatsächlich in ein zwar teures, aber geordnetes Klassenver- 
hältnis verwandeln würde. 

Im Mai 1972 benannte der MFD-Kongreß Arnold Miller, Harry Patrick und 
Mike Trbovich als Kandidaten für den Gewerkschaftsvorstand. Diese Tagung 
verpflichtete die MFD auch auf die Forderungen der wildcat-Bewegung: 
l. lokales Streikrecht, 2. Trennung von Einkommen und Produktivität, 
3. Arbeitssicherheits-Regelungen, die die Kumpel selbst aufstellten, sowie 
4. Bezirksautonomie. Zum ersten Mal seit fünfzig Jahren bestimmte die Basis 
selbst die Kandidatenliste und das politische Aktionsprogramm bei einer Wahl 
in der Gesamtgewerkschaft. Damit war natürlich der Boyle-Apparat außer 
Funktion gesetzt. Boyle-Anhänger wurden sofort aus dem Nationalbüro ge- 
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feuert. Renten und Krankentagegelder wurden erhöht. Die Gewerkschaft 
kümmerte sich jetzt endlich um die Durchsetzung von Sicherheitsbestimmun- 
gen in den Gruben. 

Vielleicht der dramatischste Beschluß der neuen Gewerkschaftsführung war 
der, die gewerkschaftliche Neu-Organisierung der Brookside Zeche im "Bloody 
Harlan County", Kentucky, zu unterstützen. Aber der Streik in Brookside 1973 
war mehr als nur die Wiederbelebung einer Organisierungslust wie zur Zeit 
der Depression. Die Gewalt und die Publizität, die den Streik begleiteten, 
hätten leicht wie eine inszenierte Wiederbelebung der traditionellen Kampf- 
muster aussehen können; doch wurde der verallgemeinerte Lohnkampf, so wie 
er in den sechziger Jahren entstanden war, auch hier hochgehalten: Die Kum- 
pels und die Nichtentlohnten forderten gemeinsam Sicherheits-Ausschüsse, 
Krankenhauszuschüsse, wie auch eigene Wohnungen, Erholungseinrichtungen, 
sanitäre Anlagen und Badewännen. 

Auf der Pittsburgh-Versammlung im Dezember 1973 schrieben die Dele- 
gierten der Basis die Gewerkschaftsverfassung um und umrissen die kollekti- 
ven Verhandlungsforderungen für den Tarifvertrag ‘74. Die Kumpels wiesen 
sämtliche Vorschläge für eine Friedenspflicht-Klausel weit von sich und 
machten verschiedene wichtige Forderungen klar: Erstens durfte das Streik- 
recht durch keinerlei Vertragsvereinbarung beschnitten werden. Zweitens soll- 
ten alle Sicherheitsbestimmungen massiv verschärft werden. Drittens bemühten 
sich die Kumpels, die Trennung ihrer Lohnzahlungen von der Produktivität 
weiter zu treiben, indem sie ihre Forderungen nach bezahltem Urlaub, Kran- 
kengeld, Arbeitstagverkürzung um zwei Stunden, deutlichem Anstieg der 
Grundlöhne und Zuschuß zu den Lebensunterhaltskosten miteinander verban- 
den und gegen die Verquickung von Rentenfonds und Produktivität prote- 
stierten. 

In Anbetracht des aktuellen Kampfes in dieser Periode waren die in Pitts- 
burgh vorgebrachten Forderungen nur ein schwacher Abklatsch der sich ent- 
wickelnden Bewegung. Im Frühjahr 1974 bildeten die Kumpels in Südwest- 
Virginia das Miner’s Committee to Defend the Right to Strike (Vereinigung der 
Kumpels zur Verteidigung des Streikrechts). Diese und ähnliche Gründungen 
in anderen Gebieten veranlaßten die Gewerkschaft, in die Tarifforderungen 
von 1974 auch wirklich das Streikrecht für örtliche Probleme einzubeziehen. In 
den Kohlezechen gab es in jenem Jahr fast 2000 Arbeitsniederlegungen - dop- 
pelt soviele wie 1973 und fast zehnmal soviel wie die durchschnittlichen Ar- 
beitsniederlegungen in den frühen sechziger Jahren. 

Bei den wilden Streiks von 1974 waren zwei Sachen wichtig: Erstens stellten 
sie angesichts des Yom-Kippur-Krieges und der "Ölkrise" die Forderung nach 
Reduzierung der Benzinpreise. Die Bergarbeiter richteten diese Forderung an 
den Staat - die Hauptplanungsinstanz des Energiekreislaufs. Diese Bewegung 
hatte also erkannt, daß sich das Kapital nun bemüht, die Beziehung zwischen 
Kommune und Zeche dadurch zu kontrollieren, daß es die elementaren Ge- 
brauchsgüter politisch manipuliert. Zweitens überschnitten sich diese wilden 
Streiks mit dem Streik der unabhängigen LKW-Fahrer und, in geringerem 
Außmaß, mit dem Zusammenbruch der Gewerkschaftsautorität bei den Streiks 
der Automobilarbeiter in diesem Jahr. Sowohl in der Ausweitung des Kampfes 
wie auch in seinem neuen Inhalt ist deutlich, daß die Bergarbeiter die neuen 
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Grundlagen der kapitalistischen Initiative klar erkannt haben. Die UMW - und 
jede andere Organisation, die die Arbeiterklasse lediglich auf der Basis ihrer 
Nominallöhne organisieren will - kann in einem Kampf, in dem es um die 
wirklichen Bestimmungen des Lohns geht, keine Rolle spielen. 

Das ganze Jahr 1974 über versuchte Miller, die Bewegung für das Streikrecht 
als örtliche Angelegenheit des südlichen West-Virginia zu diskreditieren und 
behauptete, die Bewegung für Benzinpreissenkung sei für die Gewerkschaft 
völlig unbedeutend. Im August schrieb Business Week über Miller: 

".. er beteiligt sich nicht mehr an den harten Diskussionen über einen 
sechsmonatigen Streik wie noch im vergangenen Dezember bei seiner 
ersten UMW-Tagung. ... Miller und die Unternehmer diskutieren auch 
ernsthaft die Modernisierung der Beziehung zwischen Gewerkschaft und 
Management, die gegenwärtig die schlechteste in der ganzen Industrie 
ist. ... Auf einer Reihe von Distrikt-Konferenzen versuchten Gewerk- 
schaftsführer, die Erwartungen der Gewerkschaftsbasis auf ein ‘vernünf- 
tiges Niveau’ zurückzuschrauben.""? 
Die reale Bedeutung der nationalen Verhandlungen von 1974 und des daraus 
resultierenden Tarifvertrages liegt weder im "Betrug" an den Forderungen des 
Pittsburgher Kongresses, noch im persönlichen "Ausverkauf" Millers. Der Ver- 
trag sollte vielmehr die Bergarbeiter zur Arbeit zurückbringen und die Basis 
der wildcat-Bewegung zerschlagen. 

In dieser Hinsicht ist die Politisierung der Verhandlungen - die Ablehnung 
des ersten Vertragsentwurfs, die "Prüfung" und "Verhärtung" von Millers Stel- 
lung, die "rechtzeitige" Intervention "inoffizieller" politischer Schlichter - ganz 
unwichtig im Vergleich zum Inhalt der Schlichtung. Eine der ersten Forderun- 
gen, die gekappt wurde, war die nach dem örtlichen Streikrecht - die einen 
Schutzwall gegen gerichtliche Verfügungen und Zwangsmaßnahmen darstellte, 
Eine lokale Gewerkschaftsgruppe wurde zu einer Geldstrafe von 30 000 Dollar 
verurteilt, weil sie für lebenswichtige Sicherheitsbestimmungen gestreikt hatte. 
Alle Sicherheitsfragen sollten durch Schlichtung geklärt werden. Sicher, der 
Tarifvertrag "erlaubte" einzelnen Kumpeln, sich aus einem unsicheren Bereich 
abzusetzen, aber dieses Recht war schon vorher durch ein Bundesgesetz garan- 
tiert. Und wenn der Schlichtungsausschuß einen solchen Fall diskutiert und 
gegen den Kumpel entscheidet, muß er mit Disziplinarmaßnahmen bis hin zur 
Entlassung rechnen. Mit dem neuen Vertrag ist auch die Macht der Unter- 
nehmer angewachsen, einen kranken Kumpel als Sicherheitsrisiko zu feuern. 
Daher werden Unfälle und Krankheiten oft gar nicht mehr gemeldet. Urlaubs- 
geld, Renten und Ruhestandsunterstützungen werden nach Betriebszugehörig- 
keitsdauer gestaffelt, was den Arbeiter wie in der Autoindustrie dazu erpreßt, 
sein Leben lang auf der jeweiligen Zeche zu bleiben. Die Rechte der Gesund- 
heits- und Sicherheitsausschüsse wurden beschnitten. Sie durften z.B. keine 
unangemeldeten Ortsbesichtigungen mehr vornehmen. Beschwerdeverfahren 
konnten’ nur noch innerhalb einer bestimmten Frist angeleiert werden. Der 
Einfluß der Ausschußmitglieder wurde verringert. Zahl und Staffelung von 
Zusatzlohngruppen wurden erhöht. Die Forderungen nach vier Sechs-Stunden- 
Schichten pro Tag, nach Lohnfortzahlung während sicherheitstechnischer Gru- 
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benstillegung, gingen in dem allgemeinen Gelalle unter, es handle sich bei 
diesem Vertrag, wie Miller sagte, "um den besten Tarifvertrag, der in der Ge- 
schichte der Arbeiterbewegung je ausgehandelt wurde." 

56 Prozent aller stimmabgebenden Bergarbeiter stimmten für diesen Tarif- 
vertrag; allerdings war nur eine Minderheit stimmberechtigt. Gegen diesen 
Vertrag stimmte hauptsächlich jene militante Basis, die die anfängliche An- 
triebskraft des MFD ausgemacht hatte. Der Streik wegen des Vertrags stellte 
insofern eine Weiterführung der wildcat-Bewegung dar, als er einen industrie- 
weiten Bezugspunkt zur Aufhebung der Unterschiede zwischen Bergarbeitern 
und anderen Teilen der Klasse bot. Und tatsächlich war der Monat nach Ab- 
schluß des Vertrages von der schlimmsten Serie wilder Streiks im ganzen Jahr 
bestimmt. 


VI 


In den ersten sieben Monaten des Jahres 1975 steigt die Anzahl der wilden 
Streiks. Die Intensivierung des Kampfes in den Zechen und Bergarbeiter- 
communities entstand aus der Verknüpfung des Zechenkampfes mit dem 
Kampf der communities. Die Probleme beider sind zur Sache eines gemeinsa- 
men Kampfes geworden. Wie wichtig diese Entwicklung für die Stärke des 
Kampfes war, beklagt ein Vertreter der Bergbaugesellschaften: "Sie streiken 
wegen allem und jedem. Sie streiken, wenn ihnen das Gesicht des Sheriffs 
nicht paßt. Wie kann man im Rahmen normaler Arbeitgeber-Arbeitnehmer- 
Beziehungen damit umgehen?" Wilde Streiks, die durch "Arbeiter"probleme in 
den Zechen ausgelöst worden waren, machen zunehmend auch umfassendere 
Kommunalprobleme zum Thema. Die wachsende Beteiligung der Bergleute in 
den Mountain Community Unions und den Welfare Rights Organizations (Orga- 
nisationen für das Recht auf Sozialhilfe) verleiht auch deren Kampf eine 
größere Intensität. Die Abhängigkeit der Kommunen von den Zechen nimmt 
mit der Ausweitung dieses Kampfes ab. 

Die Vorschläge für eine langfristige Lösung in Sachen Arbeiterunruhen ge- 
hen allmählich über die einfachen "Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Beziehungen" 
hinaus und richten sich auf unmittelbare Befriedung mithilfe von Einkom- 
menszuwachs und "Gewinnbeteiligung". 1974 schreibt David Freeman, Ener- 
gieforscher bei der Ford-Stiftung: 

"Es gibt zwei umweltverträgliche Wege, die Kohleproduktion zu steigern. 
Eine Möglichkeit wäre es, die Produktion mit den vorhandenen Verfah- 
ren des Untertagebau und Tagebau zu erhöhen. Dazu müßten wir die 
Probleme lösen, die die viereinhalb-Tage-Woche im Bergbau bringt. So- 
lange das Management nicht auf mehr Sicherheit und Gewinnbeteiligung 
bedacht ist, werden wir uns einer sich verschärfenden Krise in der 
Kohleproduktion gegenüber sehen. Beim derzeitigen Kohlepreis können 
die Zechen sicher gemacht werden und die Arbeiter können großzügi- 
gere Löhne und zusätzliche Vergünstigungen erhalten. Wenn es einen 
Arbeitsfrieden in der Industrie gäbe, könnte die Kohleförderung gegen- 


132 zerowork 1 


über der Produktion von 1973 um etwa 20 Prozent erhöht werden, ohne 

daß neue Zechen eröffnet werden müßten."!? 
Was bedeutet der sich ausweitende Energiekreislauf des Kapitals für die 
Klasse? Er ist die direkte Antwort auf einen Kampfzyklus, der die Gewerk- 
schaft als traditionelle Institution der Steuerung des Kampfes ausgebootet hat. 
Gerüchte über schnell verdiente Dollars auf der Alaska-Pipeline oder Stellen- 
angebote für Zechenarbeit an den Schwarzen Brettern in Detroit zeigen, wie 
der ausgedehnte Kreislauf die lokalen Arbeitsmärkte nicht mehr mithilfe der 
herkömmlichen lokalen industriellen Reservearmee steuern will, sondern da- 
durch, daß die Arbeiter direkt von einem Produktionskreis zum anderen ver- 
schoben werden. Zugleich versucht das Kapital, seine Herrschaft über die 
Bergarbeiter "hinter ihrem Rücken" wieder herzustellen, indem sie über die 
Zirkulationssphäre angegriffen werden. Die Institutionen, mittels derer das 
Kapital versucht, den Kampf zu steuern, erstrecken sich jetzt bis bin zum 
Kühlschrank, zur Schule, und vor allem zur Tankstelle. 

Die Bemühungen, den Wettlauf um Arbeitsplätze dadurch anzuheizen, daß 
man die Rückwanderung aus dem Norden förderte, hat lediglich viele Appa- 
lachenfamilien wieder in vertraute Gefilde heimgebracht und zudem die Mili- 
tanz früherer Automobilarbeiter geographisch ausgedehnt. Der Angriff auf das 
Einkommen über die Zirkulationssphäre (Inflation) wird von den Kumpels 
immer klarer als Versuch begriffen, ihre Macht mithilfe von hohen Hypothe- 
kenzinsen, höheren Steuern (Bildungsschranken) und rapide steigenden Elek- 
trizitätsrechnungen der TVA!* zu untergraben. 

Daß das Kapital mit seinem Versuch scheiterte, eine wirksame Herrschaft 
über die Klasse wiederherzustellen, zeigte sich daran, daß der Vertrag weniger 
als ein Jahr nach seinem Abschluß bereits unwirksam geworden war. Im Au- 
gust 1975 traten 80 000 Kumpels in den Ausstand und forderten das Streik- 
recht. Diese Forderung nach einem dezentralen Streikrecht lebte wieder auf, 
weil Gewerkschaft und Arbeitgeber unfähig waren, ein funktionsfähiges 
Schlichtungsverfahren einzurichten. Daß der Millersche Verwaltungsapparat an 
dieser Niederlage beteiligt war und gleichwohl weiterhin versuchte, die Ange- 
legenheiten der Arbeiter gegen die der Kommune abzugrenzen, brachte ihn in 
frontalen Gegensatz zu den Streikbelegschaften. Als er versuchte, die Kumpels 
wieder zur Arbeit zu bewegen, wurde er mit Pfiffen empfangen: "Miller ist 
ein Streikbrecher." Daß die Gewerkschaft gegenüber den Streikenden Spal- 
tungstaktiken anwandte und offensichtlich die Interventionsdrohungen der Re- 
gierung unterstützte, kennzeichnet das endgültige Scheitern des Versuchs, die 
Klassenautonomie durch "Gewerkschafts-Reformen" zu unterlaufen. 
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14.* Die Tennessee Valley Authority (TVA) wurde 1933 als erste staatliche Elektrizitätsgesellschaft 
in den USA gegründet. Sie entstand im Rahmen der ersten New-Deal-Phase als Bundesbehörde 
zur Rettung des Tennessee-Tales, und galt als vorbildliches Projekt staatlicher Entwicklungs- 
planung. 


WEG MIT DER KARRIERELEITER: 
UNIVERSITÄTEN IN DER KRISE 


George Caffentzis 


Streiks, Sit-ins, Demos? Die vertrauten Bilder der Sechziger schienen sich 
letztes Jahr an den nordamerikanischen Universitäten zu wiederholen. Aber 
die neuen Aktionen haben, wie die Massenmedien anmerkten, einen pragma- 
tischen, ökonomischen Ansatz. Nichts mehr mit Spaßguerrilla, keine Schweine- 
blutattentate auf Unirektoren. Stattdessen: studentische "Arbeiterstreiks" in 
Athens, Ohio; ein Sit-in gegen die Erhöhung der Studiengebühren in Cornell; 
der erste landesweite Dozentenstreik im Bundesstaat New Jersey; Streiks und 
Demos gegen Kürzungen der Studienförderung und die Streichung von Do- 
zentenstellen an der New York City University. Von den "politischen" Forde- 
rungen der späten sechziger Jahre (Schluß mit der Kooperation der Uni bei 
der Wehrerfassung und der Forschung zu Kriegszwecken, Abschaffung der 
Zensuren, keine Beschneidungen des Rechts auf freie Meinungsäußerung, 
Einrichtung von "alternativen" Vorlesungen, Öffnung der Uni für alle, Schluß 
mit der Elite-Uni) gingen die Studenten Mitte der siebziger Jahre zu "ökono- 
mischen" Forderungen über: keine Erhöhung der Studiengebühren, keine Aus- 
richtung der Uni nach "Produktivitätskriterien", keine Entlassungen, Lohn für 
die "Lern-Arbeit". Von der großen Politik zu grauer Ökonomie in nur vier 
Jahren? 

Eine solche Beschreibung der Studenten- und Dozentenbewegung in den 
USA kann uns sicher nicht zufriedenstellen. Zweifellos gibt es Unterschiede 
zwischen 1965 und 1975, aber sie lassen sich nicht einfach in das Raster poli- 
tisch/ökonomisch einordnen, denn diese Unterscheidung mystifiziert unwei- 
gerlich jegliche Klassenkampfanalyse in einer kapitalistischen Gesellschaft. In 
diesem System sind wirtschaftliche Verhältnisse Machtverhältnisse und von 
daher politisch. Manche mögen jetzt sagen: "Das mag ja alles für den Kapita- 
lismus insgesamt richtig sein, aber an den Unis findet doch kein Klassenkampf 
statt. Universitäre Bewegungen können höchstens den Kampf der Arbeiter- 
klasse begleiten und unterstützen, aber..." Hinter diesem Einwand verbirgt sich 
die Unterscheidung zwischen ökonomischer Basis und ideologischem Überbau. 
Natürlich gehört die Hochschule in den "ideologischen" Bereich und scheint 
deshalb der grundsätzlichen Dynamik des Klassenkampfes entzogen. Wir kön- 
nen an dieser Stelle nicht ausdiskutieren, was diesem "Ideologiebereich" so alles 
zugeordnet wird, aber um einige Bemerkungen zu diesem Thema kommen wir 
doch nicht herum, denn diese Spaltung in Basis und Überbau kann der Politik 
im Hochschulbereich störende Grenzen setzen. Die Linke setzt die ökonomische 
Basis häufig gleich mit entlohnter Arbeit und reserviert die Kategorie "Ideolo- 
gie" für die nichtentlohnte Arbeit. Für die revolutionäre Organisierung bedeutet 
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das dann, daß der in Lohnarbeit stehende Teil der Bevölkerung als zentraler 
Machtfaktor aufgefaßt wird, während der Teil, der nichtentlohnte Arbeit lei- 
stet, eine zweitrangige und von daher bestenfalls unterstützende Funktion zu- 
gewiesen bekommt. Durch diese Gleichsetzung aber akzeptiert die Linke die 
kapitalistische Spaltung der Arbeiterklasse und übernimmt die grundlegende 
Illusion (oder Ideologie) des Lohns!!! Der Lohn ist die illusorischste Beziehung 
zwischen Arbeit und Kapital, weil er die unbezahlte Arbeit versteckt, d.h. den 
Teil der Arbeitszeit, den sich das Kapital ohne Gegenleistung aneignet. Si- 
cherlich hat die Linke die Bedeutung der nichtentlohnten Arbeit innerhalb der 
Fabrik thematisiert, aber die außerhalb der Fabrik ohne Lohn geleistete Arbeit 
hat sie niemals miteinbezogen.! Das geht so weit, daß heute, in einer Zeit, in 
der das Kapital zunehmend von der Ausbeutung nichtentlohnter Arbeit außer- 
halb der Fabriken abhängig ist, die Linke es nicht nur unterläßt, die Macht 
der Kapitalisten an diesem Punkt in Frage zu stellen, sondern sogar indirekt 
zur Aufrechterhaltung des Status Quo beiträgt. 

Im universitären Bereich eignet sich das Kapital nichtentlohnte Arbeit in 
zwei Formen an: 

1. bei der Entwicklung neuer "Produktivkräfte" durch Forschung, also 

das, was Marx "die Macht des vergegenständlichten Wissens" nannte. 

2. durch die Reproduktion von Arbeitskraft und der damit einherge- 

henden Reproduktion von verschiedenartigen Hierarchien unter den Ar- 

beitskräften (durch Selektion, Spaltung und soziale Ausgrenzung). 
Auf diese Weise eignet sich das Kapital Bildung als kostenlosen Teil seines ei- 
genen Reproduktionszyklus an. Gemäß seiner Stellung als weltweit hochent- 
wickeltste Kapitalfraktion erkannte das US-Kapital schon früh die Bedeutung 
dieser Art von Arbeit. So wurden bereits im 19. Jahrhundert in ländlichen 
Gebieten staatliche Colleges errichtet, an denen landwirtschaftliche Forschung 
betrieben wurde. Im Handels- und Verkehrszentrum New York hingegen schuf 
man 1847 eine "freie" Universität, die ausschließlich dazu dienen sollte, Bü- 
roangestellte und andere Arbeitskräfte für den lokalen Arbeitsmarkt heranzu- 
bilden. Seit dem 19. Jahrhundert war sich das Kapital also darüber im Klaren, 
daß die Universität keineswegs nur ein feudales Fossil oder eine ideologische 
Tretmühle war. 

In diesem Artikel möchte ich einen Überblick über die Entwicklung des 
Klassenkampfes an den nordamerikanischen Universitäten seit 1960 geben. 
Dabei wird eine Unterteilung in vier Abschnitte vorgenommen, die sich grob 
an der chronologischen Abfolge orientiert: Kennedys Humankapital-Strategie 
(1960-65), die Verweigerung der Entwicklung (1965-70), der "fiskalische" Ge- 
genangriff (1970-75), der Lohnkampf und die Linke (1975). 


a iese allgemeine Analyse der nichtentlohnten Arbeit in der kapitalistischen Gesellschaft und die 

* Kritik an der Linken haben wir weitgehend aus der Argumentation der "Lohn für die Hausar- 

beit"-Bewegung übernommen. Hintergrunderläuterungen zur Funktion der Schulen bei der Re- 

produktion der Arbeitskraft finden sich in dem Buch "The Power of Women and the Subversion 

of the Community" von Maria Rosa Dalla Costa und Selma James, Falling Wall Press, 1972, 

S. 23-25 er deutsch: "Die Macht der Frauen und der Umsturz der Gesellschaft", Merve Verlag 
Berlin 1973) und in "Sex, Race and Class", ebenfalls von Selma James, Falling Wall Press, 1975. 
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1960 - 1965: Die Humankapital-Strategie 


Direkt nach dem 2. Weltkrieg, im Zuge der Entlassung der Arbeiter aus der 
Armee, führten die den Kriegsveteranen gezahlten, staatlichen Ausbil- 
dungszuschüsse zu einer merklichen Erhöhung der Staatsinvestitionen in den 
Bildungsbereich. Durch diese Gelder entstand zum ersten Mal ein neuer Stu- 
dententyp, der seinen Lohn explizit für "Lern-Arbeit" als Vorbereitung für 
den neuen, den Nachkriegserfordernissen angepaßten Arbeitsmarkt, erhielt. 
Doch dieses Experiment im Bereich Arbeitskräfteplanung war begrenzter Na- 
tur, und so blieben die Bundeszuschüsse in den fünfziger Jahren auf dem Ni- 
veau von einer Milliarde US-Dollar pro Jahr eingefroren. In den sechziger 
Jahren aber versiebenfachte der Staat seine Investitionen in den Hochschulbe- 
reich, von einer Milliarde im Jahre 1960 auf sieben Milliarden im Jahre 1970. 
Wieso? Diese abrupte Veränderung im Investitionsverhalten des Staates begann 
mit der Kennedy-Ära und Hßt sich auf die beiden, die fünfziger Jahre be- 
herrschenden Diskussionsthemen zurückführen: Wachstum und Arbeitslosigkeit. 
In diesen von zyklischen Krisen belasteten Jahren fürchtete -man einen wirt- 
schaftlichen Stillstand aufgrund der niedrigen Akkumulationsrate des einhei- 
mischen Kapitals. Zudem wuchs gegen Ende des Jahrzehnts die Arbeitslosen- 
rate langsam aber beständig an, besonders unter jenen Arbeitern, deren Jobs 
durch die Mechanisierung vernichtet wurden. Dies betraf vor allem die Land- 
arbeiter der Südstaaten und die Bergarbeiter der Appalachenregion. Wäre alles 
nach Wunsch des Kapitals verlaufen, wären diese Arbeiter wieder einmal in 
die Städte abgewandert und hätten dort den städtischen Fabriken als neue Re- 
servearmee gedient, die durch den höheren Konkurrenzkampf um Ar- 
beitsplätze, wie zu frühkapitalistischen Zeiten, die Löhne gedrückt hätte. Doch 
aufgrund der relativen Stärke der Arbeiterklasse griffen die althergebrachten 
Mechanismen nicht. Zum einen machte es die gewerkschaftliche Organisierung 
der dynamischen Industrie schwierig, die klassische Arbeitsplatzkonkurrenz 
zum Senken der Löhne und zur Disziplinierung zu benutzen, zum anderen be- 
gannen die zur Reservearmee abgestempelten Arbeiter, sich zu organisieren 
und forderten in den welfare struggles (Kämpfe für Sozialhilfe) ein Einkom- 
men vom Staat. Diese neue Form des Klassenwiderspruchs wurde von den 
Wirtschaftstheoretikern des Kapitals mit dem Begriff "strukturelle Arbeits- 
losigkeit" belegt und man meinte dabei die Arbeiter, die auch bei einem noch 
so hohen Investitionsniveau keinen Zugang mehr zum Arbeitsmarkt fanden 
und die von daher selbst in Zeiten wirtschaftlichen Aufschwungs nicht mehr 
als Arbeitskräfte zur Verfügung standen. Das Vorhandensein einer Reservear- 
mee war von je her Dreh- und Angelpunkt der kapitalistischen Akkumulation, 
aber die strukturelle Arbeitslosigkeit schien eine neue und etwas mysteriöse 
Unbeweglichkeit des Arbeitsmarkts mit sich zu bringen, die sich nicht in die 
Planung des Kapitals einbeziehen ließ. Da sich viele dieser Erwerbslosen gegen 
Ende der fünfziger und zu Beginn der sechziger Jahre in den Städten konzen- 
trierten, entstand eine offensichtliche Gefahr oder, anders ausgedrückt, eine 
"städtische Krise". 

Was hat nun die Universität mit den Problemen Wachstum und Ar- 
beitslosigkeit zu tun? Das Verbindungsglied in der Strategie des Kapitals war 
der Begriff des Humankapitals. Zunächst einmal argumentierten die Wirt- 
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schaftswissenschaftler in der Zeit der "New Frontier"-Politik Kennedys damit, 
daß die wesentliche Bedingung für ein Wachstum des Bruttosozialprodukts we- 
der im Bevölkerungswachstum noch in der Erhöhung der Kapitalinvestitionen, 
sondern im technologischen Fortschritt (der hauptsächlich durch Forschungs- 
projekte in den Kriegsjahren erzielt worden war) und vor allem in einer ver- 
besserten Ausbildung der "Arbeitskräfteressourcen" liege. So finden sich vor 
allem in dem einflußreichen Werk des Nationalökonomen Dennison, THE 
SOURCE OF ECONOMIC GROWTH IN THE U.S. AND THE ALTERNATIVES BEFORE US 
(Die Quellen des Wirtschaftswachstums in den USA und unsere Alternativen), 
eine Reihe von fragwürdigen, aber damals oft zitierten statistischen Belegen, 
die nachweisen sollen, daß sich 40 Prozent der Wachstumsrate zwischen 1929 
und 1956 auf ein höheres Ausbildungsniveau zurückführen lassen. Trotz der 
üblichen wissenschaftlichen Abschwächungen und Einschränkungen waren sich 
Kennedys Wirtschaftsstrategen im Großen und Ganzen einig: wenn eine höhere 
Wachstumsrate, d.h. natürlich auch höhere Profitraten und größere Ausbeu- 
tung, erreicht werden sollte, so mußte mehr in die Universitäten, sowohl in 
den Forschungsbereich, wie auch in eine verbesserte Ausbildung des Arbeits- 
kräftepotentials im größeren Maßstab, investiert werden. Das zweite Problem 
war die strukturelle Arbeitslosigkeit. Wie man vermutete, war dieses Problem 
darin angelegt, daß der Mangel an Arbeitsqualifikation oder die veralteten 
Qualifikationen derjenigen, die durch die fortschreitende Mechanisierung "ar- 
beitslos gemacht" worden waren, nicht mit den Anforderungen übereinstimm- 
ten, die der Arbeitsmarkt hinsichtlich Kenntnissen und Fähigkeiten stellte, vor 
allem unter den Bedingungen der Verschiebung der Gewichte von der Land- 
wirtschaft und der Fertigungsindustrie hin zur Beschäftigung im Dienstlei- 
stungsbereich. Aus der Perspektive des Kapitals bestand somit die Anforde- 
rung an die Arbeitskraft, umzulernen und - noch wichtiger - sich höher zu 
qualifizieren, wenn massenhafte strukturelle Arbeitslosigkeit in der Zukunft 
vermieden werden sollte. In einer ziemlich späten Untersuchung dieses Zu- 
sammenhangs zieht Killingsworth (1965) die Schlußfolgerungen: 
"Automation und der Wandel in den Grundstrukturen der Verbrau- 
cherwünsche (d.h. wachsende Nachfrage nach "Dienstleistungen"; G.C.) 
haben dazu geführt, daß die Bedeutung von Investitionen in Menschen 
als Faktoren wirtschaftlichen Wachstums stark angewachsen ist. Ver- 
mehrte Investitionen in Produktionsstätten und Ausrüstungen ohne ein 
deutlich verstärktes Wachstum unserer Investitionen in Menschen - das 
wird mit Sicherheit auf eine wachsende Überzahl an Unterentwickelten 
bei den Arbeitskräften hinauszulaufen, die doch zur Planung und Er- 
richtung der modernen Produktionsstätten wie auch zur Arbeit in ihnen 
benötigt werden."? 
"Investitionen in Menschen", "Arbeitskräfteplanung" und schließlich 
"Humankapital" - eine vielsagende Formel, die nun wirklich die kapitalistische 
Version des noch deutlicheren Begriffs von Marx darstellt: variables Kapital. 
Entscheidend ist nämlich hier nicht die menschliche Gestalt des Kapitals. (Da 
wird nur sentimentale Resteverwertung betrieben.) Entscheidend ist hier die 


2. C.C.Killingsworth "The Effects of Automation on Jobs", in B.R. Cosin, "Education: Structure 
and Society", Penguin Books, 1972, S. 94. 
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Fähigkeit des Kapitals, Wert zu vergrößern, und zwar in variablem Ausmaß. 
Die Formel drückt das kapitalistische Eingeständnis aus, daß die schlichte Pla- 
nung der Größenordnung des konstanten Kapitals nicht automatisch zu ange- 
messenen Veränderungen in der Zusammensetzung der Arbeiterklasse führt. 
Die Arbeiterklasse trottet nicht einfach den Investitionen nach Art und 
Größenordnung hinterher, wie dies keynesianische Annahme gewesen war. Die 
Arbeiterklasse selbst muß geplant werden. Also wurden die Investitionen ins 
Hochschulsystem im Kongress durchgepaukt, als Teil einer umfassenderen 
Strategie des Umgangs mit diesem neuen Aspekt des Klassenkampfs. Vom 
Klassenstandpunkt aus betrachtet: das Investieren ins "Humankapital" kam auf, 
als das Kapital sich offen auf den Gesamtkreislauf der kapitalistischen Ge- 
sellschaft einstellen mußte, wo Arbeitskraft produziert, qualifiziert und repro- 
duziert wird. Bei diesem Versuch, das soziale Kapital in seinem konstanten 
wie in seinem variablen Teil zu planen, mußten früher "unproduktive" Bezie- 
hungen und Einrichtungen der kapitalistischen Gesellschaft als produktiv an- 
erkannt werden. Die keynesianische Einbeziehung der Gewerkschaften in den 
Produktionsprozeß war nur ein Baustein in der Integration des gesamten Re- 
produktionszyklus der Arbeitskraft, der nicht mehr länger dem Zufall, den 
"Marktmechanismen" oder dem Propagandabereich überlassen werden konnte. 
Folgerichtig erhielt die (für das Kapital) "kostenlose" und (für die Arbeiter- 
klasse) "nichtentlohnte" Arbeit den Status des Sozialkapitals. j 

Wenn man aber die Arbeiterklasse durch die Öffnung der Unis restruk- 
turierte, welches wäre dann das zur Spaltung der Klasse notwendige Mittel? 
Hier schienen die bereits vorhandenen Ausgrenzungs- und Spaltungsmecha- 
nismen der Universität hervorragend ins Konzept zu passen. Die Investitions- 
strategie wirkt zwar im Nachhinein reichlich undurchdacht, da sie im Endef- 
fekt den Hochschulen satte Summen zukommen ließ, ohne daß der Aufwand 
in irgendeinem Verhältnis zum Ergebnis gestanden hätte, doch zu jener Zeit 
ging man zweifellos davon aus, daß das inneruniversitäre Selektionssystem mit 
seinen Klausuren, Prüfungen, Noten und Zwangsexmatrikulationen durchaus 
in der Lage sei, die arbeitsmarktorientierte Einordnung in verschiedene Be- 
rufssparten und den dazugehörigen Hierarchien vorzunehmen. Durch die tra- 
ditionelle Macht der Dozenten bei dieser Einteilung nach Arbeitsdisziplin 
(durch die Vergabe benoteter Scheine) und die Konkurrenz der Studenten um 
ihre jeweilige Position innerhalb der vorhandenen Schichtung, die sie fast au- 
tomatisch in bestimmte Bereiche des Arbeitsmarktes führt, hielten viele die 
Universität für geradezu prädestiniert, diese Auswahlfunktion zu erfüllen. 
Obwohl sich also die Hochschule in dieser Zeit von einer Uni- zu einer Multi- 
versität wandelte (die Studentenzahl stieg von 2 auf 6 Millionen zwischen 1960 
und 1970), hatte sie doch nur die Aufgabe, die jungen Arbeiter auf ihrem 
Weg in den Arbeitsmarkt zu erfassen und zu spalten. 


1965-1970 Die Verweigerung der Entwicklung 


Genau diese, eben angesprochene Funktion der Sammlung, Spaltung und Se- 
lektion konnte die Universität von 1965 bis 1970 nicht erfüllen. Der damals 
weitverbreiteten Form des Widerstands in der Arbeiterklasse (der Ar- 
beitsverweigerung) wurde durch eine Ausweitung des verfügbaren Humanka- 
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pitals nicht entgegengewirkt, sondern sie wurde in die Hochschulen hineinge- 
tragen. Immer wieder trafen die Universitätsverwaltungen, die die "neue Ar- 
beiterklasse" organisatorisch erfassen und integrieren sollten, bei den Studien- 
anfängern auf Widerstand gegen ihre Pläne. Die neuen Studenten benutzten - 
Ironie des Schicksals - das aus den Investitionsfonds stammende Geld, das sie 
in lukratives Humankapital verwandeln sollte, dazu, diese "Entwicklung" zu 
blockieren. Den Beamten in den Förderungsausschüssen, die Gelder bereitstel- 
len sollten für die "Lern-Arbeit", wurde der Joint unter die Nase gehalten; die 
Professoren, die die "Begabten" unterrichten und disziplinieren sollten, wurden 
in "Diskussionsgruppen" verbannt oder einfach ignoriert usw. Seine offensicht- 
lichste Niederlage bei dem Versuch, die Studentenschaft den gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen anzupassen, erfuhr das Universitätssystem, als es mit 
großangelegten Tests und der Selektion nach Notendurchschnitt versuchte, 
Studenten, die bei den Tests schlecht abschnitten, zur Einberufung nach Viet- 
nam "auszusortieren". Dies geschah im Frühjahr 1966 und ließ überdeutlich 
werden, daß die Universität mit der Militärbehörde zusammenarbeitete. Sicher, 
wären diese Anstrengungen erfolgreich gewesen, so wäre die Studentenbewe- 
gung zerfallen, denn dann hätten die Zensuren über die Teilnahme am Krieg 
entschieden. Doch so wurde dieser Schritt zum größten Fehler, den der Staat 
machen konnte. Er provozierte damit massiveren Widerstand gegen das ge- 
samte Benotungssystem, als es die ideologischen Kampagnen der Linken jemals 
vermocht hätten. Jetzt, da die 6 den Tod im vietnamesischen Dschungel be- 
deuten konnte, wurde es überflüssig, die "Gemeinsamkeit aller Studenten" zu 
beschwören, um die Bewertungskriterien in Frage zu stellen. Die Funktion der 
Zensuren in der sozialen Abfolge Schule/Militär/Beruf wurde für alle ersicht- 
lich und der Kampf dagegen weitete sich im ganzen Land aus. Diesmal verlor 
sich die Bewegung nicht wieder in Endlosdiskussionen, wie nach den ersten 
Aktionen von Berkeley. Auf das erste Sit-in an der Universität von Chicago 
gegen die Komplizenschaft von Univerwaltungen und Einberufungsbehörde 
folgte ein Dutzend weiterer Aktionen an anderen Hochschulen und im Herbst 
kam es wieder zu Sit-ins, Streiks und Unruhen auf anderen Campus-Gelän- 
den. Noch vor Ende des Jahres mußte die Johnson-Regierung einlenken - al- 
lerdings erst, nachdem sich die Studentenbewegung in einer Art Netzwerk 
bundesweit organisiert hatte. Dadurch wurde es vor allem für das Kapital of- 
fenkundig, daß das Universitätssystem in seinem ersten großen Test, der "Be- 
reitstellung der Wehrpflichtigen", völlig versagt hatte. Aus eben diesem Grund 
wurden gegen Ende der sechziger Jahre all die soziologischen Studien über die 
"Aktivisten" mit dem ganzen dazugehörigen Psychoschrott erstellt, und deshalb 
setzte auch zu dieser Zeit die frenetische Suche nach "alternativen Strukturen" 
im Universitätssystem ein, die von Seiten der großen, finanzkräftigen Stiftun- 
gen und Regierungsstellen betrieben wurde. 

Diese hektische Aktivität auf Seiten des Kapitals war durchaus ge- 
rechtfertigt, denn der Bereich, der für die Stimulierung der Akkumulation als 
primär angesehen wurde, war 1970 weitgehend außer Kontrolle geraten. Stati- 
stische Erhebungen über die "Krise der Universitäten" dokumentieren nicht 
nur weitverbreitete Aktionen gegen die Zusammenarbeit von Uni und Militär, 
sondern auch gegen die Arbeitsbedingungen an den Hochschulen (also gegen 
die Qualität des Mensa-Essens, gegen die repressive Sexualmoral, Wohnraum- 
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mangel und Arbeitsüberlastung) sowie Proteste gegen die Rassentrennung, die 
über Zulassungsbeschränkungen und Förderungspraktiken weiterhin auf- 
rechterhalten wurde. Zudem erwies sich die Organisationsform der Studenten 
als effektiv und - für den Staat - undurchschaubar, denn sie glich in ihrer 
Struktur weder einer Partei noch einer Gewerkschaft. Gleichzeitig verlor die 
offizielle "Nationale Studentenvereinigung" jeglichen Anspruch darauf, mit 
dem Staat oder einzelnen Universitätsleitungen im Namen der Studenten zu 
verhandeln, als bekannt wurde, daß sie mit der CIA kooperierte. Und auch 
der SDS® schien, allen basisdemokratischen Phrasen zum Trotz, oftmals nur die 
Lorbeeren der einzelnen, unabhängigen Kämpfe einzustreichen ("Immer, wenn 
irgendjemand irgendetwas tat, behaupteten wir, es sei der SDS gewesen"). 
Tatsächlich suchte die Studentenbewegung 1969 und 1970, als sich der SDS 
bereits aufgelöst hatte, deutlicher den Kontakt zu anderen Kämpfen der Ar- 
beiterklasse in den Ghettos, der Armee und den Gefängnissen. Der Studenten- 
streik von 1970 signalisierte also nicht nur das Versagen des Hochschulsystems 
in seiner Funktion als Produktionsstätte für Humankapital; sondern seinen 
völligen Zusammenbruch angesichts einer immer besser koordinierten Bewe- 
gung, die sich nicht mehr nur an den Schwachstellen, den bereits als unruhig 
bekannten Colleges, artikulierte, denn dieser Streik erfaßte fast alle Hoch- 
schulen des Landes. 
"Mehr als die Hälfte aller Colleges und Hochschulen (1350) verzeichneten 
Anfang der siebziger Jahre Protestdemonstrationen, an denen sich fast 
60 Prozent der gesamten Studentenschaft - etwa 4 350 000 Menschen - 
beteiligten und zwar in jeder Art von Bildungsinstitution in jedem Bun- 
desstaat. Zu gewaltsamen Auseinandersetzungen kam es an 73 Campus- 
Geländen (das waren nur vier Prozent aller Schulen, darunter aber ein 
Drittel der größten Universitäten des Landes), und an 26 Orten kam es 
zu ernsten und längeranhaltenden Unruhen, die durch brutale Konfron- 
tationen zwischen Studenten und Polizei, durch Tränengaseinsatz, Glas- 
bruch, Brände, Schlagstockeinsatz, Verletzte und Verhaftete gekenn- 
zeichnet waren. Insgesamt wurden in der Zeit vom 1. bis zum 15. Mai 
1970 1800 Menschen bei Unruhen verhaftet."* 
Die Morde an den Studenten an der Kent State und der Jackson State Uni- 
versität zeigten, wie sehr sich die Kämpfe bereits ausgeweitet hatten, denn 
diese Unis hatten bis zu diesem Zeitpunkt nicht im Mittelpunkt der Ausein- 
andersetzungen gestanden. Das System der Benotung ließ sich nirgendwo hal- 
ten und es hatte den Anschein, als könne der Universitätsbetrieb nur noch 
durch die bewaffnete Intervention des Staates aufrechterhalten werden. Statt 
der Aussicht auf einen gutbezahlten Job hielt nun das Gewehr eines auch 
nicht hundertprozentig zuverlässigen Soldaten die Studenten in Schach. Die 
Morde gingen bis in die Sommermonate hinein weiter, und zwar in den ver- 
schiedenen "Jugendghettos" rund um die Universitäten (Mord an Rick Dowell 
und Harry Rice in Lawrence, Kansas). Im Herbst kehrten viele wieder an die 
Uni zurück, den Kopf voller Aktionsvorschläge und Ideen und es passierte - 
nichts. Während McGoverns Wahlkampagne 1972 "verschwand" ein großer Teil 


3.* Students for a Democratic Society. 
4. Kirkpatrick Sale, "SDS", Random House, 1973, $. 636f. 
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der Studentenbewegung einfach und die vielbeschworene "Wiederkehr der 
fünfziger Jahre" setzte allerorts ein. Wie konnte das geschehen? Um die Frage 
zu beantworten, müssen wir die Struktur der Studentenbewegung in dieser Zeit 
des Widerstands gegen die Regierungsstrategie und die Antwort des Kapitals 
darauf betrachten. 

Im Nachhinein wird deutlich, daß die größte Schwäche der Studenten- 
bewegung inhaltlicher Art war: sie war unfähig, die Zinkommensfrage ganz 
allgemein zu thematisieren. Und sie war unfähig, an Lohnkämpfe in anderen 
Gesellschaftsbereichen anzuknüpfen. Sicher gab es einzelne Kämpfe, die 
durchaus erfolgreich waren (so führte der Angriff auf das Notensystem zu ei- 
ner "Noteninflation", die noch heute anhält; die Revolte gegen autoritäre 
Strukturen und Bürokratie haben zu einer deutlichen Verkürzung des stu- 
dentischen Arbeitstages und weniger Streß geführt, die Arbeitsbedingungen 
wurden verbessert und bestimmte Formen der hierarchischen Spaltung ab- 
geschafft usw.). Aber diese Kämpfe standen in nur mittelbarer und versteckter 
Beziehung zur Lohnfrage und machten es so einfacher, die Universitäten zu 
restrukturieren. Um diese inhaltliche Begrenztheit der Bewegung zu ver- 
deutlichen, ist es zweckmäßig, die Entwicklung des SDS von seinem "Port 
Huron Statement" 1962 bis zu seinem letzten Nationaltreffen 1969 zu be- 
trachten. Am Anfang wie am Ende seiner Aktivitäten sah der SDS die Stu- 
denten als nur am Rande wirkende Kraft an: die Studenten waren immer auf 
der Suche nach den "Arbeitern", entweder um sie zu führen oder um sich von 
ihnen führen zu lassen. In der Tat wirkte der SDS wie die Jugendorganisation 
einer nicht-existenten sozialistischen Partei in ihrer Anfangsphase. Die frühen 
Versuche, in Newark Nachbarschaftskomitees zu organisieren oder die Bür- 
gerrechtsaktionen liegen durchaus auf einer Linie mit der von Johnson und 
Kennedy proklamierten schwerpunktmäßigen Förderung des Humankapitals, 
Jedenfalls betrachtete der SDS die Universität immer nur als K.aderrekrutie- 
rungsstätte und die Studenten als Helfer der "Unterdrückten". Gegen Ende sei- 
nes Bestehens drehten sich die Diskussionen um die Frage: "Wer ist die Arbei- 
terklasse und wo ist ihre Revolution?" Die einen antworteten mit Baran und 
Sweezy: in der dritten Welt. Und die andere Seite meinte: in der unmittelbaren 
Produktionssphäre. Die Logik beider Seiten führt an der Universität vorbei 
und aus ihr heraus: die eine in den Untergrund und die andere in die Fabri- 
ken, mit den bekannten Konsequenzen. Sie übersahen immer, daß der Kampf 
gegen das Kapital genau an der Stelle geführt werden konnte, an der sie stan- 
den. Zudem schloß sich die SDS-Führung, selbst in der Zeit, als der Name der 
Organisation symbolisch für die Kämpfe der Studentenbewegung an der 
Hochschule stand, den Forderungen oft nur zögernd an. So gingen z.B. die 
Proteste gegen Rekrutierung (anti-ranking protest) auf örtliche Initiativen zu- 
rück, die auf eigene Faust handelten und nur halbherzige Unterstützung vom 
SDS erhielten. Doch die Kämpfe konnten sicherlich nur dann einen sy- 
stemsprengenden Charakter annehmen, wenn ihnen eine objektive Analyse der 
Funktion der Studenten in der kapitalistischen Arbeitsteilung zugrundegelegen 
hätte. Und nur wenn man explizit auf die Beziehung zwischen Lohn und Ar- 
beit eingegangen wäre, hätte man sich den Restrukturierungsplänen entgegen- 
stellen können. Doch dieser nächste Schritt kam nicht zustande und von daher 
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konnte die Bewegung, die zum Scheitern der Humankapital-Strategie von 
Kennedy beitrug, der nächsten Offensive des Kapitals nichts entgegensetzen. 


1970-1975 Der "fiskalische" Gegenangriff 


Angesichts des Widerstands gegen seine Humankapital-Strategie beschränkte 
sich das Kapital nicht auf die Wahl einer anderen Taktik, sondern entwickelte 
eine völlig neue Strategie, und die vorherigen Überlegungen zu "Wachstum 
und Arbeitslosigkeit" wurden hinfällig. Nun ging es darum, die Kontrolle über 
die Arbeiterklasse durch einen direkteren Zwang zur Arbeit wiederzugewin- 
nen. Die Nixon-Regierung erkannte klar, welcher grundlegende Fehler in der 
alten Investitionspolitik gemacht worden war: die Wechselwirkung zwischen 
Globalinvestitionen und Output war viel zu weit gefaßt worden. Man hatte 
sich auf ein Universitätssystem gestützt, das die Studentenbewegung nicht in 
den Griff bekam. Der Strategiewechsel fand sein Echo in den Aufsätzen einer 
Reihe von Wirtschaftswissenschaftlern, die erklärten, daß Dennisons statisti- 
sche Belege unbrauchbar seien, und daß der Bildungs- und Forschungsbereich 
niemals einen wesentlichen prozentualen Anteil am Bruttosozialprodukt haben 
könne. Zur gleichen Zeit deutete die Rezession von 1970 bereits an, daß die 
neuen Hochschulabgänger ebenfalls von struktureller Arbeitslosgikeit betroffen 
waren. Die ermordeten Studenten waren noch kaum begraben, da hatte sich 
die Situation schon völlig verändert. 

Nachdem die Entwicklung in der Sackgasse gelandet war, wurde es notwen- 
dig, eine neue Strategie zu entwickeln. Ihr erster Schritt war die "Finanzkrise" 
der Hochschulen. Die roten Zahlen in den Büchern spiegelten nicht mangelnde 
Mathematikkenntnisse wieder, sondern die Unfähigkeit, mit dem Klassen- 
kampf fertig zu werden. Die Universitäten, die 1970 und 1971 finanzielle Pro- 
bleme hatten, waren auch die "Schwachstellen" in der alten Entwicklungsstra- 
tegie gewesen. Man gab sich gar keine Mühe, diesen Zusammenhang zu ver- 
schleiern. So setzte z.B. Earl Fl. Cheit in seinem Buch THE NEW DEPRESSION IN 
HIGHER EDUCATION (Die neue Krise des Hochschulwesens) Politik und Öko- 
nomie gleich. 1971 untersuchte er 41 Colleges und Unis und unterteilte sie in 
solche "ohne finanzielle Probleme", Hochschulen mit "leichten Finanzproble- 
men" und solche (Schande über sie!) "mit ernsthaften finanziellen Schwierig- 
keiten". Interessant sind die von ihm nach Wichtigkeit aufgelisteten Qualitäten, 
die die Unis ohne Finanzprobleme auszeichnen: 

. kaum von Unruhen betroffen 

. gute Ausrichtung des Unterrichts auf das Ausbildungsziel 

. weitgehende Unterstützung durch die Kommune 

. begrenzte Vergabe von Studienbeihilfen 

. genau abgegrenztes Studienpensum, kontrolliertes Wachstum 

. geringere Aufwendungen für die einzelnen Fakultäten 

. Effektivität 

Der Schluß liegt auf der Hand: überleben werden diejenigen Unis, die den 
Angriffen der Studentenbewegung Paroli bieten, die schnell die Polizei rufen, 
die die Fakultäten strengstens kontrollieren und sich kompromißlos gegen jeg- 
liche Lohnforderung stellen. Also: greift durch, dann ist auch euer Haushalt 
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ausgeglichen. Wenn nicht ... Das war natürlich, wenn auch verspätet, Wasser 
auf die Mühlen derjenigen Landes- und Bundespolitiker, die bereits erklärt 
hatten: "Kürzt den Kids die Gelder, bis sie wieder in die Schule gehen wol- 
len!" (wie der Vorsitzende des Haushaltsausschusses von Michigan 1970, in der 
Hitze des Gefechts, meinte). Doch zunächst mußte reiner Tisch gemacht wer- 
den. Den zaudernden Verwaltungsbeamten, die in dem "Bericht über die Stu- 
dentenunruhen" ausführlichst beschrieben werden, mußte die angebrachte 
Selbstkritik verordnet werden. Die Rache war sicherlich süß - offensichtlich 
genug war sie jedenfalls. Doch war auch klar, daß man es nicht einfach bei 
der Beseitigung einiger unentschlossener Unirektoren und einer Handvoll 
"Unruhestifter" belassen und dann zur Tagesordnung übergehen konnte. Es galt 
vielmehr, während dieser Krise eine völlig neue Beziehung zwischen Staatsin- 
vestitionen, Universitätssystem und Arbeitsmarkt herzustellen, die Hand in 
Hand gehen mußte mit den Restrukturierungsplänen des in der Krise befind- 
lichen Kapitals. Denn die alte Struktur hatte sich als unfähig erwiesen, die 
Kontrolle über die Reproduktion von Arbeitskraft zu sichern. 

Die "Haushaltskrise" hatte jedoch nicht nur Strafcharakter, wie z.B. eine 
Bankrotterklärung, sondern sie mündete in einen Neuaufbau, bei dem die 
Macht des Geldes mit der Unmittelbarkeit einer Naturgewalt zu wirken schien. 
Während der durch die Haushaltskrise ausgelösten Panik wurde der Charakter 
der Zuschuß- und Förderungsprogramme deutlich verändert: statt unspezifi- 
sche Zuschüsse zum Bau von Universitätsgebäuden oder an Ausbildungsför- 
derungsfonds zu vergeben, wurde nun den einzelnen Universitäten Rechen- 
schaftspflicht über die Verwendung bewilligter Gelder auferlegt, und die Ver- 
gabe von Studienbeihilfen wurde eingeschränkt. Parallel dazu wurde die Pla- 
nungshoheit der einzelnen Universitäten beschnitten, wie dies für Zeiten 
größerer Restrukturierungsanstrengungen typisch ist. Nach den "Studentenun- 
ruhen" schreibt Frank Newton in H.E.W.: 

"Der Trend zur stärkeren Kontrolle wurde durch die weithin vertretene 
Ansicht, es sei Sache der Behörden, Verantwortungsbewußtsein in der 
Gesellschaft durchzusetzen, noch verstärkt. Es gibt jedoch zwei sehr 
verschiedene Wege, dieses Verantwortungsbewußtsein herbeizuführen: 
eine Strategie besteht in der Stärkung der zentralen Kontrollinstanzen, 
die das System rationalisieren und ordnen sollen. Die andere stärkt die 
Anreize zur Selbstregulierung, indem man mehr Information vermittelt, 
die Wahlmöglichkeiten der Studenten und die Flexibilität der Bildungs- 
institutionen in Hinsicht auf die Verwirklichung dieser: Präferenzen er- 
höht. Die Entscheidung der Behörden, die Universitäten direkter zu 
kontrollieren, entspringt zum Teil ihrer Frustration angesichts der Kom-. 
plexität der Bildungsproblematik und der Schwierigkeit, bei Colleges und 
Universitäten die zur Erfüllung ihrer gesellschaftlichen Aufgabe not- 
wendige Kooperationsbereitschaft herzustellen." 
Mit anderen Worten: die alte Universitätsstruktur mußte weichen und an ihrer 
Stelle sollten universitätsübergreifende Kontrollgremien die Gesamtplanung 
übernehmen. Gleichzeitig mußte allerdings auch ein feinmaschiges Netz zur 
Disziplinierung der Studenten geknüpft werden, das sich nicht auf das alte 
Benotungs- und Selektionssystem stützen konnte. Dies sind die beiden Strate- 
gien, die Herr Newton vorschlägt, wobei er ein Konzept faschistoider Ver- 
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waltungskontrolle mit einer Art Sozialismus für die Studenten mischt, und die 
Fakultäten im Endeffekt einem sozialdemokratischen, produktivitäts- 
steigerndem Reformprogramm unterzogen werden. 

Die Bemerkung über die "Erhöhung der Anreize zur Selbstregulierung" weist 
auf eine neue Beziehung zwischen dem Bildungssektor und dem Arbeitsmarkt 
hin: die grobe Arbeitskräfteplanung der sechziger Jahre mußte wegen der all- 
gemeinen Akkumulationsprobleme, die durch weltweite Lohnkämpfe verur- 
sacht worden waren, fallengelassen werden. Nun wollte das Kapital eine "Re- 
volution der reduzierten Ansprüche" durchsetzen. Aus diesem Grund sollten es 
Bundesregierung und Universitäten von nun an unterlassen, "die weitverbrei- 
tete Ansicht zu verstärken, es bestehe eine direkte Beziehung zwischen dem 
Ausbildungsniveau und der Wahrscheinlichkeit des beruflichen Aufstiegs und, 
daraus folgend, einem höheren sozialen Status und besserem Einkommen." Alle 
Berechnungen, die darauf abzielten, die Profitrate der Universität zu ermitteln 
(Wie macht sich jedes Jahr, das ich an der Uni verbracht habe, im späteren 
Leben jährlich bezahlt?), wurden nach unten korrigiert oder ganz verworfen. 
Dies bedeutete natürlich nicht, daß damit die Uni völlig überflüssig geworden 
wäre, aber sie wird nun in den Arbeitsmarkt integriert. Die mit der 
Berufsausbildung verbrachte Zeit wird zum integralen Bestandteil der "Kar- 
riereleiter" und die Universität steht am unteren Ende dieser Leiter. Sie gilt 
damit nicht mehr als der Ort, an dem das Arbeitskräftepotential eine höher- 
wertige Bildung erfährt, um dann auf einen sich ständig verändernden, aber 
auf jeden Fall höher dotierten Arbeitsmarkt losgelassen zu werden. Das 
charakteristischste Merkmal der Universität in den "ruhigen Siebzigern" war 
von daher auch die "Feudalisierung der Studienfächer". In einer Zeit unsiche- 
rer Arbeitsmarktverhältnisse strömten die Studenten in die Studienzweige, die 
die höchsten Anforderungen stellten, der betrieblichen Ausbildung am ähn- 
lichsten waren und bezeichnenderweise "praxisorientierte Ausbildung" genannt 
wurden. Die Disziplinierung der Studenten wird nicht auf die alte, schulmei- 
sterliche Weise, also mittels der Noten, erreicht, sondern indem die Arbeit an 
der Uni explizit an die entlohnte Arbeit gekoppelt wird. Die neue, berufsori- 
entierte Ausbildung hat sich nicht nur an den Fachhochschulen durchgesetzt, 
sondern auch im rein universitären Bereich, wo Jura, Medizin, Psychologie 
und Betriebswirtschaft zu den wichtigsten Studienfächern wurden. Die Berufe, 
die der sozialen Kontrolle dienen, wurden so selbst zum Mittel der sozialen 
Kontrolle: der Kontrolle durch Arbeitsplätze, falls es überhaupt welche gab! 

Das eigentliche Planungsproblem ist (nun ganz ausdrücklich) die "Lernbe- 
reitschaft". Überall wird nun die Frage gestellt: Wie anpassungsfähig sind Sie? 
Es sei die Aufgabe der Hochschulen "die lernwilligen Individuen und das Bil- 
dungssystem einander anzupassen", meint Lester C, Thurow.° Es wird leicht 
ersichtlich, wie die direkte Verbindung von Staatsinvestitionen-Universitätssy- 
stem-Arbeitsmarkt die Studentenbewegung der sechziger Jahre zerstören 
konnte. Zunächst zieht sich der Staat vom Campus zurück, da es die neue 
Strategie nicht mehr erforderlich macht, daß er die Integration der Studenten 


5. Lester C. Thurow, "Measuring the Economic Benefits of Education", in Margaret S.Gordon, 
"Higher Education and the Labor Market", McGraw-Hill, 1974, S. 391. In dieser Arbeit, die von 
der Carnegie Commission on Higher Education in Auftrag gegeben wurde, werden die Grundla- 
gen für einen großen Teil der kapitalistischen Planung der Bildungspolitik gelegt. 
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in Armee und Arbeitsmarkt gewährleistet. Als nächstes verliert das herkömm- 
liche Universitätssystem, das sich auf die Zensuren als Disziplinierungs- 
mechanismus stützte, zunehmend an Bedeutung. Drittens läßt die neue Strate- 
gie Raum für Experimente bei den Arbeitsbedingungen, so daß nun Unis ohne 
Mauern, eine freiheitlichere Sexualmoral und, ganz allgemein, mehr 
"Selbstverwaltung" geduldet werden können. Als viertes wird der offene Ras- 
sismus an den Hochschulen abgebaut und die Zulassungspraktiken werden li- 
beralisiert, wobei jedoch das Einkommen den neuen Ausgrenzungsfaktor dar- 
stellt. Da die Studenten die Lohnfrage, d.h. die Entlohnung von Lern-Arbeit, 
nie offen zum Thema machten, konnte das Kapital einerseits Teilforderungen 
nachgeben und andererseits über die Leistungsanforderungen der Bewegung 
das Wasser abgraben. Das Kapital ergreift die Initiative, indem es das Lernen 
als Arbeit begreift und folgerichtig nach seinen eigenen Spielregeln damit 
verfährt. 


1974: Der Lohnkampf 


In diesem Jahr wurde deutlich, daß die Studenten erstmals auf die neue Stra- 
tegie reagierten. Die neuen Proteste an der Uni hatten "ökonomischen" Cha- 
rakter, da die Forderungen im Zusammenhang mit der "Finanzkrise" aufka- 
men, z.B. "keine Kürzung des Bildungshaushalts", "keine Erhöhung der Studi- 
engebühren", "Verteidigung der Studienförderung" usw. Dabei handelte es sich 
nicht nur um sporadische Proteste: im Frühjahr 1975 kam es zu einer ganzen 
Welle von Streiks, Sit-ins und Demonstrationen mit ähnlichen Forderungen, 
und im Nordosten der USA fand auch eine begrenzte Koordination der Aktio- 
nen statt. 

Es ist kein Zufall, daß verschiedene linke Gruppierungen in letzter Zeit 
Flugblätter an den Hochschulen verteilten. Darin werden politische Per- 
spektiven aufgezeigt, wobei der Kampf an der Uni in die allgemeine Krisen- 
strategie der Linken, also die "Verteidigung der Arbeiterklasse gegen die kri- 
seninduzierten Attacken des Kapitals", eingebunden wird. Im Unterschied zur 
früheren Politik des SDS wird nun die Hochschule als wichtige politische Basis 
anerkannt, und sie gilt von daher als Ort, der verteidigt werden muß. Die gän- 
gige Argumentation ist, Kurz gesagt, folgende: die staatlichen Hochschulen 
müssen gegen den finanziellen Würgegriff des Staates verteidigt werden, denn 
der gegen Ende der sechziger Jahre erkämpfte Eintritt von Arbeiterkindern in 
die Uni als "arme Studenten" eröffnete zum ersten Mal weitergehende Bil- 
dungsmöglichkeiten für die Arbeiterklasse. Da Bildung den Einzelnen aber 
befähigt, soziale Zusammenhänge und Kausalitäten in ihrer Vielfalt und Kom- 
plexität zu erkennen, führt Bildung zu politischem Bewußtsein. So können die 
staatlichen Universitäten, indem sie das Fundament für eine gebildetere Ar- 
beiterklasse legen, ganz unbeabsichtigt, zu einem größeren politischen Be- 
wußtsein der Arbeiterklasse beitragen, die dann in der Lage ist, sich dem 
Kampf für den Sozialismus zuzuwenden, anstatt bei rein ökonomischen For- 
derungen stehenzubleiben. Wenn die Revolution eine Frage des politischen 


Bewußtseins der Arbeiterklasse ist, so ist die Bildung logischerweise der 
Schlüssel zur Überwindung dieses Problems. 
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Dieser politische Ansatz schließt nicht nur die Verteidigung der Universität 
ein, er enthält auch eine Analyse der neuen Hochschulkrise. In einem Flug- 
blatt, das von einer Gruppe von "sozialistischen" Dozenten der New York City 
University herausgegeben wurde, findet sich die folgende Argumentation: 

"Die Kapitalisten können nicht ewig damit fortfahren, das Bildungs- 
system zur Steigerung der wirtschaftlichen Produktivität zu benutzen, 
und gleichzeitig erwarten, daß es die bestehenden sozialen Verhältnisse 
konservieren und absichern hilft. Je höher der Wissensstand, je besser 
die Ausbildung des Menschen ist, desto schwieriger wird es, die durch 
Klassengegensatz, Rassismus und Sexismus hervorgerufenen Ungerech- 
tigkeiten, auf die sich die kapitalistische Gesellschaft stützt, aufrechtzu- 
erhalten. Gebildete Arbeiter sind oft gefährliche Arbeiter gewesen, denn 
sie lernen mehr als sie sollen, ... gebildete Menschen haben oft präzisere 
Fragen gestellt und bessere Antworten verlangt. Und ein besseres Le- 
ben... Zuviele Leute erhalten heute zuviel Bildung, sagt die herrschende 
Klasse. Und dies ist der Grund dafür, daß sie die Studentenzahlen redu- 
zieren und Studiengebühren einführen wollen. Es ist auch der Grund für 
die momentane "Krise" des universitären Bildungsbereichs insgesamt. Die 
Sache ist ihnen einfach aus den Händen geglitten..."® 
Bildung ist also von Natur aus befreiend und die Kapitalisten stecken in einer 
Zwickmühle, weil "zuviel Bildung" zwar benötigt wird, aber auch zu Un- 
zufriedenheit bei der Arbeiterklasse führt. Die logische Konsequenz: sie 
schließen die Unis und jagen die Arbeiterklasse zurück in den Sumpf der 
Unwissenheit. 

Abgesehen davon, daß diese Analyse reichlich idealistisch ist, setzt sie auch 
nicht am wesentlichen Punkt an. Was an der Uni geleistet wird, ist Arbeit, 
konkret Lern-Arbeit. Es ist Arbeit zur Vorbereitung auf weitere Arbeit. Ihr 
hauptsächlicher Inhalt ist die Erziehung zur Selbstdisziplin, in der konkreten 
Lernsituation wie auch ganz allgemein. Der spezifische Effekt des Studiums ist 
die Aneignung von gewissen technischen Fähigkeiten, die in bestimmten Be- 
rufen unabdingbar sind und zu einer höheren Produktivität führen. Der allge- 
meine erzieherische Effekt, das Erlernen von Eigenverantwortlichkeit, ist al- 
lerdings weitaus wichtiger: was nützt dem Kapital z.B. ein Ingenieur, der chi- 
nesisch spricht und Differentialgleichungen lösen kann, aber einfach nie am 
Arbeitsplatz auftaucht? Es ist von existentieller Bedeutung für das Kapital, 
daß wir uns programmieren lassen, aber noch wichtiger ist es, daß wir jeder- 
zeit umprogrammierbar sind. Von daher legen unsere zukünftigen "Arbeitge- 
ber" bei Vorstellungsgesprächen weniger Wert darauf, wieviel wir wirklich 
wissen, sondern bemühen sich zu erkunden, wie wir uns in die neue Arbeits- 
situation einfügen können, also wie "wohlerzogen" wir sind. Das Problem des 
‚Kapitals in den sechziger Jahren bestand also nicht darin, daß "Leute, die Ma- 
nagementhandbücher lesen können, genausogut Marx lesen können", wie un- 
sere sozialistischen Freunde behaupten. Was das Kapital wirklich beunruhigte, 
war der effektive Widerstand gegen die Lern-Arbeit, die massive Ablehnung 
der Erziehung in ihrem Sinne. Es gab zuwenig Erziehung, nicht zuviel. Wir 
lernten nämlich gerade im Kampf gegen diese Erziehung! 


6. "Crisis at CUNY", The Newt Davidson Collective, 1974. 
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Wie dem auch sei: was es dem Kapital leicht macht, Lern-Arbeit zu er- 
zwingen und sie, wenn sie verweigert wird, wieder in Gang zu bringen, ist ihr 
nichtentlohnter Status, der ihr den Anschein von persönlicher Wahl gibt und 
den Widerstand dagegen als ebenso individuelles, wenn nicht sogar "psycho- 
logisches" Phänomen erscheinen läßt. So leisten die Studenten, obwohl sie sich 
doch zu bestimmten Zeiten für den fortschrittlichsten Teil der Arbeiterklasse 
hielten, nichtentlohnte Arbeit wie andere Sektoren der Arbeiterklasse auch. 
Dieser Status als Nichtentlohnte hat heute schwerwiegende Folgen für die stu- 
dentische Bewegung und den Klassenkampf insgesamt, denn die Studenten 
können so als billige Arbeitskräfte außerhalb der Uni eingesetzt werden und 
drücken damit das Lohnniveau. Außerdem kann das Kapital, eben weil es sich 
um unbezahlte Arbeit handelt, die Bildungsinstitutionen restrukturieren und 
Arbeitsintensität und Leistungsanforderungen mit nur geringem finanziellen 
Aufwand erhöhen: so faßt der ROTC7, die Werbebehörde der US-Armee, in 
letzter Zeit wieder Fuß an den Hochschulen, weil er seinen Kadetten 
100 Dollar im Monat zahlt - und dies ist nur eines der Beispiele, wie sich die 
Studentenbewegung für einen Apfel und ein Ei spalten läßt.® 

Das gegenwärtige Problem der Studentenbewegung besteht nicht darin, eine 
Allianz zwischen Studenten und Arbeitern aufzubauen, bzw. eine "Verbindung" 
mit der Arbeiterklasse zu suchen. Studenten sind sowieso Arbeiter. Auch geht 
es nicht darum, die öffentlichen Universitäten als Ort "sozialistischer" Erzie- 
hung und "nichtentfremdeter, ganzheitlicher" Arbeit zu verteidigen, denn der 
Inhalt des Klassenkampfes ist der Kampf gegen die Ausbeutung der Arbeits- 
kraft. Vielmehr müssen wir uns den Bestrebungen des Kapitals entgegenstel- 
len, das versucht, die Hochschulen zu kontrollieren, indem es sich die Unent- 
lohntheit der Studenten zunutze macht. Der nichtentlohnten Arbeit können 
sich die Studenten nur entziehen, indem sie Lohn für Lern-Arbeit fordern, 
Diese offensive Forderung wirkt den Plänen des Kapitals direkt entgegen, 
denn sie erschwert es, die Studenten gegen die anderen Arbeiter auszuspielen 
und die Studenten zu spalten. Das Kapital hat die unbezahlte Lern-Arbeit zum 
Teil der Karriereleiter, d.h. zur Basis einer erfolgreicheren Ausbeutung, ' ge- 
macht. Es wird Zeit, dem ein Ende zu setzen. 


7.* Reserve Officers Training Corps. "Das ROTOC ist eine militärwissenschaftliche Abteilung zur 
Schulung von Offizieren, die an fast allen amerikanischen Universitäten etabliert ist und für die 
Studenten am sichtbarsten die Verknüpfung zwischen Universität, Forschung und Kriegswirt- 
schaft repräsentiert. ROTC-Gebäude sind daher bevorzugte Angriffsziele = 


: 3 2 Bzle gingen vor allem 
nach dem Kambodscha-Einmarsch der USA im Mai 1970 massenweise in Flammen auf." (Peter 


M. Michels). 


8. Weite Passagen dieses letzten Kapitels über Lern-Arbeit und die Kritik an der Linken wurden 
der Broschüre "Wages for Students" entnommen, die von Aktivisten während der Studenten- 
streiks in Massachussetts und New York im Frühjahr 1975 erstellt und verteilt wurde. 


DER KAMPF DER ARBEITERKLASSE 
GEGEN DIE KRISE 


DIE EIGENMÄCHTIGE HERABSETZUNG DER PREISE IN ITALIEN: 
AUTORIDUZIONE 


Bruno Ramirez 


Die jetzige Wirtschaftskrise in Italien mit einer Inflationsrate über 25 Prozent, 
weitverbreiteter Arbeitslosigkeit und zunehmender Repression zeigt, wie weit 
das Kapital dazu bereit ist, die Lebensbedingungen der Arbeiterklasse direkt 
anzugreifen. 

Zu den augenfälligen Kennzeichen dieser Krise gehört - in Italien wie in 
anderen kapitalistischen Ländern - die Ausweitung des Klassenkonflikts bis 
unmittelbar in den Bereich der gesellschaftlichen Konsumtion. Die Ar- 
beiterklasse muß ihre Lohnerhöhungen verteidigen, um die ausreichende Ver- 
sorgung mit lebensnotwendigen Waren und Dienstleistungen (Nahrungsmittel, 
Wohnungen, Gebrauchsgüter und Transportmittel) zu sichern. Das drastische 
Ansteigen der Lebenshaltungskosten löst deshalb eine Welle von Kämpfen aus. 
Der massive Eingriff des Kapitals in diesen Bereich ist - vor allem in Italien - 
kein Zufall. Er folgt auf einen langen Zyklus von Fabrikkämpfen, in denen 
eine bedeutende Verbesserung der Löhne und Arbeitsbedingungen erreicht 
wurde. Hier zeigt sich die Geschlossenheit der kapitalistischen Strategie, die 
aufgrund des organisierten Widerstands von großen Teilen der Arbeiterklasse 
offen zu Tage treten mußte. 

Die Praxis der "Selbstreduzierung" - also die Weigerung, die Preisstei- 
gerungen für notwendige Dienstleistungen zu akzeptieren - ist die Antwort, 
die aus diesem Kampfterrain entstanden ist. Der Charakter dieses Kampfes 
wirft für das Kapital wie für die Arbeiterklasse wichtige politische Fragen 
auf. Wie kann dieser Kampf vermittelt und kontrolliert werden? Inwieweit 
fällt der Hauptteil dieses Kampfes in erster Linie einem Sektor der Arbei- 
terklasse zu - den Hausfrauen nämlich als den zentralen Vorkämpferinnen im 
Bereich der gesellschaftlichen Konsumtion? j 

"Autoriduzione" ist kein völlig neues Phänomen in Italien. In Magliana .bei- 
spielsweise, einem der größten Arbeiterviertel Roms, praktizieren etwa 2000 
Familien seit zwei Jahren die Selbstreduzierung: sie kürzen ihre monatlichen 
Mietzahlungen um 50 Prozent. Und dies ist durchaus kein Einzelfall. Neu ist 
die Ausweitung dieser Praxis auf andere Sektoren des notwendigen gesell- 
schaftlichen Konsums, wie den öffentlichen Verkehr, die Stromversorgung und 
die Wohnungsheizung. 


148 zerowork 1 


Im Zusammenhang mit vergleichbaren Praktiken wie Hausbesetzung und or- 
ganisierter Massenaneignung von Lebensmitteln aus Supermärkten, wird deut- 
lich, daß dieser Kampf keinen bloß defensiven Charakter hat. Er wird - wie 
einige Militante ihn genannt haben - ein Kampf für die Wiederaneignung des 
gesellschaftlichen Reichtums, der von der Arbeiterklasse produziert, vom Kapi- 
tal jedoch nicht bezahlt wird. 


Die Explosion der Selbstreduzierungs-Kämpfe 


Als an einem Montag im August 1974 Hunderte von Pendlern feststellten, daß 
der Bus von Pinerolo nach Turin um fast 30 Prozent teurer geworden war, 
hätte kaum einer vorhergesehen, daß so ein relativ unbedeutendes Ereignis 
zum Zündfunken einer neuen Kampfwelle werden würde. Für diese Pendler 
klang die Fahrpreiserhöhung, die während der zweiwöchigen Sommerpause 
von der Buslinie beschlossen worden war, nach einem Akt feiger Provokation. 
Es dauerte nur ein paar Tage, bis einige Aktionen organisiert und die mit 
dieser Buslinie fahrenden Pendler mobilisiert waren. Am nächsten Montag war 
der Aktionsplan fertig. In der Nähe der Endstation des Busses hatten Arbeiter 
Tische aufgestellt, und überall waren Schilder mit der Aufschrift: "Verweigert 
die Fahrpreiserhöhung!". Doch noch wichtiger waren die Ersatz-Busfahrkarten, 
die sie jede Woche herausgaben und zum alten Preis verkauften (normaler- 
weise kaufen die Pendler montags ihre Wochenkarten). Die Busgesellschaft 
reagierte darauf mit der Einstellung des Verkehrs. So gingen Hunderte von 
Arbeitern an diesem Morgen nicht zur Arbeit und setzten ihre Mobilisierung 
fort. Am Nachmittag entsandten sie eine Delegation zum regionalen Verkehrs- 
büro und forderten die Rücknahme der neuen Fahrpreise und die Anerken- 
nung der Ersatz-Busfahrkarten für die Zwischenzeit. Nachdem ein paar Tage 
Druck ausgeübt worden war, ordnete das Büro die Aussetzung der Fahrprei- 
serhöhung an. 

Der Funke war übergesprungen. Innerhalb weniger Tage passierten in der 
ganzen Industrieregion rund um Turin ähnliche Sachen. Am 17. September 
brachte die Regionalbehörde neue Richtlinien für die Fahrpreise im städtever- 
bindenden Verkehr heraus, was die 106 in der Region betriebenen privaten 
Buslinien betraf. Diese Richtlinien setzten die von den Busunternehmen bereits 
erlassenen oder beabsichtigten Tariferhöhungen erheblich herab. 

Die erste Runde der Kämpfe gegen die Preiserhöhungen hatte Früchte getra- 
gen. Doch nun breitete sich die Kampfmethode rasch in anderen Regionen 
Italiens aus und verursachte Chaos in den Gemeinde- und Regionalregierungen 
und den Gewerkschaftsbürokratien. Ende September verurteilten die Medien 
hysterisch diesen Ausbruch "zivilen Ungehorsams", und die Italienische Kom- 
munistische Partei erinnerte die Arbeiter feierlich daran, daß die einzige be- 
rechtigte Kampfmethode der Streik sei. 

Der nächste logische Schritt der Arbeiter war die Anwendung dieser 
Kampfform auf andere Bereiche des gesellschaftlichen Konsums. Die Strom- 
rechnung belastet das Budget der meisten Arbeiterhaushalte besonders, und 
genau darauf richtete sich plötzlich der Kampf. Eine politisch noch explosi- 
vere Wahl wäre kaum denkbar gewesen. Zum einen ist die Elektrizi- 
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tätsindustrie in Italien verstaatlicht, und im ganzen Land gelten einheitliche 
Gebühren. Der Staat würde daher zum direkten Angriffsziel in einem Kampf 
werden, der sich innerhalb der Arbeiterklasse rasch verallgemeinern könnte. 
Außerdem befand sich die öffentliche Kritik an der staatlich kontrollierten 
Elektrizitätsgesellschaft (ENEL) auf ihrem Höhepunkt, weil die jüngsten 
Strompreiserhöhungen zusammenfielen mit einem Skandal um die Parteienfi- 
nanzierung, in den das Unternehmen verwickelt war. Die Politik der ENEL, 
der Industrie ermäßigte Gebührensätze zu gewähren, was einer Art Subvention 
gleichkam (etwa 25 Prozent des Tarifs für Privathaushalte), goß zusätzlich Öl 
ins Feuer, denn viele sahen darin einen offenkundigen Akt von Diskriminie- 
rung. 

Wieder ging die Initiative von den Industriezonen um Turin und Mailand 
aus. Die anfängliche Unterstützung durch örtliche Gewerkschaftsfunktionäre 
oder Gewerkschaftsorgane (z.B. die "Camera di Lavoro" in Turin), war sehr 
hilfreich bei der Mobilisierung der Arbeiter in den Fabriken. So konnte der 
organisatorische Apparat der Fabrikräte für diesen Zweck" genutzt werden, 
besonders nachdem die Leitungen der Fabrikräte ihre Unterstützung für den 
Kampf bekundet hatten. Die Mobilisierung lief meist über den Aufbau von 
"Selbstreduzierungs-K.omitees". Die hatten die Aufgabe, die Stromrechnungen 
der Arbeiter einzusammeln und Ersatz-Rechnungen auszustellen, die nicht 
selten den Stempel der Gewerkschaft trugen. Die Arbeiter trugen dann einen 
neuen, meist um 50 Prozent gesenkten Betrag ein und bezahlten die Rechnung. 

Die Mobilisierung war jedoch nicht auf die Fabriken beschränkt. Als diese 
Praxis auf ganz Italien übergriff, schossen die Selbstreduzierungs-Komitees 
nur so aus dem Boden, und zwar sowohl in städtischen Wohngebieten als auch 
in ländlichen Kleinstädten. In einigen Großstädten wurde der Aufbau von 
Komitees dadurch erleichtert, daß es schon kampferfahrene Stadtteilinitiativen 
gab. Diese Initiativen setzen sich meist aus Delegierten der einzelnen Blocks 
oder Mietshäuser zusammen. Ihre Aufgabe ist es, die Nachbarn zu mobilisie- 
ren, die Aktivitäten verschiedener Wohnhäuser zu koordinieren und Verbin- 
dung zu benachbarten Wohnsiedlungen und Fabriken aufzunehmen. Ein wei- 
terer wichtiger Faktor, der zum Erfolg des Kampfes beitrug, war die Unter- 
stützung durch die ENEL-Arbeiter, die sich oft weigerten, auf Anordnung des 
Unternehmens den Strom abzustellen. Durch diese Kombination aus Fabrik- 
und Stadtteilmobilisierung waren Ende Dezember in jeder größeren italieni- 
schen Stadt Zehntausende von Stromrechnungen gesammelt worden. Turin lag 
mit ungefähr 140 000 gesammelten Rechnungen an der Spitze. 


Hausfrauen - Die Vorkämpferinnen gegen mehr Hausarbeit 


Die besondere politische Bedeutung dieser Kampfwelle liegt darin, daß sie 
eine Verbindung zwischen Fabrik und Stadtteil herstellt. Wie es ein Arbeiter 
aus Neapel erklärte: "In Neapel haben wir in der Vergangenheit mit der 
Selbstreduzierung der Wasser-, Gas- und Stromrechnungen Erfahrungen ge- 
macht; doch das war immer auf einige Gebäude oder einige Stadtteile be- 
schränkt und ist in den Fabriken oder den Gewerkschaften nie auf Sympathie 
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gestoßen. Aber jetzt ist die Situation ganz anders und bietet ein gewaltiges po- 
litisches Potential." (Lotta Continua, 4.10.1974) 

Die größte Wirkung hat diese Mobilisierung aber in den Stadtteilen, da sie 
oft mit anderen Kämpfen wie Hausbesetzungen und Mietkürzungen verbunden 
ist. Die Fabrikarbeiter sind zwar in der Tat oft die Speerspitze der Mobilisie- 
rung gewesen; die Hauptlast des Kampfes wurde aber letzten Endes auf Stadt- 
teilebene ausgetragen. Denn dort stehen die Leute den ENEL-Angestellten 
gegenüber, die kommen, um die Stromgebühren einzuziehen oder den Strom 
abzustellen. Und dort sind sie oft mit der Polizei und den faschistischen 
Gruppen konfrontiert, die zur Zerschlagung des Mobilisierungsprozesses geholt 
werden. Diese Dimension des Kampfes hat gezeigt, daß die Rolle der Haus- 
frauen als zentrale Vorkämpferinnen entscheidend ist. Ihre Rolle ergibt sich 
noch aus anderen Überlegungen. Kaum ein Gegenstand der produktiven Kon- 
sumtion fällt so in den Bereich der Hausfrauenarbeit wie der Stromverbrauch. 
Mit den Strompreiserhöhungen zwingt der Staat die Hausfrauen entweder zur 
Beschleunigung ihrer Arbeit, da sie denselben Umfang an Hausarbeit (Kochen, 
Waschen, Bügeln, Saubermachen usw.) nun in kürzerer Zeit erledigen müssen, 
oder zur Verlängerung des Arbeitstages, da sie mehr Arbeit von Hand machen 
müssen. 

Offensichtlich greift das Kapital auf der Ebene der produktiven Konsumtion 
an, weil es Schwierigkeiten hat, die von den Arbeitern in den Fabriken er- 
reichten Lohnerhöhungen zu stoppen. Obwohl sich dieser Angriff gegen die 
Arbeiterklasse als ganze richtet, versucht er, die dem Kapitalismus zugrunde- 
liegende Arbeitsteilung (Lohnarbeit in der Fabrik gegen nichtentlohnte Haus- 
arbeit) auszubeuten und einen schwächeren Sektor der Arbeiterklasse an- 
zugreifen; d.h. den Hausfrauen soll mehr unbezahlte Arbeit abgepreßt werden. 
Die’ zentrale Rolle der Hausfrauen in dieser Welle von Selbstreduzierungs- 
kämpfen nur als ein Zeichen der Solidarität mit den Fabrikkämpfen anzuse- 
hen, hieße einen sehr wichtigen Prozeß mit leerer linker Rhetorik zuzudecken. 

Die Rolle der Hausfrauen als zentrale Vorkämpferinnen kann nur von ihren 
materiellen Arbeitsbedingungen her verstanden werden, die das direkte Ziel 
des kapitalistischen Angriffs sind. Folglich ist dieser Kampf in einem ganz 
wichtigen Sinne ihr Kampf gegen ihre wachsende Ausbeutung. Erst wenn die- 
ser Punkt klargestellt ist, kann von Solidarität gesprochen werden. 

So gesehen ist der Kampf um die deutliche Senkung der Kosten, die eine 
Familie für ihre produktive Konsumtion aufbringen muß, für das Überleben 
vieler Arbeiterhaushalte sehr wichtig geworden. Dies betrifft insbesondere 
viele der großstädtischen Viertel, wie es sie in Rom und Neapel gibt, wo die 
Leute ihren Unterhalt in marginalen Beschäftigungsverhältnissen (Kleinge- 
werbe, Schwarzmarkt, Prostitution, usw.) verdienen. In den meisten Fällen be- 
steht hier zwischen Kapital und männlichem Brotverdiener kein Lohnverhält- 
nis, oder wenn, ist es weitgehend unstabil; diese Tatsache hat eine Dynamik 
erzeugt, die den Vermittlungsmechanismen der Gewerkschaften entrinnt. Sie 


” Mit "produktiver Konsumtion" der Arbeiterklasse wird ausgedrückt, daß der individuelle Ver- 
brauch der Arbeiterfamilien vom Standpunkt des Gesamtkapitals aus nur dazu dient, die auszu- 
beutende Arbeitskraft am Leben zu erhalten und sich reproduzieren zu lassen. "In der Tat: die 
individuelle Konsumtion des Arbeiters ist für ihn selbst unproduktiv, denn sie reproduziert nur 
das bedürftige Individuum; sie ist produktiv für den Kapitalisten und den Staat, denn sie ist 
Produktion der den fremden Reichtum produzierenden Kraft." (Marx) 
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erklärt auch, warum hier die Praxis der Selbstreduzierung einen höheren Grad 
an Autonomie aufweist, und zwar sowohl in der Richtung als ihrem Inhalt 
nach. Deswegen können die Hausfrauen die Führung übernehmen, die ihnen 
durch das Terrain dieser Kämpfe zugewiesen wird. Es ist zum Beispiel bemer- 
kenswert, daß in vielen Stadtvierteln der Slogan nicht "50 Prozent Reduzie- 
rung" war (die Losung der Gewerkschaftsfunktionäre für die Mobilisierung in 
der Fabrik), sondern: "Laßt uns die Tarife zahlen, die den Bossen berechnet 
werden", was eine Senkung um mehr als 75 Prozent bedeutet. 


Die Gewerkschaft bemächtigt sich 
der Selbstreduzierungs-Kämpfe 


Der Kontrast zwischen Fabrikmobilisierung und Stadtteilmobilisierung wird 
besser begreiflich, wenn wir die Strategie der Gewerkschaften betrachten, mit 
der sie die Selbstreduzierungs-Kämpfe zu kontrollieren und kanalisieren ver- 
suchten - eine Strategie, die an ihre Rolle in der Kampfwelle in den Fabriken 
1969 erinnert. 

Der erste Ausbruch von Selbstreduzierungs-Kämpfen und der Arbeiterge- 
brauch der Fabrikräte (die meistens von der Gewerkschaft kontrolliert sind), 
zwang die Gewerkschaftsfunktionäre zu einer Stellungnahme. Ähnlich war es 
mit der Kommunistischen Partei in vielen großen Arbeitervierteln. Sie war 
damit konfrontiert, daß sich viele Parteimilitante den Kämpfen um die Selbst- 
reduzierung anschlossen und oft sogar die örtlichen Parteisektionen zur Unter- 
stützung der Mobilisierung benutzten. Doch während die Führung der KPI 
diese Praktik bald verurteilte und als "spalterisch" und "Provokation" einiger 
ultralinker Gruppen bezeichnete, war die Situation für die Gewerkschaftsfüh- 
rung viel komplizierter. 

Es steht außer Frage, daß einige örtliche Gewerkschaftsfunktionäre, die oft 
marxistischen Organisationen wie z.B. PdUP/Manifesto angehören, gerade in 
der Turiner und Mailänder Region stark dazu beigetragen haben, die Unter- 
stützung der örtlichen Gewerkschaftsorgane zu bekommen. Aber viele andere 
Gewerkschaftsfunktionäre sahen den Ausbruch der Kämpfe um die Selbst- 
reduzierung in Zusammenhang mit der wachsenden Unzufriedenheit über die 
Obstruktionspolitik der Gewerkschaften in der sich entwickelnden Mobi- 
lisierung gegen die steigenden Lebenshaltungskosten. Der Sekretär der Turiner 
Arbeitskammer drückte dies klar aus: "Unsere Beziehung zu den Menschen 
steht hier auf dem Spiel. Unsere Fähigkeit, eine Alternative entwickeln zu 
können, wird angezweifelt. In den letzten Monaten hat die Glaubwürdigkeit 
der Gewerkschaften einen Tiefstand erreicht ... (um sie zurückzugewinnen), 
genügt es nicht, 50 000 oder 100 000 Lire für die Arbeiter zu fordern. Statt- 
dessen müssen wir uns alternative Lösungen einfallen lassen." (l’Espresso) 

Als diese "alternative Lösung" ins Rollen kam, entpuppte sie sich als die alte 
italienische Gewerkschaftspolitik. Während die untere Führungsebene im 
großen und ganzen die neue Welle von Militanz unterstützte, da sie mit dieser 
Eskalation der Kämpfe direkt konfrontiert war, versuchte die nationale Füh- 
rung, Zeit zu gewinnen und vermied eine klare Stellungnahme. Diese Haltung 
war vor allem von der Notwendigkeit diktiert, das wacklige Bündnis zwischen 
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den drei nationalen Gewerkschaftsverbänden aufrechtzuerhalten, das bereits 
wiederholt von der "Unregierbarkeit" der Arbeiterklasse und der daraus fol- 
genden Krise aller politischen Parteien bedroht worden war. 

Die Strategie des Abwartens begann sich auszuzahlen, als die Rumor-Regie- 
rung Anfang Oktober zurücktrat und dadurch eine lange Regierungskrise aus- 
löste, die bis zum Ende des Monats andauerte. Das Fehlen eines Kabinetts zu 
dem Zeitpunkt, als sich die Bewegung für die Selbstreduzierung rasch im 
ganzen Land ausbreitete, verstärkte zweifellos die Wucht dieser Kampfwelle. 
Also gab man den Gewerkschaften als einziger Institution, die die Eskalation 
kontrollieren und managen konnte, den notwendigen Einfluß bei der Bildung 
der neuen Regierung. Wesentlicher Bestandteil des politischen Konzepts, mit 
dem die Regierung Moro Ende Oktober an die Macht gelangte, war ihre Un- 
terstützung durch die Gewerkschaften. Die Bedingung dafür war, daß die neue 
Regierung sich verpflichtete, wieder nationale Verhandlungen über die An- 
passung der Löhne an die Lebenshaltungskosten zu führen. Eine weitere Be- 
dingung war die Überarbeitung des Tarifschlüssels für die Stromgebühren. 
Von jetzt an mußte die autonome und von der Basis kontrollierte Entwicklung 
der Selbstreduzierungs-Kämpfe gestoppt werden. So verlangten es die Logik 
der Klassenvermittlung und die Glaubwürdigkeit der Gewerkschaften gegen- 
über der Regierung. 

Während der langandauernden Verhandlungen zwischen der Regierung und 
den drei nationalen Gewerkschaftsverbänden, die in dem Abkommen Ende 
Dezember ihren Höhepunkt erreichten, kam es zum offenen Zusammenprall 
der Gewerkschaftspolitik mit der Selbstreduzierungs-Bewegung in den Fabri- 
ken. Die überwiegende Mehrheit der Fabrikräte-Leitungen ordnete die Been- 
digung der Mobilisierung an. Dies bedeutete, daß die Arbeiter, die den Kampf 
weiterführen wollten, in Opposition zu diesen Gewerkschaftsorganen gerieten. 
Die Konfrontation war oft heftig und zeigte, daß die Gewerkschaften weit 
mehr um Glaubwürdigkeit bei der Regierung als bei den Arbeitern bemüht 
waren. 

Im Automobilwerk Alfa-Sud bei Neapel zum Beispiel wurde das anvisierte 
Ziel von 2500 gekürzten Stromrechnungen unter Umgehung des Fabrikrats er- 
reicht. Im Italsider-Stahlwerk in Bagnoli mußten mehrere leitende Mitglieder 
des Fabrikrats auf Druck der Arbeiter zurücktreten, da sie gegen die Mobili- 
sierung waren. 

Trotz dieser und anderer Erfolge, die die Kräfte der autonomen Arbeiter- 
basis in mehreren Fabriken in Italien für sich verbuchen konnten, war klar, 
daß die Mobilisierung für die Selbstreduzierung in der Fabrik durch die Vor- 
gaben der Gewerkschaftspolitik schwer getroffen war. Deshalb hing die Fort- 
setzung des Kampfes in großem Maße von der Stadtteilmobilisierung ab, wo 
sich die Vermittlung der Gewerkschaften als unpraktikabel erwies und wo es 
eine Basis gab, die sich den direkten repressiven Angriffen des Staates wider- 
setzen und Gegenangriffe starten konnte. 

Das neue Abkommen über eine nationale Lohngleitskala, die revidierte 
Stromgebühren enthält, markiert einen wichtigen Schritt im Integrationsprozeß 
der Gewerkschaften in den kapitalistischen Staatsapparat. Die Ausweitung ih- 
rer Verhandlungsfunktionen in den politisch explosiven Bereich der notwendi- 
gen Konsumtion macht die Gewerkschaft zu einem entscheidenden Partner der 
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kapitalistischen Planung in diesem Bereich. Die Gewerkschaften beteiligen sich 
nicht nur an der Bestimmung der Löhne und ihrer Verteilung, sondern sie be- 
teiligen sich auch an der Kontrolle über die Verwendung der Löhne im Bereich 
der gesellschaftlichen Konsumtion. 

Rückblickend betrachtet hatte die Vorgehensweise der Gewerkschaften noch 
andere wichtige Auswirkungen auf die Dynamik der Kämpfe. Ihre Einmi- 
schung hatte die Funktion, die zunächst autonomen Verbindungen zwischen 
der Fabrik- und der Stadtteilmobilisierung zu kappen. Danach versuchten sie, 
eine neue Verbindung "von oben" durchzusetzen, indem sie zusammen mit dem 
Staat die neuen Stromtarife und deren Akzeptanz regelten. Dies veranschau- 
licht deutlich die entscheidende politische Bedeutung der Gewerkschaften im 
Zusammenhang mit Italiens wirtschaftlicher und politischer Krise: sie sind die 
einzige Institution, die zwischen dem Arbeiter als Lohnempfänger und dem 
Arbeiter als Konsument notwendiger Waren und Dienstleistungen vermitteln 
kann. Die Ausbeutung nichtentlohnter Arbeiterinnen - vor allem der Haus- 
frauen - wird damit weiterhin unterschlagen. " 


Die Zukunft der Selbstreduzierungs-Kämpfe 


Das Abkommen hat jedoch nur ein Kapitel dieses Kampfes abgeschlossen. Die 
Praxis der Selbstreduzierung hat deswegen nicht aufgehört; besonders in den 
Stadtteilen geht sie praktisch unbeeinflußt von der gemeinsamen Gewerk- 
schafts- und Regierungspolitik weiter. Auch die Mobilisierung in den Fabri- 
ken ist nicht völlig gestoppt worden. Die letzten Monate haben bewiesen, daß 
der Kampf in immer mehr Fabriken wiederauflebt. Ein Antrag, den Kampf 
um die Selbstreduzierung der Stromrechnungen zu unterstützen, wurde bei ei- 
nem Sondertreffen von 1000 Arbeiterdelegierten kürzlich in Mailand ange- 
nommen. Dies zeigt, auf welchen Widerstand die Gewerkschaften bei den Ar- 
beitern noch immer stoßen. Dieses neue Aufbegehren wurde zum Teil ausge- 
löst durch die Reaktion der Arbeiter auf die ab Januar geltenden neuen 
Stromtarife. Grundlage der neuen Tarife ist die Einstufung der Haushalte nach 
ihrem Stromverbrauch. Tatsächlich erhöhen sich durch die neuen Tarife für 
eine typische Arbeiterfamilie die Kosten um 33 Prozent. 

Viele meinen, daß es sich lohnt, gegen diese Erhöhung zu kämpfen. Be- 
sonders für die Millionen Hausfrauen bedeutet eine zwangsweise Senkung des 
Stromverbrauchs mehr Arbeit, weil die normalerweise mit elektrischen Geräten 
erledigte Hausarbeit nun von Hand gemacht werden muß. 

Die jetzige Politik des italienischen Kapitals will das Konsumniveau senken, 
um an der Wirtschaftskrise herumzuflicken. Es ist klar geworden, wie sehr die 
Last dieser politischen Operation auf den Schultern der Hausfrauen liegt. Sie 
macht es möglich, aus den Hausfrauen ein neues Maß an unbezahlter Arbeit 
herauszupressen, ohne eine ernsthafte Inflation auszulösen. 

Die jetzige italienische Krise hat mit ungewöhnlicher Schärfe gezeigt, welche 
Bedeutung der Haushalt als ein Teil der Produktion hat, und daß die Haus- 
frauen an vorderster Stelle gegen die kapitalistische Planung in diesem Bereich 
kämpfen. 


Februar 1975 
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EINLEITUNG 


Mit der ersten Ausgabe von ZEROWORK, die letztes Jahr herauskam, sollte die 
Analyse der gegenwärtigen Krise vom Klassenstandpunkt aus begonnen wer- 
den. Die Krise - so behaupteten wir - wurde durch einen Kampfzyklus der 
Arbeiterklasse hervorgerufen, in dem die keynesianische Strategie der Ent- 
wicklungsplanung untergraben wurde, die das Kapital nach dem Krieg ent- 
wickelt hatte. Diese Kämpfe tauchten in der ganzen Welt auf, aber wir be- 
schrieben sie zunächst an Nordamerika und Westeuropa. Ausgehend von einem 
erweiterten Begriff der Arbeiterklasse, der sowohl die Nichtentlohnten wie die 
Entlohnten einschloß, machten wir uns daran, die neuen Formen ihres Han- 
delns zu untersuchen: im Lohnkampf, im Widerstand gegen Produktivitätsstei- 
gerungen, im Kampf um Autonomie gegenüber ihren offiziellen Organisatio- 
nen, und in den neu geschaffenen Beziehungen zwischen den Beschäftigten 
und Unbeschäftigten, zwischen den Entlohnten und Nichtentlohnten, sowie 
zwischen den verschiedenen Sektoren in jeder dieser Gruppen. Die Gesamtheit 
dieser Aktivitäten bezeichneten wir als die Verweigerung der Arbeit. An den 
Kämpfen der Staatsangestellten, Sozialhilfeempfänger, Automobil- und Postar- 
beiter, der Bergleute, Studenten und Hausfrauen versuchten wir im einzelnen 
zu zeigen, daß Inhalt, Richtung und Wechselwirkung dieser Aufstände nicht 
bloß eine weitere zyklische Dysfunktion des Systems, sondern eine historische 
Krise des Kapitals selbst hervorriefen. 

In dieser zweiten Ausgabe entwickeln wir die Analyse weiter, wobei wir uns 
besonders auf den internationalen Charakter konzentrieren, der sowohl den 
Kampfzyklus wie die kapitalistische Antwort und Gegenoffensive kennzeich- 
net. Alle Artikel verfolgen das Ziel, die internationale Zusammensetzung der 
Arbeiterklasse zu bestimmen, die mit der Zirkulation der Kämpfe zwischen 
verschiedenen Sektoren und Regionen rund um die Welt verbunden ist. Diese 
Frage bezieht sich nicht einfach auf die Mobilität von Kapital und Arbeit 
oder die Internationalisierung als solche, sondern es geht um die politische 
Neuzusammensetzung der weltweiten Arbeiterklasse und die gleichzeitige Re- 
strukturierung des Weltkapitals in der Krise. Wir fragen also danach, wie die 
Arbeiter überall dem Kapital ihre Bedürfnisse in neuer Weise aufzwingen, und 
wie das Kapital neue Akkumulationsformen schafft, in denen diese Bedürf- 
nisse entweder integriert oder zerschlagen werden. 

Kaum jemand bezweifelt, daß sich die Krise im Weltmaßstab entwickelt hat 
und daß diese kritische Phase vom Kapital dazu benutzt wird, eine neue inter- 
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nationale "Ordnung" durchzusetzen. Aber ständig wird erklärt, es handele sich 
dabei um eine Frage der Konflikte und Geschäfte zwischen Ländern oder 
Ländergruppen, die den internationalen Kredit, die terms of trade, Auslands- 
hilfe usw. betreffen - seien diese Länder nun industriell "fortgeschritten", 
"entwickelnd", "unterentwickelt" oder "sozialistisch". Dies ist der Ausgangs- 
punkt aller Imperialismustheorien gewesen, ob liberal, radikal oder "marxi- 
stisch". Daher besteht die Tendenz, den wirklichen Klassenkampf heute in den 
hauptsächlich diplomatischen Anstrengungen der progressiven Dritte-Welt-Re- 
gierungen (und nun der Vierten Welt usw.) auszumachen, eine Neue Weltwirt- 
schaftsordnung herbeizuführen, in der die Ungerechtigkeiten des Weltmarktes 
durch Entwicklung korrigiert werden. Das Thema des Imperialismus wird da- 
mit auf der einen Seite zur endlosen esoterischen Diskussion über Produkti- 
onsweisen und Abhängigkeitsformen und auf der anderen Seite zum Jammern 
über den Tod (oder wenigstens die Grenzen) des Klassenkampfs in den "fort- 
geschrittenen" Ländern. In diesen Ländern sei Entwicklung eine Frage der 
Klassenkollaboration, während die wirklichen Opfer der Ausbeutung - nun 
gleichgesetzt mit Unterentwicklung - die nationalen Okonomien der Dritten 
Welt seien. Im Endeffekt werden die Arbeiter der Dritten Welt zu Partnern 
des Staates erklärt, was das Problem der nationalen Selbständigkeit betrifft. 
Ironischerweise wird ihnen damit genau die Position zugewiesen, in der ihre 
Kollegen im Westen angeblich endeten: Partner des Kapitals bei der wirt- 
schaftlichen Entwicklung. Der Unterschied besteht nur darin, daß in dem 
einen Fall von weltweiter Kapitalakkumulation, in dem anderen von soziali- 
stischer Akkumulation gesprochen wird. Es ist daher nicht überraschend, daß 
sich vom liberalen Flügel des westlichen Kapitals bis zu den leidenschaftlich- 
sten Dritte-Welt-Sympathisanten alle über das Rezept zur Heilung der Unter- 
entwicklung einig sind: Förderung von arbeitsintensiver Produktion. Die Men- 
schen sollen also zu produktiver Arbeit angehalten werden - genauso wie im 
Westen die kapitalistische Krise mit der Vollbeschäftigung gelöst werden soll. 
Es ist tatsächlich schwierig, diese Perspektive, die Ideologien der nationalen 
Befreiung, des ökonomischen Nationalismus und des sozialistischen Aufbaus zu 
durchbrechen - aber es muß getan werden und diese zweite Ausgabe von 
ZEROWORK soll dazu beitragen. Wenn wir im Klassenkampf den Dreh- und 
Angelpunkt der internationalen Kapitaldynamik sehen, dann geraten wir mit 
der gesamten imperialismus-theoretischen Tradition in Konflikt. Das beginnt 
bereits bei der Frage nach den Ursprüngen der imperialistischen Expansion. 
Wir weisen nicht nur die Vorstellung zurück, nach der ihr Ausgangspunkt eine 
Art von Klassenübereinkunft im Westen gewesen sei. Vielmehr behaupten wir, 
daß die steigenden Auslandsinvestitionen, insbesondere die der USA in den 
letzten 30 Jahren, eine direkte Antwort auf die /ntensivierung des Klassen- 
kampfs im eigenen Land vor und nach dem Zweiten Weltkrieg waren - vor 
allem in Sektoren wie Kohle, Gummi und Transport. Nach dem Krieg wurde 
die Umstellung der US-Wirtschaft auf Zivilproduktion mit der Stabilisierung 
und Durchdringung von Westeuropa und dem entkolonialisierten Asien und 
Afrika verknüpft, um auf diese Weise eine internationale Lohnpyramide zu 
schaffen. Die Macht der Arbeiter sollte damit in allen Regionen der Welt un- 
terlaufen werden und auf dieser Basis liessen sich die stärksten Klassensekto- 
ren durch die Kapitalmobilität in Schach halten und die Voraussetzungen für 
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den Eintritt neuer bäuerlicher Gruppen in die multinationale Fabrik besser 
kontrollieren. 

Als der auf dieser Strategie beruhende Wachstumszyklus, von dem Westeu- 
ropa und Japan am meisten profitierten, an seine Grenzen stieß, wurde er von 
einer neuen Entwicklungsdekade in den 60er Jahren abgelöst, die auf Investi- 
tionen in produktivitätssteigernde Technologien und ins "Humankapital" ba- 
sierte. Aber auch diese Strategie wurde von einem Aufschwung des Kampfes 
gewaltsam blockiert. Guerillabewegungen in der ganzen Welt, vor allem jedoch 
in Südostasien, bildeten zusammen mit den Aufständen der Nichtentlohnten im 
Westen (Frauen, Schwarze, Studenten usw.) eine massive Verweigerung der an- 
gebotenen Entwicklung. Zu Beginn der 70er Jahre führte diese Situation zu 
einer tiefgehenden internationalen Krise des Kapitals. Es mußte nach neuen 
Formen der Repression und der globalen Umstrukturierung suchen, Entwick- 
lung und Unterentwicklung in einer neuen Struktur miteinander verbinden, so 
daß die Dritte Welt aufhörte, eine besondere Situation darzustellen. 

Als sich die internationale Zirkulation des Klassenkampfs beschleunigte und 
das Kapital im Gegenzug zu einem zunehmend geplanten und integrierten 
Weltsystem wurde, ließ sich Unterentwicklung immer weniger an bestimmten 
geographischen Gebieten festmachen. Die Unterentwicklung war kein durch 
"Modernisierung" zu überwindender ursprünglicher Zustand, und nun war sie 
auch nicht mehr bloße Wechselwirkung zwischen nationalen Ökonomien, zwi- 
schen Metropole und Peripherie. Überall entfernte sich der Klassenkampf von 
der nationalen Entwicklung - sei sie kapitalistisch oder sozialistisch - und 
rückte die Verweigerung der Arbeit und die Forderung nach dem gesellschaft- 
lichen Reichtum ins Zentrum. Die Herbeiführung von Entwicklung und Un- 
terentwicklung wurde damit zum strategischen Rahmen und zur Waffe des 
Kapitals, mit der es die wachsende proletarische Macht zersplitterte und eine 
neue Geographie der Arbeitskraft und der Ausbeutungsformen schuf. An die 
Stelle einer klaren Trennung zwischen einem entwickelten Westen und einer 
unterentwickelten Dritten Welt trat eine komplizierte Struktur: rapide Akku- 
mulation im Mittleren Osten, ungleichmäßige Entwicklung in Brasilien, Hun- 
ger in der Sahel-Zone und eine rapide Investitionsflucht aus Italien, England 
und der Stadt New York, die zur "Unterentwicklung" der Metropole führt. 

Die Internationalisierung des Klassenkampfs wurde zur wachsenden Heraus- 
forderung und zwang das Kapital, sowohl seine Kreisläufe wie seine Kon- 
trollinstrumente (vor allem den Staat) mehr und mehr zu internationalisieren. 
Dadurch wurde klar, daß die wirkliche "Anarchie" des Kapitals nicht in der 
Konfrontation zwischen "reichen" und "armen" Nationen, auch nicht in den 
Widersprüchen der internationalen Konkurrenz, sondern in der weltweiten 
Auseinandersetzung zwischen Klassen liegt. Letztendlich ist der Klassenkampf 
das einzige unplanbare und anarchische Element der kapitalistischen Gesell- 
schaft. Das Vorgehen des Kapitals gegen diese international anwachsende 
Kampfbewegung hat die innerimperialistischen Rivalitäten zweitrangig ge- 
macht, was an folgenden Beispielen deutlich wird: Die USA verkaufen der 
Sowjetunion Getreide und helfen damit dem Kreml, mit den Kämpfen der 
russischen Landarbeiter fertig zu werden. Auf dem Höhepunkt der italieni- 
schen Arbeiterrevolte investiert Libyen bei Fiat. Nach einem erfolgreichen 
Kampf um die Nahrungsmittelpreise in Polen wird Osteuropa von westlichen 
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Banken mit Krediten unter Druck gesetzt. China bemüht sich um bessere Be- 
ziehungen zu den Regierungen von Malaysia und den Philippinen, während in 
diesen Ländern aufständische Bewegungen andauern. Und Nordvietnam ver- 
schifft während eines Streiks der britischen Bergarbeiter Kohle nach England. 
Ali dies weist auf die ansteigende Konzentration und Koordination von multi- 
nationaler Staatsmacht und die wachsende Kooperation zwischen kapitalisti- 
schen und sozialistischen Staaten hin und zielt darauf, einen allgemeinen 
Kampf der Arbeiterklasse um die Aneignung des international produzierten 
Reichtums zu blockieren. "Imperialismus" kann heute nur noch als Dynamik 
der weltweiten Konfrontation zwischen Kapitalstrategie und Arbeiterkampf 
verstanden werden. 

Die gegenwärtige Phase der Klassenbeziehungen in der internationalen Krise 
zeigt nicht nur das Ausmaß des kapitalistischen Gegenangriffs: Einsatz von 
Entwicklung und Unterentwicklung, angebliche Energie- und Nahrungsmittel- 
Knappheiten, monetäre Erpressung usw. Sie macht auch die Grenzen dieses 
Angriffs deutlich. In Ländern wie Chile, Portugal, Afghanistan oder Bangla- 
desch hat die Arbeiterklasse in der Tat schwere Niederlagen erlitten und es ist 
äußerst wichtig, diese Vorgänge zu verstehen. Aber offensichtlich hatte das 
Kapital an vielen Orten große Probleme bei der Durchsetzung der Austerität. 
In Argentinien hat der Militärputsch nicht zu chilenischen Verhältnissen, son- 
dern zu einem endemischen Bürgerkrieg geführt. In Italien haben die von den 
Kommunisten gepredigten Opfer eine fast kriegsähnliche Konfrontation aus- 
gelöst. In Polen und Ägypten machten es massenhafte Krawalle unmöglich, die 
Nahrungsmittel zu verteuern. Hinter der Verfassungskrise in Kanada, die 
durch den jüngsten Wahlsieg der Quebec-Separatisten ausgelöst wurde, steht 
eine Krise der nationalen Wirtschaft, die von unkontrollierbaren Forderungen 
der: Arbeiterklasse hervorgerufen wurde. In Mexiko antworteten Landarbeiter 
mit weitverbreiteten Landbesetzungen auf das Anti-Inflations-Programm der 
Regierung. Was die USA betrifft, so wird zwar von einem Trend zu Neuinve- 
stitionen gesprochen, da die Verhältnisse hier im Vergleich zum größten Teil 
der übrigen Welt relativ stabil seien. Aber "der Zustand der Nation" wird am 
besten in den Worten des jüngsten Berichts der Task Force on Disorders and 
Terrorism (Ad hoc Kommission Unruhen und Terrorismus) zusammengefaßt: 
"Die momentane Ruhe ist trügerisch. Es muß eindringlich vor der Illusion ge- 
warnt werden, daß in den Vereinigten Staaten die Zeit der Unruhe vorbei sei. 
Viele der klassischen Indikatoren für Unruhen sind eindeutig vorhanden, und 
es bedarf nur eines geringen Stimulus, um sie zu aktivieren." (Mehr über den 
Bericht findet sich in der New York Times vom 3. März 1977) 

In diesem Kontext und aus dieser Perspektive versuchen die Artikel in der 
zweiten Ausgabe von ZEROWORK die internationale Krise zu analysieren. Mit 
ihnen soll ein theoretischer Rahmen entwickelt werden, in dem wir die Ent- 
stehung einer Strategie der internationalen Arbeiterklasse begreifen können. 


Dieses Heft beginnt mit einem langen Teil von Harry Cleaver, "Nahrung, 
Hunger und die internationale Krise", das die Nachkriegsetappen des Klassen- 
kampfs in Bezug auf Nahrungsmittel und Landwirtschaft untersucht. Cleaver 
zeigt, wie die vielfältigen ländlichen Aufstände zusammen mit den Kämpfen 
der städtischen Arbeiter um Angebot und Preis der Nahrungsmittel zu einer 
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Abfolge von Entwicklungs-Unterentwicklungs-Strategien geführt haben. Mit 
diesen Strategien versuchte das Kapital, die Produktion auszuweiten und welt- 
weit zu integrieren: Betonung der Industrie und Ausbeutung der Landwirt- 
schaft nach dem Krieg, Beendigung der Grünen Revolution und der Entwick- 
lungsdekade, und schließlich die Herbeiführung von Nahrungsmittelknappheit 
und Hungersnot. An diesen Etappen analysiert Cleaver, wie die Kämpfe zwi- 
schen Land- und Industriearbeitern in einzelnen Ländern, zwischen einheimi- 
schen und eingewanderten Arbeitern in Regionen, und zwischen Arbeitern in 
der Ersten, Zweiten und Dritten Welt zirkulierten. Zugespitzt wird dies in ei- 
ner Diskussion der gegenwärtigen internationalen Klassenauseinandersetzung 
bezüglich der grundlegenden Existenzmittel. 

Philip Matteras Artikel, "Vietnam: Sozialimus und der Kampf gegen die Ar- 
beit", nimmt einige der Themen in Cleavers Teil wieder auf, indem er sich auf 
die Geschichte des Klassenkampfes in einem Land konzentriert, das eine zen- 
trale Rolle in der Nachkriegsperiode gespielt hat. Die Entwicklung der revolu- 
tionären Aktivität gegen Frankreich, Japan und die USA wird von Mattera 
neu interpretiert: sie zielte nicht bloß auf die Abschaffung der kolonialen und 
neokolonialen Herrschaft, sondern drückte die Weigerung der vietnamesischen 
Arbeiter aus, sich an der multinationalen Fabrik zu beteiligen. Die Etablierung 
des Sozialismus im Norden nach 1946 und im Süden 1975 war nicht der Sieg 
dieses Kampfes, sondern veränderte nur seine Bedingungen. Der Widerstand 
der Arbeiterklasse gegen alle Formen der Kapitalakkumulation geriet nun mit 
den staatlichen Plänen für eine Industrialisierung im sowjetischen Stil in Kon- 
flikt. Folglich geht Mattera bei seiner Diskussion des heutigen Vietnams über 
die aktuelle Debatte unter den Linken hinaus, die sich auf die Menschenrechte 
und die Verpflichtung der USA zu Wiederaufbauhilfen bezieht. Er will auf 
den wachsenden Konflikt zwischen den Forderungen der Menschen nach 
größerem Zugang zum gesellschaftlichen Reichtum und den staatlichen Be- 
mühungen um Vietnams Integration in die Weltwirtschaft aufmerksam machen 
- eine Situation, die die Krise des "Dritte-Welt-Sozialismus" veranschaulicht 
und die Frage nach Alternativen zu ihm aufwirft. 

Der Artikel von Christian Marazzi, "Das Geld in der Weltkrise", analysiert, 
wie der Kampfzyklus nach dem Krieg eine immer tiefgreifendere Krise des 
internationalen Geldsystems erzeugt hat, die mit der allgemeineren Krise des 
Kapitals verbunden ist. Da die monetäre Instabilität mit der Unruhe in der 
gesellschaftlichen Produktion und Reproduktion zusammenhängt, entsteht 
durch die Inkonvertibilitätserklärung der USA von 1971 eine Situation, die 
eine neue Phase von geplanter Entwicklung und weiterer Vergesellschaftung 
des Kapitals unmöglich macht. Marazzi zufolge stellt sich daher die gegenwär- 
tige internationale Klassenauseinandersetzung auf der Ebene der monetären 
Dynamiken als "permanenter Notstand" dar. Dabei wird der monetäre Terro- 
rismus dazu benutzt, den Lohnkampf zu schwächen und die Klasse davon 
abzuhalten, die Herrschaft des Kapitals grundsätzlich in Frage zu stellen. Mit 
der zunehmenden Zentralisierung von multinationaler Staatsmacht und der 
gleichzeitigen Regionalisierung der Austeritätspolitik versucht das Kapital, die 
Unentschiedenheit aufrechtzuerhalten: auf der einen Seite wächst die Macht 
des Internationalen Währungsfonds, und auf der anderen Seite entwickelt sich 
die Sozialdemokratie zum Vollstrecker der Sozialstaats-Kürzungen. 
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Donna Demacs und Philip Matteras "New York Entwickeln und Unterent- 
wickeln" betrachtet diese monetären Triebkräfte anhand der beispielhaften 
Kämpfe in der Stadt, die im Zentrum der "Haushaltskrise" stand. Zunächst 
stellen sie die Kämpfe von Sozialhilfeempfängern, Arbeitern im öffentlichen 
Dienst und im Privatsektor usw. dar und zeigen, wie die einzigartige Wechsel- 
wirkung zwischen diesen Kämpfen in den 60er und frühern 70er Jahren die 
soziale Ordnung der Stadt aushöhlte. Danach beschreiben Demac und Mattera 
die Formen des kapitalistischen Gegenangriffs in New York. Durch Kürzun- 
gen bei den Staats- und Bundeshilfen für die Stadt und durch die Herbeifüh- 
rung einer Schuldenkrise setzten Geschäftswelt und Regierung massive Haus- 
haltskürzungen durch, entließen Zehntausende der städtischen Arbeiter und 
ließen sogar die Maske der demokratischen Herrschaft fallen. Mit all diesen 
Maßnahmen versuchten sie, die arbeitenden Menschen der Stadt wieder unter 
Kontrolle zu bekommen und damit der Bedeutung von New York für das 
Weltkapital gerecht zu werden. 

Der Artikel über New York schließt diese Ausgabe nicht nur ab. Er bildet 
zugleich den Ausgangspunkt für einen der Hauptaspekte der Forschung und 
Analyse, die sich die an ZEROWORK Beteiligten vorgenommen haben. Einige 
von uns arbeiten bei der weiteren Untersuchung der aktuellen Krise mit einer 
Gruppe in New York zusammen. Dabei wollen wir beobachten, wie die Au- 
steritätspolitik und die Arbeitsintensivierung in der gesellschaftlichen Fabrik 
das Leben und die Kämpfe der Menschen in New York berührt haben. An 
dieser beispielhaften Stadt interessieren uns vor allem die neuen Formen der 
Klassensegmentation und deren Ausdruck in den verschiedenen Alternativen 
zur festen Lohnarbeit, die die Menschen gewählt haben oder zu denen sie 
gezwungen wurden. Dazu gehören das Leben von Arbeitslosenversicherung 
oder Wohlfahrt, Teilzeit- und Gelegenheitsjobs, Prostitution und Kriminalität. 
Wir wollen uns damit nicht an der Stadtsoziologie oder Arbeitsmarktforschung 
beteiligen, sondern herausfinden, wie verschiedene Sektoren der Klasse mit 
der Austerität fertigwerden und mit welchen Organisationsformen sie die Au- 
sterität bekämpfen. 

Andere von uns werden die kapitalistische Gegenoffensive an den drei ent- 
scheidenden Fronten - Nahrungsmittel, Energie und Geld - weiter untersu- 
chen. Sehr genau werden wir die entstehenden Strategien der Arbeiterklasse 
zur Verteidigung gegen diese Angriffe studieren und hoffen, dadurch die 
Mechanismen sowohl der weltkapitalistischen Planung also auch der internatio- 
nalen Zirkulation des Klassenkampfs aufzuhellen. Schließlich wollen wir die 
Krise des Sozialismus ausführlicher untersuchen, die in den Artikeln von 
Cleaver (Osteuropa und Sowjetunion) und Mattera (Vietnam) in dieser Aus- 
gabe angesprochen ist - insbesondere an China. 

Wieder andere von uns sind an einer laufenden Forschung zur Geschichte 
der Arbeiterklasse beteiligt. Insgesamt sind wir ein Netz von Militanten, das 
gegenwärtig in New York City, Rochester, Texas und Montreal über Zentren 
verfügt und dem Kollektive in England und Italien angeschlossen sind. Wir 
haben keine Ambitionen, irgendeine Art von Partei zu bilden, sondern bemü- 
hen uns um einen umfangreicheren neuen Beitrag zur internationalen Debatte 
über die Krise und die Antwort der Arbeiterklasse. Die erste Ausgabe von 
ZEROWORK begann mit der Feststellung: "Die gegenwärtige kapitalistische 
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Krise macht das Problem der revolutionären Organisation der Arbeiterklasse 
dringlicher." Dieses Problem bleibt natürlich wichtig und das grundlegende 
Anliegen von ZEROWORK. In den kommenden Ausgaben soll es ausdrücklicher 
angesprochen werden, da wir uns mit der Entwicklung und Verbreitung von 
organisatorischen Strategien beschäftigen, die der Autonomie der Arbeiter- 
klasse nicht widersprechen. Das ist selbstverständlich nicht das Projekt von 
ZEROWORK alleine, sondern wir hoffen, daß ZEROWOoRK ein Forum werden 
kann, in dem die grundlegenden Fragen des Kampfes in einer neuen und völ- 
lig undogmatischen Weise diskutiert werden. Wir fordern euch zur Beteiligung 
an diesem Projekt auf. 


NAHRUNGSMITTEL, HUNGER UND 
DIE INTERNATIONALE KRISE 


Harry Cleaver 


In den letzten Jahren hat eine zunehmende Zahl radikaler Gesellschaftskritiker 
die 1972 auftauchende Nahrungsmittelkrise untersucht und darüber geschrie- 
ben. Sie haben über diese Periode des Getreidehandels und der steigenden 
Preise im Westen sowie des Hungers in Afrika und Asien gegrübelt. Sie ver- 
suchten zu verstehen, wie aus den Lebensmittelüberschüssen der 60er Jahre die 
Knappheit der 70er Jahre geworden ist. Sie wollten die Ursachen benennen 
und die dafür Verantwortlichen herausfinden, um mit politischem Druck an 
der richtigen Stelle die Nahrungsmittelversorgung dauerhaft sichern zu können. 
Diese Arbeit hat viele nützliche Informationen geliefert und eine Reihe ge- 
fährlicher Mythen zerstört. Dennoch ist sie in eine Sackgasse geraten, da sie 
die Ursachen für die Krise nicht ausreichend bestimmen konnte. Sie wies da- 
her die Kämpfe zeitweilig in Richtungen, die sich nun als kontraproduktiv 
erweisen. Wir können dieser Sackgasse entrinnen. Dazu müssen wir zunächst 
sehen, wo die Ursachen für diese Fehler in den ansonsten wertvollen Studien 
zu finden sind. 

Folgendes sind die wichtigsten Ergebnisse der neueren Untersuchungen: er- 
stens haben sie den Mythos zerstört, die Lebensmittelkrise sei ein durch Wet- 
terbedingungen oder Naturkatastrophen hervorgerufenes Naturphänomen; 
zweitens haben sie das Argument widerlegt, diese Krise beruhe auf einem Be- 
völkerungswachstum, das über die Steigerung der Nahrungsmittelproduktion 
hinausgehe; drittens haben sie gezeigt, daß schon seit langem und auch heute 
genug Nahrungsmittel produziert werden, um die grundlegenden Nahrungsbe- 
dürfnisse aller Menschen auf der Erde zu befriedigen; viertens - und das ist 
das Wichtigste - entdeckten sie die Ursachen der Krise im Bereich der politi- 
schen Ökonomie des Kapitalismus. Die Schwächen der vorliegenden Untersu- 
chungen liegen in der Tendenz, sich auf eine Vielzahl besonderer institutio- 
neller Einrichtungen in diesem Bereich zu konzentrieren, ohne eine Analyse 
der zugrundeliegenden Klassenbeziehungen vorzunehmen. Die Institutionen 
können immer nur als Momente dieser Klassenbeziehungen verstanden werden. 
Radikale Gesellschaftskritiker, die sich nicht auf marxistische Kategorien be- 
ziehen, sehen die Ursachen der Krise tendenziell in einer ungleichen Vertei- 
lung von Reichtum und Produktionsmitteln, vor allem des Bodens und anderer 
landwirtschaftlicher Mittel. Sie neigen dazu, die großen und meistens multina- 
tionalen Konzerne für die ungleiche Verteilung und die daraus folgende Ar- 
mut und Unterernährung verantwortlich zu machen. Diese Konzerne monopo- 
lisieren die Ressourcen, beuten die Arbeiter und Kleinbauern aus, setzen na- 
turzerstörende und kapitalintensive Technologien ein, produzieren aus Grün- 
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den der Profitmaximierung nur für die Zahlungskräftigen (oft für weit ent- 
fernte Exportmärkte) und untergraben so das Wohlergehen der Armen.! Mar- 
xistische Kritiker stimmen natürlich mit solchen Angriffen auf das Agrobu- 
siness überein, machen jedoch im "Imperialismus" - vor allem dem US-Impe- 
rialismus - einen weiteren Schuldigen aus. Imperialismus wird im allgemeinen 
als die auf die nationalstaatliche Macht gestützte Ausweitung des kapitalisti- 
schen Geschäfts verstanden.” Die grundlegende Schwäche dieser beiden Sicht- 
weisen liegt darin, daß sie den Kapitalismus als die einzig aktive Kraft anse- 
hen. Er erscheint - obgleich ein Übel - als expandierende, dynamische und 
weltumspannende Macht. Im Gegensatz dazu werden die landwirtschaftlichen 
Arbeiter und Konsumenten als weltweit gespalten dargestellt: passive Opfer 
(wie in der Sahel-Zone) oder Nutznießer (die besser ernährten westlichen Ar- 
beiter) des kapitalistischen Wachstums. 

Daher sind die Artikel und Bücher dieser Kritiker vor allem entrüstete aber 
im wesentlichen pessimistische Klagelieder über die Schrecken, die der Welt 
von multinationalen Konzernen oder Entwicklungshilfeagenturen zugefügt 
werden - ergänzt durch wenig überzeugende Aufrufe zu Widerstand und Re- 
volte.” Die analytische Schwäche dieser Kritiker entlarvt sich genau in dem 
Moment, wo sie zur Revolte aufrufen. Denn bei genauerem Hinsehen liegt ein 
gähnender Abgrund zwischen der beschriebenen Welt unglücklicher Arbeiter 
und den angebotenen politischen Lösungen: sei es die romantische Vorstellung 
einer reformistischen Bewegung für Nahrung, von der die Milliarden-Dollar- 
schweren Konzerne überrollt werden, oder sei es das Konzept einer revolutio- 
nären Avantgardepartei, die all diese Opfer plötzlich zum dramatischen Sturm 
auf den heutigen Winterpalast führt. Angesichts dieses krassen Widerspruchs 
ist es nicht überraschend, daß die Menschen sich nicht um die Banner scharen, 
die auf solchen Analysen errichtet werden. Aber seien wir vorsichtig: der Wi- 
derspruch liegt nicht darin, daß der Kapitalismus völlig zutreffend als unter- 
drückerische Macht beschrieben wird. Was die Advokaten der gängigen An- 
sätze nicht sehen (oder absichtlich ignorieren), das ist die Macht der Arbeiter 
und der Zwang, den das Anwachsen dieser Macht auf das Kapital ausübt und 
es zur Veränderung treibt, zur eigenen technologischen und institutionellen 
Reorganisierung sowohl auf regionaler wie auf internationaler Ebene. Nur 
wenn wir diese Macht erkennen, können wir auch begreifen, daß Armut und 
Hunger keine bloßen Nebenprodukte der kapitalistischen Entwicklung darstel- 
len. Sie sind Instrumente der kapitalistischen Versuche, diese Klassenmacht 
unter Kontrolle zu bekommen. Unterentwicklung ist genauso wie Entwicklung 
sowohl eine Strategie als auch ein Prozeß. 


1. Zwei nützliche neue Bücher, die vieles zusammenfassen, was aus dieser Perspektive geschrieben 
wurde, sind: Frances Moore Lappe & Joseph Collins, Food First, Houghton Mifflin, 1977 
deutsch: Vom Mythos des Hungers, Frankfurt 1978); Susan George, How the Other Half Dies, 
llanheld Osmun, 1977 (deutsch: Susan George, Wie die anderen sterben. Die wahren Ursachen 

des Welthungers. Berlin 1984, 2. Aufl.) 


2. Die sorgfältigste und brauchbarste Arbeit über Nahrungsmittel aus der antiimperialistischen 
Schule in den USA ist die des North American Congress on Latin America (NACLA). Siehe vor 
allem: "U.S. Grain Arsenal", NACLA’s Latin America and Empire Report, Oktober 1975; (auf 
deutsch: Weizen als Waffe, Rowohlt 1976) und: "Del Monte: Bitter Fruits", ebd., September 
1976. Die wenig hilfreiche Sowjetische Sichtweise kann nachgelesen werden in: P.Markov, "The 
World Food Problem", International Affairs (Moskau), September 1975. 


3. In Lappe & Collins, a.a.O., sind zum Beispiel 45 von 48 Kapiteln mit niederschmetternden Ge- 
schichten über das kapitalistische Vorgehen angefüllt. 
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Der Aufruf zum Kampf um Nahrung und gegen Hunger trifft in der Tat 
ziemlich genau den Punkt. Aber er ist kein Ruf in der Wüste. Die meisten ra- 
dikalen Gesellschaftskritiker übersehen, daß die Arbeiter genau für diese Ziele 
gekämpft haben und weiterhin kämpfen. Eben diese Kämpfe sind es, die soviel 
Hunger in der Welt beseitigt haben. Es liegt nicht am guten Willen des Kapitals 
und auch nicht an einer "Bestechung", wenn die Arbeiter der entwickelten 
Welt soviel besser ernährt sind als die Arbeiter in der Sahel-Zone, sondern das 
ist Ergebnis ihrer Kämpfe: diese haben dem größten Teil der Unterernährung 
in-Nordamerika und Westeuropa ein Ende gesetzt - nicht das Kapital. Damit 
soll keinesfalls gesagt werden, die Arbeiter andernorts hätten nicht gekämpft. 
Aber nur wenn wir auf konkreten Erfolgen aufbauen, können wir die gemein- 
same Macht erlangen, mit der sich die Nahrungskrise überwinden und der be- 
stehende Hungers beseitigen lassen. Um die Wirksamkeit alternativer Strategien 
beurteilen zu können, müssen wir untersuchen, wie sich Kämpfe um die Pro- 
duktion und Verteilung von Nahrung entwickelten und wie sie zirkulierten. In 
diesem Artikel sollen zunächst einige Elemente einer klassenorientierten 
Analyse der Nahrungsmittel (class analysis of food) vorgeschlagen werden, 
d.h. ein Begriff der Nahrungsmittel als Moment des Klassenkampfs. Zweitens 
sollen mit Hilfe dieser Elemente die wichtigsten Nachkriegsphasen des Klas- 
senkampfs und der kapitalistischen Entwicklung in der ganzen Welt kurz un- 
tersucht werden. Dies erfordert einen Blick sowohl auf die 50er wie auf die 
60er Jahre, obwohl der Schwerpunkt auf der gegenwärtigen Krise liegt. Ich 
kann in diesem Artikel nur die Anfänge einer angemessenen Analyse vorlegen. 
Aber ich hoffe, schon damit andere davon überzeugen zu können, an das 
"Nahrungsproblem" auf neue Weise heranzugehen - nämlich derart, daß wir 
durch die Betonung einer Klassenperspektive in Zukunft zu wirksamen Strate- 
gien gelangen.* 


II. 
Nahrungsmittel und Klassenkampf 


Bei einer klassenorientierten Analyse der Nahrungsmittel müssen wir davon 
ausgehen, daß der Gegenstand immer zwei Seiten hat: zwei Betrachtungswei- 
sen, die den beiden Hauptklassen in der kapitalistischen Gesellschaft entspre- 
chen. Aber gleichzeitig sind die beiden Seiten nicht voneinander getrennt, 
sondern beeinflussen sich gegenseitig als Aspekte der aufeinander einwirken- 
den Klassen. Da jede Seite für ihre eigenen Ziele kämpft, bewirken und er- 
zwingen diese Kämpfe Veränderungen auf der anderen Seite. Vom Standpunkt 
der Arbeiterklasse aus sind Nahrungsmittel vor allem unsere grundlegenden 
Konsumgüter. Um zu leben und unser Leben zu genießen, sind wir auf sie 
angewiesen. Für das Kapital sind Nahrungsmittel zunächst eine Ware wie jede 
andere. Die Organisierung der Produktion und Verteilung von Nahrung hat die 
Landwirtschaft zu einem kapitalistischen Industriesektor gemacht, in dem 
Leute ans Arbeiten gebracht und ausgebeutet werden. 


4. Die Analyse, die in diesem Artikel vorgestellt wird, wird in einem Buch über Nahrungsmittel und 
Klassenkampf, das der Autor für Ramparts Press vorbereitet, ausführlicher dargestellt. 
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Gerade weil die Arbeiterklasse Nahrungsmittel in genügender Menge und 
Vielfalt erhalten will, um unsere Wünsche zu erfüllen, weiß das Kapital, daß 
seine Kontrolle über Produktion und Verteilung der Nahrungsmittel ihm eine 
beträchtliche Kontrolle über die Arbeiter verschafft. Die grundsätzliche Macht 
durch Nahrungsmittel liegt für das Kapital darin, die Arbeiterklasse dazu zu 
zwingen, für ihre Nahrungsmittel zu arbeiten.” Das Bedürfnis der Arbeiter- 
klasse nach Nahrung hat das Kapital dazu gebracht, den Mangel - d.h. Hunger 
- zu einem grundlegenden Bestandteil seiner Gesellschaftsordnung zu machen. 
Dies geht soweit, daß Hunger oder seine Androhung im Kapitalismus ende- 
misch sind. Letztlich versucht das Kapital, das Prinzip "Ohne Arbeit kein Es- 
sen" zur Lebensbedingung der Arbeiterklasse zu machen und so alle Subsi- 
stenzmittel in variables Kapital zu verwandeln. Dies ist seit der frühesten Ge- 
schichte des Kapitalismus der Fall. Die Geschichte der ursprünglichen Akku- 
mulation ist zum größten Teil die Geschichte der Abtrennung der Arbeiter 
von ihrem Land und damit von der Möglichkeit, sich selbst mit Nahrungsmit- 
teln zu versorgen. Die Resultate sehen wir heute sowohl in den städtischen 
Zentren, in denen das Kapital die Lebensmittelverteilung durch Einzelhandel 
und Preise kontrolliert, als auch im agrarischen Hinterland, wo diese Kontrolle 
durch die Manipulation des Bodens ausgeübt (manipulation of land) wird. 

Aber die Arbeiterklasse steht dieser Macht des Kapitals nicht passiv gegen- 
"über. Sie ist von der Industrialisierung der Landwirtschaft in doppelter Weise 
betroffen: von den technischen Aspekten der Nahrungsmittelproduktion, da 
viele von uns in diesem Sektor arbeiten müssen; von der Qualität und dem 
Preis der Produkte, da alle sie konsumieren müssen. In landwirtschaftlichen 
Gebieten kämpft die Arbeiterklasse auf vielfältige Art um die Kontrolle der 
Nahrungsmittelproduktion: durch den Kampf um Land, um gleiche und hö- 
here Löhne und bessere Arbeitsbedingungen für landwirtschaftliche Lohnar- 
beiter, und auch um die direkte Aneignung der Ernte. Für die städtischen Ar- 
beiter bedeutet die Frage der Kontrolle über die Nahrungsmittelproduktion die 
Macht, die Quantität und Qualität des Angebots und des Konsums bestimmen 
zu können. Dies weist in eine andere Richtung als die üblichen Bemerkungen 
zur Verfügungsgewalt über die Produktionsmittel. Die städtischen Arbeiter 
fordern ein stabiles Angebot mit guter Qualität und zu niedrigen Preisen. Sie 
tun dies nicht nur mit Konsumentenboykotten und ökologischen Protesten, 
sondern auch durch Lohnforderungen und direkte Aneignung in Form von 
alltäglichem Ladendiebstahl und periodischen Plünderungen. 

Allein schon die Existenz der Landwirtschaft als getrennter Industriesektor 
ist ein Element dieser Kämpfe zwischen den Klassen. Dem Kapital dient die 
Arbeitsteilung in grundlegender Weise als Spaltungsinstrument, um die Arbei- 
terklasse zu schwächen. Diese Spaltung beginnt mit der Abtrennung der länd- 
lichen (Nahrungsmittel-produzenten) von den städtischen Arbeitern (Nah- 
rungsmittel-konsumenten). Der Preis bildet das Zentrum dieser Spaltung: ein 
hohes Einkommen der Bauern ist auf hohe Erzeugerpreise angewiesen, die das 
nicht-bäuerliche Realeinkommen verringern; ein hohes Einkommen der Indu- 


5. Da sich die Marxologen mit der Form der Wertbeziehung zwischen Kapital und Arbeit (Aus- 
tausch Werben beschäftigen, vergessen sie leicht, daß die Substanz des Wertes in Arbeit 
(abstrakte Arbeit) besteht und daß es das grundlegende Ziel des Kapitals ist, Arbeit zu erzwin- 
gen. Zweifellos spiegelt diese Vergeßlichkeit bei vielen ihre politische Vorliebe für die Arbeit wie- 
der. Ihre ganzen Debatten um das Kapital reduzieren sich damit auf eine Formfrage. 
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striearbeiter erzwingt angeblich, neben anderen Faktoren, hohe Preise für 
landwirtschaftliche Ausrüstung und Grundstoffe, was wiederum das Realein- 
kommen der Bauern verringert. Im allgemeinen ist diese Spaltung eine hierar- 
chische (wie alle Spaltungen im Kapitalismus), bei der die städtischen (ent- 
lohnten) Arbeiter ein höheres Einkommen als die ländlichen (nichtentlohnten) 
Arbeiter haben. Aber manchmal benutzt die Arbeiterklasse entweder diese 
Spaltung, um mit beeindruckender Härte für mehr Einkommen zu kämpfen, 
oder sie erzwingt durch Land-Stadt-Wanderung eine Neuzusammensetzung. 

Innerhalb des Nahrungsmittelsektors ist die kapitalistische Organisation der 
Arbeit und der Bezahlung sehr unterschiedlich und entfaltet sich entsprechend 
der historischen Entwicklung des Klassenkampfs. Die Lebensmittelproduktion 
beruht nur zum Teil auf entlohnter Arbeit. Zahlenmäßig sind die Nichtent- 
lohnten sehr viel bedeutender - die Hunderte Millionen von Bauern und klei- 
nen Farmern, die das Land bearbeiten, und die Hausfrauen, die nicht nur 
beim Anbau helfen, sondern im allgemeinen die Nahrungsmittel für den häus- 
lichen Verbrauch verarbeiten. Daß Agrobusiness-Konzerne, die mit dem Ein- 
satz von Lohnarbeit Nahrungsmittel anbauen, verarbeiten und verteilen, kapi- 
talistische Institutionen sind, wird weithin erkannt. Aber erst kürzlich wurde 
erkannt, daß die mit der Nahrungsmittelproduktion und -verarbeitung be- 
schäftigten nichtentlohnten Gruppen nicht außerhalb des Kapitals stehen, son- 
dern ein wesentlicher Bestandteil von ihm sind. Selma James aus der "Lohn für 
Hausarbeit"-Bewegung hat in zwei grundlegenden Artikeln gezeigt, daß die 
Betrachtung der Hausfrauen und Bauern als nichtentlohnten Teil der Arbeiter- 
klasse bereits eine klare Aussage über ihre Beziehung zum Kapital ist.° Haus- 
frauen auf dem Land wie in der Stadt stillen Kinder und verarbeiten Nah- 
rungsmittel, und arbeiten damit als Reproduzentinnen sowohl ihrer eigenen 
Arbeitsfähigkeit als auch der ihrer Familie. Diese Fähigkeit wird vom Kapital 
als Arbeitskraft mobilisiert, im Austausch gegen die Verfügung über Subsi- 
stenzmittel (Löhne, Boden usw.). Ein Teil dieser Subsistenzmittel gelangt über 
den Mann oder den Staat (Wohlfahrt) vermittelt wieder zur Hausfrau. Auf- 
grund ihres nichtentlohnten Status kommt sie in eine schwächere und abhän- 
gige Position gegenüber ihrem entlohnten Mann.” 

Unter etwas anderen Umständen arbeiten die Bauern ebenso wie die Haus- 
frauen an der Reproduktion von Arbeitskraft. Diese ist wie die von der 
Hausfrau produzierte Arbeitskraft nur formal eine "Reserve" im Verhältnis zu 
den Entlohnten. Am deutlichsten wird das dort, wo bäuerliche Arbeitskraft 
zum Teil als saisonale Lohnarbeit mobilisiert wird, wie es in den südafrikani- 
schen Goldminen geschieht. Die Dörfer, in die die halb-entlohnten Arbeiter 
für einen Teil des Jahres zurückkehren, entsprechen den Haushalten in den 
Städten. Die in diesen Dörfern geleistete Arbeit zur Produktion eines Teil der 
Subsistenzmittel für die Arbeiter erlaubt es dem Kapital, die Löhne niedrig zu 


6. Selma James, Sex, Race and Class, Falling Wall Press, 1975; und "Wageless of the World", in 
Wendy Edmona and Suzie Fleming, eds., All Work and No Pay, Falling Wall Press, 1975. 


7.- Der grundlegende Text über Hausarbeit als Arbeit fürs Kapital ist Mariarosa Dalla Costa & 
Selma James, The Power of Women and the Subversion of the Community, Falling Wall Press, 
1972. Das Konzept der Kreisläufe läßt sich auch auf die Reproduktion der Arbeitskraft anwenden 
und zeigt, wie sie ein Teil der Reproduktion des Kapitals ist. Siehe dazu: Harry Cleaver, "Mala- 
ria, the Politics of Public Health and the International Crisis", Review of Radical Political Eco- 
nomics, Frühjahr 1977, Anhang. 
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halten. Die Bauern, die auf dem Land ohne jeden Lohn überleben, unterschei- 
den sich daher von den Halb-Entlohnten hauptsächlich dadurch, daß sie einen 
größeren Teil ihrer Zeit auf die eigene Reproduktion als "Reservearmee" ver- 
wenden. In den Fällen, wo Bauern darüberhinaus einen Überschuß für den 
Markt produzieren und ihre Erzeugnisse unter Bedingungen des ungleichen 
Tauschs an das Kapital verkaufen, erinnert dies eher an das Verhältnis von 
Stücklohnarbeitern zu ihren Bossen als an den Austausch zwischen unabhängi- 
gen Kapitalisten. Das Einkommen dieser Bauern hängt von der Quantität und 
Qualität ihres Produktionsausstosses ab und ähnelt daher eher dem Stücklohn 
als dem Profit. Die für die Stückarbeit charakteristischen langen und intensi- 
ven Arbeitszeiten werden gewöhnlicherweise in der bäuerlichen und klein- 
bäuerlichen Produktion tatsächlich angetroffen, vor allem wenn die Produzen- 
ten Grundstoffe vom Industriekapital erhalten (entweder direkt über Verträge 
oder Auftragsplanung, oder indirekt über den Markt) und ihre Erzeugnisse an 
dasselbe Kapital verkaufen.® Das Kapital kann sich die Überschüsse natürlich 
auch über Grundrente, Wucherzinsen oder Steuern aneignen.- Letztendlich ist 
all diese nichtentlohnte Arbeit integraler Bestandteil der ständigen Reproduk- 
tion des Kapitals. In der erweiterten Reproduktion des Kapitals wächst die Zahl 
der Nichtentlohnten in gleicher Weise wie die der Entlohnten an.? Aber die 
Nichtentlohnten gehören nicht bloß aufgrund ihrer produktiven Funktionen 
zur Arbeiterklasse, sondern durch ihre Kämpfe gegen das Kapital haben sie 
ihren Platz im Klassenkampf und damit in der Theorie machtvoll geltend ge- 
macht. 

Die Landverteilung steht im Zentrum der Kämpfe zwischen dem Kapital 
und dem in der Landwirtschaft beschäftigten Klassenteil. Marx hat im KAPI- 
TAL den Landbesitz im Kapitalismus als die Domäne der Grundeigentümer 
analysiert, und die Landnutzung als Domäne der Kapitalisten, die Lohnarbei- 
ter beschäftigen. Er hat gezeigt, daß die Klasse der Grundeigentümer durch 
ihren Landbesitz das "Recht" auf einen Teil des Mehrwerts - nämlich die 
Rente - erhält.!? Für Marx und für seine wichtigsten Interpreten auf diesem 
Gebiet, Kautsky und Lenin, war die Entwicklung der Landwirtschaft im Ka- 
pitalismus im wesentlichen ein einseitiger Prozeß der zunehmenden Umwand- 
lung vorkapitalistischer (nichtentlohnter) Agrarverhältnisse in Lohnverhältnisse 
(angeblich die Grundvoraussetzung des Kapitalismus) und die steigende Kon- 
zentration des Landbesitzess in den Händen von Großgrundbesit- 
zern/Kapitalisten. 

Heute, nachdem sich die Bedeutung der Landverteilung im Kapitalismus ein 
Jahrhundert lang weiterentwickelt hat, können wir die Sichtweise von Marx 
sinnvollerweise wie folgt abändern. Die grundlegende Einsicht, daß der Boden 
selbst keinen Wert produziert, bleibt natürlich weiterhin wahr. Aber als die 
Bodenverteilung unter die direkte Kontrolle des Kapitals geriet, wurde sie zum 
zentralen Punkt in den Klassenauseinandersetzungen. Der Boden wurde zu ei- 


8. Dieser Stückarbeitcharakter der bäuerlichen Produktion ist ebenso bei der Hausarbeit und der 
Schularbeit anzutreffen, wo es keine festen Arbeitszeiten gibt und die "Bezahlung" von der Qua- 
lität der Durchführung abhängt. 


9.* Im Original heißt es: "The wageless are accumulated right along with the waged in the expanded 
reproduction of capital." In dem Maße, wie das Kapital akkumuliert, nimmt nicht nur die Zahl 
der Lohnarbeiter, sondern auch der Nichtentlohnten zu. 


10. Karl Marx, Das Kapital, Band III, Teil IV. 
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nem grundlegenden Instrument für den kapitalistischen Versuch, die Klasse zu 
spalten, die Nichtentlohnten gegen die Entlohnten und die verschiedenen 
Gruppen der Nichtentlohnten gegeneinander auszuspielen. Für die ländliche 
Arbeiterklasse, deren Situation von niedrigen Löhnen und ausgeweiteter "Ar- 
beitslosigkeit" gekennzeichnet ist, wurde der Boden zu einer Einkommens- 
"Garantie". Die letzten Jahrzehnte haben nicht nur gezeigt, daß der Kampf um 
Boden ein wichtiger Teil des Klassenkampfs sein kann. Es ist auch deutlich 
geworden, mit welchen Mitteln das Kapital oft versucht, nichtentlohnte Bezie- 
hüngen unter verschiedenen Umständen aufrechtzuerhalten, wiederherzustellen 
oder sogar selbst zu schaffen. Besonders bezeichnend war in dieser Hinsicht 
die Unterstützung des Kapitals für tiefgreifende Landreformen in der frühen 
Nachkriegsperiode (siehe unten). In Japan, Deutschland und Taiwan wurden 
als Antwort auf Bauernkämpfe großangelegte Umverteilungen des Bodens vor- 
genommen. Gleichzeitig wurde jedoch die Ressourcenverteilung derart un- 
gleich gestaltet, daß die damit geschaffene Hierarchie unter den Landbesitzern 
ihre Einigkeit untergrub. 

Das Schlüsselthema dieser Kämpfe ist die Verfügbarkeit der Arbeitskraft. 
Wird eine aktive Reservearmee benötigt, dann wird versucht, sie durch Bo- 
denkonzentration bereitzustellen. Wenn die Reservearmee ihre eigentliche 
Funktion verweigert, die Arbeit als Voraussetzung für Nahrung zurückweist 
und sich der ländlichen Revolution zuwendet, dann wird das Kapital mögli- 
cherweise auf Landreformen zurückgreifen. Im städtischen wie im ländlichen 
Bereich wurde in den letzten Jahren die Erfahrung gemacht, daß sich die 
Nichtentlohnten tatsächlich oft nicht für die Arbeit zur Verfügung stellen. 
Diese Nichtverfügbarkeit (für Lohnarbeit) wurde zu einem zentralen Moment 
der Krise des Kapitals in den 60er Jahren. Im Westen wandten sich Schwarze, 
Frauen und Studenten der Rebellion statt den Jobs zu und in vielen Ländern 
beteiligten sich die Bauern am Guerillakrieg und nicht an der kapitalistischen 
Entwicklung.!! 

Wir sehen jetzt, daß der Kampf um die Produktion und Verteilung von 
Nahrungsmitteln keinesfalls einseitig ist: es handelt sich nicht einfach um die 
Unterdrückung der Arbeiter durch das Kapital, sondern ebenso wird dem Ka- 
pital von den Arbeiterkämpfen die Reorganisation aufgezwungen. Dies muß 
als ein internationales Phänomen erkannt werden. Es waren auch die Erfolge 
der Lohnarbeiter mit ihren Forderungen nach höheren Löhnen und die Erfolge 
der europäischen Bauern und nordamerikanischen Familienfarmer mit ihren 
Einkommensforderungen und ihrem Widerstand gegen die Landvertreibung, 
die das Kapital zur Suche nach nichtentlohnter Arbeit in Asien, Afrika und 
Lateinamerika zwangen. Neben der Suche nach Rohstoffen und neuen Märkten 
war es der Kampf um die Arbeitsbereitschaft, der das Kapital zur Annexion 
immer größerer Teile des Erdballs zwang. Während Sklavenhandel, Kolonia- 
lismus und der "Neokolonialismus" unserer Tage dazu dienten, die Welt in ei- 
ner kapitalistischen Totalität zu vereinen, so haben sie zugleich Verbindungen 
zwischen den Arbeitern auf der ganzen Welt geschaffen. Die "Imperialismus"- 
Forscher sehen in der Welt nur die Bewegung des Kapitals. Was wir erkennen 


11. Siehe Zerowork 1. 
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müssen, das ist der internationale Charakter der Arbeiterklasse und die Zirku- 
lation ihrer Kämpfe um mehr, bessere und abwechslungsreichere Nahrung."? 

Wir haben nun die grundlegende politische Bedeutung der Nahrung im 
Kampf zwischen Kapital und Arbeiterklasse um die Produktions- und Kon- 
sumbedingungen, um die Lebensbedingungen, bestimmt. Jede Seite ist aktiv - 
manchmal in der Offensive, manchmal in der Defensive. Die Form des 
Kampfs ist von den besonderen Kennzeichen der Arbeitsteilung und der Or- 
ganisationsformen der Arbeit abhängig. Die Entwicklung dieser Kämpfe er- 
klärt die Struktur des globalen "Nahrungsmittelsystems". Wie wir im folgenden 
sehen werden, sind eigentlich alle Aspekte dieses Systems Momente des Klas- 
senkampfs und werden von ihm umgeformt. Das betrifft nicht nur die Tech- 
nologie, sondern selbst die Nahrung und die Entwicklung des internationalen 
Handels. 

Die Entwicklung des globalen Kampfs um Nahrungsmittel in der Nach- 
kriegszeit und der Ursprung der gegenwärtigen Weltnahrungsmittelkrise wer- 
den im folgenden an drei Kampfetappen skizziert: Die frühe Nachkriegsperi- 
ode bis in die 50er Jahre bildet die erste Etappe, in der die kapitalistischen 
Pläne für industriellen Wiederaufbau und Entwicklung überall auf der Welt 
mit einer neuen Woge des Klassenkampfs konfrontiert wurden - die Streik- 
welle in den USA nach dem Krieg, die antikolonialen und revolutionären Be- 
wegungen in Afrika und Asien, und die wachsende Macht der Arbeiter und 
Bauern gegenüber ihren Staaten in den sozialistischen Ländern. Da es nicht 
gelang, diese Welle durch industrielle Entwicklung einzudämmen, führte die 
Ausbeutung der Landwirtschaft zur zweiten Etappe - der Entwicklungsdekade. 
Sie beinhaltete Investitionen ins Humankapital, die Grüne Revolution, einen 
neuen Druck zur landwirtschaftlichen Zentralisierung in den USA und in 
Westeuropa, sowie neue Investitionen in der Sowjetunion und in Osteuropa. 
Die Zurückweisung dieser Globalstrategie durch einen internationalen 
Kampfzyklus der Arbeiterklasse in den 60er und frühen 70er Jahren verur- 
sachte die dritte Etappe: die gegenwärtige Krise. 


II. 
Die Priorität der Industrie nach dem Krieg 
und die Ausbeutung der Landwirtschaft 


Nach dem Zweiten Weltkrieg wurden die USA und die Sowjetunion als Sie- 
germächte in ihren jeweiligen Einflußsphären nicht nur die bestimmenden 
Mächte, sie konnten auch den Wiederaufbau und die Entwicklung nach dem 
Krieg überwachen. In beiden Ländern standen die Planer vor dem Problem, 
aus den Kriegszerstörungen heraus einen neuen Wachstums- und Akkumulati- 
onszyklus in Gang zu bringen. Dennoch hatten sie es mit unterschiedlichen 
Problemen zu tun. Die sowjetischen Planer mußten den Wiederaufbau in Ge- 
bieten (im eigenen Land und in Osteuropa) durchführen, in denen die Arbei- 
terklasse durch Krieg, Besatzung und Konzentrationslager dezimiert worden 


12. Für eine weitere Diskussion darüber, wie das Kapital sich aufgrund des Klassenkampfs interna- 
tional bewegt, siehe Harry Cleaver, "The Internationalization of Capital and the Mode of Pro- 
duction in Agriculture", Economic and Political Weekly, 27.3.1976. 
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war. Die US-Planer standen im eigenen Land einer militanten Arbeiterklasse 
gegenüber, die durch die Kämpfe während des Krieges ihre Macht deutlich 
ausgebaut hatte. Im Ausland waren sie mit den Arbeiterunruhen in Westeuropa 
und im entkolonialisierten Asien konfrontiert. Im Osten wie im Westen sollten 
das Nahrungsmittelangebot und das Verhältnis zwischen Landwirtschaft und 
industrieller Entwicklung im Zentrum beachtlicher Klassenkämpfe stehen. 


Die USA und das Nachkriegseuropa 


Noch vor Kriegsende war klar geworden, daß die Manipulation der Nah- 
rungsmittel eine bedeutende Rolle in der Klassenpolitik nach dem Krieg spie- 
len würde. In den USA hatte das Andauern der Arbeiterkämpfe während des 
Krieges den Planern vor Augen geführt, daß es eines inländischen Vollbe- 
schäftigungsprogramms bedurfte, um eine weitere politisch gefährliche Wirt- 
schaftskrise zu vermeiden. Dieser von der Arbeiterklasse aufgestellte Imperativ 
stand (neben bereits bestehenden US-Interessen in Übersee) hinter dem Bemü- 
hen der USA um wirtschaftliche Stabilität im Ausland. Es ging dabei nicht nur 
um die Schaffung von Absatzmärkten für US-Exporte, sondern auch um den 
Zugriff auf Regionen, in denen eingeschränkte Forderungen der Arbeiter- 
klasse Investitionen leichter zulassen würden.!” Als die alliierten Armeen 
durch Europa und Asien zogen, folgten der militärischen Phase Nahrungsmit- 
tel-hilfe und Wiederaufbau, um eben diese Stabilität zu erreichen. Nicht das 
pure Mitleid der Kapitalisten gegenüber den Flüchtlingsproblemen, Hungers- 
nöten und Seuchen rief diese Programme des "humanen" Wiederaufbaus ins 
Leben, sondern die zu Kriegsende drohenden Arbeiterunruhen in Europa. 
Zunächst sah es so aus, als seien die Hauptinstitutionen zur Organisierung 
der Nahrungsmittelplanung nach dem Krieg international konzipiert worden. 
1943 wurden zwei dieser Organisationen im Rahmen des entstehenden Systems 
der Vereinten Nationen gegründet: die Food and Agriculture Organisation 
(FAO - Welternährungsorganisation) und die United Nations Relief and Reha- 
bilitation Administration (UNRRA - Verwaltung der Vereinten Nationen für 
Hilfe und Wiederaufbau). Im Unterschied zur UNRRA formulierte die FAO 
umfassendere Ziele und beschäftigte sich mit langfristigeren Planungen. Aber 
aufgrund ihrer Erfahrungen sollte die UNRRA die FAO daran hindern, zum 
Hauptzentrum der kapitalistischen Lebensmittelplanung zu werden. Obwohl die 
UNRRA als multinationale Organisation eingerichtet worden war, bezog sie 
ihre Nahrungsmittel durch das Combined Food Board. Dieses wurde von den 
USA und England kontrolliert und war in erster Linie mit Beamten aus diesen 
Länder besetzt. Von Anfang an war klar, daß es sich im wesentlichen um eine 
politische und nicht um eine humanitäre Organisation handelte. Die Ver- 
sammlungen, die zu ihrer Gründung geführt hatten, fanden Ende 1943 wäh- 
rend der bengalischen Hungersnot in dem noch unter britischer Herrschaft 
stehenden Indien statt. Als ein Delegierter eine Diskussion über diese Hun- 


13. Eine jüngere Analyse der Absichten und Projekte der Nahrungsmittelplanung der US-Regierun 
und des Council on Foreign Relations findet sich in Laurence Shoup & William Minter, Imperial 
Brain Trust, Montly Review Press, 1977. (deutsch: Kulissenschieber e.V., Der Council on Foreign 
Relations & die Außenpolitik der USA, Berlin/Bremen 1981.) 
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gersnot beantragte, erklärte der vorsitzende britische Delegierte, der Vorschlag 
gehöre nicht zur Sache.!* 

Nachdem die UNRRA ihre Arbeit aufgenommen hatte, überraschte es nicht, 
daß sie Lebensmittel und andere Unterstützungsleistungen nach eindeutig po- 
litischen Kriterien in die kürzlich befreiten Gebiete schleuste. In Europa 
wurde der größte Teil der Hilfe dorthin gesandt, wo die Gefahr von Aufstän- 
den am größten war: mehr in den Westen als nach Osteuropa oder Rußland. In 
Asien ging die Hilfe hauptsächlich in die vom Westen kontrollierten Gebiete 
und in China an die Regionen, die nicht von der Roten Armee sondern von 
Nationalchina gehalten wurden. Trotzdem ließ die Hilfsgüterverteilung in den 
Augen der US-Beamten viel zu wünschen übrig. Insbesondere in China wur- 
den große Mengen der von der UNRRA gelieferten Nahrungsmittel, Kleidung 
und Ausrüstung von Kuomintang-Beamten auf dem Schwarzmarkt verkauft, 
was den politischen Nutzen des Materials in der Auseinandersetzung zunichte 
machte. Die nicht verkauften Nahrungsmittel wurden vor allem dazu benutzt, 
Millionen von Chinesen in "Wiederaufbauprojekte" einzubinden, die sich in 
aller Regel als Hilfen für Chiang Kai sheks militärische Operationen heraus- 
stellten. Der aufsehenerregendste Fall war die Umleitung des Gelben Flusses 
zur Überschwemmung kommunistischer Gebiete. 

Aufgrund dieser Schwierigkeiten bei der Kontrolle der UNRRA und der 
Lenkung der Nahrungsmittelhilfen in China und anderen Gebieten, schränkten 
die USA ihre Abhängigkeit von multilateralen Körperschaften ein und ver- 
ließen sich stattdessen auf leichter kontrollierbare bilaterale Programme. Diese 
Wende wurde 1946 deutlich, als sich die USA sowohl der Weiterfinanzierung 
der UNRRA als auch dem Vorschlag des FAO-Generaldirektors Sir John Orr 
und des Ex-UNRRA-Chefs F. LaGuardia erfolgreich widersetzten, eine neue 
internationale Organisation (World Food Board) einzurichten, die Reserven 
unterhalten und den Nahrungsmittelhandel regulieren sollte. Dieser Plan wurde 
sowohl von privaten Gruppen in den USA wie von Truman und seinem Kabi- 
nett abgelehnt.!® Nach dem Niedergang der UNRRA wurde die Nahrungsmit- 
telhilfe an das chinesische Festland und Chiang Kai shek bis zum Sieg der 
Roten Armee im Jahre 1949 direkt aus den USA geliefert. In Westeuropa 
wurde die UNRRA-Hilfe ebenfalls durch US-kontrollierte Unterstützung er- 
setzt - durch den Marshall-Plan.!° Er wurde 1947 verkündet und bis 1952 
ausgeweitet. Über ihn wurden die US-Exporte mit 13 Milliarden Dollar sub- 
ventioniert, wobei ein Hauptteil für Lebensmittel eingesetzt wurde, um Ar- 
beiterunruhen einzudämmen und den Wiederaufbau voranzutreiben. Durch 
diese spezielle Unterstützung für das europäische Kapital gelang es, die Ein- 


14. Zum "Versagen" der UNRRA siehe John Perry, "Why UNRRA Failed", Harper’s, Januar 1946; 
I.F.Stone, "UNRRA’s Battle", The Nation, 30.3.1946; "UNRRA or Nothing", New Republic, 
22.10.1945; "Lehman Resigns in Disgust", New Republic, 25.3.1946; Vic Schneierson, "UNRRA: A 
Cause Betrayed", China Weekly Review, 3.5.1947. Zur bengalischen Hungersnot siehe 
B.M.Bhatia, Famines in India, Asia Publishing, 1967, Kap.XI. 


15. Siehe "Cabinet Rejects World Food Plan", New York Times, 9.8.1946; "World Food Board En- 
dorged by FAO", ebd., 14.9.1946; "World Food Plan Called a U.S. Peril", ebd., 14.10.1946; und 
"U.S. Softens View on Relief Set-Up", ebd., 15.11.1946. 


16. Nicht lange bevor der Marshall-Plan angekündigt wurde, gründeten die USA das Food Famine 
Committee und schickten Herbert Hoover nach Europa, um die Situation zu untersuchen. Hoover 
war einer der Pioniere des US-Kapitals im Gebrauch von Nahrungsmittelhilfe zur Intervention in 
Klassenkämpfe in Übersee. Siehe Walter Cohen, "Herbert Hoover: Some Food for Thought", Pa- 
cific Research and World Empire Telegram, November-Dezember 1971. 
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heitsfront-Opposition im Jahrzehnt nach dem Krieg zu überwinden und in 
Verbindung mit US-amerikanischen Investitionen eine neue Wachstumsphase 
einzuleiten. 


Der Kampf um Nahrungsmittel und die Landwirtschaft in den USA 


Die Nahrungsmittel-Reserven für die Kapitalstrategie in Europa speisten sich 
aus den landwirtschaftlichen Überschüssen der USA, die auf verschiedenen 
Formen der Preissubventionierung beruhten. Diese Subventionen bildeten 
einen wichtigen Teil der kapitalistischen Antwort auf den politischen Druck, 
der sowohl von den landwirtschaftlichen wie den nicht-landwirtschaftlichen 
Arbeitern ausgeübt wurde. Die wachsende Macht der Arbeiterklasse in den 
30er Jahren und während des Krieges zwang das Kapital, die Forderungen der 
städtischen Arbeiter nach billiger und reichlicher Nahrung zu erfüllen - in der 
gleichen Weise, wie es zu Vollbeschäftigung und steigendem Lohnniveau ge- 
zwungen worden war.!?” Die dafür erforderliche deutliche Steigerung der 
landwirtschaftlichen Produktivität konnte nur durch eine Erhöhung des Far- 
mereinkommens mittels Subventionen erreicht werden, da sich die Farmer 
ohne diese Garantie geweigert hätten, in produktivitätssteigernde Technologien 
zu investieren. Daß die amerikanische Arbeiterklasse über zunehmend mehr 
und abwechslungsreichere Nahrungsmittel verfügte, war nicht einfach eine 
Laune der Geographie oder kapitalistische Berechnung, sondern muß als Er- 
gebnis ihrer Kämpfe begriffen werden. 

Der Marshall-Plan und andere Exportsubventionen ergänzten die Zunahme 
der Inlandsnachfrage, die auf dem Anstieg des Arbeitereinkommens durch die 
Nachkriegs-Lohnerhöhungen beruhte. Das Ergebnis war ein dramatisches An- 
ziehen der Lebensmittelpreise, woran sich weitere Lohnkämpfe in der Indu- 
strie entzündeten. Der Preisindex für Nahrungsmittel sprang zwischen 1945 
und 1948 von 106 auf 196, während der durchschnittliche Stundenlohn in der 
Fabrik zwischen 1945 und 1949 von 1,02 auf 1,41 Dollar anstieg.1® Angesichts 
der Subventionen und des Produktionsaufschwungs wäre zu erwarten, daß wir 
steigende Einkommen und vielleicht sogar steigende Beschäftigung in der 
Landwirtschaft vorfinden. Das Gegenteil war der Fall: das durchschnittliche 
Einkommen in der Landwirtschaft lag in den Jahren 1948-1958 um 35 Prozent 
unter dem der Jahre 1942-1947 und die Beschäftigung ging ständig zurück - 
von 10 Millionen 1945 auf 7,1 Millionen 1960.!? Dies erklärt sich aus dem 
Umstand, daß die Subventionen vor allem den großen Farmern zugute kamen, 
während kleine Farmer und Landarbeiter vom Land wegziehen mußten. Die 
Landflucht wurde außerdem durch produktivitätssteigernde technologische 
Veränderungen - insbesondere Mechanisierung und Agrochemie - verstärkt. 

In den 40er und 50er Jahre vollzog sich die "amerikanische Düngemittel-Re- 
volution", die durch den rapiden Ersatz von stickstoffbindenden Pflanzen und 
Mist durch Kunstdünger verursacht wurde. Nach dem Krieg stieg das Dünge- 


17. Siehe Mario Tronti, "Workers and Capital", Telos #14. (deutsch: Mario Tronti, Arbeiter und 
Kapital, Frankfurt 1974; Marx, Arbeitskraft, Arbeiterklasse - Erste Thesen, Sisina-Berlin 1988) 
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rangebot stark an, da die Fabriken, die Stickstoff für TNT-Bomben produziert 
hatten, zur Düngerproduktion übergingen, und die großen Ölfirmen anfingen, 
in diese expandierende Industrie zu investieren. Durch die Forschungs- und 
Vorführprogramme der Tennessee Valley Authority und der Land Grant Colle- 
ges wurde die Entwicklung neuer Düngemittel und der Verkauf des wachsen- 
den Ausstoßes gefördert (indem sie die Farmer überzeugten, von traditioneller 
pflanzlicher Düngung auf Kunstdünger umzustellen). Durch diese Wende 
waren die Farmer neben Heizöl, Benzin und Elektrizität nun auch auf Kunst- 
dünger angewiesen, was die Abhängigkeit der Landwirtschaft vom Energie- 
sektor verstärkte und letzteren immer mehr zu einem Bestandteil des Agrobu- 
siness machte. Obwohl der Einsatz von Kunstdünger kaum Arbeit einspart, 
konnten die zahlungskräftigen Farmer aufgrund der steigenden Produktivität 
diejenigen verdrängen, die nicht über das nötige Geld für den Dünger ver- 
fügten. Diese "Revolution" war das Vorspiel für die folgende Düngemittelof- 
fensive in der Dritten Welt und der Grund für die wachsenden ökologischen 
Probleme wie Bodenverschlechterung und Wasserüberdüngung, die mit der 
Verwendung von Kunstdünger einhergehen. 

Die zweite Hauptmethode zur Erhöhung der Produktivität bestand im Einsatz 
arbeitssparender Maschinen. Diese Veränderung der landwirtschaftlichen 
Technologie entwickelte sich zum Teil als Antwort auf Landarbeiterkämpfe, 
die bis ins 19. Jahrhundert zurückreichen. Die Mechanisierung der Ernte von 
Feldfrüchten wie Baumwolle oder Zuckerrüben orientierte sich an dem Vor- 
bild der Getreideernte mit Mähbindern, Dreschmaschinen usw. im 
19. Jahrhundert und der Einführung von Traktoren im 20. Jahrhundert. Ein 
wichtiges Ergebnis dieser Tendenz war die massive Abwanderung der 
Schwarzen aus dem Süden. Insgesamt stieg der Kapitaleinsatz pro Arbeitsein- 
heit in der Landwirtschaft zwischen 1948 und 1966 um jährlich 5,6 Prozent, 
während sich der Produktionsausstoß pro landwirtschaftliche Arbeitseinheit in 
den Jahren 1948 1953 um 6,2 Prozent und 1953 1960 um 4,1 Prozent er- 
höhte.?! 

Die Verdrängung der Arbeitskräfte von den Farmen wurde vom Aufschwung 
der nicht-landwirtschaftlichen Nahrungsmittelindustrie begleitet. Zum Teil 
beruhte dies auf den Einkommenszuwächsen der Arbeiterklasse und der stei- 
genden Nachfrage nach leicht zugänglicher und abwechslungsreicher Nahrung. 
Ein Grund war aber auch die kapitalistische Beeinflussung dieser Nachfrage 
durch Produktdifferenzierung, irreführende Werbung und Panscherei. Auf der 
einen Seite wurde der in der Nahrungsmittelproduktion beschäftigte Klassen- 
teil durch die Entwicklung einer nicht-landwirtschaftlichen Lebensmittelindu- 
strie (und die Ausweitung des Einzelhandels usw.) weiter aufgespalten, auf der 
anderen Seite wurde dadurch die organische Zusammensetzung (Kapitalinten- 
sität) in diesem Sektor drastisch erhöht. Es wurde eine immer ausgefeiltere 
Maschinerie und Technologie entwickelt, um neue Produkte herzustellen und 
um Arbeiter zu ersetzen, deren fabrikmäßige Arbeitsbedingungen zunehmend 
zu Lohnkämpfen führten. Das steigende Einkommen der Arbeiterklasse und 
die Nachfrage der Hausfrauen nach arbeitssparenden Küchengeräten führte 


20. Siehe "TVA’s Educational Campaign on the Appbeation of Fertilizer Called A Winner For 
Everyone", Oil, Paint and Drug Reporter, 6.1.195 
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gleichzeitig zu einer schnellen Verbreitung von Kühlschränken, Gefriertruhen, 
elektrischen Geräten usw. in den Haushalten und zum verstärkten Konsum 
vorgefertigter Nahrungsmittel aus dem Geschäft. Sowohl die Manipulation der 
fabrikmäßig hergestellten Nahrungsmittel (Produktverfälschung usw.) wie die 
Veränderung der Küchenarbeit trugen zum Entstehen der Frauenbewegung 
und der Konsumentenrevolte in den 60er Jahren bei, die diese Aspekte der 
Kapitalstrategie bekämpften. 

Die Entwicklung der Landwirtschaft in den USA kann nur aus einer glo- 
balen Perspektive richtig verstanden werden. Dies liegt nicht nur an ihrer ex- 
portorientierten Vermarktung, sondern auch an dem Einsatz einer großen Zahl 
aus dem Ausland importierter Arbeiter in der Produktion. Obwohl viele dieser 
Arbeiter aus Asien kamen (und in jüngster Zeit aus dem Mittleren Osten), war 
Mexiko die Hauptquelle für "ausländische" Arbeit. Immer wieder hat das US- 
Kapital auf den Pool billiger Arbeit in diesem Land zurückgegriffen. Jedesmal 
wenn steigende Löhne in der US-Industrie billige Arbeit knapp werden ließen, 
wurden die Grenzen geöffnet und Mexikaner in großem Umfang importiert. 
Aber wenn die Löhne relativ niedrig und Arbeitskräfte auf dem Land im 
Überfluß vorhanden waren (wie zur Zeit der Depression), dann wurden die 
Grenzen dicht gemacht. Die Mexikaner wurden zu Prügelknaben und genauso 
zahlreich deportiert, wie sie zuvor importiert worden waren. Vielleicht nir- 
gendwo anders wurde eine "bäuerliche" Bevölkerung so eindeutig gezwungen, 
als dermaßen flüssige Reservearmee zu dienen. Der ständige Fluß von Chi- 
cano-Arbeitern?? über die Grenze der USA und wieder zurück hat sie zum 
klassischen Fall von mobiler "abstrakter Arbeit" gemacht, deren Billiglöhne auf 
der nichtentlohnten Subsistenzarbeit in ihren Dörfern beruhten. Zugleich hat 
dieser Prozeß die Rolle der Landesgrenzen als Instrument zur Kontrolle und 
Manipulation der Arbeiterklasse klar gezeigt. 

Als in der Nachkriegsperiode in der Industrie Streiks aufflammten, allge- 
meine Lohnerhöhungen stattfanden und es 1947 in Kalifornien und anderswo 
zur Wiedergeburt der Landarbeiterkämpfe (der DiGeorgio-Streik) kam, folgte 
eine massive Ausweitung des offiziellen Bracero-Programms. 1948 hatte das 
Programm mit 25 000 Arbeitern begonnen und wurde im Zeitraum von 1956 
bis 1960 auf über 400 000 pro Jahr ausgeweitet.”” Dieses offizielle Programm 
des Arbeitskraftimports wurde durch einen noch größeren Zustrom von ille- 
galen Einwanderern ergänzt.”* Dieser massenhafte Strom von Arbeitern in 
ländliche und sogar städtische Gebiete (East Los Angeles usw.) wurde mit alt- 
bekannten Methoden unter Kontrolle gehalten: verschärfte Spaltungen zwi- 
schen legalen (besser bezahlten) und illegalen (schlechter bezahlten) Arbeitern, 


22.* Chicano: Ursprünglich abfällige Bezeichnung für die mexikanisch-amerikanische Minderheit in 
den USA. In den Kämpfen der 60er Jahre wurde dieser Begriff aber unter der Parole "Chicano 
Power" politisch positiv gewendet. Ein Aktivist der Bewegung sagte: Wir wählten den Begriff 
"Chicano, weil dies schon immer in unserer Geschichte, hier und selbst in Mexiko, eine ab- 
wertende Bezeichnung für die Arbeiterklasse war. Es war der Name für die unterste Klasse der 
Landarbeiter." (in Peter M. Michels) 
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hohe Fluktuation und politische Repression - z.B. die Operation Wetback”® 
oder die McCarren-Gesetze?°, mit denen die Organisierungsversuche auf den 
Feldern und in den Barrios angegriffen wurden.?? Diese Formen der geplanten 
wie der ungeplanten Einwanderung und des staatlichen Terrors, die eine 
Vorahnung von der vergleichbaren Situation der ausländischen Arbeiter im 
Europa der 60er Jahre gaben, schufen nicht nur eine internationale Verbin- 
dung. Sie zerstörten die ideologische Zweiteilung in Erste Welt (USA) und 
Dritte Welt (Mexiko) in dem Maße, wie die Klasseneinheit der Chicanos auf 
beiden Seiten der Grenze zusammengeschmiedet wurde (Aztlan?®). Diese Ein- 
heit sollte sich später in verschiedenen Formen explosiv ausdrücken. 


Die USA und das revolutionäre Asien 


Inzwischen hatte es das US-Kapital in den ehemaligen Kolonien mit neuen 
ländlichen Gebieten zu tun, in denen es nun über Einfluß verfügte, aber mit 
denen es nicht sehr vertraut war. Es entwarf daher anhand der Erfahrungen 
im eigenen Land und in China eine Strategie, mit der das industrielle Kapital 
durch Abschöpfung landwirtschaftlicher Arbeit und Überschüsse ausgeweitet 
werden sollte.” Der Zusammenbruch der Kolonialmächte, der den Weg für die 
USA frei gemacht hatte, beruhte aber nicht nur auf dem Krieg. Er war ebenso 
das Ergebnis der Arbeiterrevolten in den Kolonien, die nun nicht nur den 
Erfolg der US-Expansion bedrohten, sondern die gesamte Zukunft der kapita- 
listischen Kontrolle über weite Teile des Erdballs in Frage stellten. Die rapide 
Verschlechterung der Situation in China, der bald der siegreiche Abschluß 
dieser Phase der Bauernrevolution folgen sollte, machte jahrzehntelange Be- 
mühungen vor allem des Privatkapitals zur "Rettung" des Landes zunichte. 
Ende der 40er Jahre tobte in vielen Teilen Südostasiens der ländliche Guerilla- 
krieg: In Malaysia waren die Briten in einen ausgedehnten Kampf mit Auf- 
ständischen verwickelt. Auf den Philippinen brachten die Hukbalahap°® die 
von den USA gestützte Regierung in die Defensive. Auch in Korea erschüt- 


25.* wetback: Abfällige Bezeichnung für die allepalen mexikanischen Arbeitsmigranten in den USA. 
Wetback heißt wörtlich "naßer Rücken", weil die Migranten zur Überwindung der Grenze durch 
den Rio Grande schwimmen müssen. Bei der "Operation wetback" wurden Ende der fünfziger 
Jahre innerhalb von drei Jahren nicht weniger als 2,9 Millionen Chicanos nach Mexiko abgescho- 

en. 

26.* Das McCarran-Walter-Gesetz von 1952 beschränkte die Einwanderung weiterhin nach einem 

uotensystem und verankerte die rassistische Auffassung von der Überlegenheit bestimmter Na- 
tıionalitäten über andere. 

27. Acuna, a.a.O., Kap. 83. 

23.* Astlan: "der weiße Ort", die mythische, im Norden von Mexiko gelegene gedachte Urheimat der 
Azteken. Aztlan wurde zum politischen Mythos der Chicano-Bewegung, die darin ihr Ziel einer 
politisch-sozialen Einheit formulierte. 

29. Zur Geschichte der Entwicklung der Nachkriegsstrategie zum Umgang mit den Bauern aus den 
vorangegangenen Erfahrungen in China und im Süden der USA siehe Harry Cleaver, "The Ori- 
gins of the Green Revolution", unveröffentlichte Ph.D. thesis, Stanford University, 1975. Die 

esamte Literatur der frühen 50er Jahre drehte sich in Begriffen ökonomischer ne EROBERN 
delle um die Frage des Abzugs landwirtschaftlicher Arbeit mit geringer Produktivität. Vielleicht 
das bekannteste Modell der Industrialisierung über landwirtschaftliche Mehrarbeit und Mehrpro- 
dios. »* W.A.Lewis, "Development with Unlimited Supplies of Labor", Manchester School, XXII 
1954). 

30.* Gegen die japanische Invasion auf den Philippinen während des Zweiten Weltkriegs entwickelte 
sich ein breiter Widerstand. Eine der wichtigsten Organisationen war dabei die 1942 gegründete 
und von den Kommunisten beeinflußte Hukbo ng Bayan Laban sa Hapon, kurz Hukbalahap oder 
Huks (Antlepanische Volkswiderstandsarmee). Sie beherrschte zeitweilig mit ihren Kämpfern 
Zentral-Luzon und war nach der "Befreiung" von Japan weiterhin aktiv. 
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terten Bauernunruhen einen von den USA installierten Staatsapparat. Und in 
Indochina verloren die Franzosen rasch an Boden gegenüber der Vietminh. 
Nachdem die Stabilisierung in Europa abgeschlossen war, wurde diese Auf- 
standswelle zur Hauptsorge der kapitalistischen Planer. Wo es zum offenen 
Aufstand kam, bekämpften die USA oder ihre Marionetten ihn mit militäri- 
scher Gewalt. Aber aufgrund der Erkenntnis, daß militärische Aktionen immer 
nur eine kurzfristige Antwort auf das Anwachsen der Klassenmacht darstellen 
können, wurden auch verschiedene Programme der Landreform und des "na- 
tionalen Aufbaus" entwickelt. 

Die langfristigen Bemühungen waren von der chinesischen Lektion geprägt: 
ohne stabile Verhältnisse auf dem Land kann es in einer überwiegend agrari- 
schen Gesellschaft keine dauerhafte Stabilität geben. Die Quelle der Instabilität 
wurde allgemein in der wachsenden Macht der Bauern gesehen, die ihre Ar- 
mut nicht mehr hinnehmen wollten. Außerdem waren die kolonialen und 
nachkolonialen Regierungen unfähig, die Nahrungsmittelproduktion ausrei- 
chend zu steigern, um die Forderungen der Bauern erfüllen zu können. Die 
geringe landwirtschaftliche Produktivität wurde als unvermeidliche Konse- 
quenz der reaktionären Landbesitzverhältnisse sowie der rückständigen Tech- 
nologie und Ausbildung betrachtet. Also riefen die Architekten der US-Politik 
kurzfristig nach Landreform und langfristig nach technologischer und kul- 
tureller Entwicklung.°! 

Dies war eine ausgesprochene "Reispolitik": das Kapital wurde von den Bau- 
ern zu einer ausreichenden Nahrungsmittelversorgung gezwungen, und man 
hoffte, daß sich damit ihr Hang zur Revolte verringern würde. John King 
schrieb 1953: "Der Hauptkampf gegen den kommunistischen Einfluß in Süd- 
und Südost-Asien dreht sich um den Lebensstandard seiner Völker. Der 
Kampf zwischen ‘Ost’ und ‘West’ besteht zum Teil in einem Produktionswett- 
lauf, dessen Symbol und Substanz der Reis ist."?? Das langfristige Projekt zur 
Schaffung einer höheren landwirtschaftlichen Produktivität wurde von den 
privaten US-Stiftungen betrieben. Diese weitsichtigen Planungs-Institutionen 
des internationalen Kapitals begannen damit, neue Eliten von Ökonomen, 
Agronomen und Politikern zu schaffen, die eine neue Ara der Nahrungsmit- 
telproduktion verwalten sollten. Dazu finanzierten sie die Ausbildung im Aus- 
land und richteten vor Ort landwirtschaftliche Hochschulen und Forschungs- 
institute ein. Als Vorbild dienten dabei frühere Stiftungs-Projekte, insbeson- 
dere die der Rockefeller Foundation: Förderung des US-Federal Extension 
Service, Unterstützung landwirtschaftlicher Hochschulen in China in den 30er 
Jahren und Entwicklung von Nahrungsmittelforschung in Mexiko in den 40er 
Jahren. 

Während der 50er Jahre wurden Counterinsurgency und Sozialtechnik aus den 
Nahrungsmittelüberschüssen der USA finanziert, die bis 1954 auf eine Milli- 
arde Scheffel <= 36,4 Mrd. Liter> anstiegen. Mit Hilfe des Public Law 480 
wurden die Überschüsse für die Sicherung der kapitalistischen Strategie rund 
um die Welt bereitgestellt.”° Dieses "Food for Peace"-Programm (Nahrungs- 


31. Siehe Cleaver, "Origins"”, a.a.O., und die Verweise dort. 
32. John King, "Rice Politics", Foreign Affairs, April 1953. 


33. Zu dieser Zeit bestand kein Zweifel am politischen Potential des PL 480. Mit den mittlerweile 
berühmten Worten Hubert Humphreys, eines der Hauptverantwortlichen für dieses Gesetz: "Ich 
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mittel für den Frieden) beruhte zwischen 1954 und 1960 zu über 25 Prozent 
auf US-Agrarexporten. Den Stiftungen verschaffte es Zeit, um nach einer 
dauerhaften Lösung für die ländlichen Klassenkämpfe in Asien zu suchen. 
Obwohl diese Fakten inzwischen weithin bekannt sind, wird eines oft überse- 
hen: die Regierungs- und Privatprogramme dieser Zeit, nach denen Nah- 
rungsmittel für politische Zwecke bereitgestellt werden sollten, waren eine 
Antwort auf weitverbreitete Arbeiterkämpfe. Die mit diesen Programmen ent- 
wickelten neuen Technologien und erhöhten Nahrungsmittelangebote waren 
nicht nur eine Initiative des Kapitals, sondern stellten eine Reaktion auf die 
Intensivierung und Internationalisierung der Klassenforderungen dar. 


Ende der 50er Jahre veränderte sich an den offenen Kämpfen in Asien 
vieles. Trotz einiger Landreformen, Nahrungsmittelhilfen, militärischer Inter- 
ventionen und den Versuchen zum Aufbau neuer regionaler Eliten konnte das 
Maßnahmenbündel der Reispolitik keinen allgemeinen Erfolg herbeiführen. 
Die Guerilla-Bewegungen in Malaysia und auf den Philippinen wurden vor- 
übergehend zerschlagen, aber Korea konnte nur durch die Errichtung einer 
"sozialistischen" Ordnung in der einen Landeshälfte stabilisiert werden. In In- 
donesien enteignete das linke Sukarno-Regime holländische Privatfirmen. Im 
ländlichen Indien scheiterte das Gemeinde-Entwicklungsprogramm, während 
anhaltende Kämpfe in den Städten die Kapitalakkumulation dort verhinderten. 
Und die USA begannen in dem Sumpf zu versinken, zu dem sich ihre ver- 
hängnisvolle Exkursion in Indochina entwickeln sollte. Die Arbeiterklasse hatte 
einige Rückschläge erlitten, aber sie war bei weitem nicht geschlagen. Was 
aber zurückgeschlagen worden war, das war die Strategie des US-Kapitals, 
seinen militärischen Sieg im Zweiten Weltkrieg in eine erfolgreiche neue Ak- 
kumulationsphase zu übersetzen. Es sollte die Sache der Planer von Kennedys 
"New Frontier"? sein, einen neuen Ansatz zu entwickeln. 


Kämpfe um Nahrungsmittel und Landwirtschaft 
in Rußland und Osteuropa 


Während die Politarchitekten des US-Kapitals mit ihren neuen Verantwort- 
lichkeiten im eigenen Land, in Westeuropa und in großen Teilen der Dritten 
Welt beschäftigt waren, erneuerten die sowjetischen Bürokraten unter Stalin 
ihr gewohntes Konzept, mit dem sie die ländliche Arbeiterklasse kontrollierten 


habe ehört..., daB Menschen wegen Nahrungsmitteln von uns abhängig werden könnten. Ich 
weiß, daß das nicht für eine gute Nachricht gehalten wird. Für mich war es eine gute Nachricht, 
denn bevor Menschen irgendetwas tun können, müssen sie essen. Und wenn Sie nach einem Weg 
Ausschau halten, wie Sie die Menschen dazu bringen, sich in Form von Zusammenarbeit auf Sie 
zu verlassen und von Ihnen abhängig zu sein, scheint mir NahrungemnitteIsuhEngigkei ein groß- 
artiges Mittel zu sein..." Hearings: Policies and Operations Under PL 480, 85th Congress, First 
Session, Senate Committee on Agriculture and Forestry, 1957, S. 128. Über PL 480 siehe auch 
I.Yost, "The Food for Peace Arsenal", NACLA Newsletter, Mai-Juni 1971. (* Das Staatsgesetz 
PL 480, Agricultural Trade Development and Assistance Act, Gesetz für Agrarhandel und -ent- 
wicklung, wurde 1954 verabschiedet.) 


Kennedy stellte in seiner ersten Rede als Präsidentschaftskandidat 1960 der alten Politik sei- 
nen Aufbruch zu "neuen Grenzen" (new frontier) gegenüber, der an den nationalen Mythos des 
immer weiteren Vordringens der amerikanischen Siedler in den Westen anknüpfte. Innenpolitisch 
bezogen sich diese "neuen Grenzen" auf die Zurückdrängung der Armut und Lösung der land- 
wirtschaftlichen Probleme. Außenpolitisch gehörte hierzu die militärstrategische Wende zur fle- 
xible response, die nach dem Verlust der nuklearen Überlegenheit der USA einen abgestufteren 
Einsatz von konventionellen und nuklaren Waffen vorsah. 
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und Nahrungsmittel für die Städte bereitstellten: die Kollektivierung. Dieser 
seit 1928 eingeleitete Prozeß bedeutete Repression und Zwangsarbeit auf den 
genossenschaftlichen (Kolchosen) und staatlichen (Sowchosen) Farmen. Die so 
geschaffene Organisationsform sollte die Autonomie der Bauern einschränken 
und die Aneignung eines maximalen landwirtschaftlichen Überschusses ermög- 
lichen, um mit diesem die Industriearbeiter zu ernähren und die Industrieim- 
porte zu finanzieren. 

Diese Organisierung der Bauern trennte sie nicht nur strikt von den städti- 
schen Arbeitern, sondern spaltete sie auch untereinander. Auf den Kolchosen 
waren die Arbeiter in der Regel nichtentlohnt und lebten von ihrer Privat- 
parzelle und einem kleinen Anteil am Kollektivprodukt. Auf den Sowchosen 
waren die Arbeiter vom Staat angestellt und erhielten Löhne. Wie im Westen 
waren auch diese Spaltungen hierarchisch: die Arbeiter in den Städten hatten 
gewöhnlich ein höheres Einkommen als die Bauern, und auf den Sowchosen 
wurde deutlich mehr verdient als auf den Kolchosen. Außerdem wurde auf 
den Kolchosen und Sowchosen die Spaltung zwischen den Geschlechtern, ge- 
nauso wie in den asiatischen Dörfern oder auf den Farmen des Westens, dazu 
benutzt, die Schichtung zu verstärken. Zusätzlich zu ihrer Verantwortung für 
die Hausarbeit mußten die Frauen die schweren und schlecht bezahlten Ar- 
beiten verrichten. Die wichtigste Veränderung dieses Systems, die Stalin nach 
dem Krieg einführte, war die verschärfte Regierungskontrolle über die Kol- 
chosen. Dazu wurden sie zwangsweise in wenigere und größere Einheiten zu- 
sammengeschlossen.°° Die Verwüstungen der Kriegszeit und die Erfahrung der 
Zwangskollektivierung und der Konzentrationslager machten diesen anhaltend 
hohen Ausbeutungsgrad möglich. Aber Ende der 40er Jahren führte dies (nach 
den Memoiren von Chruschtschow) zu einer Wiederholung der Hungersnöte 
der 30er Jahre und der daraus folgenden Bauernunruhen. 

In Osteuropa war die sowjetische Politik genauso hart. Die Eintreibung der 
Kriegsreparationen beraubte Osteuropa eines großen Teils seiner industriellen 
Kapazität, aber die städtischen Arbeiter profitierten von einigen darauf fol- 
genden Investitionen ins "Humankapital" (Verbesserung der medizinischen 
Versorgung, Ausbildung usw.). Die Behandlung der Bauern war jedoch wieder 
brutal: die anfänglichen Bodenumverteilungen in der Nachkriegszeit, mit 
denen die Bauern für die Kommunisten gewonnen werden sollten, wurden 
bald von der Zwangskollektivierung abgelöst. Die sowjetische Besatzungsarmee 
unterstützte diesen Prozeß, indem sie die unabhängige Macht der Landarbeiter 
zerschlug. Genauso wie in Westeuropa konzentrierten sich die russischen Be- 
mühungen in Osteuropa stärker auf die industrielle als auf die landwirtschaft- 
liche Entwicklung. Aber während Westeuropa auf Nahrungsmittel aus den 
USA zurückgreifen konnte, um die Forderungen der Arbeiterklasse zu befrie- 
digen, wies Rußland eine Beteiligung an der Marshall-Plan-Strategie zurück. 
Stattdessen versuchte es, die industrielle Akkumulation durch die Auspressung 
der Bauern zu finanzieren.”® 


35. Siehe P.R.Gregory & R.C.Stuart, Soviet Economic Structure and Performance, Harper & Row, 
1974, Kap. y. 


36. Für eine kurge Geschichte der Nachkriegsbeziehungen Sowjetunion/Osteuropa siehe 
H.Schwartz, Eastern Europe in the Soviet Shadow, John Day, 1973. 


Nahrungsmittel, Hunger und Krise 179 


Diese sowjetische Strategie der Repression und der maximalen Ausbeutung 
führte zu vielfältigen Formen von Widerstand und Revolte. In Rußland selbst 
schlossen die bäuerlichen Kämpfe verschiedene Formen der Arbeitsverweige- 
rung ein: Arbeit in der Staatsproduktion wurde zur Privatproduktion für den 
persönlichen Konsum eingesetzt; Abwanderung aus den ländlichen Gebieten in 
die Städte, um höhere Löhne zu erhalten; und sogar isolierte Guerilla- Aktio- 
nen. Obwohl der Staat die Größe der Privatparzellen strikt begrenzte, war 
diese Abzweigung von Arbeit äußerst erfolgreich. So wird geschätzt, daß die 
auf den Privatparzellen verrichtete Arbeit selbst heute mehr als 30 Prozent der 
gesamten russischen Agrarerzeugung erwirtschaftet (vor allem bei Gemüse und 
Viehzucht) und den Kolchosen-Familien über 40 Prozent ihres Realeinkom- 
mens einbringt. Was die Nachkriegs-Migration betraf, so überstieg die Ab- 
wanderung vom Land schon bald die Bevölkerungsverschiebungen, die der 
Staat zur Bedarfsdeckung für die Industrie geplant hatte. Zwischen 1929 und 
1959 gingen ungefähr 43 Millionen Bauern in die Städte, wodurch die städti- 
sche Bevölkerung auf über 100 Millionen anwuchs.?” Die Kämpfe der Bauern 
zirkulierten zum einen durch die direkte Migration in die Städte, aber auch 
durch die Lebensmittelknappheit, die aus dem unkooperativen und unproduk- 
tiven Verhalten der auf dem Land Zurückgebliebenen resultierte. In den neu 
annektierten Gebieten der Westukraine und Litauens nahm der Widerstand der 
Bauern durch Gruppen wie die "Partisanen-Armee der Ukraine" die Form des 
bewaffneten Guerillakampfs an.°® Die gleichen Triebkräfte waren in Osteu- 
ropa am Werk und nach Stalins Tod im Jahre 1953 explodierten die Kämpfe in 
einer größeren Aufstandswelle, die der Kollektivierung ein Ende setzte: 1953 
in Ungarn und Ostdeutschland, 1956 in Polen. Wo sich die städtischen Arbeiter 
den Bauern anschlossen, wie in der ungarischen Revolte von 1956, inter- 
venierte die Sowjetunion auf militärische Weise - fast genauso wie die USA in 
Asien. Aber trotz der Intervention fanden die osteuropäischen Kämpfe in der 
Sowjetunion selbst einen Widerhall. Es kam zu Sympathiestreiks und die Mit- 
arbeit bei der Repression wurde verweigert. Die russischen Planer waren daher 
wie ihre US-amerikanischen Kollegen gezwungen, Programme zur Erhöhung 
des Lebensstandards einzuleiten. 

Die Kämpfe bewirkten zwei größere Änderungen in der sowjetischen Strate- 
gie.’ Mitte der 50er Jahre unternahm die sowjetische Führung erste Schritte, 
um eine höhere Getreideerzeugung durch das Umpflügen von Brach- und 
Grasland und durch die Kultivierung neuer Gebiete in Sibirien und Kasach- 
stan zu erreichen. Diese Strategie erforderte in der Anfangsphase zwar erheb- 
liche Investitionen. Aber mit ihr sollten die Ernteerträge gesteigert und die 
Arbeiterforderungen erfüllt werden, ohne auf größere Investitionen in neue 
Technologien und die damit verbundene Erhöhung der organischen Zusam- 
mensetzung in der Landwirtschaft angewiesen zu sein. Die "Urbarmachungs"- 
und "Umpflüge"-Kampagnen waren von einem ständigen Druck auf die Kol- 
chosen begleitet, sich zu größeren Einheiten zusammenzuschließen und in 


37. Siehe Gregory & Stuart, a.a.O. 

38. Siehe G.Saunders, ed., Samizdat, Pathfinder Press, 1974, S. 23-24. 

39. Die folgende Diskussion der Chruschtschow-Ära basiert hauptsächlich auf Gregory & Stuart, 
a.a.0.; Alex Nove, "Soviet Agriculture Marks Time", Foreign Affairs, Juli 1962 und Soviet 
Agriculture Under Brezhnev", Slavic Review, Januar 1970 (der die vorangegangene Periode 
ebenfalls behandelt). 
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Sowchosen unter direkterer staatlicher Kontrolle umzuwandeln. Die zweite 
größere Veränderung der Strategie bestand darin, deutliche Erhöhungen des 
bäuerlichen Einkommens zuzugestehen. Zwischen 1953 und 1967 hat sich das 
Gesamteinkommen der russischen Landbevölkerung schätzungsweise mehr als 
verdoppelt. Um das gestiegene Einkommen als Arbeitsanreiz benutzen zu kön- 
nen, wurde auf den Kolchosen die Lohnarbeit stark ausgeweitet. Zu diesem 
Zweck wurde die Aufteilung des Nettoprodukts (abzüglich des Staatsanteils) 
zum Jahresende durch monatliche Barauszahlungen, in der Regel auf Stück- 
lohnbasis, ersetzt. 

Gemessen an den kurzfristigen Ertragssteigerungen war das Urbarmachungs- 
Programm zunächst ein Erfolg: 1958 war der landwirtschaftliche Ertrag gegen- 
über 1953 um 50 Prozent gestiegen. In den letzten Jahren von Chruschtschows 
Amtsperiode wurden aber die Grenzen dieser Methode deutlich: erstens führ- 
ten die Monokulturen auf den neuen Ländereien und das verkürzte Brachlie- 
gen zu sinkenden Erträgen und zweitens übertrafen die Lohnzahlungen - trotz 
des etwas geringeren Lohn- und Preisanstiegs zwischen 1958 und 1965 - die 
Produktivitätssteigerungen bei weitem. Und obwohl die Bezahlung für Kollek- 
tivarbeit verbessert wurde, stieg in den Jahren 1953 bis 1963 der Zeitanteil 
weiter an, der auf den Privatparzellen verbracht wurde. Und es gelang auch 
nicht, die Abwanderung in die Städte in nennenswerter Weise zu verlang- 
samen. Mit den Nahrungsmittelaufständen von 1959 und 1969 wurde endgültig 
deutlich, daß es der Agrarpolitik von Chruschtschow nicht gelungen war, die 
Forderungen der städtischen Arbeiter zu befriedigen. Anfang der 60er Jahre 
folgten weitere Produktionsrückschläge und es kam daraufhin 1962 zu erneu- 
ten Lebensmittelprotesten, als die Regierung die Preise zu erhöhen versuchte, 
Dies zwang den Kreml zu umfangreichen Nahrungsmittelimporten (zum Teil 
aus den USA) und trug zum Sturz Chruschtschows 1964 bei.* 

Fassen wir zusammen: In den 50er Jahren hatte der Klassenkampf in weiten 
Teilen der Welt das Kapital zur Steigerung der Nahrungsmittelproduktion ge- 
zwungen. Dabei versuchte es, diese Erhöhung ohne größere technologische 
Veränderungen in der Agrarproduktion zu erreichen. Erst in den 60er Jahren 
folgte die übrige Welt dem Beispiel der USA und nahm produktivitätsstei- 
gernde Investitionen in der Landwirtschaft vor. Und dieser Wechsel fand 
schließlich nur deswegen statt, weil die vorrangig auf die Industrie ausgerich- 
teten Akkumulationsstrategien weder die Kämpfe der Industriearbeiter noch 
die der Farmer und Bauern eindämmen konnten. 


IV. 
Aufstieg und Fall der Entwicklungsdekade 


Die Einleitung der Entwicklungsdekade war eine Antwort auf das Versagen 
vorhergehender Maßnahmen, den Klassenkampf einzudämmen oder zu bändi- 
gen. Es handelt sich um eine Periode, in der die vom Kapital in vielen Regio- 
nen der Welt angewandten Nahrungsstrategien ungewöhnlich einheitlich waren. 
Statt sich um Stabilität zu bemühen und aus einer mehr oder weniger traditio- 


40. Zu den Nahrungsmittelaufständen und -protesten siehe M.Holubenko, "The Soviet Working 
Class: Discontent and Opposition", Critique, Frühjahr 1975. 
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nellen Agrartechnik Überschüsse herauszuziehen, war das Kapital weltweit 
gezwungen, die "amerikanische Lösung" zu übernehmen - die Einführung 
größerer produktivitätssteigernder Innovationen, die sowohl ein höheres Ein- 
kommen für die Arbeiterklasse als auch einen größeren Überschuß für die in- 
dustrielle Produktion möglich machen sollten. Diese Entwicklungsstrategie für 
Nahrungsmittel, die in den 60er Jahren in West und Ost in Gang gesetzt 
wurde, bedeutete die Ausweitung des keynesianischen Produktivitätsdeals auf 
die Landwirtschaft: durch die Kopplung höherer Löhne an eine höhere Pro- 
duktivität sollte der Klassenkampf um mehr Einkommen als Triebfeder der 
Akkumulation genutzt werden. Der Beginn der Entwicklungsdekade wurde im 
Westen durch den Machtantritt John Kennedys und seiner Experten signalisiert 
und ihr bekanntestes Produkt war die Grüne Revolution in Asien. Im Osten 
war der Beginn unterschiedlich, aber die zuerst in der Sowjetunion (und in 
China) und dann in Osteuropa eingeleiteten Veränderungen wiesen fast diesel- 
ben Merkmale auf: ein neuer Vorrang für Investitionen in die Landwirtschaft 
und höhere Einkommen für die Nahrungsmittel-Produzenten wie -Konsu- 
menten im Austausch gegen (hoffentlich) mehr Arbeit. 


Nahrungsmittelkämpfe in den USA 


In dieser Phase stand das US-Kapital vor drei größeren Problemen im eigenen 
Land: erstens die Rebellion der Schwarzen im Süden und dann im Norden, 
zweitens das Anwachsen der Konsumentenbewegung im ganzen Land und 
drittens eine neue Runde in der Organisierung der Farmarbeiter und der Aus- 
dehnung der Chicano-Bewegung im Südwesten. 

Auf das erste Problem antwortete das Kapital sowohl mit weiterer Repres- 
sion wie mit subtileren Entwicklungsstrategien. Die militärische Unterdrüc- 
kung der Aufstände und die COINTELPRO-Unterwanderung der Black Pan- 
ther und anderer militanter Gruppen wurde von Armutsprogrammen begleitet, 
mit denen die von schwarzen Frauen vorangetriebenen Kämpfe um Sozialhilfe 
geschwächt werden sollten. Dazu wurde das vom Staat geforderte Geld über 
spezielle Programme (einschließlich Lebensmittelmarken) verteilt, um dadurch 
die Bewegung kontrollieren und in eine für das wirtschaftliche Wachstum 
günstige Richtung lenken zu können. Aber die schwarzen Frauen und arbeits- 
losen Jugendlichen nahmen das Geld und die Nahrungsmittel, ohne sich dafür 
zu disziplinierten Lohnarbeitern und -arbeiterinnen machen zu lassen. Indem 
sie ihre Stärke in den Ghettos entfalteten, griffen sie nun auch die Spaltung 
zwischen der nichtentlohnten Gruppe der Hausfrauen und Straßenjugendlichen 
und den entlohnten Fabrikarbeitern an. 

Das zweite Problem, das Auftauchen der Konsumentenbewegung, war eng 
mit der Frauen- und der Ökologiebewegung verbunden. Im wesentlichen han- 
delte es sich hierbei um eine Reaktion auf den kapitalistischen Versuch, die 
Einkommenszuwächse der Arbeiterklasse in Profite umzuwandeln. Die Bewe- 
gung griff die unsägliche Panscherei des "chemischen Festmahls" an, das den 
Menschen geboten wurde. In der gleichen Weise attackierte sie die irrefüh- 


41. Siehe Paolo Carpignano, "U.S. Class Composition in the Sixties", Zerowork 1. In diesem Band: 
Die Klassenzusammensetzung in den USA der sechziger Jahre. 
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rende Werbung und Preisgestaltung, mit denen überteuerte, nutzlose und 
schädliche Produkte verkauft wurden. Mit dem Anstieg der Inflation bekam 
die Frage der Preise eine größere Bedeutung in der Bewegung, was aber zu 
keinem Zeitpunkt das Niveau eines Massenkampfs vergleichbar der italieni- 
schen Bewegung für Selbstreduzierung der Preise, erreichte. Obwohl große 
Teile der Bewegung von Leuten wie Ralph Nader von einer klassenpoliti- 
schen Auseinandersetzung abgehalten wurden, steckte in ihr trotzdem die For- 
derung der Arbeiterklasse, die Menge und Qualität der ihr zugänglichen Nah- 
rungsmittel selbst bestimmen zu können. 

Mit dem Ende des bracero-Programms <1964> verlor das Agrobusiness ein 
Instrument, mit dem es die Chicanos untereinander and gegenüber anderen 
spalten konnte. Da die "Drohung der auSWArTngeN Arbeit" schwächer wurde - 
ohne ganz wegzufallen, weil der Import illegaler" Arbeiter und Arbeiterinnen 
weiter ging - weitete sich die Organisierungskampagne unter den Landarbei- 
tern in den 60er Jahren beträchtlich aus. Teil dieser Kampagne war die Ein- 
leitung der Konsumentenboykott-Strategi®, die eine Produzenten-Konsumen- 
ten-Verbindung zwischen der United Farm Workers (UFW)”” und Millionen 
anderen, hauptsächlich weiblichen, ArbeiterInnen ım ganzen Land herstellte, 
Durch die Unterstützung der Hausfrauen/Einkäuferinnen und Studenten 
konnte die UFW in den Jahren 1965 und 1966 dramatische Erfolge erzielen. 
Das Kapital antwortete darauf mit einem geplanten Gegenangriff: mit Hilfe 
der Mechanisierung wollte es aufrührerische Arbeiter loswerden, die UFW 
sollte durch eine Firmengewerkschaft ersetzt werden und an die Stelle der Ar- 
beitsmigration die Migration des Kapitals treten. 

Angesichts der drohenden Landarbeiterkämpfe wurde bereits seit einiger 
Zeit die Entwicklung arbeitssparender Technologien für Obst und Gemüse be- 
trieben. Über die Land Grant Colleges und landwirtschaftliche Versuchsan- 
stalten des Staats wurde diese Entwicklung vom Agrobusiness und der Regie- 
rung vorangetrieben und finanziert. Nach dem mechanischen Baumwollpflüc- 
ker gelang einer der wichtigsten Durchbrüche bei Obst und Gemüse: der me- 
chanische Tomatenpflücker zusammen mit einer neuen Sorte harter Tomaten, 
die von der Maschine nicht zerquetscht wurden. Solange billige Chicano-Ar- 
beit verfügbar war, kamen die teuren Maschinen kaum zur Anwendung: 1961 
wurde lediglich ein Prozent der Tomaten maschinell geerntet und dieser Anteil 
erhöhte sich bis 1964 nur auf 3,8 Prozent. Aber mit dem explosiven Wachstum 
der Landarbeiterkämpfe stieg der Einsatz dieser Technologie sprunghaft an. 
1966 wurden fast 66 Prozent der Tomaten maschinell geerntet und 1969 war 
der Übergang mit 99,5 Prozent nahezu vollständig vollzogen. Mit dem Einsatz 
der Maschinerie wurde die Feldarbeit nicht völlig beseitigt, aber sie wurde 


42.* Ralph Nader war ein junger Rechtsanwalt, der die Geschäftspraktiken in der Wirtschaft un- 
tersucht hatte und zum berühmten Führer der Verbraucherschutzbewegung wurde, die für ge- 


setzliche Reformen (z.B. zur korrekten Beschriftung von Waren, Einschränkung der Zigaretten- 
reklame) eintrat. 


43. Die Bewegung der Schwarzen und die Wohlfahrtskämpfe werden in Zerowork 1 genauer disku- 
. tiert; ebenso die Aktionen der italienischen Autoriduzione-Bewegung. 


44.* Die Gewerkschaft der Vereinigten Farmarbeiter (UFW) entstand aus dem Streik der Trauben- 
pflücker von Delano 1965 - HÜELGA. Dieser Streik war das Signal zur Entstehung einer neuen 
Chicano-Bewegung. Im Sommer 1966 üibernahm der Chicano Cesar Chavez die Leitung der neu- 


gebildeten Gewerkschaftsgruppe United Farm Workers Organizing Committee, an der sich auch 
die AFL-CIO beteiligte. 
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wesentlich verringert und umstrukturiert. Die Zahl der Handarbeiter bei der 
Tomatenernte fiel zwischen 1964 und 1972 von 50 000 auf etwa 18 000, wäh- 
rend die Produktion um 50 Prozent anstieg. Gleichzeitig wurden die männli- 
chen Arbeiter (die in gebückter Haltung auf den Feldern gearbeitet hatten) 
durch schlechter organisierte Hausfrauen aus der Umgebung ersetzt, die nun 
die Sortierarbeit auf den Maschinen verrichteten.* 

Die Kämpfe und Erfolge der Landarbeiter waren in den Bereichen am 
größten, in denen die Maschinisierung durch die Art der Früchte technisch am 
schwierigsten war. Der herausragende Fall waren die Schlachten der UFW 
bezüglich der kalifornischen Weintrauben. In solchen Situationen griffen die 
Plantagenbesitzer auf eine andere Taktik zurück: sie strebten Verträge mit ei- 
ner Gewerkschaft an, die sich als kooperativer als die UFW erwies, nämlich 
den Teamsters*°. Unter dem Deckmantel des "gewerkschaftlichen Wettbewerbs" 
führten die Verhandlungen zwischen den Plantagenbesitzern und der Team- 
ster-Bürokratie zu "sweetheart"-Verträgen, die die Bedürfnisse der Arbeiter 
weitgehend außer acht ließen. Die UFW antwortete darauf mit einem massiven 
Streik/Boykott gegen Perelli-Minetti, der als erster Plantagenbesitzer 1966 mit 
den Teamsters abgeschlossen hatte. Im folgenden Jahr wurden die Teamsters 
herausgedrängt und 1970 gelang es der UFW, größere Verträge mit den kali- 
fornischen Plantagenbesitzern von Wein- und Tafeltrauben abzuschließen?” 

Die Verlagerung der Investitionen über die Grenze nach Mexiko bildete das 
dritte Moment der kapitalistischen Antwort auf die Landarbeiter. Diese Bewe- 
gung war nicht völlig neu, aber in den 60er Jahren beschleunigte sie sich ra- 
pide und führte zwischen 1964 und 1973 zu einem Anstieg der US-Gemü- 
seimporte aus Mexiko von 36 auf 176 Millionen Dollar. Diese Bewegung ist 
sehr oft als eine kapitalistische Methode dargestellt worden, mit der die Macht 
der Landarbeiter unterlaufen werden sollte. Aber wie bei den technologischen 
Veränderungen wurde auch hier erstaunlicherweise ignoriert, daß diese Bewe- 
gung dem Kapital durch die Landarbeiterkämpfe aufgezwungen wurde: sie war 
die Flucht des Kapitals vor der wachsenden Arbeitermacht und nicht einfach 
ein weiterer listiger Schachzug.*® Darüberhinaus trug dieses Manöver des 
landwirtschaftlichen Kapitals und der Aufbau grenznaher Industrien seitens 
des industriellen Kapitals dazu bei, die Ausbreitung der Kämpfe auf der an- 
deren Seite der Grenze zu beschleunigen und die Macht der Landarbeiter in 
Mexiko selbst aufzubauen. 

Außerdem waren die Kämpfe der Chicanos nicht auf die Felder und Super- 
märkte begrenzt: die anwachsende Bewegung umfaßte das gesamte Gebiet von 


45. Siehe W.H.Friedland & A.Barton, "Tomato Technology", Transaction, September-Oktober 
1976; und W.D.Rasmussen, "Advances in American Agriculture: The Mechanical Tomato Har- 
vester as a Case Study", Technology and Culture, Oktober 1968. 


46.* Teamsters: International Brotherhood of Teamsters, Chauffeurs, Warehousemen and Helpers of 

America. (Internationale Brüderschaft der Fuhrleute, Fahrer, Lagerarbeiter und Gehilfen Ameri- 
En 1976 größte Gewerkschaft der USA mit 2,3 Mio. Mitgliedern. Ursprünglich eine reine Trans- 
portarbeitergewerkschaft, organisieren sie zum Beispiel durch Abwer ung ganzer Ortsverbände 
von anderen Gewerkschaften auch ArbeiterInnen aus völlig anderen Sektoren - oft gegen deren 
Willen. 1957 aus der AFL-CIO ausgeschlossen. 


47. Siehe Richard Meister & Anne Loftis, A Long Time Coming: The Struggle to Unionize America’s 
Farm Workers, Macmillan, 1977, Kap. 9. 


48. Siehe NACLA, "Del Monte", a.a.O., und "Harvest of Anger", ebd., Juli- August 1976. 
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La Raza.“? In den Städten begannen Chicano-Gruppen, um ihren Anteil an 
den Armenfonds zu kämpfen. In East Los Angeles entstanden die Brown Be- 
rets, eine den Black Panthers vergleichbare Organisation, und nichtentlohnte 
Chicano-Frauen beteiligten sich an den Kämpfen der schwarzen Frauen um 
Sozialhilfe. Ungefähr zur gleichen Zeit rief Reies Lopez Tijerina eine Land- 
besetzungsbewegung in Neumexiko ins Leben und Jose Gutierrez gründete 
zusammen mit anderen die Mexican-American Youth Organisation (MAYO, 
Mexikanisch- Amerikanische Jugendorganisation). Sie fingen an, die organisa- 
torischen Strukturen aufzubauen, die zur La Raza Unida (Partei des vereinig- 
ten Volkes) und 1970 zur Machtübernahme in Crystal City und Zavala County 
in Texas führen sollten. Ende der 60er Jahre gerieten die Bewegungen der 
Landarbeiter und Chicanos, gleich denen der Schwarzen, Frauen, Studenten, 
Soldaten usw., schnell völlig außer Kontrolle. 

In dieser Zeit war in den gesamten Vereinigten Staaten eine Agrarpolitik 
bestimmend, wie sie in den 50er Jahren praktiziert worden war. Kennedys 
Agrarpolitik setzte die Subventionierung der Preise fort, betonte aber etwas 
stärker als frühere Regierungen die Produktionskontrolle. Neben der Beschleu- 
nigung der Mechanisierung und dem zunehmend teurer werdenden Einsatz von 
chemischen und biologischen Stoffen, führte diese Politik zu einer ständig 
steigenden Konzentration des Landbesitzes und zum Rückgang der Arbeits- 
kräfte. Die Gesamtzahl der Farmen verringerte sich von 3,96 Millionen im 
Jahre 1960 auf 2,95 Millionen 1970. Die Zahl der landwirtschaftlichen Ar- 
beitskräfte fiel im gleichen Zeitraum von 5,49 auf 3,46 Millionen und deren 
Anteil an der Gesamtbeschäftigung sank von 8,3 auf 4,4 Prozent.°° Dieser an- 
haltende Konzentrationsprozeß in der Nahrungsmittelindustrie, vor allem bei 
der Erzeugung und dem Handel von Getreide, sicherte einen ständigen Über- 
schuß von Nahrungsmitteln, mit dem die neue Strategie des US-Kapitals im 
Ausland unterstützt wurde. 


Grüne Revolution gegen Rote Revolution 


Die US-Planer waren mit der Aussicht konfrontiert, daß die Situation sowohl 
im Ausland wie zuhause weiterhin unruhig bleiben würde: angefangen von den 
hartnäckigen Aufstandsbewegungen in Indochina und Afrika bis hin zu den 
bäuerlichen und industriellen Unruhen in Südasien und Lateinamerika. Ende 
der 50er und Anfang der 60er Jahre waren sie daher gezwungen, ihre Theo- 
rien und die damit verknüpften Strategien bezüglich Nahrung und Landwirt- 
schaft neu zu formulieren. Es waren weiterhin die Revolten gegen Armut und 
Hunger, die der kapitalistischen Expansion Grenzen setzten. Aber die Ideolo- 
gie der Planer machte die Bereitschaft zur Revolte nun zunehmend weniger 
am Mangel als solchem fest, sondern sie sahen ihren Ursprung in den enttäu- 
schenden Erfahrungen, die die Arbeiter in Zeiten eines begrenzten wirtschaft- 
lichen Wachstums machten. In solchen Phasen gerieten die traditionellen Ge- 
sellschaftsstrukturen ins Wanken, während die neue Organisation der Produk- 


49.* La Raza heißt "die Rasse", wird aber von den politischen Aktivisten im Sinne des "geeinten 
Volkes" verwandt. "Das Gebiet von La Raza" meint hier das Gebiet, in dem Chicanos leben. 

50. Halcrow, a.a.O., S. 172; und Committee on Economic Development, A New U.S. Farm Policy for 
Changing World Food Needs, Oktober 1974, S. 34-35. 
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tion die Bedürfnisse der Menschen noch nicht befriedigen konnte. Diese 
Sichtweise bedeutete für die Agrarstrategie folgende vier Punkte: Verlang- 
samung der gesellschaftlichen Umstrukturierung wie Landreform und Gemein- 
deentwicklung; Steigerung der landwirtschaftlichen Investitionen zur Erhöhung 
der Produktivität und des Nahrungsangebots; Entwicklung neuer Aufstandsbe- 
kämpfungs-Konzepte unter Einbeziehung des Militärs in wirtschaftliche und 
soziale Programme; und schließlich das Vorantreiben von Familienplanung und 
Geburtenkontrolle, um das Anwachsen einer Arbeiterklasse zu begrenzen, die 
sich weigerte, produktiv und zu profitablen niedrigen Löhnen zu arbeiten. 
Dieses Bündel bildete den Dritte-Welt-Aspekt an Kennedys neuer, mit Hilfe 
der New Frontier durchgeführten, "flexible response"-Strategie. Die Peitsche 
der Aufstandsbekämpfung diente zur Kontrolle offener Bauernunruhen und 
wurde in Südostasien und Lateinamerika auf breiter Ebene eingesetzt. Das 
Zuckerbrot des gesteigerten Konsums sollte durch die Grüne Revolution si- 
chergestellt werden.°! 

Die frühere, von der Rockefeller Foundation finanzierte Forschung erwies 
sich nun als äußerst nützlich. Anfang der 50er Jahre waren neue, hochertrag- 
reiche Weizensorten entwickelt worden, mit deren Hilfe Mexiko Anfang der 
60er Jahre vom KNettoimporteur zum Nettoexporteur von Weizen werden 
konnte. Ausgehend von diesem Erfolg startete die Stiftung einen globalen 
Versuch, die neue Nahrungstechnologie in allen Weizenanbaugebieten der 
Dritten Welt einzuführen. Die Ford Foundation begann derweil, ihre Unter- 
nehmungen in Indien von der Gemeindeentwicklung auf die Steigerung der 
landwirtschaftlichen Produktivität zu verlagern. 1960 initiierte sie das Intensive 
Agricultural District Program (Intensivprogramm für landwirtschaftliche Ge- 
biete), mit dem den modernsten, kreditwürdigsten und mächtigsten Bauern 
Mittel für die Steigerung des Bruttoertrages zur Verfügung gestellt wurden. 
1962 gründeten die beiden führenden Stiftungen mit vereinten Kräften das 
International Rice Research Institute (Internationales Reisforschungsinstitut) 
auf den Philippinen, das noch schneller als das mexikanische Projekt zu Erfol- 
gen führte. Innerhalb von kaum drei oder vier Jahren wurde mit verschie- 
denen "Wundersorten" der Reisertrag auf den Philippinen gesteigert und stand 
für den Export zur Verfügung. 

Parallel zur Entwicklung von hochertragreichen Getreidesorten wurde der 
Einsatz von Kunstdünger ausgeweitet, wie wir oben schon andeuteten. Die in 
den 50er Jahren gewaltig angewachsene Düngemittelindustrie der USA und 
Europas stellte die Exportkapazität bereit, die für die Strategie der Hocher- 
tragssorten erforderlich war. (Denn die neuen Anstrengungen waren auf den 
Einsatz von Dünger im großen Maßstab angewiesen). Das Wachstum der 
Kunstdüngerproduktion spornte die Öl- und Düngemittelkonzerne aber auch 
zur Suche nach neuen Absatzmärkten an, da sie zuhause vor dem Problem der 
Überproduktion standen. Die Industrie entschied sich daher gemeinsam, neben 
den Bemühungen überseeischer Geschäftspartner die neue UN-Kampagne 
Freiheit von Hunger als Instrument für ihre expansionistische Politik zu be- 
nutzen. Eine Gruppe aus us-amerikanischen und europäischen Vertretern ver- 


51. Einen Überblick über diese Änderungen gibt Steve Weissman, "The Many Successes of the Al- 
liance for Progress", in The Trojan Horse, Ramparts Press, 1975. (deutsch: Steve Weissman 
(Hg.). Das trojanische Pferd. Die "Auslandshilfe" der USA, Berlin 1975). 
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schiedener Firmen teilte der FAO im Jahre 1960 mit, die Industrie werde ko- 
stenlos Dünger liefern, wenn die FAO Tausende von Demonstrationsprojekten 
auf der ganzen Welt einrichten würde. Die FAO war einverstanden und stellte 
damit ihre Organisation der Düngemittelindustrie zur Verfügung.?? Auf der 
Grundlage der daraufhin steigenden Auslandsnachfrage versuchte die Industrie 
später, vom Export zur Produktion in Übersee zu wechseln. Insgesamt wurde 
die Landwirtschaft der Dritten Welt durch den ausgeweiteten Einsatz von 
Düngemitteln stärker vom Energiesektor abhängig (Kunstdünger wird aus Öl 
hergestellt) und verwundbar gegenüber Preis- und Angebotsschwankungen in 
diesem Sektor. Diese Situation kam dem Kapital während seiner Energiever- 
knappungs-Offensive in den 70er Jahren sehr gelegen. 

Die Durchsetzung der Grünen Revolution gegenüber den Regierungen der 
Dritten Welt ist eine Geschichte voller Intrigen und taktischer Manöver. Eine 
der berüchtigsten Episoden ereignete sich in Indien während der Dürre und 
Hungersnot von 1965-1967. Der Widerstand der Regierung gegen die Durch- 
führung der Grünen Revolution wurde dadurch gebrochen, daß US-Präsident 
Johnson die Verschiffung von Nahrungsmitteln nach PL 480 verweigerte und 
den Hunger die Überzeugungsarbeit tun ließ. 1970 waren mehr als 15 Millio- 
nen Morgen der indischen Weizenanbaugebiete mit den neuen Sorten bepflanzt 
und etwa 11 Millionen Morgen mit den neuen Reissorten. 

Die Auswirkungen der Grünen Revolution sind mittlerweile breit erörtert 
worden und müssen hier nicht im Einzelnen behandelt werden. Man ist sich 
einig, daß das Projekt zwar in vielen Gebieten die Produktivität und den Ge- 
samtertrag steigern konnte, aber daß es sein eigentliches Ziel, das Unterbinden 
von bäuerlichen und industriellen Unruhen, verfehlt hat.°® Neben diesem 
Fehlschlag, und zum Teil durch ihn, war auch die Industrie nicht in der Lage, 
die 'erhofften Gewinne aus dem Verkauf von Grundstoffen zu realisieren. 
Beim Kunstdünger war es am deutlichsten: nach all den Anstrengungen zur 
Ausweitung des Absatzmarktes wurde dieser Industriezweig 1969-70 erneut 
von einer schweren Überproduktionskrise getroffen. Die Landwirtschaft der 
Dritten Welt war nicht mit dem vorausgesagten Tempo gewachsen und die in- 
ländische Nachfrage wurde durch die neue Politik der USA zur Überschuß- 
senkung (siehe unten) und die Verringerung von PL-480-Lieferungen ge- 
kürzt.° 

Ende der 60er Jahre fegte eine Serie von Aufständen über dieselbe Welt, die 
mit der Grünen Revolution hatte stabilisiert werden sollen. Der zweite indo- 
chinesische Krieg befand sich in vollem Gange und in Thailand kam es drei- 
mal zu anwachsenden Aufstandsbewegungen. Auf den Philippinen gab es eine 
erneute Bewegung von Bauern und Studenten, Indien wurde von der Naxaliti- 


62. Siehe "Fertiliger Industry Proposes Kitty of $2 Million to Finance World Plant Food Promo- 
tion", Oil, Paint and Drug Reporter, 8.8.1960; und William & Paul Paddock, Famine 1965, Little 
Brown, 1967, S. 80. Auch TVA sorgte für ausgedehnte Werbung in Übersee; siehe "TVA’s Inter- 
national Fertilizer Programs", National Fertilizer Development Center, Muscle Shoals, Alabama, 
Circular 2.7, April 1970. 


53. Siehe Haut Cleaver, "The Contradictions of the Green Revolution", Monthly Review, Juni 
1972; und die Berechnung in einem geheimen Bericht der Asian Development Bank in Seven 
Days, 25.4.1977. 

54. Siehe "Too Much Fertilizer", Business Week, 31.5.1969, und "Oil Companies Bail Out of Ferti- 
lizer Surplus”, ebd., 13.12.1969. 
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schen Revolte?® und Landbesetzungen erschüttert. In vielen anderen Gebieten 
Asiens, Afrikas und Lateinamerikas kam es zu ländlichen und städtischen 
Unruhen. All diese Revolten waren nicht isoliert, sondern bildeten zusammen 
einen neuen und massenhaften Kampfzyklus der internationalen Arbeiter- 
klasse, der die Ziele der Entwicklungsdekade zunichte machte und das Kapital 
in eine schwere Krise stürzte. 


Die Entwicklungsdekade kommunistischer Machart 


Die "Entwicklungsdekade" in den sozialistischen Ländern wich zeitlich etwas 
von der im Westen ab. Und die kommunistischen Parteien würden gewiß jede 
Vermutung einer Ähnlichkeit mit den imperialistischen, westlichen Entwick- 
lungen als irrtümlich und verleumderisch zurückweisen. Trotzdem gab es ei- 
nige bemerkenswerte Parallelen. Bezüglich der 50er Jahre haben wir bereits 
gesehen, daß es der Politik in der Sowjetunion und in Osteuropa letztlich nicht 
gelang, die durch den Klassenkampf geschaffenen Hindernisse für eine 
schnelle Akkumulation aus dem Weg zu räumen. Innerhalb des sozialistischen 
Gebiets gab es große Unterschiede zwischen solchen Kämpfen. (Aus Platz- 
gründen und wegen relativ geringer Informationen werden wir uns nicht mit 
dem Beispiel China auseinandersetzen, obwohl alles darauf hin deutet, daß 
China keine Ausnahme von den hier untersuchten Entwicklungen darstellt.) 
Aber überall waren es die niedrige landwirtschaftliche Produktivität und die 
Versuche, mit Hilfe des Lohns oder der Bodenreform das Einkommen zu er- 
höhen, was den kommunistischen Planern bei der Kontrolle des Arbeits- 
kraftangebots und der Überschüsse enge Grenzen setzte. Früher oder später 
wurde in allen Fällen mit derselben grundlegenden Strategie auf die anhalten- 
den Arbeiterforderungen geantwortet wie in der US-Landwirtschaft und ihrem 
Abkömmling: der Grünen Revolution. Es wurde in produktivitätssteigernde 
Technologien investiert, seien sie mechanisch, chemisch oder biologisch. 

In der Sowjetunion begann die Entwicklungsdekade in den letzten Jahren der 
Chruschtschow-Regierung mit der neuen Betonung der landwirtschaftlichen 
Entwicklung, mit der sie auf die Fehlschläge und Aufstände zwischen 1959 
und 1962 reagierte. 1965 wurde diese Wende von Breschnjew fortgeführt und 
im Fünfjahresplan für 1966-1970 festgeschrieben. Kernpunkte der neuen 
Strategie waren die Absicherung von Einkommenssteigerungen für die Bauern 
und von stabilen Nahrungsmittelpreisen für die städtischen Arbeiter sowie die 
Erhöhung des konstanten Kapitals in der Landwirtschaft. Zugleich sollte das 
Einkommen der Bauern, wie in der Vergangenheit, so umgestaltet werden, daß 
es sie zu höherer Arbeitsleistung antrieb. 

Das Einkommen der Bauern wurde auf verschiedene Weise erhöht. Erstens 
wurden die landwirtschaftlichen Erzeugerpreise angehoben und die Investiti- 
onsgüterpreise gesenkt, wodurch das Nettoeinkommen anstieg. Zweitens wur- 


55.* Der Begriff Naxaliten entstand aus dem Versuch von Abspaltungen der Kommunistischen Par- 
tei Indiens, zusammen mit den Bauern einen bewaffneten Befreiungskampf nach dem Vorbild der 
chinesischen Revolution aufzubauen. Er geht zurück auf den Aufstand in Naxalbari, im Distrikt 
Darjeslın ‚ vom März 1967. Die Kommunisten starteten dort eine Landnahmeaktion, die zum Si- 
gnal für eine agrarrevolutionäre Erhebung im nationalen Rahmen wurde. 


56. Siehe Gregory & Stuart, a.a.O., und Nove, a.a.O. 
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den die direkten Zahlungen an die Bauern heraufgesetzt: Lohnerhöhungen für 
K.ollektivarbeit, Sicherung eines Mindesteinkommens und einer Altersversor- 
gung für die Kolchosbauern, Verbesserung der Wohnverhältnisse und der öf- 
fentlichen Einrichtungen auf dem Land, und Aufhebung der Zusatzsteuern 
und Einschränkungen für den privaten Parzellenanbau. Gleichzeitig wurde die 
Bezahlung neu gestaltet, um das Einkommen enger an die Arbeit anzukoppeln: 
die noch bestehende Arbeitstag-Kalkulation wurde durch Lohnzahlungen für 
die gesamte Kolchosenarbeit ersetzt. Durch die Lohnerhöhungen verringerte 
sich das Stadt-Land-Gefälle. 1970 betrugen die Löhne der Kolchosarbeiter 
75 Prozent, die Löhne der Sowchosarbeiter 85 Prozent des durchschnittlichen 
Industriearbeiterlohns. Aber aufgrund der ärmlichen Wohnverhältnisse, der 
schlechten Gesundheitsversorgung usw. war das tatsächliche Einkommensge- 
fälle wesentlich größer. 

Um diese Maßnahmen bezahlen zu können, mußten Investitionen in die 
Landwirtschaft umgeleitet werden. Der Einsatz von Kunstdünger, Bewässe- 
rung, Maschinerie, Agrochemikalien usw. wurde drastisch gesteigert und die 
wissenschaftliche Forschung auf die Entwicklung von Hochertragssorten und 
produktiverer Viehzucht ausgeweitet. Dadurch stieg die landwirtschaftliche 
Erzeugung und Produktivität zwischen 1962 und 1968 um 25 Prozent. Die 
neue Nahrungsmittelproduktion beruhte stärker auf kapitalintensiven Metho- 
den als auf den Strategien zur Neulanderschließung mit ihren langfristigen 
Unsicherheiten. Aber da nun die Beschaffungskosten für landwirtschaftliche 
Grundstoffe über die festgesetzten Verkaufspreise stiegen, mußte die sowjeti- 
sche Regierung die Subventionen drastisch erhöhen - 1968 waren es umge- 
rechnet fast fünf Milliarden Dollar. 

Obwohl die Produktion und die Produktivität auf dem Land mit den neuen 
Investitionen gesteigert wurden, kämpften die Bauern weiter gegen ihre Aus- 
beutung. Nicht nur der Anbau auf den privaten Parzellen weitete sich aus, 
sondern auch die direkte Aneignung des "kollektiven" Ertrags. So wurden 
kommunales Weideland und Getreide illegal für die private Viehzucht benutzt, 
während in den Städten die Klauerei auf der Arbeit, der Schmuggel und der 
Schwarzmarkt um sich griffen.” Auch die Abwanderung in die Städte konnte 
mit dieser Strategie nicht gestoppt werden. Ende der 60er Jahre nahm die 
Landflucht solche Ausmaße an, daß sich die sowjetische Regierung veranlaßt 
sah, Studien zur Erforschung der Ursachen durchführen zu lassen. Deren Er- 
gebnisse waren nicht überraschend: die Menschen verließen die Landwirt- 
schaft, um der Arbeitsüberlastung und der geringen Bezahlung zu entkom- 
men. 

Diese Analyse der sowjetischen Klassenkämpfe in den 60er Jahren trifft in 
vielen Punkten auch auf große Teile Osteuropas zu: niedrige Produktivität, 
Abwanderung in die Städte, Diebstahl von staatlichem Eigentum und gerin- 
geres Einkommen der Bäuern. Aber der Übergang zu einer Strategie der Ent- 
wicklung durch gesteigerte landwirtschaftliche Investitionen scheint hier erst 
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sehr viel später vollzogen worden zu sein.5? Nichtsdestoweniger bildete sie eine 
Antwort auf dieselbe Situation: zugespitze Klassenkämpfe der ländlichen und 
der städtischen Arbeiter. 

Die erste Welle größerer Unruhen wurde in dieser Phase von der Massenbe- 
wegung der nichtentlohnten Studenten 1968 eingeleitet. Wie die Studenten in 
den USA und in Westeuropa lehnten sich die osteuropäischen Studenten gegen 
ihre fabrikmäßigen Arbeitsbedingungen und die vom Staat erzwungene Diszi- 
plin auf. Im März jenes Jahres gingen polnische Studenten aus Protest gegen 
die kolonialistische Politik und Zensur der Sowjetunion auf die Straße. Im 
Anschluß an die große Erhebung der französischen Studenten und Arbeiter im 
Mai veranstalteten im Juni jugoslawische Studenten Demonstrationen, auf 
denen sie die wachsende Einkommenshierarchie und die ungleiche regionale 
Entwicklung anprangerten. Diese Welle förderte die Einleitung von schritt- 
weisen Wirtschaftsreformen, mit denen die Finanzierung des von den Arbei- 
tern geforderten höheren Lebensstandards möglich gemacht werden sollte. In 
der Tschechoslowakei führten die tiefgreifenden Reformen von Dubcek gera- 
dewegs zur Intervention der Sowjetunion. In Ungarn hatten die Reformen kei- 
nen offen politischen Charakter und der Kreml verzichtete auf einen derart 
drastischen Schritt. 

Die nächste Explosion in Osteuropa fand in Polen statt. Hier betraf sie un- 
mittelbar die Frage der Landwirtschaft und der Nahrungsmittel. Sie bildete 
zugleich einen Wendepunkt bei der Umleitung von bedeutenden Investitionen 
in die Landwirtschaft und bei der Übernahme von politischen Maßnahmen, 
wie gie in der Sowjetunion und überall auf der Welt bereits angewandt wur- 
den. 

Die polnische Erhebung von 1970 war eine direkte Folge der unzureichenden 
Investitionen in der Landwirtschaft und der politischen Benachteiligung der 
Bauern, die Gomulka in den Jahren nach der Dekollektivierung von 1956 be- 
trieben hatte.©! Angesichts relativ stagnierender Erzeugerpreise weigerten sich 
die Bauern, die Erträge und die Produktivität zu erhöhen. Zusammen mit der 
traditionellen Politik sowjetischen Stils, bei der die Industrialisierung durch 
den Export von Nahrungsmitteln (in diesem Fall vor allem von polnischem 
Schinken) finanziert wurde, führte dies zu einer wachsenden Diskrepanz zwi- 
schen dem verfügbaren Nahrungsangebot und den steigenden Löhnen der 
städtischen Arbeiter - und dies, obwohl Polen der größte Nahrungsmittelpro- 
duzent in Osteuropa ist. Die Entscheidung Gomulkas, dieses Problem durch 
Preiserhöhungen für Nahrungsmittel zu lösen, statt das Angebot zu verbessern, 
war der unmittelbare Anlaß für den Aufstand. Kurz vor Weihnachten kündigte 
er die Preiserhöhungen an. Die polnischen Arbeiter reagierten prompt und 
heftig. Das Land wurde von spontanen Arbeitsniederlegungen und Riots 
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überzogen, deren Ausmaß an Ungarn 1956 erinnerte. Angeführt wurde der 
Aufstand von den Werftarbeitern in der nördlichen Stadt Danzig, aber auch 
Arbeiter aus anderen Industriezweigen, Hausfrauen und Studenten beteiligten 
sich. Im Verlauf einer Demonstration von etwa 20 000 Leuten wurden die 
Büros der Kommunistischen Partei in Brand gesteckt und aus den staatlichen 
Läden Lebensmittel und andere Waren geplündert. Obwohl die Regierung be- 
müht war, die Stadt mit Hilfe von Panzern und Truppen vom Land abzu- 
schneiden, sprangen die Kämpfe auf Warschau, Krakau und weitere Regionen 
über. Ein Generalstreik wurde vorbereitet. Schließlich mußte Gomulka zu- 
rücktreten. Sein Nachfolger Gierek kündigte die Erhöhung der Mindestlöhne 
um 18 Prozent an, zögerte jedoch, Gomulkas Preiserhöhungen zurückzuneh- 
men. Da diese Maßnahmen das polnische Volk nicht zufriedenstellen konnten, 
gingen die Streiks und Proteste weiter. Der Durchbruch gelang im April, als 
zehntausend, überwiegend weibliche, TextilarbeiterInnen in Lodz in den Streik 
traten und Lohnerhöhungen von 16 Prozent als Ausgleich für die Preissteige- 
rungen forderten. Gierek kapitulierte: mit Hilfe der Sowjetunion (Kredite und 
Getreidelieferungen im Wert von 500 Millionen Dollar) senkte er die Preise 
wieder auf das alte Niveau. 

Die ganze Geschichte war ein unglaublicher Sieg der polnischen Arbeiter 
und hatte kolossale Auswirkungen in ganz Osteuropa und der Sowjetunion. 
Russische Arbeiter unterstützten den polnischen Kampf mit Demonstrationen 
und einige osteuropäische Regierungen beeilten sich, die Entfaltung der Ar- 
beitermacht an anderen Orten zu verhindern. Die DDR schickte Truppen in 
die baltischen Küstenstädte, um Sympathiestreiks und Demonstrationen zu 
verhindern. Rumänien war von der Aufstandswelle der späten 60er Jahre an- 
geblich verschont geblieben, aber nun erklärte Ceausescu eiligst, daß seine Re- 
gierung über ausreichend Nahrungsmittel für den ganzen Winter verfüge. In 
Bulgarien, das sowohl Winterfrüchte und Gemüse als auch Landarbeiter in die 
Sowjetunion exportiert, kündigte die Regierung vorsichtshalber an, daß sie 
keine Preiserhöhungen für Lebensmittel beabsichtige. 

Der Versuch, die Nahrungsmittelkrise durch Preissteigerungen zu lösen, mit 
denen der Konsum der Arbeiterklasse eingeschränkt werden sollte, wurde 
vollständig zurückgeschlagen. Daher war die polnische Regierung zu Investi- 
tionen in die Landwirtschaft gezwungen, was einen wichtigen Teil der 
Gierekschen Reformen bildete. Außerdem wurde in der Übergangsphase die 
Subventionierung von Nahrungsmitteln deutlich erhöht (von 27 Mrd. Zloty im 
Jahre 1970 auf 100 Mrd. in 1975) und mehr Getreide für die Ausweitung der 
Fleischproduktion importiert. Daraufhin stieg zwischen 1970 und 1975 der 
Fleischverbrauch pro Kopf von 53 auf 70,2 Kilo. Aber auch diese Politik 
scheiterte schließlich. Es gelang ihr nicht, die Produktion im selben Maße zu 
steigern, wie der Verbrauch anstieg, und die ständige Belastung des Investiti- 
onsbudgets der Regierung blockierte die Akkumulation. 

Wir haben jetzt an einigen Fällen gesehen, wie der Klassenkampf in Ost und 
West die Entwicklung der Nahrungsmittel und der Landwirtschaft prägten. 
Nach den Angaben des US-Landwirtschaftsministeriums stieg die Weltnah- 
rungsmittelproduktion zwischen 1954 und 1973 schneller als das Bevölke- 
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rungswachstum (2,8 gegenüber 2,0 Prozent).°? Nicht zuletzt war es die direkte 


und indirekte Folge der Klassenmacht, die diesen Anstieg im Lebensstandard 
erzwang. Die direkte Forderung nach Lebensmitteln oder nach höherem Lohn 
und Einkommen, um sie bezahlen zu können, war ein wesentlicher Bestandteil 
der Kämpfe. Der Erfolg dieser Kämpfe hatte die Entwicklungsstrategien der 
50er und 60er Jahre hervorgerufen, sie aber auch zu Fall gebracht. Gleichzei- 
tig bekämpften die städtischen Arbeiter und die Bauern die Versuche, die ge- 
stiegenen Löhne mit mehr Arbeit zu verbinden. Für die Strategie der Arbei- 
terklasse, das Einkommen von der Arbeit abzutrennen, war dies genauso 
wichtig. An den Beispielen in diesem Abschnitt sollte deutlich geworden sein, 
daß es sich sowohl bei den Entwicklungskonzepten, die auf landwirtschaftli- 
chen Produktivitätssteigerungen beruhten, als auch bei der Zurückweisung 
dieser Entwicklung um weltweite Erscheinungen handelte. Die Kämpfe bezüg- 
lich der Produktion und Verteilung von Nahrung gehörten also zu dem inter- 
nationalen Kampfzyklus, der Ende der 60er Jahre die Krise der westlichen 
Entwicklung auslöste. Weiter unten werden wir sehen, daß sich diese Kämpfe 
weiter in den Osten ausbreiten, wodurch das sozialistische Lager möglicher- 
weise Mitte der 70er Jahre in eine gleichartige Krise gedrängt wird. 


V. 
Der Gegenangriff 


Das Versagen der Entwicklungsdekade zwang dem Kapital weltweit eine 
schwere Krise auf. In ZEROWORK 1 wurde der allgemeine Charakter dieses 
Kampfzyklus und der darauf folgenden Krise herausgearbeitet. Die vorange- 
gangenen Abschnitte dieses Artikels beschäftigten sich genauer mit den 
Aspekten der Nahrungsmittel und der Landwirtschaft bei den Problemen, vor 
denen das Kapital steht. Wir müssen nun untersuchen, welche Rolle den Nah- 
rungsmitteln in der Antwort des Kapitals auf die Krise, in seinem Gegenan- 
griff, zukam. \ 

Bei einer näheren Untersuchung dieser Periode fällt auf, daß die "Nah- 
rungsmittelkrise" als Teil des Gegenangriffs schrittweise hervorgerufen und 
entwickelt wurde. Erstens: Hinter dem Gerede von "food power” (Macht der 
Nahrungsmittel) in den 70er Jahren stand die Beseitigung der Lebeasmittel- 
überschüsse der USA und die Einschränkung der PL-480-Maßnahmen. Da- 
durch sollten künstliche Knappheiten vorbereitet werden, die der Schwächung 
der Klassenmacht dienten. Das neue System sollte auf dem Güterhandel beru- 
hen, das heißt das Angebot sollte tatsächlich allein von der effektiven Nach- 
frage und nicht von den Bedürfnissen abhängen. Die Lebensmittel könnten auf 
diese Weise verteuert werden, um das Einkommen der Arbeiterklasse zurück- 
zuschrauben. Zweitens: Großangelegte Getreidegeschäfte zwischen den USA 
und der Sowjetunion trieben 1972/73 und ein weiteres mal 1975 die Lebens- 
mittelpreise in den USA in schwindelnde Höhen, während sie gleichzeitig dem 
sowjetischen Politbüro ermöglichten, mit den Forderungen der russischen und 
osteuropäischen Arbeiter fertigzuwerden. Drittens: Die Währungsabwertungen 
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und die Energiekrise verstärkten die anfänglichen Auswirkungen des Export- 
schubs und der Getreidegeschäfte. Kunstdünger und andere landwirtschaftliche 
Grundstoffe wurden damit verteuert und das Einkommen der Farmer und 
Bauern auf der ganzen Welt gesenkt. Viertens: Speziell auf die organisierte 
Macht der westeuropäischen Bauern und der Farmarbeiter in den USA ausge- 
richtete Angriffe ergänzten diese allgemeine Politik. Fünftens: Der weltweite 
Inflationsangriff auf die Arbeiterklasse wurde von Dürren und Flutkatastro- 
phen in der Dritten Welt unterstützt, die in Hungersnöte umgemünzt wurden. 
Auüf diese Weise dienten sie dazu, die regionalen Kämpfe von Bauern und 
Nomaden zu untergraben und den Arbeitern auf der ganzen Welt zu drohen. 
Sechstens: Die Umstrukturierung der weltweiten Landwirtschaft beruhte auf 
folgendem: Wachstum der kapitalintensiven Produktion in den USA, neue 
landwirtschaftliche Großinvestitionen in den OPEC-Staaten, Umstrukturierung 
der von Hungersnöten getroffenen Regionen, um die rebellischen Menschen 
unter neuen und besser kontrollierbaren Bedingungen wieder ans Arbeiten zu 
bringen. Siebtens: Die Nahrungsmittelkrise fängt an, sich nach denselben Mu- 
stern wie im Westen ins sozialistische Lager auszubreiten. Wir werden nun je- 
den dieser Schritte der Reihe nach untersuchen. 


Nahrungsmittelkrise und Nahrungsmittelpolitik 


Allem Anschein nach brach die Nahrungsmittelkrise 1973/74 aus, als die 
weltweite Landwirtschaft im Westen von rapiden Preissteigerungen bei Nah- 
rungsmitteln und Kunstdünger, und in Afrika und Asien von Hungersnöten 
erschüttert wurde. Durch verschiedene Debatten über "food power", Agrobu- 
siness und die Nord-Süd-Beziehungen wurde die Landwirtschaft zu einem 
zentralen Punkt der internationalen Politik. Diese Kontroverse erreichte in der 
Zeit vor den Konferenzen zur Weltbevölkerung und zur Welternährung im 
August und November 1974 ihren Höhepunkt.°® In dieser Phase ließen füh- 
rende Vertreter der USA verlauten, ihr Land ziehe den Einsatz von Nah- 
rungsmitteln als Waffe in Erwägung, um damit auf die angeblich von den 
Arabern verursachte Ölkrise zu reagieren. 

Kissinger hatte bereits im Herbst 1973 beim National Security Study (Natio- 
nale Sicherheitsstudien) ein Memorandum über Nahrungsmittel angefordert, 
und das Repräsentantenhaus untersuchte, wie die USA mit Hilfe von Nah- 
rungsmittelembargos Macht ausüben könnten. Obwohl beide Studien negativ 
ausfielen (das NSS-Memorandum forderte weitere Untersuchungen, der Be- 
richt des Repräsentantenhauses kam zu dem Schluß, daß die OPEC-Staaten 
ihren Bedarf anderweitig decken könnten), wurde die "food power"-Rhetorik 
unvermindert weiter betrieben. Im August 1974 bereitete die CIA einen Be- 
richt vor, der auf die steigende landwirtschaftliche Macht der USA in Jahren 
mit geringer Weltproduktion hinwies. "Washington würde praktisch die Gewalt 
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über Leben und Tod der Menschen in bedürftigen Ländern erhalten." Der Be- 
richt warnte aber auch, daß eine Phase der Nahrungsmittelkrise politisch ge- 
fährlich sei: "Wohin die USA ihr Getreide auch immer schicken, sie werden in 
jedem Fall zum Prügelknaben derer, die sich übergangen oder benachteiligt 
fühlen." Außerdem könnten "militärisch mächtige und trotzdem hungrige Na- 
tionen immer verzweifelter versuchen, mit allen möglichen Mitteln mehr Ge- 
treide zu bekommen." Massenhafte und gewaltsam durchgesetzte Einwanderung 
könnte dem Report zufolge ein äußerst akutes Problem werden. Selbst "nu- 
kleare Erpressung ist nicht auszuschließen." 

In groben Linien ließ sich die Antwort der US-Administration auf solche 
Warnungen an dem Prinzip erkennen, das sie auf und während der Konferen- 
zen zur Weltbevölkerung und Welternährung verkündeten: weniger Bevölke- 
rung und weniger Nahrungsmittel. Auf der Bevölkerungskonferenz bemühte 
sich die US-Delegation intensiv um die Durchsetzung der Linie, nach der die 
Bevölkerungskontrolle der entscheidende Beitrag zur Lösung des Nahrungs- 
mittelproblems sei. Später in Rom weigerten sich die Vertreter der USA, ir- 
gendwelche größeren neuen Projekte für die Lebensmittelproduktion und - 
hilfe anzugehen. Zu dieser Zeit drohte Präsident Ford in einer Rede vor den 
Vereinten Nationen, Nahrung als politische Waffe einzusetzen - indem er bes- 
tritt, dies zu beabsichtigen: "Trotz des Ölembargos ist es nicht unsere Politik 
gewesen, Nahrungsmittel als politische Waffe einzusetzen." Aber was würden 
sie in Zukunft tun? Andere Sprecher der USA ließen zweifellos die Möglich- 
keit eines Kurswechsels durchblicken. "Hungrige Menschen hören nur auf 
diejenigen, die ein Stück Brot haben," sagte Landwirtschaftsminister Earl Butz 
im August. In Rom wurde er deutlicher: "Nahrungsmittel sind ein Instrument. 
Sie sind eine Waffe im Verhandlungsgepäck der USA." Hubert Humphrey, der 
die Möglichkeiten des taktischen Einsatzes von PL 480 schon früh vorausgese- 
hen hatte, erklärte: "Nahrungsmittel sind Macht. Sie sind buchstäblich ein zu- 
sätzliches Maß an Macht." 

Einen anderen Standpunkt vertraten die Eliten und liberalen Sympathisanten 
der Dritten Welt in dieser Debatte. Sie kritisierten diese Überlegungen und sa- 
hen in ihnen Anzeichen für eine Überreaktion des Westens auf die Versuche 
der rohstoffproduzierenden Staaten, ein bißchen mehr vom Kuchen abzube- 
kommen. Für die Linke war es ein weiteres Kapitel in der Geschichte des US- 
Imperialismus. In beiden Fällen stützte sich die Analyse auf die Triebkräfte 
der Nationalstaaten und nicht auf Klassen. Liberale wie Linke übersahen da- 
her völlig den entscheidenden Punkt. In der Zwischenzeit wurden die "food 
power"-Advokaten von kühleren Köpfen der kapitalistischen Elite auf viel ni- 
veauvollere, einflußreichere und deutlichere Art zurückgewiesen. Ihre Kritik 
beruhte nicht auf Moral, Entrüstung oder Ideologie, sondern auf Effektivität 
und Öffentlichkeitsarbeit. So wie ständig über die Nahrungsmittelwaffe gere- 
det werde, sagten sie, könne sie nicht auf breiterer Ebene als diplomatische 
Waffe eingesetzt werden: Drohungen und Bluffs würden manchmal funktio- 
nieren, aber es gäbe Grenzen - und außerdem mache es einen schlechten Ein- 
druck. Mit Hilfe von Nahrungsmitteln Gott zu spielen, sei zu offensichtlich 
und setze sich zu sehr der Gefahr öffentlicher Opposition (sprich der Arbei- 
terklasse) aus. Die wirkliche Lebensmittelpolitik wirke subtiler, betonten sie: 
kein großes Gerede, sondern die schlichte Politik von Preis und Angebot im 
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internationalen Handel und (in geringerem Maße) auch bei der Katastrophen- 
hilfe.e® Obwohl sich diese Analyse noch auf die Beziehungen zwischen Natio- 
nalstaaten bezog, indem sie die Agrarpreise und die Handelsaufteilung als "po- 
litische" Fragen betrachtete, kam sie dem Kernpunkt, den wirksamen Klassen- 
dynamiken, schon näher. Außerdem verweist sie darauf, daß die Nahrungs- 
mittelwaffe schon vor den diplomatischen Debatten, nämlich während der 
Krise Anfang der 70er Jahre, eingesetzt worden war. Die Veränderungen in 
der Produktion und der Handelspolitik, die nun einen wirkungsvolleren und 
versteckteren Gebrauch dieser Waffe möglich machten, waren bereits vollzo- 
gen. 


Die Preisform wird durchgesetzt. 


Den Beginn dieser Veränderungen könnten wir an der Wende zur "Selbsthilfe" 
und Einschränkung der Nahrungsmittelhilfen unter der Regierung Johnson 
festmachen. Die entscheidende Veränderung fand aber unter Nixon und Butz 
statt. Die von ihnen ergriffenen Maßnahmen liefen darauf hinaus, Nahrungs- 
mittelreserven zu beseitigen und die US-Exporte stark auszuweiten.°® Ober- 
flächlich betrachtet war dies eine "Rückkehr zum freien Markt" und ein Fall 
von aggressivem US-Expansionismus. Im Kern wurde hiermit eine globale 
Wende von Nahrungsmittelüberschüssen zur Nahrungsmittelknappheit einge- 
leitet. Diese Knappheit wurde international durch höhere Lebensmittelpreise 
und durch die völlige Unerreichbarkeit von Nahrung für Zahlungsunfähige (in 
der Praxis wurde PL 480 bedeutungslos) durchgesetzt. Nahrungsmittel wurden 
nur noch auf einer geschäftlichen Basis geliefert - d.h. die Preisform wurde 
durchgesetzt, was in dieser Phase einen weltweiten Angriff auf die Möglich- 
keiten der Arbeiterklasse darstellte, an die grundlegenden Konsumgüter 
heranzukommen. 

Diese politische Wende wurde in mehreren Schritten vollzogen. Zunächst 
entwickelte eine Präsidentenkommission für internationalen Handel folgende 
Überlegungen: Ein vernünftiger Einsatz der weltweiten Nahrungsmittelreserven 
sollte von der sehr produktiven und kapitalintensiven Landwirtschaft der USA 
abhängen, die einen Großteil des Weltgetreidebedarfs decken könnte. Die 
Dritte Welt sollte sich auf die arbeitsintensive Produktion von Früchten und 
Gemüse für den Export konzentrieren. Westeuropa und Japan sollten ihre 
Zollschranken herabsetzen und mehr aus den USA importieren. Das Kapital 
könnte so seinen Einfluß auf die Nahrungsmittelproduktion zum Nachteil der 
Arbeiterklasse ausdehnen. Getreide würde hauptsächlich in den Gebieten der 
USA fast ohne Arbeit angebaut und geerntet werden (was daher leicht kon- 
trollierbar wäre), während die Produktion arbeitsintensiver Feldfrüchte für die 
Regionen mit der schwächsten Arbeiterklasse vorgesehen war. 

Zweitens sollten die Nahrungsmittelüberschüsse durch stärkere Einschrän- 
kung der Anbauflächen direkt angegriffen werden und drittens der Export an- 
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gekurbelt werden. 1970, 1971 und selbst 1972, nach dem großen Getreidege- 
schäft mit Rußland, wurden die Anbauflächen niedrig gehalten. Wegen der 
gesenkten Erträge stand weniger Getreide für PL 480 zur Verfügung - und 
das wurde zur Unterstützung des indochinesischen Kriegs eingesetzt. Der ag- 
gressive Vorstoß zur Exportausweitung und zur Herabsetzung ausländischer 
Handelsbarrieren zielte vor allem auf Europa, Rußland und China. Er begann, 
zusammen mit anderen Teilen des kapitalistischen Gegenangriffs, mit der 
Dollarabwertung vom August 1971, die dem US-Agrobusiness Vorteile auf den 
ausländischen Märkten verschaffte.°” Auf diese Abwertung folgten drastische 
Exportsteigerungen, die Getreidegeschäfte mit Rußland und eine weitere Ab- 
wertung 1973. Ziel dieser Politik war es, eine allgemeine Verteuerung von 
Nahrungsmitteln zu erreichen, was in einem vom Landwirtschaftsministerium 
vorbreiteten Geheimdokument offen ausgesprochen wurde. Äußerlich bezogen 
sich diese Maßnahmen auf die schwankende Zahlungsbilanz der USA. Aber 
die Ursache für das Problem lag darin, daß dem Kapital die Kontrolle über 
die Arbeitskraft aus den Händen glitt und sich daher Produktivität und "Wett- 
bewerbsposition" verschlechterten. 

In den USA selbst war diese Politik mit den ersten Versuchen verbunden, 
die in den 60er Jahren erreichten Verbesserungen bei der Sozialhilfe wieder 
rückgängig zu machen, indem die Verteilung von Lebensmittelmarken und von 
billiger Nahrung gekürzt wurde. In den Jahren 1972 und 1973 sperrte die US- 
Verwaltung 200 Mio. Dollar, die für Lebensmittelmarken vorgesehen waren. 
Diese direkten Versuche konnten zwar zurückgeschlagen werden, aber die 
Verteuerung der Nahrungsmittel hatte dieselbe Wirkung, da sie den Wert der 
Marken verringerte. 

Der ausschlaggebende Faktor für den Erfolg dieser Politik schien das 
schlechte Wetter in den Jahren 1971 bis 1973 zu sein, von dem weite Teile 
Afrikas, Asiens und der Sowjetunion betroffen waren, und das die Ernteer- 
träge verringerte. Die wachsende Lebensmittelknappheit erschien dadurch als 
etwas "Natürliches". Eine Zeitlang wurde viel über den langfristigen weltwei- 
ten Klimawechsel diskutiert (was sich mittlerweile wieder gelegt hat): es gäbe 
einen Abkühlungstrend, durch den die USA nach den Analysen der CIA und 
anderer Beobachter noch mehr Einfluß auf die Nahrungsmittelproduktion ge- 
winnen würden.°® Wir werden zeigen, daß es nicht die bloße Natur, sondern 
die Politik des Klassenkampfs war, die den Waffen der Nahrungsmittelpreise 
und -hilfen ihre Schlagkraft verlieh. 


Die Getreidegeschäfte mit Rußland 


Die Geschichte der sowjetischen Getreidekäufe aus den USA von 1972, die 
sich auf etwa 30 Millionen Tonnen beliefen, ist mittlerweile gut bekannt. Des 


67. Für eine umfassendere Analyse der Rolle der Abwertung und anderer monetärer Maßnahmen in 
der Krise siehe den Artikel von Christian Marazzi in diesem Band. 

68. Siehe "Ten Percent Is Impounded in Food Stamp Aid", New York Times, 12.1.1972; "2,1 Million 
to Get Full Restoration of Food Stamp Aid", ebd., 17.1.1972; "Food Stamp Fund Freed by 
Judge", ebd., 14.10.1974; etc. 

69. Siehe J.Collins, "CIA: Changing Weather Can Aid U.S. Foreign Policy", The Elements, Trans- 
national Inst., 1975; "Worrisome CIA Report: Even U.S. Farms May Be Hit By Cooling Trend", 
U.S. News & World Report, 31.5.1976. 
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öfteren wurde hart kritisiert, daß sich die US-Regierung zum Komplizen der 
Getreidehandelsfirmen gemacht und die Auswirkungen dieser Verkäufe auf 
die Preise hingenommen hat.’ 

Die diversen Untersuchungen ließen aber fast immer außer acht, warum sich 
die sowjetischen Behörden so weit auf den Markt eingelassen hatten, daß sie 
Goldreserven verkaufen mußten. Westliche Kommentatoren nennen als Gründe 
für die Probleme der russischen Landwirtschaft neben der offensichtlichen 
Bedeutung des Wetters die "Unfähigkeiten", die angeblich aus dem "doktri- 
nären Starrsinn" und dem Fehlen des "freien Wettbewerbs" resultierten. Aber 
hinter diesen "Unfähigkeiten" verbirgt sich die Unkontrollierbarkeit des Klas- 
senkampfs auf dem Land und der Konsumforderungen in den Städten. (Da- 
durch wurde die landwirtschaftliche Produktion begrenzt, und in den Städten 
war es politisch unmöglich, auf den Ernterückgang in den 70er Jahren mit den 
Techniken des "Gürtel-enger-Schnallens" der 50er Jahre zu reagieren.) Es ging 
also um eben die Phänomene, die die Sowjetregierung zu hohen Lebensmit- 
telsubventionen zwangen, um die Erzeugerpreise hoch und die Verbraucher- 
preise niedrig zu halten. Der polnische Aufstand gegen die Lebensmittelver- 
teuerung von 1970 war noch frisch im Gedächtnis. Die Planer des Kremls 
versuchten daher mit den Getreidekäufen, der Gefahr einer Wiederholung der 
Brotunruhen von 1959-62 aus dem Weg zu gehen. Diese hatten die So- 
wjetunion schon 1963 und 1965 zu Käufen aus den USA gezwungen.’! 

Aber die Forderungen der russischen und osteuropäischen Arbeiter, auf die 
der Staat eingehen mußte, zielten nicht auf mehr Brot, sondern auf mehr 
Fleisch. Das in großem Umfang eingekaufte Getreide mußte daher für die 
Fleischproduktion eingesetzt werden, die herabgesetzt worden war. Die politi- 
sche Entscheidung der russischen Regierung zur Steigerung von Fleischpro- 
duktion und -konsum war offensichtlich mit einer weiteren Entscheidung ver- 
bunden: zusammen mit der dafür erforderlichen Verschiebung von Ressourcen 
sollte eine Umstrukturierung der Landwirtschaft eingeleitet werden. Die Re- 
gierung lieferte das importierte Getreide nicht an die traditionellen Genossen- 
schaften oder an die Privatbauern, sondern sie begann vorrangig mit dem 
Aufbau hunderter großindustrieller Viehzuchtkomplexe, mit hochmechanisier- 
ten Anlagen für die Lagerung und Zufuhr von Wasser und Futter, und für die 
Verarbeitung und den Abtransport von Mist.”? Mit dem ausdrücklichen Ziel, 
die Arbeitsproduktivität zu steigern und die Produktionskosten zu senken, 
wurden ähnliche agroindustrielle Komplexe in Bulgarien und Ungarn aufge- 
baut.’”” Mit diesen Komplexen soll zum einen die Fleischversorgung für die 
städtischen Arbeiter sichergestellt werden. Sie dienen aber auch dazu, die Ar- 
beiter auf den Genossenschaften und bei den privaten Viehzüchtern unter 
Kontrolle halten zu können. Die sowjetische Regierung folgt also dem Beispiel 
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der USA: mit Hilfe der Mechanisierung untergräbt sie den Klassenkampf be- 
züglich der landwirtschaftlichen Produktion und des Nahrungsmittelver- 
brauchs. 


Die erste Antwort der Arbeiterklasse 


Die neue landwirtschaftliche Strategie und die Getreideverkäufe riefen eine 
Reihe von scharfen Protesten seitens der Arbeiter in den USA hervor, deren 
Ausgaben für Nahrung zuerst bei Getreideprodukten und dann bei Folgepro- 
dukten, vor allem Fleisch, ins Unermeßliche stiegen. Verbrauchergruppen 
führten Boykotte durch und übten Druck auf die US-Regierung aus. Unter 
anderem deswegen sah sie sich veranlaßt, ab 1973 Kontrollen für den Export 
von Sojabohnen einzuführen. Viele ausländische Einkäufer, vor allem Japan, 
wo Sojabohnen aus den USA ein Grundnahrungsmittel der Arbeiter sind, 
nahmen diesen Schritt sehr ärgerlich auf. Als sich die Russen im Sommer 1975 
ein weiteres Mal an den Getreidemarkt der USA wandten und rasch 10 Mio. 
Tonnen aufkauften, reagierte die Arbeiterklasse sofort. Die Regierung mußte 
weitere Verkäufe zurückstellen und "zunächst die Angebots- und Nachfrage- 
situation untersuchen". Verbrauchergruppen warnten davor, daß sich die Si- 
tuation von 1972/73 wiederholen könnte, und Mitglieder der International 
Longshoremen‘s Union (Hafenarbeitergewerkschaft) in den Häfen am Golf, am 
Atlantik und an den Großen Seen organisierten einen Boykott. Sie verweiger- 
ten solange die Verladung von Getreide nach Rußland, bis sie überzeugt wa- 
ren, daß die Verkäufe keine nennenswerten Preissteigerungen für Lebensmittel 
auslösen würden. Die Regierung versprach daraufhin, die Getreideverkäufe zu 
regulieren. Ihr Ziel war es aber nicht, die Verkäufe einzuschränken, sondern 
sie langfristig zu stabilisieren, um den Preisdruck gleichmäßiger und politisch 
ungefährlicher zu machen. Umgesetzt wurde dieses Versprechen durch einen 
Fünfjahresvertrag, in dem sich die Sowjetunion zur jährlichen Mindestab- 
nahme von 6 Mio. Tonnen Mais und Weizen verpflichtete. Der Getreidehandel, 
der Druck auf die Preise und das Weltangebot wurde auf diese Weise institu- 
tionalisiert.’* 

Die Verbrauchergruppen spielten, vor allem wenn sich Hausfrauen an ihnen 
beteiligten, deswegen eine so wichtige Rolle, weil höhere Lebensmittelpreise 
nicht nur zur Senkung des Realeinkommens führen, sondern auch mehr 
Hausarbeit bedeuten. Das Einkaufen wird anstrengender, da der Dollar nun 
zweimal herumgedreht und die Preise ständig verglichen werden müssen. Die 
Nahrungszubereitung erfordert mehr Arbeit, wenn in der Arbeiterklasse -weni- 
ger vorfabrizierte Nahrungsmittel verbraucht werden. Außerdem führen hö- 
here Preise zur Ausweitung von ernsthafter Gartenarbeit und zu mehr Arbeit, 
die fürs Einkochen und Einfrieren eingesetzt wird. (In dieser Zeit kam es in 
den USA zu größeren Protesten gegen die Verknappung von Einmachgläsern 
und -deckeln, die aufgrund der rapiden Verbreitung des Einkochens aufge- 
treten war.) Und schließlich führt die Verteuerung von Lebensmitteln und an- 
deren Waren in der Regel zu wachsenden Spannungen und Auseinandersetzun- 
gen innerhalb der Familie. Es wird mehr Arbeit notwendig, um sie wieder 
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auszubügeln. All dies bedeutet, daß ein wesentlicher Teil der "Nahrungsmittel- 
Krise" im Gegenangriff auf die Frauen bestand. Deren Kämpfe gegen die 
Hausarbeit in den 60er Jahren hatten ein Schlüsselelement des damaligen 
Kampfzyklus gebildet. In gleicher Weise waren die Wertverluste bei den Le- 
bensmittelmarken, die Kürzungen der Suppenküchenprogramme und kostenlo- 
sen Lebensmittelverteilungen ein Anschlag auf die in derselben Zeit erreichten 
Erhöhungen der Sozialhilfe (hauptsächlich für Frauen). 

Bei der Senkung des Realeinkommens durch höhere Lebensmittelpreise fin- 
det in all diesen Fällen ein Werttransfer von der Arbeiterklasse zur nahrungs- 
mittelproduzierenden und -verarbeitenden Industrie statt. Aber wer erhält 
diesen Wert tatsächlich? Und welche Auswirkungen auf die Struktur der 
Landwirtschaft hat dies? Nach dem Getreidegeschäft kam heraus, daß es nicht 
die große Masse der Getreidefarmer waren, die am meisten profitiert hatten, 
sondern die fünf größten Handelsunternehmen. Sie hatten das Geschäft heim- 
lich ausgehandelt, und konnten dadurch billig einkaufen und teuer verkaufen. 
Auf diese Weise scheffelten sie ungewöhnlich hohe Profite. Als das bekannt 
wurde, kam es zu Prostesten der Farmer, aber der Schaden war bereits einge- 
treten. Da die Preise weiterhin hoch blieben, konnten allerdings mehr Farmer 
auch später noch teuer verkaufen und ihr Einkommen deutlich steigern. 
Tatsächlich erhöhten sich die Verkaufserlöse in der US-Landwirtschaft zwi- 
schen 1972 und 1973 von 61,2 Mrd. auf 86,9 Mrd. Dollar und das durch- 
schnittliche Netto-Realeinkommen pro Farm von 5 106 auf 8 434 Dollar.”® 
(Diese anfänglichen Zugewinne wurden durch die "Energiekrise" und die ra- 
pide Verteuerung der energieabhängigen Grundstoffe, vor allem der Dünge- 
mittel, schnell wieder zunichte gemacht.) Dadurch stieg der Preisindex für die 
gesamten Produktionsgrundstoffe an: von 122 (1972) über 146 (1973) auf 172 
(1974).7® Die Energiekrise bewirkte also einen weiteren Werttransfer: von der 
Landwirtschaft zu den Grundstofflieferanten, vor allem zu der sehr kapitalin- 
tensiven Düngemittel- und Ölindustrie. Der grundlegende Werttransfer von der 
gesamten Arbeiterklasse zum Kapital, insbesondere den Sektoren mit der 
höchsten organischen Zusammensetzung, wurde auf diese Weise durch den 
oberflächlichen Werttransfer von den städtischen zu den landwirtschaftlichen 
Arbeitern (den Farmern) verschleiert. Das Abfließen von Wert führte zum 
Absinken des durchschnittlichen Nettoeinkommens pro Farm von seinem 1973 
erreichten Hochpunkt von 8 434 Dollar auf 5 721 Dollar 1974, und weiter auf 
5 320 Dollar 1975.77 Diese Durchschnittswerte sagen noch nichts über die un- 
terschiedliche Betroffenheit aus: die größten Farmen konnten wie stets ihre 
Position halten oder Gewinne machen, während der durchschnittliche Rück- 
gang auf großen Einkommensverlusten der kleinen Farmen beruhte. Darin 
drückt sich der anhaltende Konzentrationsprozeß aus - die kleinen Farmer 
verschuldeten sich zunehmend und machten oft Pleite. 

Die Bedeutung, die den künstlich heraufgesetzten Energiepreisen in der 
Strategie des Kapitals zukam, ging weit über deren Auswirkungen auf die 
Landwirtschaft hinaus. Nichtsdestoweniger waren sie entscheidend, um Nah- 
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rungsmittel zu verknappen (relativ durch die Preise und absolut als Hungers- 
not) und die Landwirtschaft weltweit umzustrukturieren. Es handelte sich hier 
um einen doppelten Mechanismus: Erstens wurden die Farmer, vor allem die 
Kleinbauern, auf der ganzen Welt von der Verteuerung der Energie und der 
Düngemittel und den darauffolgenden Knappheiten hart getroffen. Zweitens 
führte allein schon diese Verteuerung zu einem umfangreichen Kapitaltransfer 
zu den OPEC-Staaten. Damit erhielten diese Länder die notwendigen Mittel, 
um massive Investitionen in der äußerst kapitalintensiven Landwirtschaft für 
die Importsubstitution vorzunehmen. Diese beiden Phänomene verdienen nä- 
here Aufmerksamkeit. 


Die Düngemittelknappheit 


Der verstärkte Einsatz von Mechanisierung und Agrochemikalien machte die 
Landwirtschaft der USA nicht nur zur Industrie mit der zweithöchsten Kapi- 
talintensität (nach Erdöl), sondern auch extrem energieabhängig.’® Der Dün- 
gemittelschub der 50er und 60er Jahre hatte weltweit zwei größere Auswir- 
kungen: Erstens erhöhte er drastisch den Einsatz von Kunstdünger und da- 
durch die Abhängigkeit der Landwirtschaft vom Energiesektor. Zweitens 
führten die umfangreichen Erweiterungsinvestitionen, die von den Ölkonzer- 
nen in den hoffnungsvollen Tagen der Grünen Revolution getätigt worden 
waren, zu einer Übersättigung des Marktes und einer bis 1971/72 andauernden 
Investitionszurückhaltung bei den enttäuschten "Sieben Schwestern".’® Dieser 
Trend wurde, wie wir gesehen haben, durch den Rückgang der Lebensmittel- 
hilfe beschleunigt. Aber dieser Rückgang schuf die Grundlage für die Wende 
von der Übersättigung zum Mangel. Da während der Getreideverkäufe die 
meisten Lebensmittelausfuhren auf geschäftlicher Basis erfolgten, schossen die 
Nahrungspreise in die Höhe und blieben hoch. Aufgrund dessen stieg die 
Nachfrage nach Düngemitteln und damit deren Preis, sodaß die UÜberproduk- 
tion verschwand und 1973 erstmals eine Knappheit auftrat. Mitte 1974 pro- 
phezeite das US-Landwirtschaftsministerium und das von der Industrie finan- 
zierte Düngemittel-Institut allein für die USA ein Defizit von 0,5 bis 
1,5 Millionen Tonnen. Eine ähnliche Situation wurde für Westeuropa, Japan 
und Rußland behauptet. Alle diese Länder und die USA schränkten den Dün- 
gemittelexport ein und verschärften damit die Auswirkungen des Öldrucks auf 
die Importländer der Dritten Welt: die "Düngemittelkrise" war ausgebrochen. 
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Auf die höheren Peise folgten zwar zwangsläufig Kapazitätsausweitungen, 
aber aufgrund der für solche Investitionen erforderlichen enormen Finanzmit- 
tel konnte der Kapitalmarkt nur für wenige Regionen die Geldmittel bereit- 
stellen. Außerdem führten die ständig steigenden Energiekosten auch zur stän- 
digen Verteuerung der Düngemittel. Es handelte sich hier nicht bloß um einen 
Zyklus von Boom und Pleite. Das verbindende Moment dieser Faktoren be- 
stand darin, daß es der Grünen Revolution nicht gelungen war, die Bauern- 
unruhen in der zweiten Hälfte der 60er Jahre einzudämmen. In vielen Ländern 
der Dritten Welt führte das in den 70er Jahren zu einer Umkehr in der Land- 
wirtschaftspolitik. In Indien tauchte die Düngemittelkrise zum Beispiel sehr 
schnell auf, da die eigene Produktion nach 1969 vernachlässigt und die land- 
wirtschaftliche Entwicklung insgesamt mit weniger Mitteln ausgestattet wurde. 
Diese Wende kam so unverblümt, daß B.S. Minhas, ein Berater Indira Ghandis, 
der die Regierung gedrängt hatte, die Einführung von Hochertragssorten mit 
einer Landreform zu verbinden, aus Protest zurücktrat. Er zeigte auf, daß die 
indischen Haushaltsposten für die Landwirtschaft zwischen 1971 und 1974 
trotz der Dürre und des Nahrungsmangels Ende 1973 und in 1974 ständig ge- 
sunken waren. In dieser Situationen trafen Zeitungsmeldungen wie "Zuneh- 
mende Knappheit bei Düngemitteln bedroht Millionen mit dem Hungertod" ins 
Schwarze. Die politischen Ursachen für diese Verhältnisse wurden aber wie 
gewöhnlich kaum erwähnt. 

Stattdessen ergriff man die Gelegenheit, um die Arbeiterklasse zu spalten 
(was das Ziel der gesamten Nahrungsmittelverknappung war). Sogenannte hu- 
manitäre Gruppen und kapitalistische Planer verkündeten folgenden Ausweg: 
Um die Nahrungsproduktion für die- Hungernden in der Welt mit mehr Dün- 
gemitteln versorgen zu können, müßte der übermäßige Verbrauch durch das 
amerikanische Volk drastisch eingeschränkt werden. Sie riefen den Kongreß 
zur Verabschiedung von Gesetzen auf, mit denen der "Einsatz von Dünger für 
unwichtige und nicht-nahrungsproduzierende Bereiche" verringert werden 
sollte. Präsident Ford wurde vom Senat aufgefordert, er solle an die Amerika- 
ner appellieren, keinen Dünger mehr für Rasen, Gartenblumen, Golfplätze 
und ähnliches zu verwenden. Kurz gesagt wurde die Verödung Amerikas als 
einzige Hoffnung für das Aufblühen der hungernden Welt präsentiert. Im 
Rahmen dieser Diskussion entdeckte man plötzlich, daß die Düngemittel nicht 
entsprechend der Bedürftigkeit, sondern der effektiven Nachfrage verteilt 
werden. Ein zusätzliches Pfund Dünger würde die Nahrungsmittelerzeugung in 
Indien stärker steigern (10 Pfund) als in den USA (2 bis 5 Pfund). Der jähr- 
liche Düngerverbrauch der USA für nicht-nahrungsproduzierende Bereiche von 
drei Mio. Tonnen entsprach dem gesamten jährlichen Verbrauch Indiens für 
die Nahrungsmittelproduktion. Und natürlich wurde die Schuld an diesem ir- 
rationalen Zustand wieder der gedankenlosen Verschwendung, der Unmoral 
des amerikanischen Volkes zugeschrieben - und nicht im entferntesten der 
Krisenstrategie des Kapitals. 

Trotz dieser Aufrufe zur Selbstbeschränkung, die den ölarmen Ländern der 
"Vierten Welt" mehr Dünger verschaffen sollten, blieben 1974 die aus der 
Entwicklungshilfe finanzierten Düngemittelimporte mit einem Gesamtumfang 
von 1,7 Mio. Tonnen auf dem Niveau von 1973. Dadurch ging die Wachstums- 
rate des Düngereinsatzes in den Entwicklungsländern auf die Hälfte des lang- 
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fristigen Trends zurück. Selbst die Schaffung eines neuen FAO International 
Fertilizer Supply Scheme (Internationaler Düngerversorgungs-Plan) konnte die 
Situation kaum verbessern. Er erhöhte die aus der Entwicklungshilfe finan- 
zierten Lieferungen lediglich um 380 000 Tonnen. 

Angesichts der Knappheit und ihrer erwarteten Fortdauer begann die Ent- 
wicklungshilfe-Lobby mit der Propagierung von do-it-yourself-Maßnahmen 
für Düngemittel und andere Bereiche der Nahrungs- und Gesundheitsversor- 
gung. Ihre Faszination über die arbeitsintensiven Methoden in China lebte mit 
der neuen Verliebtheit in "organischen" Dünger wieder auf. Die Logik dieser 
Methoden ist gewiß ebenso meisterhaft, wie ihre Fähigkeit, unbezahlte und 
nichtentlohnte Arbeit aufzusaugen. Immer mehr Komposthaufen in Vorstadt- 
gärten, Einsatz des dörflichen "Nachtdrecks" und die Wiederaufarbeitung städ- 
tischen Schlamms - das wurde als Lösung für die Dritte Welt präsentiert. Dies 
geschah nicht, weil die Wiederverwendung (recycling) organischer Stoffe öko- 
logisch sinnvoll ist (was stimmt), sondern weil viele dieser Methoden mit ar- 
beitsintensiven Tätigkeiten verbunden sind, auf die das Kapital jetzt angewie- 
sen ist. Außerdem wird in ihnen keine Bedrohung für die existierende Dün- 
gemittelindustrie und die kapitalistische Kontrolle als solche gesehen. Entwe- 
der betreffen die organischen Düngemittel den expandierenden Markt gar 
nicht, oder sie werden selbst zu einem glänzenden Geschäft (wie es bei orga- 
nischen Lebensmitteln der Fall ist). Da die moderne spezialisierte Landwirt- 
schaft Viehzucht und Ackerbau räumlich abgetrennt hat, kann die Aufarbei- 
tung von städtischen Nahrungsabfällen zu Felddünger und dessen Transport 
selbst zu einem Geschäftszweig werden. 

In dieser Zeit, als die Propagandisten die Arbeiter gegeneinander auszuspie- 
len versuchten, als die Entwicklungshilfeagenturen die nötige Versorgung nicht 
gewährleisten konnten und der Gartenbau eine neue Popularität bei den kapi- 
talistischen Planern erlangte, begab sich die Düngemittelindustrie als Reaktion 
auf die Preissteigerungen daran, die Kapazitäten zu erweitern. Aber die neuen 
Produktionsanlagen wurden in OPEC-Entwicklungsländer wie Indonesien auf- 
gebaut, die bereits über Finanzmittel und Ressourcen verfügten, und nicht in 
Gebieten, die nun einer verschärften Unterentwicklung ausgesetzt wurden. 
Jetzt, wo es die neuen Kapazitäten erlauben, ist von der Gründung einer 
Weltdüngemittelbank und einer Weltnahrungsreserve die Rede.®® Solch eine 
Bank unter der direkten Kontrolle des Kapitals würde bestenfalls eine neue 
Armutsunterstützung werden. Aber wahrscheinlich soll sie nur dazu dienen, 
die Düngemittelpreise in Überproduktionsphasen stabil zu halten. Trotz des 
erwarteten Anstiegs von Kapazität und Angebot schätzt das US-Landwirt- 
schaftsministerium, daß die Entwicklungsländer noch 1980 mehr als zwei Mil- 
lionen Tonnen importieren werden. Das Development Assistance Committee 
(Entwicklungshilfe-Komitee) der OECD ließ verlautbaren, daß die Möglich- 
keit von Knappheiten in den 80er Jahren nicht auszuschließen sei. Sicher, als 
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Teil des kapitalistischen Gegenangriffs wird die Düngemittelkrise noch eine 
Zeitlang andauern. 


Der Angriff auf die Arbeiterbewegung in der Landwirtschaft 


Trotz des Schadens, der den Kleinfarmern durch die Energie- und Düngemit- 
telkrise bereits zugefügt worden war, ging einigen Gruppen in der amerikani- 
schen Spitzenpolitik die Umwandlung der US-Landwirtschaft nicht schnell ge- 
nug. Das einflußreiche Committee on Economic Development (Komitee für 
wirtschaftliche Entwicklung) forderte 1974 langfristige Planungen: 75 Prozent 
der verbliebenen Farmen, die zusammen nur 20 Prozent des gesamten Agrar- 
produkts auf den Markt brachten, sollten ausgeschaltet werden. Um diese 
Entwicklung zu erleichtern, schlug das CED vor, die landwirtschaftlichen 
Unterstützungs-Programme durch ein Sozialhilfe-Programm des Bundes für 
verarmte Farmer zu ersetzen, und kleine Farmer zum Wechsel in andere Ar- 
beitsbereiche zu ermutigen. 

Dieser Ruf nach Ausschaltung der amerikanischen Kleinfarmer bildete das 
Gegenstück zu dem westeuropäischen Mansholt-Plan. Die "Grünen Pläne", mit 
denen die in den römischen Verträgen von 1958 festgelegten Ziele der land- 
wirtschaftlichen Umstrukturierung umgesetzt werden sollten, waren fehlge- 
schlagen. Als Antwort darauf versuchte der Mansholt-Plan erneut, das euro- 
päische "Bauernproblem" zu lösen, das dem Kapital ähnliche Schwierigkeiten 
bereitete wie das sogenannte Strukturproblem in der US-Landwirtschaft. Die- 
ses Problem bestand in folgendem: 1) Ein hoher Anteil von Arbeitskräften, die 
noch in der Landwirtschaft (14,2 Prozent in der EG gegenüber 4,8 Prozent in 
den USA) und vor allem noch auf kleinen Familienhöfen statt als Lohnarbeiter 
auf großen und kapitalintensiven Höfen beschäftigt sind. 2) Die politische 
Macht dieser Bauern bei der Einforderung von Einkommensunterstützung 
mittels hoher Agrarerzeugerpreise und ihre gleichzeitige Weigerung, mit einer 
umfassenden kapitalistischen Planung zusammenzuarbeiten. 3) Die geringe 
Rate der Abwanderung aus den ländlichen Gebieten, die gemessen an dem Be- 
darf für die Industrie und die Reservearmee als zu gering betrachtet wurde, 
und die zu der Notwendigkeit beitrug, eine große Zahl ausländischer Arbeiter 
zu importieren. 

Der Plan erschien als Bericht des EWG-Vizepräsidenten Sicco Mansholt und 
wurde 1968 erstmals veröffentlicht. Er enthielt ein umfassendes Zehn-Jahres- 
Programm zur direkten Verringerung der landwirtschaftlichen Bevölkerung auf 
die Hälfte - von 11 auf etwa 5 Millionen in der EWG. Dies sollte vor allem 
durch die Ausschaltung der Bauern mit wenig Land und die Produktionsstei- 
gerung in den verbleibenden Betrieben erreicht werden. In Frankreich, mit 
seiner größeren landwirtschaftlichen Bevölkerung (15,5 Prozent), wurde der 
Mansholt-Plan durch den ebenfalls 1968 veröffentlichten Vedel-Plan ergänzt, 
der eine noch drastischere Verringerung forderte.°? Beide Pläne schlugen eine 
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Reihe von Maßnahmen vor, mit denen die Bauern zum Verlassen ihres Landes 
bewegt und ihr Wechsel in nicht-landwirtschaftliche Bereiche oder in den Ru- 
hestand erleichtert werden sollte. Als das Mansholt-Memorandum schließlich 
im März 1971 dem EWG-Rat der Landwirtschaftsminister vorgelegt wurde, 
gingen in Brüssel 100 000 wütende Bauern aus Protest auf die Straße, wobei es 
mindestens einen Toten und 40 Verletzte gab. Trotzden wurde der Plan von 
der EWG verabschiedet. Man bot den Bauern lediglich höhere Preise als Aus- 
gleich an. 

In den Jahren seit 1971 haben die Regierungen und Unternehmer in allen 
EWG-Ländern mit größerer Bauernschaft (hauptsächlich Frankreich, Italien 
und Westdeutschland) auf verschiedene Weise versucht, den Plan umzusetzen. 
Als Reaktion darauf nahmen die Kämpfe von Bauern zu und verbreiteten sich. 
Außerdem gelang es den Bauern zunehmend, Verbindungen zu Industriearbei- 
tern aufzubauen, die manchmal die Form vertikaler Integration der Klasse 
durch die Industrie annahmen. In solchen Bewegungen wurde der Lohncha- 
rakter des nicht-lohnabhängigen Einkommens der Bauern ausdrücklich aufge- 
zeigt. In anderen Fällen wurden quer durch sämtliche Sektoren Verbindungen 
zwischen Bauern und Arbeitern geschaffen, wie zum Beispiel 1973/74 in der 
Kampagne von Larzac in der französischen Lozerre, bei der es darum ging, 
das Land der Bauern zu schützen. In der Regel bekämpften die jeweiligen In- 
dustriegewerkschaften und Bauernverbände diese Bewegungen genauso wie 
diejenigen, in denen die Spaltung zwischen einheimischen und ausländischen 
Arbeitern zusammenbrach. Es waren größtenteils Basisbewegungen, die all- 
mählich eine der ältesten und stärksten Klassenspaltungen des europäischen 
Kapitals überwanden - die zwischen Arbeitern und Bauern, zwischen Ent- 
lohnten und Nichtentlohnten.®° 

Die Pläne zur Ausschaltung der europäischen Bauern und der amerikanischen 
Kleinfarmer wurden zunehmend durch neue Angriffe auf die eingewanderten 
Lohnarbeiter in der Landwirtschaft, vor allem im amerikanischen Südwesten, 
ergänzt. Diese Angriffe gehörten zu dem allgemeinen Sturm gegen die Ar- 
beitsimmigranten in Westeuropa und Nordamerika. In zweierlei Hinsicht bil- 
deten sie einen wichtigen Teil des kapitalistischen Gegenangriffs: In dieser 
Krise wie in früheren (z.B. den 30er Jahren) versucht das Kapital, den Zorn 
der Arbeiterklasse umzulenken, indem es die einheimischen gegen die auslän- 
dischen Arbeiter aufbringt. Noch wichtiger war folgende zweiten Tatsache: 
Die Arbeit mußte aus den alten Akkumulationszentren (England, New York 
City usw.) in die neuen (Mittlerer Osten usw.) verlagert werden, weil das alte 
System, in dem die ausländischen Arbeiter zur Schwächung der Lohnkämpfe 
von einheimischen Arbeitern eingesetzt werden konnten, zusammengebrochen 
war. In Europa führte dies zur Vertreibung ausländischer, überwiegend indu- 
strieller Arbeiter und ihrer Umsiedlung in OPEC-Länder wie Iran oder Ve- 
nezuela. In den USA wurde eine abgestufte Kampagne gegen "illegale Auslän- 
der", vor allem karibische und mexikanische Landarbeiter, durchgeführt. 

In der Landwirtschaft des amerikanischen Südwestens nahm der Angriff auf 
die Farmarbeiter während der Krise zwei miteinander verbundene Formen an. 
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Zum einen wurde die Organisierung der Landarbeiter, vor allem die UFW, er- 
neut angegriffen, um ihre Erfolge der späten 60er Jahre rückgängig zu ma- 
chen. Zum anderen tauchte später eine offene Repressionskampagne gegen il- 
legale Ausländer auf. 

Die Gegenoffensive gegen die UFW beruhte in den frühen 70er Jahren vor 
allem darauf, wieder einmal die Teamsters gegen die Macht der Landarbeiter 
einzusetzen.®* Es begann 1970 im kalifornischen Salinas Valley, wo die Planta- 
genbesitzer in aller Eile mit den Teamsters "sweetheart"-Verträge abschlossen, 
um eine ausgeweitete Kampagne der UFW zu verhindern. Dies führte unmit- 
telbar zu einem großangelegten Streik der UFW, bei dem es zu einer größeren 
und gewalttätigen Auseinandersetzung zwischen dieser, mittlerweile von der 
AFL-CIO unterstützten, Organisation und der Allianz aus Plantagenbesitzern 
und Teamsters kam. 

Die Plantagenbesitzer wiederholten 1972 ihren Angriff mit Unterstützung des 
Präsidentschaftskandidaten Richard Nixon und 1973 mit der Kampagne zum 
Vorschlag 22 in Kalifornien und einem Vorstoß der Teamsters gegen die 
Traubenpflückerverträge der UFW. Als die UFW mit Arbeitsniederlegungen 
auf die Übernahme der Tarifverträge durch die Teamsters reagierte, begann 
der militanteste Landarbeiterkampf seit den 30er Jahren. Es kam zu einer 
fünfmonatigen Schlacht, bei der zwei UFW-Arbeiter getötet und hunderte 
verletzt wurden - hauptsächlich von Polizisten, Teamster-"Wachen" und Sport- 
lern der örtlichen Highschools, die von den Teamsters angeheuert worden wa- 
ren und von denen sich einige mit Baseballschlägern bewaffnet hatten. Die 
UFW verfolgte die Strategie, die Gerichte zu blockieren - über 3500 Mitglie- 
der und Unterstützer waren verhaftet worden. Es gelang der UFW wieder, 
landesweite Sympathien zu gewinnen, aber zum Ende des Sommers verlor sie 
fast alle ihre kalifornischen Tarifverträge. Es gelang den Plantagenbesitzern, 
die UFW-Verträge durch weniger lästige Teamster-Verträge zu ersetzen, mit 
denen sich die Arbeiter besser kontrollieren ließen. 

Abgesehen von der Unterstützung, die sie jahrelang aufgebaut hatte, war die 
UFW jetzt auf den Nullpunkt zurückgeworfen. Diese Unterstützung erwies 
sich als entscheidend, als Chavez den Teamsters den Krieg erklärte und lan- 
desweite Salat- und Weintraubenboykotte ankurbelte. Er erhielt nicht nur die 
offizielle Unterstützung der AFL-CIO. Einer späteren Umfrage zufolge stan- 
den hinter der UFW etwa 17 Millionen Menschen in den USA, die keine 
Weintrauben mehr kauften, und 14 Millionen, die Salat boykottierten. Vor 
diesem Hintergrund betrieb die UFW eine Unterstützungskampagne für ein 
neues Arbeitsgesetz in Kalifornien, das einen Regierungsschutz für Gewerk- 
schaftswahlen sichern sollte. Die Unterstützung seitens des Gouverneurs Jerry 
Brown und anderer nationaler liberaler Politiker gab dieser Kampagne Auf- 
trieb. 1975 wurde das Gesetz verabschiedet, das nicht nur die Überwachung 
der Wahlen, sondern sogar einige Maßnahmen zur Arbeitslosenhilfe für Land- 
arbeiter einführte. Bei den folgenden Wahlen, die 1975 nach dem neuen Ge- 
setz durchgeführt wurden, gewann die UFW einen großen Teil ihrer alten Ta- 
rifverträge zurück. Einem Bericht zufolge hatte sich die Zahl der offiziellen 
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UFW-Mitglieder Ende 1975 mehr als vervierfacht. Der Erfolg des gemeinsa- 
men Angriffs von Plantagenbesitzern und Teamsters war drastisch geschmälert, 
wenn nicht zunichte gemacht worden. Etwas später erhielt dieser Sieg mit der 
Unterzeichnung eines Fünfjahresabkommens zwischen Teamsters und der 
UFW offenbar einen offiziellen Anstrich. Danach erhielt die UFW das ver- 
briefte Recht zur Organisierung von Landarbeitern in 13 westlichen Bundes- 
staaten. 

Was den zweiten Aspekt des Angriffs auf die Landarbeiter, die zunehmende 
Offensive gegen illegale Ausländer, betrifft, so hat sich die UFW - wie die 
gesamte AFL-CIO - als Mittäter erwiesen. An einem Punkt ging die Gewerk- 
schaft sogar so weit, eigene bewaffnete Grenzpatrouillen aufzustellen und Po- 
lizeifunktionen zu übernehmen, indem sie Illegale einkreisten und dem /mmi- 
gration and Naturalization Service (INS, Einwanderungs- und Einbürgerungs- 
behörde) auslieferten. Gerechtfertigt wurde dies mit den gleichen Argumenten 
wie bei der Opposition gegen die Braceros: die Illegalen seien Streikbrecher 
und ihr Immigranten-Status mache sie schwach und schwer örganisierbar. Die 
alternative, in Westeuropa äußerst wirksam eingesetzte, Strategie, eingewan- 
derte und einheimische Arbeiter gemeinsam und über die Grenzen hinweg zu 
organisieren, wurde allem Anschein nach nie ernsthaft in Erwägung gezogen. 
In den folgenden Jahren mußte Chavez jedoch notgedrungen darüber nach- 
denken, denn die UFW wurde zunehmend von militanten Chicano-Gruppen 
angegriffen, die in der UFW-Strategie eine Spaltung und Schwächung der ge- 
samten Chicano-Bewegung erkannten. Dadurch wurde die UFW dazu gezwun- 
gen, ihre Position zu Ändern: sie rief zur "Legalisierung" der Illegalen auf und 
organisierte sie. Diese Wende könnte tiefgreifende Folgen haben. Wenn es der 
Landarbeiterbewegung gelingen sollte, nicht nur die rassischen und ethnischen 
Spaltungen unter den einheimischen Arbeitern, sondern auch die nationale 
Spaltung zu überwinden, würde dies die Zirkulation der Kämpfe auf beiden 
Seiten der Grenze beschleunigen. 

Aber als die UFW nicht mehr als Agent der kapitalistischen Spaltung funk- 
tionierte, wurde im Gegenzug mit Angriffen im Südwesten wie im gesamten 
übrigen Land in den Jahren 1975 bis 1977 eine bundesweite Kampagne gegen 
Illegale eingeleitet.2° Der INS hatte seine Bemühungen verstärkt, Illegale auf- 
zugreifen und zu deportieren. Es wurden Schritte unternommen, um die 
Geldmittel der INS zu erhöhen, um höhere Strafen gegen Illegale durchzuset- 
zen und um es den Firmen schwerer zu machen, Illegale zu beschäftigen. Min- 
destens zwei verschiedene Gesetzesentwürfe, die solche Maßnahmen enthalten, 
werden zur Zeit im Kongreß beraten. Der eine wird von Peter Rodino im Re- 
präsentantenhaus vorangetrieben, der andere von Edward Kennedy im Senat. 
Und die Carter-Regierung ist bereits dabei, die Bemühungen zur Grenz- 
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schließung und zum Vorgehen gegen Illegale zu unterstützen. Der neue Ar- 
beitsminister, Ray Marshall aus dem Grenzstaat Texas, fördert diese Maßnah- 
men und wird voraussichtlich Teile der Regierung für sich gewinnen. Ange- 
sichts der entscheidenden Rolle, die den Illegalen bei der Schwächung von 
Landarbeiter- und anderen Chicano-Kämpfen zukommt, erscheint es aller- 
dings unwahrscheinlich, daß die Grenze tatsächlich geschlossen wird. Aber die 
ganze Kampagne erzeugt bereits jetzt eine Welle des Terrors gegen die Chi- 
cano-communities. Schon im letzten Jahr kam es im Gebiet von Los Angeles 
wiederholt zu Übergriffen auf Ausländer, einschließlich Schlägereien, Rau- 
büberfällen und Kindesentführungen. All dies wurde von der öffentlichen 
Anti-Ausländer-Kampagne stillschweigend begrüßt und dadurch gefördert, 
daß INS, FBI und Stadtpolizei nichts gegen diese Angriffe unternahmen. Soll- 
ten die neuen Programme zur Ausländerkontrolle im Kongreß durchgedrückt 
werden, so wird die Bedrohung durch behördliche Razzien weiter zunehmen. 
Die legalen Arbeiter werden dann versuchen, sich deutlicher von den illegalen 
abzugrenzen, wodurch das erklärte Ziel der UFW untergraben würde. Es bleibt 
abzuwarten, ob die Gewerkschaft, die schließlich erst auf Druck hin ihre Po- 
sition änderte, dieser Gefahr offensiv gegenübertreten wird. Ebenso ungewiß 
sind damit die Ergebnisse anderer Versuche, Mexikaner und amerikanische 
Chicanos gemeinsam zu organisieren. Die Entwicklung von Landarbeiter- und 
Bauernorganisationen im Nordwesten Mexikos während der letzten Jahre hat 
gezeigt, daß es für grenzüberschreitende Organisierung eine Basis gibt. Diese 
Entwicklung hat zu raschen Lohnerhöhungen (33 Prozent 1974 und 35 Prozent 
1975) und zu den dramatischen Landbesetzungen und „enteignungen im No- 
vember 1976 geführt. 

In der gesamten westlichen Welt sind Angriffe auf die Arbeiter in der 
Landwirtschaft zu einem Moment des kapitalistischen Gegenangriffs gewor- 
den. Wie wir gezeigt haben, handelte es sich bei diesen Angriffen um Maß- 
nahmen sowohl gegen kleine Farmer und Bauern als auch gegen Landarbeiter. 
Teilweise wurden sie durch die Energie- und Düngemittelkrise bewerkstelligt, 
teilweise durch besondere Regierungsaktionen. Im Falle der ausländischen Ar- 
beiter waren diese Angriffe Teil eines allgemeinen Vorgehens gegen Ar- 
beitsimmigranten in solchen Gebieten, in denen es dem Kapital nicht gelungen 
war, sie zur Schwächung der dortigen Arbeiterkämpfe einzusetzen - wie in 
Westeuropa und im Nordosten der USA. 

Die Kehrseite dieser Angriffe und der Energiekrise waren die Milliarden 
Dollar, die in die kapitalintensive Landwirtschaft und Industrie der OPEC- 
Staaten investiert wurden. Im Iran und im Irak wurden zum Beispiel riesige 
Geldsummen in den Ausbau großer Agrobusiness-Komplexe investiert. Im Ge- 
gensatz zur Situation in Westeuropa werden hier Arbeiter massenhaft sowohl in 
städtische Gebiete (Südkoreaner und Pakistanis im Iran) als auch in ländliche 
Regionen (irakische Pläne für den Import von einer Million ägyptischer Bau- 
ern) importiert. Da diese Investitionen zum größten Teil an den Bauern und 
den städtischen Arbeitern vorbei getätigt wurden, stiegen Land- und Arbeits- 
losigkeit und die Unruhe an. Eine neuere Untersuchung über die OPEC-Ent- 
wicklungspläne hob hervor, daß trotz der enormen, diesen Ländern anvertrau- 
ten Kapitalbeträge selbst im Iran und Irak die Akkumulationsmöglichkeiten 
dadurch beschnitten wurden, daß die wachsende Unruhe höhere Sozialausga- 
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ben erforderlich machte. Der Iran zahlte zum Beispiel in den Jahren 1974/75 
bereits 1,2 Mrd. für Lebensmittelsubventionen, da die Regierung durch die 
Agitation auf dem Land dazu gezwungen war, die Erzeugerpreise hoch zu 
halten. Und mit der Abwanderung der Bauern in die Städte entdeckt die Re- 
gierung die Notwendigkeit von Sozialausgaben, um damit "soziale Spannungen 
aufzulösen". Angesichts dieser Phänomene werden nun besorgte Fragen ge- 
stellt, wie die nach der Durchführbarkeit der zukünftigen, auf die OPEC- 
Staaten ausgerichteten Akkumulation.3® 


Laßt sie hungern 


Das Kapital war gewillt, in den 70er Jahren Hunger herbeizuführen und als 
politische Waffe einzusetzen. Eine Vorahnung davon hatte bereits Johnsons 
grausame Verweigerung von Nahrungshilfe an Indien während der Dürre 
1965/66 gegeben, mit der die Regierung dieses Landes zu, Zugeständnissen 
bewegt werden sollte. In diesem Fall konnten allerdings Johnson und andere 
zumindestens darauf verweisen, es sei im Interesse der Grünen Revolution und 
der Entwicklungsdekade geschehen, die angeblich den Hunger für alle Zeiten 
beseitigen sollten. In den 70er Jahren wurde der Hunger viel unverhüllter zu 
einer politischen Waffe und es begann klar zu werden, wie nützlich dieses 
Phänomen für das Kapital regional und international sein konnte. Regional 
diente absoluter Hunger, wie Nahrungsknappheit und hohe Preise im allgemei- 
nen, als Instrument, um die Macht der Bauern und städtischen Arbeiter zu 
schwächen, ihre Lohnkämpfe zu zerschlagen und beide Gruppen gefügiger für 
die kapitalistische Kontrolle und Umstrukturierung zu machen. International 
wurde der Hunger in einem Teil der Welt zur strengen Lektion an die Arbei- 
ter in allen Ländern über das Ausmaß der kapitalistischen Macht: Wenn ange- 
sichts der heutigen hohen landwirtschaftlichen Produktivität und der entwik- 
kelten Transportmittel eine Gruppe von Menschen dem Hunger ausgeliefert 
werden kann, dann sind die Arbeiter überall von derselben Möglichkeit be- 
droht. Allerdings mußten solche dreisten Vorführungen der Macht verschleiert 
werden, da eine zu unverhüllte Auseinandersetzung die Arbeiter oft vereint 
und stärkt. Statt einer offenen Stellungnahme versuchten daher die Ideologen 
des Kapitals, die Schuld am Hunger sowohl der Arbeiterklasse und ihrer un- 
beschränkten Reproduktion anzulasten, als auch der "unkontrollierbaren Na- 
tur". Sie überließen es den Dürren und Hungersnöten, diese Momente des Ge- 
genangriffs und der Disziplinierung in Gang zu bringen und zu verdecken. 
Die größten Hungersnöte der 70er Jahren in den verschiedenen Regionen 
waren folgende: Ostafrika: Somalia (ab 1969), Kenia (1970/71) und Athiopien 
(ab 1972); Westafrika: Sahelzone, darunter Tschad, Niger, Obervolta, Mali, 
Mauretanien und Senegal (1972 bis 1975); Asien: Afghanistan (1971/72) und 
Bangladesh (1974/75). Der bei weitem schwerwiegendste Fall von aufgezwun- 
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genem Hunger und Unterernährung war in der westlichen Hemisphäre das 
Chile nach dem Sturz Allendes von 1973. 

Das Bemerkenswerteste an diesen Hungersnöten war die Technik der 
Triage.®’ Sie wurde im wesentlichen dadurch ausgeübt, daß man solange nicht 
eingriff, bis es zu spät war, um zehn- oder gar hunderttausende von Toten zu 
verhindern. Diese Weigerung wurde von Provinz- und Nationalregierungen 
ebenso betrieben, wie von Entwicklungshilfegebern wie den USA und 
Frankreich. Die Hilfsbemühungen waren aber nicht deswegen so langsam und 
unwirksam, weil es bürokratische Hindernisse gab oder am Willen fehlte, son- 
dern weil es für das Kapital notwendig war, die Kontrolle über die Arbeiter- 
klasse zurückzugewinnen. Einerseits machen die Hungersnöte selbst und die 
Kampagnen zur Einschränkung des Konsums in den entwickelten Ländern 
deutlich, daß es um einen internationalen demonstrativen Effekt geht: ein Teil 
der Arbeiter soll durch den Hungertod eines anderen Teils eingeschüchtert 
werden. Andererseits bleibt die Frage, warum es die Menschen in diesen be- 
stimmten Ländern traf. 

Ein Grund liegt darin, daß Flutkatastrophen oder Dürrezeiten gelegen ka- 
men. Aber Dürren oder Überschwemmungen ereignen sich hin und wieder 
auch in den USA und in Westeuropa. Sie führen dort normalerweise zu allge- 
meinem Durcheinander (dislocation), zur Verteuerung von Lebensmitteln und 
steigender Unterernährung - nicht aber zu massenhaftem Hunger. Das Macht- 
gleichgewicht zwischen Arbeiterklasse und Kapital in Europa und in den USA 
ließ und läßt es nicht zu, daß zum Beispiel die Dürren von 1976 in Europa 
und von 1977 im Westen der USA zu Hungersnöten führten, wie es bei ver- 
gleichbaren Dürren in anderen Ländern der Fall gewesen war. Die entschei- 
dende Rolle dieses Machtgleichgewichts für die Auswirkungen von Dürren 
und: Überschwemmungen wird an den afrikanischen oder asiatischen Hungers- 
nöten deutlich. Noch offener zeigte sich dies an der vollständig von Menschen 
herbeigeführten Katastrophe in Chile. Dort trat die Waffengewalt der Mili- 
tärjunta an die Stelle von Überschwemmung und Dürre, um eine starke Ar- 
beiterklasse niederzuschlagen, die Lohnerhöhungen weit über dem Produktivi- 
tätsanstieg durchgesetzt hatte und damit zum wirklich destabilisierenden Fak- 
tor des Allende-Regimes geworden war. In Afrika und Asien trugen unange- 
messene und verspätete Hilfsbemühungen zur Unterdrückung von Bauern und 
städtischen Arbeitern bei, die sich in ihren Kämpfen zunehmend der Kontrolle 
des regionalen und internationalen Kapitals entziehen konnten. 

Der unmittelbare Grund der afghanischen Hungersnot war eine zweijährige 
Trockenzeit, die Weideland und Viehherden vernichtete. Die Umwandlung 
dieser Situation in eine Hungersnot hatte aber andere Gründe. Betroffen war 
ein Gebiet, aus dem die afghanische Regierung zwar Weizen und Schafsfelle 
gewinnt, das sie jedoch nie vollständig in den Griff bekommen konnte - we- 
der die Bauern noch die umherziehenden Hirten.°® Daher reagierte die Zen- 
tralregierung auf die sich anbahnende Hungersnot nur langsam, sowohl bezüg- 


87.* Der hier verwandte Begriff "Triage" (Ausschuß) stammt aus der Militärmedizin und bezeichnet 
das Aussortieren von Verletzten auf dem Schlachtfeld nach den Kriterien der Wiederherstellbar- 
keit ihrer Kampftauglichkeit. 


88. Über die afghanische Hungersnot siehe die Artikelserie der New York Times, 16.6., 21.6., 11.7., 
14.11. und 19.11.1972. 
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lich eigener Hilfsmaßnahmen als auch bei der Anforderung von internationaler 
Hilfe. Die Verantwortlichen warteten ab, bis selbst das Saatgut aufgegessen 
und fast die Hälfte der Schafe, Ziegen und Rinder des Landes geschlachtet 
oder gestorben waren. Als schließlich in Zusammenarbeit mit der U.S. Agency 
for International Development und anderen Spendern einige Hilfsmaßnahmen 
eingeleitet wurden, ließ die Regierung es zu, daß städtische Beamte die Lie- 
ferungen stahlen und auf dem Schwarzmarkt verkauften. (Allerdings wurde 
diese Praxis in mindestens einer Provinz durch den Angriff einer wütenden 
und hungrigen Volksmenge auf das Gouverneursbüro verhindert. Diese Aktion 
bewirkte die kostenlose Verteilung von Weizen.) Der Regierung diente diese 
Hungersnot wahrscheinlich auch zur Einschüchterung der Studenten und städ- 
tischen Arbeiter, von denen in Kabul immer mehr Unruhen ausgingen. Zur 
gleichen Zeit bestand die Nahrungshilfe-Politik der USA, die von den Frie- 
denskorps (Peace Corps) und Nixons Sonderbotschafter John Conally voran- 
getrieben wurde, aus den food-for-work-Projekten. Bei diesen wurden hun- 
gernde Menschen dazu gezwungen, für ihr Existenzminimum im Straßenbau 
oder bei der Entwässerung von Sümpfen zu arbeiten. Aber selbst bei diesen 
Projekten war die Bezahlung so niedrig, daß die Afghanen dabei starben, auch 
wenn sie ihre Lektion lernten. In einer Provinz mit 19 food-for-work-Projek- 
ten standen im zweiten Jahr noch etwa 300 Tonnen Weizen für bereits ein 
Jahr zuvor abgeschlossene Arbeiten aus. Trotz der "Hilfebemühungen" spra- 
chen inoffizielle Regierungsschätzungen von insgesamt fast 80 000 Hungerto- 
ten. 

Auch in Afrika wurde vor und nach dem afghanischen Debakel in einem 
Land nach dem anderen die Dürre in Hungersnöte umgesetzt. Wie in Afghani- 
stan waren es die für die Regierungen schwer kontrollierbaren Bevölkerungs- 
teile, die dezimiert werden sollten: von den Wüstennomaden, die sich eine 
wilde Autonomie bewahrt hatten, bis zu den Guerillagruppen und ihrem offe- 
nen Widerstand im nördlichen Tschad. Mit dem wiederholten Ausbleiben der 
Regenfälle in den 70er Jahren wurden die afrikanischen Dürren immer 
schlimmer. Davon am härtesten betroffen waren die Nomaden, die ihre Her- 
den am Rand der Sahara (der Sahelzone) weiden ließen, und die in den Rand- 
gebieten lebenden Subsistenzbauern. Am wenigsten traf es die kommerziellen 
Farmer für Exportfrüchte, die das beste Land und die sichersten Wasserquellen 
monopolisiert hatten. Hierin liegt einer der historischen Gründe für die Hun- 
gersnot. Allerdings wurden auch die kommerziellen Farmer am Ende oft in 
Mitleidenschaft gezogen. Wie mittlerweile zu Genüge aufgezeigt worden ist, 
beruhte die Verwundbarkeit der Millionen afrikanischer Nomaden und Subsi- 
stenzbauern unmittelbar auf den Folgen der kolonialistischen Politik ursprüng- 
licher Akkumulation: Zwangsarbeit, hohe Steuern und vor allem die Enteig- 
nung des besten Bodens sowie dessen Nutzung für den Anbau von Export- 
früchten, der den kolonialistischen Interessen diente. Von den Apologeten des 
Kapitals wurden diese historischen Ursprünge geschickterweise übersehen und 
die wenigen vorhandenen Untersuchungen der Hungersnot tendieren dazu, den 
Nomaden Übervölkerung und Überweidung vorzuwerfen.®? 


89. Neben den unzähligen Presseberichten gibt es eine große Zahl von Untersuchungen über die 
Vorkommnisse in der Sahelzone. Im wesentlichen liberal, aber dennoch brauchbar sind: H.Sheets 
& R.Morris, "Disaster in the Desert", Carnegie Endowment, 1974; und M.Glantz, The Politics of 
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Ebensowenig wird darauf hingewiesen, daß die Dürre keineswegs unerwartet 
eintrat, sondern seit fast sechs Jahren ständig zugenommen hatte, bis die Leute 
in der Sahelzone schließlich im Herbst 1972 massenhaft, zu Millionen, zusam- 
menbrachen. Darüberhinaus gab es genügend Informationen auf der interna- 
tionalen Ebene. Sowohl die US-Regierung als auch die FAO hatten in minde- 
stens vier dieser Jahre jeweils über hundert Beamte in diesen Gebieten im 
Einsatz. Diese beobachteten die Ausbreitung der Dürre und den Zusammen- 
bruch der Menschen und der Wirtschaft. Sie schickten einen Bericht nach dem 
anderen, in denen die stetige Entwicklung zur Katastrophe hin festgehalten 
wurde. Beide Organisationen taten nichts, um diesen Niedergang aufzuhalten. 
Und sie trafen auch keinerlei Vorbereitungen, um mit der kommenden Hun- 
gersnot fertigzuwerden. Durch ihre Untätigkeit haben sie deren Eintreten 
tatsächlich sichergestellt. 

Ebensowenig beeilten sich die Regierungen der betroffenen Länder, die 
Auswirkungen der Dürre einzudämmen. Stattdessen ignorierten sie die wach- 
senden Probleme größtenteils oder verschlimmerten sie noch, indem sie die 
Bauern weiterhin zwangen, Steuern abzuführen. Die Beamten ließen es ab- 
sichtlich zu, daß die Viehherden der Nomaden verreckten und die Leute zu 
hungern begannen. Schließlich strömten die Nomaden, deren Lebensweise und 
Unabhängigkeit völlig zerstört worden war, aus der Wüste in die Dörfer. Ein 
Dorf nach dem anderen widersetzte sich dem zunehmenden Druck der Regie- 
rung, indem es die Steuern verweigerte und die Produktion von Exportfrüch- 
ten aufgab. Erst an diesem Punkt begannen die afrikanischen Regierungen, 
etwas zu unternehmen. Aber es handelte sich dabei meistens nicht um Hilfe, 
sondern um weitere Unterdrückung, die von den zur Niederschlagung der 
Hungerrevolten geschickten Truppen ausging. Erst die Kämpfe der Bauern, 
Nomaden und städtischen Bevölkerung gegen die Regierungen haben die Be- 
amten zu Maßnahmen gezwungen, mit denen die weitere Verschlimmerung der 
Katastrophe verhindert wurde. 

Obwohl es viele Beispiele von bäuerlicher Militanz gab, zeigte sich im 
Tschad der Zusammenhang zwischen Hungersnot und Klassenkampf in der Sa- 
helzone am deutlichsten. Seit 1968 kämpfte dort eine Guerillabewegung gegen 
die Regierung des Tschad und die französische Fremdenlegion. Berichte aus 
dem Land n.achen eindeutig klar, wie hier Dürre und Hungersnot gegen die 
Rebellen eingesetzt wurden: Als sich die Dürre ausbreitete, verweigerte die 
Regierung den rebellischen Regionen nicht nur die Hilfe. Sie gab der Armee 
den Auftrag, in diesen Gebieten nach Wasserstellen zu suchen und sie mit 
Sand zuzuschütten! Zunächst war die Regierung unentschieden, ob sie mit 
Nahrungshilfen versuchen sollte, der Guerilla die Unterstützung der dort an- 
sässigen Bevölkerung zu entziehen, oder ob sie die Guerilla aushungern sollte. 
Sie entschied sich für die zweite Strategie. Das führte dazu, daß der Tschad als 
letztes Land der Sahelzone ausländische Hilfe anforderte.°® 

Als das internationale und regionale Kapital schließlich begann, die Verwü- 
stung der Sahelzone zu begrenzen, kamen die eigentlichen Hilfslieferungen in 


Natural Disaster, Praeger, 1976. Politisch weit bedeutsamer sind zwei französische Studien: Co- 
mite d’Information Sahel, Qui Se Nourrit de la Famine en Afrique? Petite Maspero, 1975; und 
J.Copans, ed., Secheresses et Famines Du Sahel, Maspero, 1975. 


90. Siehe vor allem J.-L.Ormieres, "Les Consequences Politiques de La Famine", in Copans, a.a.O. 
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den Jahren 1973 und 1974 nur langsam in Gang, hatten nur einen beschränk- 
ten Umfang, und bei ihrer Verteilung wurden die Nomaden und andere rebel- 
lische Gruppen benachteiligt. Das langsame Anlaufen der Hilfen lag zum einen 
an den politischen Motiven, die zu der insgesamt geringen Handlungsbereit- 
schaft der Bürokratien führten. Darüberhinaus waren die Transportmöglich- 
keiten und die Menge verfügbaren Getreides mit denselben Geschäftsmanipu- 
lationen verringert worden, die im Westen die Preise hinaufgetrieben hatten 
(wie 1972 das Getreidegeschäft mit Rußland). Und wenn Getreide gekauft und 
in Länder wie den Tschad geschickt wurde, erwies es sich oft als Vogelfutter 
oder rohes Sorghum-Viehfutter, das für den menschlichen Verzehr ungeeignet 
ist. Vor allem unter den Nomaden, die eine sehr eiweißreiche Nahrung aus 
Fleisch und Milchprodukten gewohnt sind, verursachte dies häufig schwä- 
chende Durchfälle. Da die Verteilung dieser Nahrungsmittel (welche es auch 
immer waren) größtenteils den afrikanischen Regierungen überlassen blieb, 
kam es - wie internationale Beobachter berichteten - zu einer starken Be- 
nachteiligung der Nomaden. Ein US-Beamter erklärte: "die Nomaden werden 
ausgelöscht". Die US-Regierung weigerte sich jedoch, Informationen über 
dieses Problem zu veröffentlichen, und versuchte, den Bericht einiger ihrer 
Beobachter zurückzuhalten. Offensichtlich hatte sie kein Interesse, den Hun- 
gertod der Nomaden zu verhindern. 

Die gleiche Geschichte wiederholte sich östlich der Sahelzone in Äthiopien. 
Die Selassie-Regierung benutzte die Hungersnot gegen die Bauern der Wallo- 
Provinz, während sie gleichzeitig Gewehre und Napalm gegen die Eriträer 
einsetzte. Haile Selassie brachte die Sache selbst auf den Punkt: "Wir haben 
gesagt, daß Wohlstand durch harte Arbeit verdient werden muß. Wir haben 
gesagt, wer nicht arbeitet, verhungert ..." Und verhungert sind sie - minde- 
stenes 100 000 Menschen allein in den ersten beiden Jahren der äthiopischen 
Hungersnot.°! 

Ein weiterer Fall muß erwähnt werden - der indische Subkontinent in der 
Zeit zwischen 1970 und 1975. Nachdem die Erfolge der Grünen Revolution 
die Getreideproduktion erhöht hatten, sackte die Erzeugung in Indien in den 
Jahren 1972/73 dramatisch ab. 1973 kam es zu Knappheiten und Lebensmit- | 
telaufständen. 1974 stieg die Erzeugung, sank aber 1975 wieder ab. An diesem 
Punkt rief Ministerpräsidentin Indira Ghandi den Notstand aus und beschleu- 
nigte unter ihm die Angriffe auf die Arbeiterklasse. Die Industriearbeiter wa- 
ren mit Streikverboten und Lohnstops konfrontiert, die Bauern mit der Sen- 
kung der Erzeugerpreise, während sich Energie, Dünger und andere Grund- 
stoffe verteuerten. Gegen die schwächsten Sektoren der indischen Arbeiter- 
klasse setzte die Regierung ein Zwangssterilisations-Programm ein. 

Noch dramatischer war die Verwüstung von Bangladesch. Auf die Wirbel- 
stürme von 1970 folgten der Bürgerkrieg von 1971, die Dürre von 1972, die 
Überschwemmungen von 1973 und 1974 und schließlich die Hungersnot 1974 
und Anfang 1975. Die Reaktion auf die drohende Hungersnot in Bangladesch 


91. Das Zitat wurde zuerst von Oriana Fallaci in der Chicago Tribune, 24.6.1973, veröffentlicht und 
erschien dann wieder in L.Wiseberg, "An International Perspective on the African Famines", in 
Glantz, a.a.0. Mehr über den auch nach dem Sturz Selassies andauernden Gebrauch der Hun- 

ersnot zur Kontrolle der Kämpfe findet sich zum Beispiel in "Ethiopia’s Legacy is Poverty and 
ee New York Times, 31.8.1975; und "Drought Deaths Debated", Washington Post, 
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ist ein weiterer schlagender Beweis dafür, wie die Triage in den 70er Jahren 
funktioniert. Als die Regierung des Landes Anfang 1974 keine Kredite be- 
kommen konnte, um den Kauf von Getreide zu den neuen, viel höheren Prei- 
sen zu finanzieren, und die US-Regierung um Hilfe bat, blockte Washington 
ab. Wie Emma Rothschild hervorhob, sprach man zu dieser Zeit im Finanzmi- 
nisterium (und zweifellos auch bei anderen Regierungsstellen) viel über die 
Vorteile der Triage.°? Während dieser Debatte verschlechterten sich die Ver- 
hältnisse in Bangladesch, und als sich die USA schließlich zum Handeln ent- 
schlossen, war es zu spät, um die Ausbreitung von Nahrungsmangel und Hun- 
ger zu verhindern. Es fand also ein inoffizieller, aber äußerst wirksamer Fall 
von Triage statt. Außerdem wurden die seither ins Land gebrachten Nah- 
rungslieferungen nicht einfach zur Ernährung der Menschen eingesetzt, son- 
dern dienten der Durchsetzung von massenhafter Zwangsarbeit in großen 
food-for-work-Programmen. Über diese unverschämten Programme, mit denen 
hungernde Menschen zur Arbeit gezwungen wurden, schrieb das Wall Street 
Journal in einem Leitartikel begeistert: 
Die Regierung hat zwei Millionen Männer und Jungen <und Frauen und 
Mädchen> zur Arbeit beim Bau von Kanälen und Dämmen herangezogen, 
mit denen die Monsunfluten kontrolliert und die Bewässerung entwickelt 
werden sollen. Jedem Arbeiter werden sechs Pfund Weizen pro bewegter 
Tonne Erde gezahlt. 

Vieles an diesen Programmen ist für das moderne Denken schockie- 
rend. Es handelt sich um harte Knochenarbeit in einem Zeitalter, in dem 
es Maschinen gibt, die solche Arbeiten mit leichten wuchtigen Bewegungen 
erledigen können. Die Bezahlung ist niedrig. Das System ähnelt der Ak- 
kordarbeit, die von den amerikanischen Gewerkschaften verabscheut wird, 
da sie das Konkurrenzdenken fördert. ... Auch wenn wir dies zugestehen, 
so bleibt die Tatsache, daß Bangladesch eine Wahrheit aufs neue bestätigt, 
die so alt wie die Menschheit selber ist: um zu essen, mußt du arbeiten. ... 
Reichere Nationen könnten daraus sogar für sich selber lernen.” 


Wiederaufbau 


Bisher haben wir umrissen, auf welche Weise der Hunger als repressive Maß- 
nahme gegen die Arbeiterklasse eingesetzt wurde - in den unterentwickelten 
Regionen und als internationaler Demonstrationseffekt. Wir haben aber noch 
nichts über die Pläne und Projekte des Kapitals für die zweite Phase der 
Krise, die Umstrukturierung dieser Gebiete, gesagt. Im Folgenden stellen wir 
einige Anzeichen dieses Prozesses dar. 

Als die Hungerhilfen. in den Jahren 1973/74 ihre Spitze erreicht hatten, 
folgten in der Sahelzone nicht nur die Regenfälle von 1974 und 1975, sondern 
auch langfristige Planungen zur Umstrukturierung der Region. Die U.S. 


92. Siehe Rothschild, a.a.O. 


93. "Food for Work" (erkanel), Wall Street Journal, 8.9.1976. Beschreibungen einiger Food-for- 
Work-Programme finden sich in U.S. Agency for International Development, War on Hunger, 
Juli 1975; und AID’s Front Lines, 21.10.1976. 
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Agency for International Development, die Weltbank und die FAO führten 
verschiedene Studien durch. Alle kamen zu dem Ergebnis, daß die Krise stän- 
dig "wiederkehren" würde, wenn nicht gewaltige Entwicklungen zu breiten 
Veränderungen im sozialen und ökonomischen System der Region eingeleitet 
würden.?* Das Ausmaß der für notwendig gehaltenen Veränderungen kann an 
den angegebenen Produktionszielen abgelesen werden, mit denen zukünftige 
Katastrophen verhindert werden sollten. Ausgehend von dem vorhandenen Be- 
völkerungswachstum und niedrigen Konsumniveau wurde eine jährliche Stei- 
gerung des Ertrags um zehn Prozent für nötig befunden - ein selbst in guten 
Jahren unvorstellbares Niveau. Die wichtigsten strukturellen Veränderungen, 
in denen die Berichte übereinstimmten, waren: Modernisierung der Trocken- 
landbewirtschaftung zur Ertragssteigerung mit neuen Technologien, Auswei- 
tung der Bewässerungsmaßnahmen und die Umwandlung der nomadischen 
Tierhaltungsmethoden in seßhaftere Formen. Der letzte Punkt ist für die Poli- 
tik des Hungers besonders wichtig. Bezüglich der Methoden zur Kontrolle der 
Nomaden gab es in den Berichten verschiedene Varianten, aber alle waren sich 
darin einig, daß die extensive Produktionsweise der Nomaden durch intensive 
Fleischproduktion ergänzt werden müßte. Es überrascht nicht, daß sich einige 
Studien Sorgen machen, wie derart drastische Maßnahmen in der Region ein- 
geführt und der Bevölkerung aufgedrückt werden können. So wie in Chile 
wurden auch die Sahel-Planer zu der Erkenntnis gezwungen, daß es eine Sache 
ist, eine Gruppe von Arbeitern durch überwältigende Macht oder Untätigkeit 
(* d.h. die Verweigerung von Lebensmittelhilfen) niederzuwerfen und ihre 
Löhne oder Einkommen auf das Existenzminimum zu drücken. Etwas ganz 
anderes ist es, mit der letzten, angesichts solcher Niederlagen noch vorhan- 
denen, Waffe der Arbeiterklasse fertigzuwerden: der Verweigerung produkti- 
ver Arbeit. 

Um weitere Pläne zur Umstrukturierung der Region zu entwickeln und um 
die zu deren Durchführung erforderlichen Finanzmittel (öffentliche wie pri- 
vate) und Bürokratien zu mobilisieren, schlossen sich im März 1976 westliche 
Kapitalplaner mit Vertretern der afrikanischen Länder zum Club des Amis du 
Sahel (Klub der Sahelfreunde) zusammen. Der Club formulierte eine Prioritä- 
tenliste (an erster Stelle die Umwandlung der Landwirtschaft) und startete eine 
Reihe von Projekten, mit denen frühere Untersuchungen zusammengefaßt und 
ergänzende Studien über die einzuführenden Programme und Strategien be- 
gonnen werden sollten. 

Im Osten der Sahelzone können wir eine Ahnung davon gewinnen, welche 
Art von Entwicklung der Club des Amis im Sinn hat. Im Sudan, einem der 
Länder, die an den Sahel grenzen und mit dem sich die verschiedenen Berichte 
oft beschäftigt haben, wird ein größeres landwirtschaftliches Entwicklungsvor- 
haben in Gang gebracht. Die Arab Authority for Agricultural Investment and 
Development (Arabische Behörde für landwirtschaftliche Investition und Ent- 
wicklung) plant, in den nächsten fünf Jahren schätzungsweise 2,2 Mrd. Dollar 
in etwa 60 Projekte zu investieren. Dem Leiter der technischen Unterstüt- 
zungsprogramme des Arabischen Fonds zufolge ist es dabei "das Hauptziel, die 


94. Für eine brauchbare Zusammenfassung aller Sahel-Entwicklungsberichte siehe Organisation of 
DeananHe up erauien and Development, Development Cooperation 1976 Review, November 
‚Part e 
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arabischen Länder mit Nahrungsmitteln und landwirtschaftlichen Produkten zu 
versorgen, die momentan von außerhalb der arabischen Welt importiert werden 
müssen ... Wir wollen auch einen Markt für die Exporte anderer arabischer 
Länder, wie Düngemittel, Pestizide und Maschinerie, schaffen. Außerdem 
wird die Behörde Möglichkeiten anbieten, arabisches Geld in kommerzielle 
Agrobusiness-Unternehmen in der arabischen Welt einzubringen." Dem Mi- 
deast Markets Report der Chase Manhattan Bank zufolge, erwartet man auch, 
daß der Fonds Gemeinschaftsunternehmen (joint ventures) mit westlichen 
Firmen fördern wird. Aber worin wird die materielle Grundlage für den er- 
warteten Erfolg solcher Investitionen gesehen? Einfach in der Einschätzung, 
daß der Sudan über viele der erforderlichen Produktionsfaktoren verfügt: "Es 
gibt dort jede Menge Land, Sonne, Menschen und Wasser." Aber die jüngste 
Geschichte des Landes legt nahe, daß "Menschen" kein gleichwertiger, sondern 
der entscheidende "Produktionsfaktor" sind. Die Pläne der Arab Authority zie- 
len darauf, die sudanesischen Menschen, vor allem die schwarze Bevölkerung 
des Südens, an die Arbeit zu bringen, mit der Nahrungsmittel und Profite für 
das Agrobusiness produziert werden. Mehr hat es mit der Umstrukturierung 
und entwicklung" nicht auf sich.?® (Es bestehen ähnliche Pläne für Afghani- 
stan.“ ) 


Für den Fall, daß nun die Schlußfolgerung gezogen wird, der Sozialismus 
könne vielleicht eine brauchbare Alternative zu diesem Eindringen kapitalisti- 
scher Investitionen darstellen, sollten wir einen Blick auf Somalia werfen, ein 
anderes ostafrikanisches Land, das von Dürre und Hungersnot getroffen 
wurde. Die sozialistische Militärregierung ging hier weitgehend genauso vor 
wie die anderen Regimes der Region: der regierende Militärrat nutzte die von 
der -Dürre und dem Hunger in Somalia ausgelöste Vertreibung der Menschen 
aus ihren Wohngebieten (dislocations), um den Zeitplan für die Umsiedlung 
der Nomaden zu beschleunigen. Etwa 80 Prozent der 4,5 Millionen Menschen 
des Landes sind Nomaden. Die Unterschiede scheinen hauptsächlich in den 
besonderen Institutionen zu liegen, in die die Nomaden hineingezwungen wur- 
den, und darin, daß die Regierung die Unterstützung und die Einleitung des 
Umstrukturierungsprozesses wirksamer durchführte. Den Nomaden in den 
Flüchtlingslagern wurde der "wissenschaftliche Sozialismus" fast direkt zusam- 
men mit der Nahrung und medizinischen Versorgung eingetrichtert. Wie im 
Sahel ist es das Ziel, die Nomaden dauerhaft seßhaft zu machen und in besser 
kontrollierten Verhältnissen ans Arbeiten zu bringen. Der Unterschied zwi- 
schen Somalia und zum Beispiel dem Tschad liegt nur in der Form: im ersten 
Fall sind es Kommunen im sozialistischen Stil mit strikter militärischer Diszi- 


95. Über den Sudan siehe "Sudan: Regional Development", Mideast Markets, Chase Manhattan, 
24.5.1976; "Arab Oil Money Backs Sudan’s Development As Prime Food Source", Wall Street 
Journal, 25.11.1975; und "Sudan: When God Laughed", The Economist, 12.7.1975. 


96. Wie in Äthiopien änderte sich auch in Afghanistan die Politik gegenüber den Nomaden kaum, 
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plin statt des Agrobusiness im Stil der Arab Authority oder der Viehfarmen 
nach dem Muster der U.S. Agency for International Development.?” 

Fassen wir zusammen: durch hohe Lebensmittelpreise im "entwickelten" We- 
sten und durch Hunger in Afrika, Asien und Lateinamerika hat das Kapital 
Unterentwicklung in Form des verringerten Zugangs zu Nahrungsmitteln ge- 
gen die Arbeiterklasse eingesetzt. Auf der anderen Seite wurden in der So- 
wjetunion und in Osteuropa mit der Entwicklung in Form von steigendem 
Nahrungsangebot und wachsenden Investitionen die landwirtschaftlichen Stra- 
tegien der 60er Jahre in der Phase 1971-75, wenn auch unter veränderten Pro- 
duktionsbedingungen, fortgesetzt. Obwohl bis vor kurzem dieser Unterschied 
vorhanden war, mehren sich nun die Anzeichen dafür, daß der "westliche" 
Gegenangriff mit den Energie- und Nahrungsmittelpreismanipulationen nun 
auch in Osteuropa und der Sowjetunion auftaucht, neben bestimmten fortbe- 
stehenden Aspekten der Entwicklungspolitik in den letzten 10 bis 15 Jahren. 
Außerdem reagiert die Arbeiterklasse dieser Länder genauso wie in anderen 
Teilen der Welt sehr aktiv und oftmals militant. ” 


Kapitalisten der Welt, vereinigt euch 


Es gibt zahlreiche Anzeichen dafür, daß in den frühen 70er Jahren eine Ge- 
genoffensive der Unterentwicklung gegen die Erfolge der Arbeiterklasse in der 
Sowjetunion und Osteuropa eingeleitet wurde. Ich will nur drei diskutieren. 
Das erste Beweisstück ist der Sowjetische Fünfjahresplan für 1976-1980, in 
dem die Russen die niedrigsten Wachstumsraten der Nachkriegszeit angesetzt 
haben.°® Ist das schlicht Realismus oder handelt es sich um das russische Ge- 
genstück zur westlichen geplanten Rezession? Obwohl die landwirtschaftliche 
Erzeugung in den letzten Jahren katastrophal war, sollen die Wachstumsraten 
für die Düngemittelproduktion, die Bewässerung und die Produktion land- 
wirtschaftlicher Geräte gesenkt werden. Die wichtigsten Investitionen sind Für 
solche Industriezweige wie die Petrochemie und nicht für die Landwirtschaft 
vorgesehen. 

Auf der Konsumseite ist das geplante Wachstum des Nahrungsangebotes 
nicht höher als im Zeitraum 1971 bis 1975 (3,2 Prozent). Angesichts der ver- 
ringerten Investitionen in die Landwirtschaft ist selbst diese Zahl möglicher- 
weise kaum mehr als ein Versuch von Öffentlichkeitsarbeit. Die Versprechun- 
gen der frühen 70er Jahre, die Produktion von Konsumgütern rasch auszu- 
weiten, werden mit ähnlichen Argumenten wie im Westen fallengelassen: 
Preisstabilität, Ersticken des "Inflationsdrucks". Aber um dies zu erreichen, 
bedarf es natürlich eines Angriffs auf die Löhne. Darüber wird jedoch im 
Plan nichts ausgesagt. Ohne diesen Angriff würden die weiter steigenden 
Löhne bei gleichzeitig gesenkter Konsumgüterproduktion den Druck auf die 
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Preise verstärken. Und Preiserhöhungen der Regierung sind im Sowjetblock in 
zahlreichen Fällen zurückgeschlagen worden. Dies könnte in den 80er Jahren 
zu einem "Zusammenprall" führen, vor allem dann, wenn die Lohnerhöhungen 
weiterhin den Produktivitätszuwachs übertreffen. Dieses Phänomen beruht 
nicht einfach, wie wir gesehen haben, auf schlechter Technologie, sondern auf 
dem Widerstand der Arbeiterklasse gegen die Arbeit auf den Farmen und in 
den Fabriken Osteuropas und der Sowjetunion. Der sich daraus ergebende 
"Arbeitskräftemangel", der durch die anhaltende Landflucht verschärft wurde, 
war teilweise dafür verantwortlich, daß bulgarische, nordkoreanische und so- 
gar finnische Arbeiter in die Sowjetunion importiert wurden. Daran zeigte sich 
eine weitere Parallele zu den in Westeuropa und den USA angewandten Strate- 
gien. 

Das zweite Beweisstück für die politische Wende im Osten stammt aus einer 
Untersuchung der Handelsbeziehungen. Erstens hat die UdSSR den Anstieg 
der Öl- und Energiepreise, der woanders eine so wichtige Rolle in der Kapi- 
talstrategie spielte, in Osteuropa rasch wiederholt.” Obwohl die Russen ihr Öl 
innerhalb des Ostblocks zu Preisen weit unterhalb des Weltmarktniveaus ver- 
kauft hatten, wurden die Preise 1975 scharf angehoben. Dadurch fand in 
gleicher Weise ein Werttransfer aus Osteuropa in die UdSSR statt wie zuvor 
aus Westeuropa zur OPEC. Die Preise wurden 1976 nochmals deutlich erhöht 
und für 1977 werden weitere Anhebungen erwartet. Gleichzeitig wurden häu- 
figere Anpassungen der internen Preise im sowjetischen Block eingeführt, wo- 
durch deren Änderungen schneller denen auf dem Weltmarkt folgen können. 
Die Ausbreitung dieser Krisenmechanismen vom Westen in den Osten wird 
damit beschleunigt. Diese Politik wirkt sich allmählich auf Osteuropa genauso 
aus wie die früheren Preissteigerungen der OPEC auf den Westen: eine Ten- 
denz zur wirtschaftlichen Krise und Unterentwicklung. 

Eines der am härtesten betroffenen Länder Osteuropas ist die Tschechoslo- 
wakei. Mit Hilfe der steigenden Energiepreise scheint man dort zu beginnen, 
die Verbesserungen im Lebensstandard zurückzuschrauben, die nach der Erhe- 
bung von 1968 gewährt worden waren. Es wurden einige Einschränkungen 
beim Elektrizitätsverbrauch durchgesetzt, und tschechische Wirtschaftler und 
Regierungsbeamte warnten vor der Möglichkeit weiterer Sparmaßnahmen.!® 
Einer der auffälligsten Gründe für die Akkumulationsprobleme war hier, wie 
in der Sowjetunion, die unzureichende "Arbeitsdisziplin". Ein neuerer Bericht 
über dieses Problem erklärt: 

Die Arbeitsmoral bereitet größere Sorgen. Es vergeht kaum ein Tag ohne 
Berichte in Presse oder Rundfunk über die Zeitverluste durch Absentis- 
mus, einem indirekten Maßstab für die Arbeitsdisziplin. In dieser Hin- 
sicht scheint der menschliche Einfallsreichtum unbegrenzt zu sein. Radio 
Prag beklagt das Durcheinander in der Produktion, das daraus entsteht, 
daß Hunderttausende jedes Jahr ihren Geburtstag, Namenstag oder an- 
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dere Jubiläen während der Arbeitszeit feiern. Außer ihnen selbst bleiben 

auch ihre zahlreichen Gäste der Arbeit fern. 
Dem tschechischen Arbeitsminister zufolge führt dieser Kampf gegen die Ar- 
beit zum jährlichen "Verlust" von schätzungsweise 100 Millionen Arbeitsstun- 
den - das würde der Zeit eines einjährigen Urlaubs von 55 000 Arbeitern 
entsprechen.!?! Wie heute die Russen und in den 60er Jahren die Westeuropäer 
antwortet die tschechische Regierung darauf mit dem Import billiger Arbeits- 
kräfte - aus Jugoslawien, Bulgarien, Zypern und auch aus Vietnam. 

Der Druck auf die Regierungen Osteuropas und der Sowjetunion wird 
außerdem durch Entwicklungen in ihren Handels- und Finanzbeziehungen 
zum Westen verschärft. Um mit den Klassenkämpfen fertig zu werden, sind 
die Regierungen auf Investitionen in neue produktivitätssteigernde Technolo- 
gien angewiesen, die sie zunehmend aus dem Westen importieren. Da sie mit 
den gleichen Problemen wie’ viele westliche Länder konfrontiert waren (stei- 
gende Energiekosten ohne eine dementsprechende Ausweitung der Exporte), 
mußten sie sich bei westlichen privaten Geschäftsbanken und’auf den europä- 
ischen Finanzmärkten stark verschulden. Ihre Verschuldung stieg von 8,5 Mrd. 
Dollar 1973 auf 25 Mrd. Dollar im Jahre 1976 an. Es wird davon ausgegangen, 
daß sich diese Situation weiter verschlechtert, da sowohl die Importzwänge als 
auch die Schwierigkeiten bei der Exportsteigerung bestehen bleiben. Durch das 
so entstehende osteuropäische Schuldenproblem gewinnen die Gläubigerinsti- 
tutionen die Macht, von diesen Ländern eine Austeritätspolitik und Unter- 
drückung der Arbeiterklasse zu verlangen, wie sie bereits von der US-Bun- 
desregierung und den wichtigsten Banken über New York und vom Internatio- 
nalen Währungsfonds über Westeuropa ausgeübt wird.103 

Ein drittes und höchst dramatisches Beweisstück für die Ausbreitung des ka- 
pitalistischen Gegenangriffs (und für dessen Grenzen) in den Ostblock stammt 
aus Polen: Im Juni 1976 versuchten die Behörden erneut, die Lebensmittel- 
preise deutlich anzuheben und damit das Realeinkommen der Arbeiterklasse zu 
kürzen. Es sei daran erinnert, daß der letzte Versuch im Dezember 1970 zu- 
rückgeschlagen wurde und die polnische Regierung, die Unterstützung von der 
UdSSR erhielt, zu umfangreichen und steigenden Lebensmittelsubventionen 
für Konsumenten und Produzenten gezwungen worden war. Zwischen 1971 
und 1975 unterhöhlte die Regierung mit Hilfe der Inflation die tatsächlichen 
Auswirkungen dieser Subventionen. Zum Beispiel fiel das bäuerliche Einkom- 
men zwischen 1973 und 1975 um 28 Prozent. Aber die anhaltenden Lohnstei- 
gerungen (im gesamten sozialistischen Sektor stiegen die Reallöhne zwischen 
1971 und 1975 um 40 Prozent) und die zurückbleibende Produktivität in In- 
dustrie und Landwirtschaft ließen die staatliche Subventionslast weiter anstei- 
gen. Die Regierung war 1975 schließlich gezwungen, sich auf eigene Getreide- 
geschäfte mit den USA einzulassen.!°* Außerdem protestierten die Arbeiter 
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weiterhin gegen Lebensmittelknappheit. Besonders bemerkenswert waren die 
Aktionen von Hausfrauen 1975 gegen den Fleischmangel. Eines der Hauptthe- 
men dieses Kampfs besteht darin, daß Polen zur Finanzierung der Akkumula- 
tion und trotz des Mangels Fleisch exportiert - unter anderem jährlich etwa 
27 000 Tonnen polnischen Schinken und Schulterstücke in die USA. 

Am 24. Juni 1976 verkündete die Regierung, sie werde das Nahrungsmittel- 
problem durch die Anregung der landwirtschaftlichen Produktion mit höheren 
Erzeugerpreisen lösen. Diese sollten im Gegenzug durch noch stärker gestie- 
gene Verbraucherpreise bezahlt werden. Es war ein klassischer Versuch, die 
Industriearbeiter gegen die Bauern auszuspielen. Die Art und Weise, in der die 
Preissteigerungen durch Zuschüsse abgemildert werden sollten, zeigte außer- 
dem, wer der wirkliche Feind war. Es wurde angekündigt, daß Arbeiter, "die 
ständig ihren Arbeitsplatz wechseln", "Faulenzer" und andere mit "mangelnder 
Arbeitsdisziplin" keine Unterstützungen erhalten würden. 

Die schnelle Reaktion der Arbeiterklasse war das Spiegelbild der Ereignisse 
von 1970. Überall im Land verließen aufgebrachte Arbeiter ihre Arbeitsplätze. 
In Radom kam es zu Unruhen, bei denen die Büros der Kommunistischen 
Partei ausgebrannt und Lebensmittelgeschäfte geplündert wurden. In Ursus 
rissen Arbeiter Eisenbahnschienen aus dem Boden und brachten eine Lokomo- 
tive zum Entgleisen. Innerhalb von 24 Stunden machte die Regierung einen 
Rückzieher und stoppte die Preiserhöhungen. 

Der zweite erstaunliche Sieg der polnischen Arbeiter innerhalb von sechs 
Jahren hat die Regierung in eine schwere Krise getrieben. Bisher konnten die 
ganze Beschwörungen der steigenden Kosten für Energie und andere Importe 
das eisige Verhältnis zwischen Regierung und Volk nicht durchbrechen. Es ist 
unklar, welche Druckmittel die Regierung in Zukunft aus dem westlichen 
Einfluß ‚gewinnen kann - vor allem aus den Warnungen vor einem Zerfall der 
polnischen Kreditwürdigkeit. Die Grenzen ihres momentanen Handlungsspiel- 
raums werden daraus ersichtlich, daß sie durch internationale Proteste zur 
Verringerung der Gefängnisstrafen für die Anführer der Aufstände gezwungen 
wurde. Aufgrund der Niederlage in den städtischen Gebieten wandte sich die 
Regierung den ländlichen Regionen zu (in denen die erhöhten Erzeugerpreise 
bestehen blieben). Die Regierung trieb die Mechanisierung voran, um die Pro- 
duktivität zu steigern, und versucht, eine östliche Variante des Mansholt-Plans 
durchzuführen. Ältere Farmer sollen dazu gebracht werden, ihr Land an die 
Staatsbetriebe zu verkaufen. 

Während die polnische Regierung darauf wartete, daß diese Maßnahmen 
Früchte tragen, mußte sie jedoch weiterhin steigende Lebensmittelimporte 
bezahlen, um die Bedürfnisse der Arbeiter zu befriedigen. Nach einer Sitzung 
des Zentralkomitees, das die Auswirkungen des Juni-Aufstandes diskutierte, 
machte Gierek im Dezember 1976 eine aufschlußreiche Ankündigung. Sie 
weist darauf hin, daß sich Polen dem sowjetischen Kurs anschließen wird, 
eine geplante Rezession einzuleiten. Er erklärte, die im Fünfjahresplan 1976- 
1980 vorgesehenen Investitionen würden auf Grund der anhaltenden Nah- 
rungsmittelimporte (die sich 1976/77 auf schätzungsweise 1,5 Mrd. Dollar für 
Getreide und Fleisch beliefen) verringert werden. Obwohl die Lebensmittel- 
produktion vermutlich trotzdem ansteigen wird, erwägt die Regierung als Er- 
satz für Preissteigerungen die Einführung der Rationierung - was beim Zucker 
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bereits erfolgt ist. Sollte diese Praxis unter sich verschlechternden wirtschaft- 
lichen Bedingungen ausgeweitet werden, würde sie aber wahrscheinlich nicht 
zu weniger sondern zu verstärkten Arbeiterprotesten führen. Zweifellos wird 
es zu weiteren Kraftproben zwischen dem polnischen Staat und der polnischen 
Arbeiterklasse kommen.!"® 

Im übrigen Osteuropa und in der Sowjetunion haben die polnischen Ereig- 
nisse unterschiedliche Auswirkungen. In Ungarn gab es weniger Spannungen 
und die Regierung konnte geringere Preiserhöhungen durchsetzen. In der 
Tschechoslowakei war die Lage angespannter. Die Regierung veröffentlichte 
schnell "beruhigende Erklärungen über die Stabilität der tschechischen Preise". 
In der Sowjetunion selbst war die polnische Situation für die Machthaber in 
doppelter Weise beunruhigend - wegen des Einflusses, den schon der Aufstand 
von 1970 gehabt hatte, und weil es bereits zu mindestens einem Streik wegen 
des Lebensmittelproblems in’ jüngster Zeit gekommen sein soll (in Lettland). 
Um weiteren Unruhen vorzubeugen, kündigte die Sowjetregierung Anfang 
1977 an, die Konsumgüterproduktion zu steigern und in den nächsten vier 
Jahren die Löhne in bestimmten Sektoren um 18 Prozent zu erhöhen. Gleich- 
zeitig wurden die Preise für Grundnahrungsmittel weiter konstant gehalten, 
obwohl die Regierung 1975 allein für die Subventionierung der Milch- und 
Fleischpreise etwa 25 Mrd. Dollar ausgab, wie der Vorsitzende der staatlichen 
Preiskommission erklärte.!0® 

Zusammenfassend wird deutlich, daß die Zeiten vorbei sind, in denen die 
Krise im Westen mit der Fortsetzung von Entwicklungsstrategien im Osten 
vereinbar war. Von jetzt an wird sich wahrscheinlich die weltweite Zirkulation 
sowohl des kapitalistischen Angriffs wie des Widerstandes der Arbeiterklasse 
beschleunigen. Dadurch werden sich Auseinandersetzungen in einem beliebi- 
gen Gebiet stärker und schneller auf andere Regionen der Welt auswirken. 


VI. 
Schlußfolgerungen 


Obwohl unsere Skizze der Klassenpolitik bezüglich Nahrung in keiner Weise 
vollständig ist, können wir dennoch einige wichtige Lehren aus den darge- 
stellten Erfahrungen ziehen. Die grundlegendste Schlußfolgerung besteht viel- 
leicht darin,. daß die "Nahrungsmittelkrise" der 70er Jahre nicht einfach ein 
Problem oder eine Schwäche des Kapitalismus ist. Hohe Preise und Hunger 
sind weder das bloße Nebenprodukt des Profitstrebens kapitalistischer Firmen 
noch das unvermeidliche Ergebnis eines Handels- und Investitionsimperialis- 
mus der nationalen Kapitale. Obwohl die "Nahrungsmittelkrise" auch diese 
Elemente enthält, bildet sie im wesentlichen eine Dimension des unmittelbaren 
internationalen Angriffs des Kapitals auf die Arbeiterklasse. Und auch dieser 
Angriff entstammt nicht einfach der fortgesetzt aggressiven Entwicklung des 
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Kapitals, sondern stellt die verzweifelte Antwort auf eine tiefgehende Krise 
dar. Wie wir gesehen haben, ist diese Krise keine Anhäufung regionaler Pro- 
bleme. Sie wurde dem Kapital weltweit von einer Arbeiterklasse aufgezwun- 
gen, die durch den gemeinsamen Gehalt und die Verbundenheit ihrer Kämpfe 
überall ihren internationalen Charakter behauptet hat. Die Forderung nach 
gesellschaftlichem Reichtum und der Kampf gegen die Arbeit, worin 
ZEROWORK 1 die Grundlage der Klassenstrategie ausgemacht hatte, finden wir 
auch im Hinblick auf die Nahrungsmittel. In den 50er Jahren kämpfte der 
landwirtschaftliche Klassenteil gegen die Versuche des Kapitals, die ländliche 
Gesellschaft zugunsten der Industrialisierung umzustrukturieren und auzubeu- 
ten. In den 60er Jahren wies die Klasse, im Westen und im Osten, auf dem 
Land und in der Stadt, die Produktivitätsabkommen zurück. Sie widersetzte 
sich sowohl dem dreisten Versuch des Kapitals, sie bei gleichem Einkommen 
zu mehr Arbeit zu zwingen, als auch den subtileren Versuchen, die Einkom- 
menszuwächse an die Produktivität zu koppeln. Dies stellte eine Kampfansage 
an die gesamte Zukunft des Kapitals dar. 

Die verschiedenen Klassensektoren hatten entsprechend ihrer Stellung in der 
Lohn- und Einkommenshierarchie in sehr unterschiedlichem Maße die Kraft 
gehabt, ihren Konsum von Nahrungsmitteln zu verbessern. Aber in den 60er 
Jahren waren es die Kämpfe der traditionell schwächeren Sektoren, vor allem 
die der Nichtentlohnten, die ungeheuer stark anwuchsen. In der Tat können 
wir in ihren Kämpfen den wichtigsten Faktor erkennen, der eine politische 
Neuzusammensetzung der Klasse erzwang und das Kapital in eine schwere 
Krise stürzte. Im Westen riefen die Kämpfe der Frauen, der Schwarzen, der 
Landarbeiter und anderer die "Krise der Demokratie" hervor. In Asien und 
Afrika wurde die Grüne Revolution durch die Kämpfe der Bauern, vor allem 
in Indochina, besiegt. In Osteuropa und der Sowjetunion waren es ebenfalls 
die Bauern, die die Arbeit auf den Kolchosen und anderen Farmen sabotierten 
und die Anstrengungen der Planer zunichte machten, sie für die Befriedigung 
der Nahrungsbedürfnisse der städtischen Arbeiter zu benutzen. All diese 
Kämpfe erschütterten die Quellen des Profits und der Akkumulation, indem 
sie die Manövrierfähigkeit des Kapitals an einzelnen Orten und weltweit stark 
einengten. 

Die "Nahrungsmittelkrise" ist also ein Moment des weltweiten Machtkampfs 
zwischen den Klassen. Er entstand nicht aus der Schwächung, sondern aus dem 
Anwachsen der Stärke und Militanz der Arbeiterklasse. Dieser Überblick hat 
gezeigt, daß der Druck der Arbeiterklasse das Kapital dazu gezwungen hat, 
mit neuen produktivitätssteigernden Technologien (Hochertragssorten, Mecha- 
nisierung usw.) die Pro-Kopf-Produktion zu erhöhen und ein höheres Kon- 
sumniveau möglich zu machen. Ich habe hier nicht versucht, die Geschichte 
weiter zurückzuverfolgen. Aber es sollte ausreichen, um unsere anfangs auf-, 
gestellte Behauptung zu begründen: daß die heute besser ernährten Arbeiter 
aufgrund ihrer Kämpfe in diese Lage gekommen sind. 

Die Klasse war zwar stark genug, um eine Erhöhung des Nahrungsver- 
brauchs und des "Lebensstandards" zu erreichen und die kapitalistische Ent- 
wicklung zu untergraben. Aber trotzdem war sie nicht stark genug, um einen 
massiven Gegenangriff zu verhindern. An den Erfolgen des Kapitals während 
dieses Gegenangriffs erkennen wir, auf welchen Gebieten die Schwäche der 
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Arbeiterklasse liegt. Die größte Schwäche liegt natürlich in jenen Sektoren 
(zum Beispiel Gebiete wie die Sahelzone oder Bangladesch), in denen die 
Bauern es nicht verhindern konnten, daß man sie hungern ließ. Aber die Nie- 
derlagen der 70er Jahre zeigen noch mehr: sie enthüllen, daß Spaltung das 
entscheidendste Instrument des Kapitals geblieben ist. Sogar den im Kampfzy- 
klus der 60er Jahre führenden Klassensektoren (wie denen in Italien, England 
oder New York) konnte das Kapital die Austerität aufzwingen - wenn auch 
nicht so schwerwiegend wie in Asien und Afrika. Das Kapital hat sich auf 
neue Formen der Spaltung gestützt, und es dauerte eine Zeit, bis sie unter- 
sucht und verstanden wurden. Die sogenannte Haushaltskrise der Stadt New 
York und die plötzliche Verteuerung der Nahrungsmittel wurden nicht sofort 
als Repressionsinstrumente erkannt. Ebenso verhielt es sich mit dem Zusam- 
menbruch des internationalen Währungssystems, der durch die Abwertung des 
Dollar und die plötzliche Welle von Zahlungsbilanzschwierigkeiten aufgrund 
der Energiepreiserhöhungen ausgelöst wurde. Er wurde nicht sofort als ein 
Aspekt der kapitalistischen Suche nach einer neuen Kontrolle über das inter- 
nationale System verstanden. Radikale Gesellschaftskritiker, vor allem die lin- 
ken, haben die Situation nur noch undurchsichtiger gemacht, indem sie die 
Krise als ein weiteres schmerzvolles Ergebnis der mysteriösen "Bewegungsge- 
setze" des Kapitalismus abhandelten. 

Auch wenn die meisten Radikalen und Linken die Bedeutung der Gescheh- 
nisse nicht begriffen haben - die Arbeiterklasse hat es getan, und die Leute 
haben begonnen zurückzuschlagen. Vom ersten russischen Getreidegeschäft 
waren die Arbeiter in den USA noch unvorbereitet getroffen worden. Aber 
allen weiteren derartigen Plänen haben sie ernsthafte Hindernisse in den Weg 
gelegt. Gleichzeitig verhinderten sie umfangreiche Kürzungen bei den Le- 
bensmittelmarken. In den USA und in Westeuropa wurde dem Angriff auf die 
Landarbeiter und Bauern durch die Niederlage der Teamsters und den Wider- 
stand gegen den Mansholt-Plan die Spitze abgebrochen. Die internationale Ka- 
pitalflucht in Regionen wie den Mittleren Osten hat zu wachsenden Problemen 
geführt, da in den neuen Investitionsgebieten Arbeiterkämpfe ausgebrochen 
sind. Auch im sozialistischen Block wurde die Krise vertieft: die polnischen 
Arbeiter antworteten militant auf die Austerität, die sowjetischen Arbeiter 
setzen ihr unkooperatives Verhalten fort und unter den Arbeiter in China und 
Vietnam wächst die Unruhe. 

Am erfolgreichsten waren die Strategien des Kapitals, die einen internatio- 
nalen Charakter haben und bei denen der Angriff auf die Arbeiter eines Lan- 
des scheinbar von außen kommt. Am stärksten fiel dies an der "Energiekrise" 
und der neuen internationalen Manipulation der Wechselkurse und Kredite 
auf. Aber auch in diesen Fällen fangen die Arbeiter an, die Mechanismen zu 
durchschauen und sich zur Wehr zu setzen. In den USA bereitet sich die Car- 
ter-Regierung auf eine starke Opposition gegen ihr Energie-Programm vor, 
seitens einer Bevölkerung, die den Propagandamärchen von den Arabischen 
Scheichs und den Grenzen des Wachstums keinen Glauben mehr schenkt.!07 
Und in Polen, Agypten und Italien antworteten die Arbeiter militant auf die 
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Bedingungen, die vom Internationalen Währungsfonds zur Linderung der 
"Geldknappheit" aufgestellt wurden. 


Worauf müssen wir unsere größte Aufmerksamkeit richten, wenn wir die 
beste Strategie zur "Lösung der Nahrungsmittelkrise" finden wollen? Wir müs- 
sen die Mechanismen des Kapitalangriffs und vor allem die gegen ihn gerich- 
teten Kämpfe untersuchen. Wir müssen die Schwächen und Stärken dieser 
Kämpfe herausfinden und auf ihren Stärken aufbauen. Wir müssen kapieren, 
daß der Kampf um Nahrung Teil eines umfassenden Kampfs ist, und daß eine 
Nahrungsmittelbewegung nur dann erfolgreich sein kann, wenn sie ihre Auf- 
gabe darin sieht, die Zirkulation der verschiedenen Kämpfe zu beschleunigen. 
Außerdem müssen wir von den gegenwärtigen Kampfformen lernen, um uns 
nicht auf überholte Vorstellungen von den Kampfzielen zurückzuziehen. Wir 
müssen erkennen, daß sich der heutige Aufstand der Arbeiterklasse nicht ge- 
gen den Staat als Winterpalast, sondern gegen den Staat als gesellschaftliche 
Fabrik richtet. Denn das Wesen des gegenwärtigen internationalen Kampfs 
stellt die "sozialistische Alternative", jedweder Spielart, ernsthaft in Frage. 
Und bevor wir weiterhin nach einem "wahren Sozialismus" rufen, der mit 
nichts in der heutigen Welt zu vergleichen sei, sollten wir uns vergewissern, ob 
wir die neuen Forderungen und Bedürfnisse der Arbeiterklasse richtig verste- 
hen. Nur durch die Untersuchung der konkreten Kämpfe (ganz zu schweigen 
von der Beteiligung an ihnen) können wir die angemessenen Organisationsfor- 
men für die Erreichung unserer Ziele bestimmen. 


Mai 1977 


NATIONALE BEFREIUNG, SOZIALISMUS 
UND DER KAMPF GEGEN DIE ARBEIT: 


DER FALL VIETNAM 
Philip Mattera 


Der Kampf des vietnamesischen Volkes gegen die USA und ihre Stellvertreter 
in Indochina war eines der entscheidendsten politischen Phänomene in der 
Jüngsten Geschichte. Der verblüffende Sieg über die hochentwickelte US-Mi- 
litärmaschine hat nicht nur den revolutionären Bewegungen überall in der so- 
genannten Dritten Welt Mut gemacht, sondern wurde auch zum Anstoß für 
eine Welle von Kämpfen junger Arbeiter in den Schulen und Fabriken Nord- 
amerikas und Westeuropas in den letzten 15 Jahren. Alle, die bei ZEROWORK 
mitmachen, und zweifellos auch die meisten von Euch, die sie lesen, haben 
viele unserer politischen Erfahrungen in der Antikriegsbewegung gewonnen. 

Vor nunmehr zwei Jahren hat der militärische Aspekt des Vietnamkriegs 
durch die Befreiung Saigons ein erfolgreiches Ende gefunden. Das Land wurde 
wiedervereinigt und die Sozialistische Republik Vietnam ausgerufen. In der 
ganzen Welt wird Vietnam als entscheidender Sieg über den Imperialismus 
verkündet. Aber jetzt, wo die Siegesfeiern vorüber sind, und Vietnam zur Ta- 
gesordnung übergeht, müssen wir uns fragen, um was für eine Tagesordnung 
es sich handelt. Was bedeutet es, wenn gesagt wird, der Imperialismus sei in 
diesem Land besiegt worden? Und wie ist das System beschaffen, das seinen 
Platz einnimmt? 

Üblicherweise lautet die Antwort, die Niederlage des Imperialismus bedeute 
den Triumph nationaler Befreiung und des Sozialismus. Dies soll erstens 
heißen: Ende des Kolonialismus. Der Feldzug für die vietnamesische Unab- 
hängigkeit und echte nationale Souveränität, der 1954 nördlich des 
17. Breitengrads sein Ziel erreichte, hat nun im ganzen Land gesiegt. Der 
zweite Aspekt soll für das Ende des Neo-Kolonialismus stehen: Die wirt- 
schaftliche Abhängigkeit vom westlichen Kapital sei vollständig zerschlagen 
worden, und das Land könne sich nun frei entwickeln. Auf dieser Grundlage 
werden die Losungen Patriotismus und Produktion für die vietnamesische Re- 
volution ausgegeben. 

Es ist zweifellos wahr, daß die Vietnamesen für ein Ende der Fremdherr- 
schaft kämpften. Unklar ist aber, ob sie mit ihrem Kampf die Art von Ent- 
wicklung ermöglichen wollten, die das Regime ihnen jetzt aufzwingt. Tatsäch- 
lich zeigen sich schon Hinweise auf eine wachsende Krise in Vietnam, die ei- 
nem Widerspruch zwischen der Arbeiterklasse auf der einen Seite und Partei 
und Staat auf der anderen entspringt. Während die Klasse einschneidende Ver- 
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besserungen ihrer Lebensbedingungen und einen größeren Einfluß auf sie 
verlangt, bemühen sich Partei und Staat, eine schnelle Kapitalakkumulation 
voranzutreiben. Es zeichnet sich ab, daß der Kampf der vietnamesischen Ar- 
beiterklasse über den Kampf für den "Dritte Welt Sozialismus" - erzwungene, 
arbeitsintensive Produktion als Preis für die Abschaffung der Armut - hinaus- 
geht, und zum Kampf gegen die Kapitalakkumulation an sich (sogar in seiner 
sozialistischen Form) wird. Mit anderen Worten: Ein Kampf gegen die Arbeit. 
Das Ziel dieses Artikels ist es, der Entfaltung dieses Kampfes nachzuspüren, 
von den Anfängen des Widerstands gegen die von Frankreich auferlegte Ent- 
wicklung bis zu den Konflikten innerhalb der revolutionären Regimes selbst, 
zunächst im Norden und nun im ganzen Land. Das Signal dieser historischen 
Entwicklung ist besonders herausragend, weil die Situation in Vietnam auf 
eine neue Form des internationalen Klassenkampfs hinweist, die sowohl für 
den Kapitalismus wie für den Sozialismus eine schwere Krise bedeutet. 


Der Kampf gegen die "Zivilisation" 


Der neuzeitliche Abschnitt im Kampf der vietnamesischen Arbeiterklasse be- 
gann mit dem Widerstand gegen die "Zivilisierungsmission" der Franzosen. Die 
vietnamesischen Bauern verfügten schon vor der europäischen K.olonialisie- 
rungsphase über eine lange Widerstandstradition, sowohl gegenüber der ein- 
heimischen Aristokratie als auch gegenüber der chinesischen, die Vietnam (mit 
einigen Unterbrechungen) von Ill v.u.Zeitr. bis 1427 beherrschte. Die Fort- 
setzung dieser Tradition in der Periode der westlichen Durchdringung war 
eindeutig eine der Hauptursachen dafür, daß sich die französische Herrschaft 
erst sehr spät festigen konnte - wie der Kommentar eines französischen Be- 
obachters von 1864 zu verstehen gibt: "Das Zentrum des Widerstands ist über- 
all, es liegt in fast jedem Menschen aus Annam. Wäre man genau, müßte man 
jeden Bauern, der eine Reisgarbe bindet, als ein Zentrum des Widerstands be- 
trachten."! Nachdem die Franzosen 1883 mit dem Protektoratsvertrag schließ- 
lich volle "Autorität" erhalten hatten, intensivierte sich der Bauernwiderstand 
gegen die Festsetzung des Regierungsmonopols auf Alkohol, Salz und Opium 
durch die Kolonialverwaltung. Mit diesen Monopolen und den harten Strafen 
für ihre Verletzung konnten die Franzosen den Lebensstandard der Vietname- 
sen unmittelbar beeinflussen, und sie eigneten sich mit ihnen (und über die 
Kopfsteuer) die Finanzmittel für grandiose "öffentliche Arbeits"-Projekte an. 
Der Widerstand gegen diese brutale Steuerpolitik kulminierte-in den Massen- 
aufständen von März und April 1908, in deren Verlauf riesige Demonstratio- 
nen stattfanden, und Steuereintreiber angegriffen und exekutiert wurden. 


Der Widerstand zwang die Franzosen zu einigen Zugeständnissen wie Refor- 
men im Gesundheits- und Justizsystem, doch dafür beschleunigten die Behör- 
den ihren zweiten Angriff gegen die Bauern: Die Konzentration des Grundei- 
gentums. Die französische Strategie bestand aus zwei Bestrebungen: Auswei- 
tung des pflügbaren Bodens und Übertragung des Besitzrechts an diesem wie 
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an dem bereits kultivierten Land an französische und einige wenige wohlha- 
bende vietnamesische Gutsbesitzer. Die Landaneignungen und behördlichen 
Verleihungen summierten sich schätzungsweise auf etwa 900 000 Hektar - 
mehr als 40 Prozent der kultivierten Fläche -, was dazu führte, daß zum 
Beispiel in Tonkin (Nordvietnam) etwa 1 Prozent aller Landbesitzer 17 Prozent 
des kultivierten Bodens besaßen.” Das Resultat für "die Wirtschaft" war, daß 
Reis zu einer der Hauptexportwaren wurde, und der Export von nur 57 000t 
im Jahre 1860 auf 1 548 000t in 1937 anstieg.° Für die Bauern aber bedeutete 
es einen rapiden Verfall ihres Lebensstandards, denn die Franzosen erhoben 
hohe Steuern (in Naturalien) und zahlten den kleinen Produzenten niedrige 
Preise, um den Reisexport zu maximieren. Joseph Buttinger zeigt, daß der 
Reisverbrauch pro Kopf von 262 kg um die Jahrhundertwende auf 226 kg im 
Jahre 1913 und 182 kg in 1973 abfiel. (Etwa 220 bis 270 kg pro Jahr gelten als 
Mindestverbrauch für eine erwachsene Person.) Er erklärt weiter: "Unter 
diesem System gab es für die kleinen Bauern nicht die Alternative, entweder 
(hohe Steuern und Zinsen) zu zahlen oder zu verhungern: in Wirklichkeit be- 
stand diese Alternative nicht. Damit die Gutsbesitzer reich bleiben und die 
Franzosen vom Reisexport profitieren konnten, mußte die Mehrheit der Land- 
bevölkerung zahlen und hungern."* 

Dieser Prozeß der ursprünglichen Akkumulation schuf ein riesiges Arbeits- 
kraftpotential aus den von ihrem Land vertriebenen Bauern. Einige wurden 
von kleinen Landbesitzern zu Pächtern oder Landarbeitern; aber die miserab- 
len Bedingungen auch dieser Gruppen brachten viele dazu, ihr Leben am 
Rand der Gesellschaft zu fristen. Die Landstreicherei wurde zu einem ernsten 
Problem für die Franzosen, auf das sie mit verschiedenen Methoden reagier- 
ten. Dazu gehörte während des ersten Weltkriegs auch die Verschiffung von 
100 000 Vietnamesen nach Frankreich, wo sie für Handarbeit in den Streit- 
kräften und der Rüstungsindustrie eingesetzt wurden. Aber selbst Aktionen 
wie diese schreckten den Widerstand des tadien - des besitzlosen Landproleta- 
riats - nicht ab, sich immer wieder gegen die Kolonialverwaltung aufzulehnen. 

So konnten die Franzosen nur mit Hilfe nackter Gewalt einen großen Teil 
der überschüssigen Arbeitskraft in die Industriezweige umleiten, die neben 
dem Reisanbau zu den Größten Vietnams werden sollten: die Kohlebergwerke 
und die Kautschukplantagen. Die Franzosen führten 1897 den Kautschuk aus 
Malaya nach Vietnam ein und begannen etwa zur selben Zeit mit der Aus- 
beutung der reichen Kohlelager in Hong Hai bei Haiphong im Norden. Wegen 
der großen Anzahl der Bauern, die sich der Arbeit in den Bergwerken und 
Plantagen entzogen, mußten die Franzosen über Lohnversprechungen hinaus- 
gehen, um ihre Arbeitskraft zu gewinnen. Buttinger schreibt: "Arbeitskräfte 
für die Plantagen und Bergwerke waren schwer zu bekommen, weil die Bauern 
lieber hungrig und unbeschäftigt in ihren Dörfern blieben, als auf den 
Kautschukplantagen versklavt zu werden ... Aus diesem Grund blühte die 
Zwangsarbeit, oder corvee, wie die Franzosen sie bezeichneten, wie nie zuvor, 
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obwohl sie vom Kolonialregime gesetzlich abgeschafft worden war."° Im 
Dienste der Franzosen stehende Mandarine wurden ermächtigt, aus jedem Dorf 
zahlreiche Männer zwangsweise zu rekrutieren. Als jedoch der Widerstand ge- 
gen die Arbeit fortgesetzt wurde, versuchten die Bergwerks- und Plantagen- 
besitzer Kambodschaner, Laoten und die verschiedenen ethnischen Minder- 
heiten in Vietnam, wie die Muong und die Moi, einzusetzen - aber bald hat- 
ten diese Gruppen ebenfalls den Ruf weg, "unzuverlässig" und "widerwillig bei 
der Arbeit" zu sein.® 

Der nächste Schritt war der Einsatz einheimischer Arbeitsvermittler (cai) und 
das Vertragsarbeitersystem. Die Agenten nutzten alle Betrugs- und Zwangs- 
möglichkeiten aus, um die Bauern zur Unterzeichnung von Dreijahresverträgen 
zu bringen, wodurch die Bauern für diese Zeit sowohl vom Plantagen- oder 
Bergwerksbesitzer als auch vom Vermittler versklavt wurden. Nachdem er 
seine Kommission vom Gutsbesitzer eingesteckt hatte, zwang der Vermittler 
den "Kuli", von ihm Geld zu völlig überhöhten Zinsen zu leihen und Nahrung 
und Medizin zu astronomischen Preisen zu kaufen. Die Arbeitsbedingungen 
selbst waren barbarisch: Der Arbeitstag dauerte mindestens 10-12 Stunden; 
Gesundheitsfürsorge existierte zunächst gar nicht und später völlig unzurei- 
chend; die Sterberate war extrem hoch und die Löhne sehr niedrig, da die 
französischen Besitzer behaupteten, daß eine Erhöhung des Tagelohns von 
2,5 Francs "die Kulis verwöhne, indem ihnen der Anreiz zur Arbeit entzogen 
würde." Außerdem bezahlten die Besitzer die Arbeiter so unregelmäßig wie 
möglich und setzten 1927 die Kolonialverwaltung unter Druck, ihnen die Ein- 
behaltung von bis zu 5 Prozent der Löhne zu gestatten, angeblich um damit 
"die Arbeiter vor ihren leichtsinnigen Gewohnheiten und Neigungen zu 
schützen, ihren Verdienst bei Glücksspielen zu verschwenden." 

Der Widerstand gegen all dies nahm viele Formen an. Einige Arbeiter 
schreckten vor nichts zurück, um den höllischen Bedingungen der Plantagen 
und Bergwerke zu entfliehen, und machten sich durch Selbstverstümmelung 
arbeitsunfähig. Sehr viel verbreiteter war das Desertieren: die Rate der "ver- 
tragsbrüchigen" Arbeiter stieg seit Beginn des 20. Jh. ständig an und erreichte 
in den 20er Jahren durch das Aufblühen eines Schwarzmarktes für gefälschte 
Ausweise und Arbeitsbücher etwa 50 Prozent. Einige Arbeiter verließen ihren 
Job, sobald sie die miserablen Bedingungen gesehen hatten, andere kehrten 
einfach von ihrem kurzen Neujahrsmondurlaub nicht mehr zurück. Ein Indiz 
für das Ausmaß von Absentismus und Desertion war die Tatsache, daß die 
Plantagenbesitzer im Süden zwischen 1925 und 1930 mehr als 75 000 "Kulis" 
rekrutieren mußten, um die Arbeitskraft auf dem Stand von 22 000 halten zu 
können.® Ähnlich verhielt es sich 1936 in den wichtigsten Bergwerken von 
Tonkin, wo von 24 000 Arbeitern 18 000 weniger als fünf Monate bei der 
Arbeit blieben.” Durch dieses hohe Niveau von Arbeitsverweigerung wurde 
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auch die Macht der Arbeiter gestärkt, die auf den Plantagen und in den Berg- 
werken geblieben waren. Um zu verhindern, daß sich alle der Arbeit entzo- 
gen, mußten die Franzosen die Bedingungen und die Bezahlung verbessern, so 
daß der Lohnindex zwischen 1925 und 1930 um 25 Prozent anstieg.!? 


Der "Rote Terror" 


Die Kämpfe der vietnamesischen Arbeiter auf den Reisfeldern, den Plantagen, 
in den Bergwerken und Fabriken vereinten sich im "Roten Terror" der 20er 
und 30er Jahre. Er schlug hauptsächlich auf dem Land zu, wo die Landarbei- 
ter immer kühnere Aktionen gegen die Gutsbesitzer unternahmen. Raubüber- 
fälle auf die Reichen und Beschlagnahmung ihres Vermögens durch Bauern- 
trupps wurden in einem solchen Ausmaß zur Alltäglichkeit, daß sich die 
französische Verwaltung zu einer grundlegenden Aufstockung der Mittel für 
die gesellschaftliche Kontrolle gezwungen sah, um mit diesem Banditentum 
fertigzuwerden. Zum Beispiel sprang das Budget der Kolonialpolizei in Co- 
chinchina (Südvietnam) zwischen 1919 und 1929 von 7,7 Mio. Francs auf 
20,7 Mio. Francs.!! Tatsächlich bedrohten die Bauern durch ihre Angriffe auf 
die Warenlager und Aneignungen der Reisernten die Grundlagen der sozialen 
Beziehungen auf dem Land. Ein zeitgenössischer Bericht wies darauf hin, daß 
"Pächter und Arbeiter oft den Hauptteil des Ertrags vor der Erntezeit für sich 
konfisziertten und die Kornspeicher der örtlichen Landbesitzer angriffen. 
Versuche, sie aufzuhalten, stießen auf so hartnäckige Gegenwehr, daß viele 
Landbesitzer ihr Haus nachts verließen und in die nahe Stadt gingen, wo sie 
unter dem Schutz des Kolonialmilitärs schlafen konnten."!? 


Mit dem Auftreten von Revolten in Cochinchina und Annam (Zentralviet- 
nam) nahm der Kampf 1930 Massencharakter an. Obwohl diese Revolten letz- 
tendlich alle niedergeschlagen wurden, höhlten sie die Basis der französischen 
Herrschaft stark aus. Die heftigsten Rebellionen fanden in den Nghe-An und 
Ha-Tinh Provinzen der engen Tiefebenen Zentralvietnams statt, wo die fran- 
zösische Verwaltung neun Monate lang durch Sowjets ersetzt wurde. 

Die erste Phase dieser Aufstände konzentrierte sich auf den Widerstand ge- 
gen die koloniale Steuerpolitik, speziell gegen die Kopfsteuer und andere Ab- 
gaben und gegen die Alkohol-, Salz- und Opiummonopole. In den Städten kam 
es zu großen Demonstrationen, die städtische und ländliche Arbeiter zusam- 
menbrachten. Regierungsbüros wurden zerstört, Steuerbeamte angegriffen, 
Grundbuchakten verbrannt und Lagerhäuser der Regierung geplündert. Einmal 
in Schwung gebracht, wurde die Aneignung deutlich zum Brennpunkt der Re- 
volte, war nicht länger nur die Weigerung, Steuern, Pacht und Schulden zu 
bezahlen, sondern bedeutete auch die umfassende Inbesitznahme von Lebens- 
mitteln und anderen Gütern des Staats und der Reichen; mit anderen Worten: 
nicht Aneignung von Produktions- sondern von Existenzmitteln. 
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All dies zeigte, in welchem Maße sich in Vietnam eine regelrechte Arbeiter- 
klasse herausgebildet hatte, die jetzt in den Städten und auf dem Land allge- 
meine Lohnforderungen stellte. Die Beziehung der Bauern - ob Landarbeiter, 
Pachtbauern, sharecroppers (an der Ernte beteiligte Kleinpächter) oder kleine 
Landbesitzer - zum Kapital war nicht mehr nebensächlich. Die Steuererhe- 
bung, die corvee, die manipulierten Preise usw. der französischen Verwaltung 
schufen ein klares Klassenverhältnis zwischen Bauern und Staat. Außerdem 
zerstörten die Landenteignung und die Zwangsverpflichtung der ländlichen 
Bevölkerung für den Arbeitsmarkt die "feudale" Natur dieser Beziehung und 
verwandelten sie in eine zwischen Kapital und Arbeit. Die Franzosen nutzten 
die Landlosigkeit und die Verarmung derer, denen es gelungen war, ein paar 
Hektar zu behalten, um die Macht der ländlichen Arbeitskraft zu beeinflussen. 
Zugleich dienten sie ihnen als Reservearmee, mit der sie die Löhne der bereits 
in die Plantagen, Bergwerke und Fabriken Gezwungenen zu kontrollieren 
versuchten. In diesem Sinn wurden selbst die Nichtentlohnten in eine Lohnbe- 
ziehung und einen Lohnkampf mit dem Kapital hineingezogen. 

Dieser Kampf nahm verschiedene Formen an. Erstens kämpften die Nich- 
tentlohnten um den Lohn selbst - nicht, weil es Spaß machte, wirklich pro- 
duktiv zu arbeiten, sondern wegen der zusätzlichen Macht, die der Lohn ge- 
genüber dem Kapital darstellte. Der Kampf zielte nicht in erster Linie auf den 
Eintritt in die Fabriken, sondern darauf, den unsicheren und miserablen Be- 
dingungen der "Überschußbevölkerung" entfliehen zu können. Er nahm 
gleichzeitig die Gestalt von Landforderungen an: nicht um zu einem idylli- 
schen Feudalismus zurückzukehren, sondern um ein wenig Autonomie gegen- 
über dem kapitalistischen Arbeitsmarkt zu gewinnen. Der Besitz von ein 
bißchen Land machte es den Menschen leichter, sich der Arbeit auf Plantagen, 
in Bergwerken und Fabriken zu entziehen, zumal die Landforderungen nun 
mit dem anhaltenden Kampf gegen Besteuerung, corvee, usw. einhergingen. 
Am weitesten entwickelt war der Kampf, den wir in Verbindung mit den 
Aufständen der 30er Jahre erwähnten. Diese Kampfform, nämlich die mas- 
senhafte Aneignung gesellschaftlichen Reichtums, erforderte ein großes Maß 
an Klassenmacht. Die Forderungen der Landarbeiter nach Land oder nach 
Lohn, die Forderungen der Plantagen-, Berg- und Fabrikarbeiter nach höhe- 
ren Löhnen und kürzerer Arbeitszeit, und die Forderungen aller Arbeiter nach 
mehr Wohlstand und weniger Arbeit hatten alle dasselbe Ziel: die von den 
Franzosen aufgezwungene Kapitalakkumulation zu unterminieren und sie durch 
die Machtakkumulation der Arbeiterklasse zu ersetzen. 


Sozialismus und sozialistische Ausbeutung 


Während der 30er Jahre traten die Kommunisten auf die politische Bühne 
Vietnams. Sie begannen als eine Gruppe einzelner Sympathisanten der So- 
wjetunion und machten sich 1929 mit einem Manifest bekannt, in dem stand: 
"Wir wollen die Fabriken den Arbeitern übergeben, die Reisfelder den Bauern, 
die Einkommensquellen dem Volk und die Macht an die Delegiertenversamm- 
lungen aller arbeitenden Klassen der Nation." Aber der Druck der Komintern- 
Linie wurde bald spürbar, und nur ein Jahr später erklärten sie auf einem 
Kongreß, auf dem die Indochinesische Kommunistische Partei gegründet 
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wurde, daß Vietnam für eine solche Revolution nicht reif sei und sich zuvor 
einer "bürgerlichen, demokratischen" Revolution unterziehen müsse. Trotz 
dieser Schrullen der politischen Ideologie unterstützten die Kommunisten in 
den 30ern die Kämpfe der Arbeiterklasse, und daher konnten Ho Chi Minh 
und die (von den Kommunisten dominierten) Vietminh!? während der japani- 
schen Besatzung die Führung der Widerstandsbewegung übernehmen. Das 
Chaos in dieser Zeit erhöhte besonders im Norden die Anziehungskraft der 
Kommunisten. Denn die Japaner setzten vor allem in der Landwirtschaft die 
französische Politik der größtmöglichen Ausbeutung der vietnamesischen Ar- 
beitskraft fort. Ein Großteil der Reisanbaufläche wurde auf Jute und andere 
Pflanzen für Kriegszwecke umgestellt, und die Besatzungstruppen durchstreif- 
ten zur Erntezeit das Land, um so viel Reis einzusammeln, wie sie konnten. 
Diese Politik führte zusammen mit schweren Taifunen und daraus resultieren- 
der Nahrungsmittelknappheit zwischen 1943 und 1945 zu ausgedehnten Hun- 
gersnöten. Am schlimmsten wurde die Situation kurz vor Kriegsende: "Das 
Elend begann im Oktober 1944, und noch vor der Frühjahrsernte 1945 waren 
zwei Millionen Vietnamesen verhungert."!? 

Nach der Niederlage Japans proklamierte die Vietminh im September 1945 
die Demokratische Republik Vietnam (DRV) und führten eine Reihe fort- 
schrittlicher Maßnahmen durch, um einige Formen der französischen Unter- 
drückung abzuschaffen: Die verhaßten Alkohol-, Salz- und Opiummonopole 
wurden beseitigt, die Kopfsteuer aufgehoben und andere Abgaben stark redu- 
ziert. Die Versorgungsbetriebe wurden verstaatlicht, der Achtstundentag ein- 
geführt und das Lohnniveau erhöht. Und als die Vietminh-Regierung im Nor- 
den durch den Sieg über die Franzosen und das Genfer Abkommen gefestigt 
war, ging die DRV zu einem umfassenden Landreformprogramm über. Aber 
bald wurde klar, daß diese Politik nicht die Landforderungen der Arbeiter- 
klasse erfüllen, sondern einer "sozialistischen Entwicklung" den Weg bereiten 
sollte, die eine schnelle Industrialisierung durch maximale Ausbeutung der 
Landarbeiter nach sowjetischem Muster bedeutete. Le Duan, jetzt Erster Se- 
kretär der Vietnamesischen Arbeiterpartei (Lao Dong) und Cheftheoretiker 
des Nordens, hat die Absichten der Kommunisten folgendermaßen beschrie- 
ben: "Unter den Bedingungen unseres Landes betrachtet unsere Partei die so- 
zialistische Industrialisierung, bei der die Schwerindustrie die entscheidende 
Rolle spielt, als zentrale Aufgabe für die gesamte Periode der Umgestaltung 
zum Sozialismus ... Der Kampf zwischen dem kapitalistischen und dem sozia- 
listischen Weg im Norden unseres Landes wird vorrangig um die -Anhebung 
der niedrigen Produktion auf ein hohes Produktionsniveau geführt."!? 

Den ersten Schritt unternahm die DRV noch während der Kämpfe gegen die 
Franzosen mit der Steuerreform von 1952, die das Abgabensystem verein- 
fachte, aber eine Landwirtschaftssteuer von fünf bis 45 Prozent erhob, und 
einen Zuschlag von 15 Prozent für die Unkosten des Dorfes. Das bedeutete 


13*. Um den Kampf auszuweiten und auch die Bourgeoisie zu gewinnen, brachte die Kommunisti- 
sche Partei ihre Organisation in die Liga der Vietmirh (Viet Nam Doc Lap Dong Minh = Liga 
für die Unabhängigkeit Vietnams) ein, die 1939 als loser Zusammenschluß entstand und 1941 of- 
fiziell gegründet wurde. 
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eine schwere Belastung für die Landbesitzer, insbesondere für die reicheren 
Bauern, aber auch für die mit bescheidenem Besitz. Ein Beobachter gibt an, 
daß die Regierung letztlich im Schnitt über 40 Prozent eines Familienein- 
kommens in Form von Hülsenreis (ungedroschener Reis) einzog.!* Die DRV 
ließ die Kampagne zur Reduzierung von gepachtetem Land von 1953 1954 
und die Landreformkampagne von 1954 1956 folgen. Diese Kampagnen zielten 
auf die Unterdrückung der reichsten Gutsbesitzer und wurden von der Partei 
mit dem Slogan gefördert: "Verlaßt Euch ganz auf die armen und landlosen 
Bauern, vereinigt Euch mit den mittelständischen Bauern, sucht ein Überein- 
kommen mit den reichen Bauern und liquidiert die Gutsbesitzer." Die Partei 
und der Staat übten enormen Druck auf das Volk aus, diese Programme 
durchzuführen, worauf eine Flut von Beschwerden das Land überschwemmte. 
Einige Beobachter, insbesondere die rechtsgerichteten, behaupten, während 
dieser Kampagnen seien 50 000 Menschen exekutiert und 100 000 verhaftet 
und in Arbeitslager gesteckt worden.!? Viele dieser Beobachter behaupten 
auch, daß die völlige Neuverteilung des Bodens, der Tiere und der land- 
wirtschaftlichen Geräte nur einen geringen Einfluß auf die Lebensbedingun- 
gen der meisten Bauern hatte. 

Es ist bei solchen Themen schwierig, aus dem Morast von Ideologie und 
Propaganda Tatsachen herauszufiltern. Aber das Wichtigste bei dem Prozeß der 
Landreform lag offensichtlich nicht in der exakten Zahl der verteilten Hektar 
und auch nicht in der Zahl der exekutierten oder verhafteten Menschen, son- 
dern in seiner Rolle für die Entwicklung der Klassenbeziehungen zwischen 
ländlichem Proletariat und Staat. Zweifellos diente die Art, wie die Landre- 
form durchgeführt wurde, dazu, die Spaltungen im vietnamesischen Volk zu 
verschärfen. Positiv daran war die Bewegung zur Ausschaltung der übrig- 
gebliebenen reichen Grundbesitzer, die dieselben unterdrückenden Bedingun- 
gen auf dem Land aufrechterhielten, wie sie unter den Franzosen geherrscht 
hatten. Gleichzeitig deckte die Kampagne die Spaltungen innerhalb der Ar- 
beiterklasse selbst auf. Die erbittertsten Antagonismen bestanden oft zwischen 
den landlosen Bauern und denen mit Kleinbetrieben, während die gesamte 
ländliche Arbeitskraft weiter von der wachsenden industriellen Arbeitskraft in 
den Städten abgespalten wurde, die sich mit Lohnforderungen dem Staat ge- 
genüber in einer besseren Position befand. 

Als diese Spaltungen während des Landreformprozesses nicht überwunden 
wurden, richteten sich ausgedehnte Kämpfe gegen Partei und Staat, da immer 
offensichtlicher wurde, daß die Kampagne nur ein Vorspiel .der Kollektivie- 
rung war. Eine solche Umwandlung der ländlichen Produktion traf auf eine 
ebenso heftige Gegenwehr wie die Landenteignungen unter den Franzosen. 
Denn Kollektivierung bedeutete die Neuzusammensetzung in großen Einheiten, 
wodurch die Formen der Klassenorganisation und der Machtstrukturen ausge- 
schaltet wurden, die während jahrzehntelanger Kämpfe gegen die Kolonial- 
herren aufgebaut worden waren. Mit dieser Strategie wollte die DRV das "Be- 
sitzdenken ausmerzen", indem "ein paar Gutsbesitzer in jedem Dorf getötet 
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wurden, um die gesamte Bevölkerung einzuschüchtern."!® Die ländliche Arbei- 
terklasse war vielleicht zunächst eingeschüchtert, begann aber bald rebellisch 
zu werden. Die DRV hatte das erwartet, und 1956 beendete die Partei die Pe- 
riode, in der "den Massen (beim Landreformprogramm) freie Hand gelassen 
worden war". Es wurde eine Kampagne ‘Zur Berichtigung von Irrtümern’ ins 
Leben gerufen und Regierungssprecher Vo Nguyen Giap gestand öffentlich 
fehlerhafte Verhaltensweisen ein: Bauern mit Kleinbetrieben seien angegriffen, 
zu viele Menschen exekutiert, Folter extensiv angewendet worden, usw. 

Die Ankündigung der Kampagne konnte jedoch den Widerstand der Arbei- 
terklasse gegen die von Partei und Staat beabsichtigte Reorganisation nicht 
aufhalten. Als der Berichtigungsprozeß in Gang kam, brach eine breite Re- 
volte in der Nghe-An Provinz aus. (Es war peinlich genug für die Regierung, 
daß dort die Geburtsstätte von Ho liegt. Darüberhinaus fand dort der größte 
Aufstand gegen die Franzosen in den 30er Jahren statt.) An der Rebellion be- 
teiligten sich 20 000 Menschen, aber sie wurde schnell und brutal durch die 
Armee unterdrückt, wobei schätzungsweise 6 000 Menschen getötet oder ver- 
haftet wurden. Menschen, die jahrzehntelang gegen die Franzosen und Japaner 
gekämpft hatten, waren jedoch nicht so leicht zu besiegen. Der Widerstand 
ging weiter, und das einzige Mittel der Regierung gegen weitere Mas- 
senaufstände war die dauernde Einquartierung von Soldaten in die Arbeiter- 
wohnungen und die strikte Überwachung der reisenden Hufschmiede, um sie 
von der Unterstützung der illegalen Waffenherstellung abzuhalten. Partei und 
Staat gestanden am 19. April 1954 ihre Niederlage teilweise ein, als die Pres- 
seagentur der DRV kurz und bündig ankündigte, daß "die Partei für eine be- 
stimmte Zeit ihre Kraft vor allem in den Städten und Industriezentren verstär- 
ken wird."!? 

Als die DRV 1958 schließlich ihr Kollektivierungsprogramm weiterführte, 
mußte sie ihre Pläne für echte Kommunen drastisch einschränken und statt- 
dessen viele "halb-sozialistische" Kooperativen hinnehmen. Selbst als 1960 
76 Prozent des Landes und 85 Prozent der Höfe im Norden in irgendeiner 
Form kollektiviert waren, wurden davon nur 40 000 Hektar von Kommunen 
bearbeitet, während 700 000 Hektar den Co-ops gehörten.?? Bei dem Wi- 
derstand gegen die Kommunen handelte es sich nicht um einen reaktionären 
Individualismus, der der fortschrittlichen Kommunebewegung den Weg ver- 
stellte. Die Landarbeiter wußten, daß die Einführung der Kommunen größere 
Staats- und Parteikontrolle über ihre Arbeitsbedingungen bedeuten und ihren 
Lebensstandard zugunsten der Akkumulation begrenzen würde. Steigerungen 
der landwirtschaftlichen Produktion lagen ausschließlich im Interesse der Re- 
gierungsplaner, die die Industrie fördern wolten. Das Interesse der Landarbei- 
ter aber war es, sich gegenüber der sozialistischen Ausbeutung weniger an- 
greifbar zu machen. 
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Entwicklung und Kampf im Süden 


Währenddessen kämpften die Arbeiter in Südvietnam gegen eine andere Form 
der Entwicklung, die ihnen von den USA ebenfalls mit Waffengewalt aufge- 
zwungen wurde. Vor dem Ausbruch des totalen Kriegs wurde in den 50er 
Jahren unter dem Diem-Regime der Versuch gemacht, die ländliche Arbeiter- 
klasse mit einer Reihe von Landreformen zu kontrollieren, die sich sicherlich 
von denen im Norden unterschieden, im wesentlichen aber die gleichen Ziele 
verfolgten: Die "Ordnung" auf dem Land aufrechtzuerhalten und maximale 
landwirtschaftliche Produktivität zu erreichen, um die Industrie zu fördern. 
Damals befanden sich über 50 Prozent des Landes in den Händen von nur 
2,5 Prozent der Landbesitzer. Zusammen mit den hohen Pacht- und Bewässe- 
rungskosten, den ungesicherten Pachtverhältnissen und Wucherzinsen, stachelte 
dies den ständigen Aufruhr im Süden an, der auf die angeblich zeitlich be- 
grenzte Teilung des Landes 1954 folgte. Der erste Schritt zur Kontrolle dieses 
Aufruhrs durch die Landreform war die Verordnung Nummer 2 im Jahre 
1955, die einen Höchstpachtzins von 25 Prozent des Einkommens vorsah und 
drei- bis fünfjährige Pachtverträge garantierte. Ihr folgte die Verordnung 
Nummer 57 im Jahre 1956, die den Grundbesitz auf 100 Hektar pro Familie 
beschränkte und vorschlug, das restliche "enteignete" Land (tatsächlich war es 
mit Bargeld und Regierungsaktien gekauft worden) von den großen auf die 
kleineren Landbesitzer zu übertragen. Diese ersten Programme schlugen jedoch 
fast völlig fehl, weil weder die reichen Gutsbesitzer noch die armen Bauern 
dafür gewonnen werden konnten. Die Reichen fanden Wege, die Enteignung 
zu umgehen, so daß von den 1,8 Mio. Hektar, die für die "Neuverteilung" 
hätten zur Verfügung stehen müssen, tatsächlich nur 248 000 Hektar bis 1965 
den Besitzer gewechselt hatten.?! Die Landarbeiter hatten sich inzwischen der 
Rebellenarmee zugewendet (die 1960 die Nationale Front zur Befreiung Süd- 
vietnams wurde) und kämpften für freies Land, Pachtreduzierungen und hö- 
here Löhne für landlose Bauern. 

Folglich zielten die nächsten Schritte der Landreform ausdrücklicher auf die 
ländliche Befriedung. Das 1959 initiierte Agroville Programm versuchte, die 
Bauern in Gemeinschaften von mehreren Tausend zu konzentrieren, in denen 
sie umfangreiche "freiwillige Arbeit zur Entwicklung der Gemeinschaft" ab- 
leisten sollten. Damit sollte es ihnen erschwert werden, sich der aufständischen 
Bewegung anzuschließen. Diesem Programm folgten 1962 das Strategic Hamlet 
Scheme (Strategischer-Dorf-Plan), 1964 das New Life Hamlet Programm 
(Neues Leben Dorfprogramm) und 1966 das Revolutionary Development Pro- 
gram (Revolutionäres Entwicklungsprogramm). Alle Programme enthielten zu- 
nehmend repressive Maßnahmen zur Kontrolle der Landbevölkerung und zur 
Verbesserung der Arbeitsdisziplin. Den Höhepunkt bildete die Entscheidung 
der US-Planer, die auf dem Land nicht mehr in Schach zu haltenden Bauern 
durch Bombardierungen von ihrem Land zu vertreiben und in die unter Re- 
gierungskontrolle stehenden Städte zu zwingen. Mit dieser Politik der erzwun- 
genen Verstädterung (die sicher die hochentwickeltste Strategie von ursprüng- 
licher Akkumulation war, die jemals erfunden wurde) verband sich die Hoff- 
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nung auf Verhältnisse, unter denen "die Geschichte den Vietcong stillschwei- 
gend übergehen würde" - wie Samuel Huntington es ausdrückte.2? 

Wir wissen, wie es dieser Hoffnung ergangen ist. Aber wenn es die USA 
waren, die in Vietnam von der Geschichte übergangen wurden, was ist dann 
dort besiegt worden? Es reicht nicht aus, von einem Sieg über die imperiali- 
stische Aggression zu sprechen. Es ist notwendig, die Absichten dieser Ag- 
gression zu klären. Das ist sicherlich eine komplizierte Frage, aber letzten En- 
des ging es um die Absicherung der Kapitalakkumulation in Vietnam, also 
darum, die Entwicklung möglich zu machen. 

Diese Perspektive taucht sehr deutlich in den Plänen auf, in denen die US- 
Beamten die notwendigen Maßnahmen in Vietnam nach einer siegreichen 
Beendigung des Krieges entwarfen. Der bekannteste dieser Pläne stammte von 
der Joint Development Group (JDG), die 1967 in Saigon eingerichtet wurde 
und sich aus David Lilienthals Development and Resources Corporation und ei- 
ner Gruppe bekannter südvietnamesischer Fachleute zusammensetzte. Lili- 
enthal drückte die Orientierung der JDG 1969 folgendermaßen aus: "Wir be- 
merken eine deutliche, wenn auch selten erkannte Beziehung zwischen politi- 
scher Übereinstimmung und Stabilität auf der einen und wirtschaftlicher Sta- 
bilität auf der anderen Seite."?” (Zumindestens Verteidigungsminister McNa- 
mara hatte diese Beziehung 1966 schon erkannt, als er in einer Rede über 
Vietnam erklärte: "Sicherheit bedeutet Entwicklung ... ohne Entwicklung gibt 
es keine Sicherheit.") 

Der Bericht der JDG begann mit Bemerkungen zum Ausgang des Krieges 
und zu den Nachkriegsverhältnissen im Süden, die aus heutiger Sicht außerge- 
wöhnlich optimistisch erscheinen. Es wurde angenommen, daß sich die Infra- 
struktur in ausgezeichneter Verfassung befinden würde und ein riesiges Reser- 
voir gelernter Arbeiter bereitstünde. Allerdings gab es auch Besorgnis wegen 
einer enormen Nachkriegsarbeitslosigkeit, die die Schaffung von 900 000 Ar- 
beitsplätzen in den ersten zwei Jahren erforderlich machen würde. Das Ziel, 
die gesamte Bevölkerung unter kontrollierbaren Bedingungen zur Arbeit zu 
treiben (und das ist schließlich mit Entwicklung gemeint), zeigte sich deutlich 
in den Empfehlungen für arbeitsintensive öffentliche Projekte, wie sie schon 
die Franzosen eingeführt hatten: "Es ist auf jeden Fall besser, die Menschen 
mit produktiver Arbeit zu beschäftigen, wie unwichtig sie auch sei, als ihnen 
eine Unterstützung zu zahlen."*? 

Der Kern des Plans war die rasche Entwicklung der fiiänakrie, die sich mit 
hoher Beteiligung ausländischer Investitionen vollziehen sollte. Nach Lilienthal 
war dies notwendig, um Vietnam in die Weltwirtschaft zu integrieren und 
"Fremdenfeindlichkeit" zu vermeiden. Als wichtigste ausländische Macht war 
Japan vorgesehen. Am Schluß seines Artikels über den JDG-Bericht in For- 
‚eign Affairs betonte Lilienthal die wichtige Rolle Tokyos in der Nachkriegs- 
periode. Dieser Kommentar wurde offensichtlich auch in Japan geschätzt, wo 
ein prominenter Wirtschaftsfachmann zur selben Zeit schrieb: "Die größte An- 
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ziehungskraft für Investitionen in Vietnam ist zweifellos das ausreichende An- 
gebot an billiger Arbeit ... Besondere Beachtung sollte (in der Nachkriegszeit) 
der Sicherung eines angemessenen Angebots an hochqualifizierter und billiger 
Arbeit gewidmet werden, die den Arbeitsplatz nicht leichtfertig verläßt."? 
Schon vor dem tatsächlichen Ende des Kriegs verschaffte sich Japan eine feste 
Ausgangsposition im Land, und 1973 wurden dem Thieuregime umfangreiche 
Auslandshilfen angeboten und in Phan Rang wurde ein Landwirtschaftsprojekt 
für 50 Mio. Dollar geplant. Business Week berichtete: "Japanische Gesellschaf- 
ten waren unter den ersten, die sich der billigen südvietnamesischen Arbeits- 
kraft bedienten und dafür die Hälfte des zur gleichen Zeit in Singapur gülti- 
gen Lohns bezahlten."?° Aber die Japaner waren nicht kurzsichtig; sie erkann- 
ten die unvermeidliche Entwicklung in Vietnam und unternahmen daher die 
gleichen Annäherungsversuche gegenüber Hanoı. 


Die Nachkriegssituation 


Die japanischen Geschäftsaktivitäten in Vietnam verkörperten die bemerkens- 
werte Kontinuität, die an der Wirtschaftspolitik des neuen Regimes sichtbar 
wurde, das sich nach der Befreiung des Südens im Frühjahr 1975 etablierte. 
Auf die bedeutsame Erlangung der vollständigen nationalen Befreiung und die 
Einführung des Sozialismus im Süden folgte überraschenderweise eine starke 
Ausweitung der Zusammenarbeit mit kapitalistischen Ländern - vor allem mit 
Japan, aber auch mit den USA. Nur wenige Wochen nach der Befreiung Sai- 
gons wurde berichtet, daß "die Südvietnamesen darauf zu brennen scheinen, 
den Handel (besonders den Export) mit den früheren Partnern des Thieuregi- 
mes wiederaufzunehmen. Le Dung Dan, der Direktor des Saigon Export De- 
velopment Centre geblieben war, berief Ende des letzten Monats (Mai 1975) 
eine Zusammenkunft südvietnamesischer und ausländischer Geschäftsleute ein, 
um die ausstehenden Exporte von Südvietnam zu diskutieren, für die auslän- 
dische Banken bereits Kreditbriefe eröffnet hatten."?” Derselbe Artikel be- 
richtete, daß "die führenden japanischen Geschäftsleute im allgemeinen durch 
die jüngsten Entwicklungen in Südvietnam ermutigt sind." Das war nicht 
überraschend, denn bald wurde enthüllt, daß "ungefähr ein Dutzend japani- 
scher Projekte mit einem möglichen Umfang von mehreren Hundert Millionen 
Dollar bereits laufen, weil das geldknappe Vietnam Rohmaterialien, insbeson- 
dere Eisen und Kohle, im Tausch gegen industrielle Ausrüstungen anbietet."?® 
Gleichzeitig begann eine Gruppe schwedischer Gesellschaften mit Verhandlun- 
gen über den Bau einer Papiermühle nördlich von Hanoi für 200 Mio. Dollar, 
und die neue vietnamesische Regierung setzte Gespräche mit französischen 
Firmen über den Ankauf großer Mengen landwirtschaftlicher Geräte und In- 
dustriemaschinen in Gang. Erst kürzlich unterschrieb die Regierung einen 66 
Mio. Dollar Vertrag mit dänischen und japanischen Firmen über Entwurf und 
Konstruktion eines Zementwerks im Norden. 
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Noch erstaunlicher war es, daß das neue Regime nur wenige Wochen, nach- 
dem der letzte Marinehubschrauber von der umzingelten amerikanischen Bot- 
schaft in Saigon abgehoben hatte, erste Schritte zur Belebung der Investitionen 
und des Handels aus den USA unternahm. Louis Saboulle, Vizepräsident und 
Asienbeauftragter der Bank of America, wurde Anfang Juli zu Gesprächen 
nach Hanoi eingeladen und kehrte voller Enthusiasmus über Vietnams neue 
Leistungsmöglichkeiten im Rahmen des internationalen kapitalistischen Sy- 
stems zurück. Auf einer Versammlung erklärte er: "Vietnam könnte bei seinem 
wirtschaftlichen Wiederaufbau so erfolgreich sein, daß seine Nachbarn und 
Sie, als Geschäftsleute, nicht nur die militärischen und politischen, sondern 
auch die wirtschaftlichen Auswirkungen beachten sollten. Ich denke, Vietnam 
könnte in nicht allzu ferner Zukunft als ernstzunehmender Konkurrent auf 
dem asiatischen Exportmarkt auftauchen."2? Diese Meinung vertrat auch 
Huynh Van Tan, der Führer des Liberation Trade Union Movement (Befrei- 
ungs-Gewerkschaftsbewegung) im Süden, der Wilfred Burchett gegenüber mit 
von den USA hinterlassenen Industrieanlagen prahlte und verkündete: "Wenn 
erst einmal alle Fabriken durchgehend arbeiten, wird Ho-Chi-Minh-Stadt 
(Saigon) ein riesiges Industriezentrum sein, das größte in Südostasien."°® Um 
dieses Wirtschaftswunder zu verwirklichen, wurde das neue Regime Mitglied 
der Weltbank, des Internationalen Währungsfonds und der Asian Development 
Bank und erklärte seine Bereitschaft, die "Hilfe" von US-Konzernen anzuneh- 
men. Tiziano Terzani, ein italienischer Journalist, der nach der Befreiung noch 
einige Monate in Saigon geblieben war, berichtete: "Ein vietnamesischer Be- 
amter überraschte mich mit folgender Aussage: ‘Auf der Basis gegenseitigen 
Interesses sind wir bereit, amerikanische Privatinvestitionen in unserem Land 
zu akzeptieren.’ Auch wenn die Behörden in Hanoi nicht gerne offen darüber 
reden, so ist es doch eine Tatsache, daß das einzige, was Vietnam dem west- 
lichen Kapitalismus zu bieten hat, eine hart arbeitende, billige Arbeitskraft 
ist." 

Terzanis Bemerkung hätte als eine Übertreibung in den ersten 12 Monaten 
nach der Befreiung verstanden werden können, denn vietnamesische Beamte 
bestanden darauf, daß die Geschäfte mit kapitalistischen Ländern und Gesell- 
schaften nur der Versorgung mit notwendigen Gütern und Rohstoffen dienten. 
Die Scharfsichtigkeit seines Kommentars zeigte sich aber im Herbst 1976, als 
in Hanoi und Saigon eine neue Politik eingeleitet wurde. Im September begann 
die Regierung mit der Ausarbeitung von Richtlinien für ausländische Investi- 
tionen, die den freien Gewinntransfer enthielten. Zur gleichen Zeit berichtete 
die Far Eastern Economic Review: "ein hochgestellter vietnamesischer Beamter 
erklärte, ‘sie (die ausländischen Investoren) können Technologie und Rohstoffe 
liefern, wir können die Arbeit stellen.’"?? Spätere Berichte über das Investiti- 
ansgesetz deuteten an, daß die Regierung in einigen Fällen ausländische Betei- 
ligungen bis zu 100 Prozent gestatten und andere Anreize wie die Aussetzung 
der Steuern und Zölle und eine Nichtverstaatlichungsgarantie von 10 15 Jahren 
anbieten wird. Gleichzeitig "gingen die Geschäftsleute davon aus, daß die 
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Lohnkosten für die reichlich vorhandene Arbeitskraft in Vietnam mit denen 
der südostasiatischen Ländern konkurrieren könnten"®°, obwohl die Regierung 
nichts über das Lohnniveau bei diesen Investitionsgeschäften hatte verlauten 
lassen. Die allgemeine Stimmung wurde in der Überschrift eines bereits früher 
erschienenen Artikels der Zeitschrift Forbes zusammengefaßt: "YANKEE, 
COME BACK! Die Vietnamesen wollen US-Geschäftsleute und US-Kapital."* 
Es bleibt aber fraglich, ob der Partei und dem Staat die Mobilisierung von 
Arbeit in der Weise und in dem Umfang gelingen wird, wie es für ihre ehr- 
geizigen sozialistischen Entwicklungspläne notwendig ist. Eine Klasse, die 
30 Jahre lang am Guerillakrieg teilnahm und einen fast unglaublichen Sieg 
über die größte Militärmacht der modernen Welt errang, läßt sich nicht so 
einfach manipulieren. Eine Klasse, die sich bewaffnet und so effektiv für den 
Krieg organisiert hatte, wird nicht mehr zu den alten Bedingungen arbeiten. 
Das zeigte sich sofort nach der Befreiung, als die neue Regierung im Süden 
die Eigentumsrechte der Plantagen- und Fabrikbesitzer garantierte, und die 
Arbeiter darauf mit Fabrikbesetzungen und "unvernünftigen Forderungen" 
antworteten. Terzani berichtete, daß "Ende Juni (1975) die Pflanzer im Hoch- 
land begannen, die riesigen Kautschuk- , Kaffee- und Teeplantagen zu ver- 
lassen und nach Saigon zu ziehen. Die politischen Kader der Front hatten ih- 
nen befohlen, auf den Plantagen zu bleiben und sie weiter zu bearbeiten. Aber 
die Arbeiter klagten sie als Ausbeuter an, verlangten neue Entschädigungen, 
gehorchten den Befehlen nicht länger, forderten eine Beteiligung an der Un- 
ternehmensleitung und weigerten sich, sie patron zu nennen."® 


Das größte Problem für das Regime besteht darin, Arbeitskräfte aus den 
Städten aufs Land zu verfrachten, weil es hier wie dort zu beträchtlichem Wi- 
derstand gekommen ist. Viele Menschen in Saigon versuchen eine "marginale" 
Existenz aufrechtzuerhalten: das Leben von Gelegenheitsjobs, Betteln und 
Stehlen ziehen sie der auslaugenden Arbeit in der Fabrik oder auf dem Reis- 
feld vor. Bisher hat die Regierung noch keinen offenen Zwang angewendet, 
um die eine Million Menschen umzusiedeln, die sie in den neuen "Wirt- 
schaftszonen" auf dem Land einsetzen will. Aber es kursieren Berichte über 
die Kürzung der Reisrationen in Teilen Saigons um 40 Prozent, die vermutlich 
als ein zusätzlicher "Ansporn" zur Umsiedlung dienen sollen.”® Nichtsdestowe- 
niger macht die Stärke der vietnamesischen Arbeiterklasse eine derartig ge- 
waltsame Entstädterung und ländliche Mobilisierung der Arbeitskraft unwahr- 
scheinlich, wie sie in Kambodscha praktiziert wurde. Bereits ohne einen sol- 
chen Versuch seitens der Regierung ist unter den Landarbeitern die Unruhe 
gewachsen, und die Bauern zeigen "sich widerwillig gegen die harte Arbeit für 


zwei Ernten, wenn sie der Regierung den Reis zu einem niedrigen Preis ver-. 
kaufen sollen." 
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Allgemein gefaßt liegt die Krise von Partei und Staat darin, daß die akku- 
mulierte Macht der Klasse der maximalen Produktivität der Arbeitskraft im 
Wege steht, die für eine schnelle Industrialisierung und Entwicklung notwen- 
dig ist. Besonders akut wurde dieses Problem im Norden, wo die Arbeiter die 
Austerität nicht länger hinnehmen wollen. Diese Unzufriedenheit hatte sich 
offensichtlich schon lange vor Kriegsende entwickelt. Nguyen Van Phung, 
Mitglied des Haiphonger Stadtkomitees, enthüllte 1971 in einem Artikel die 
Situation in den Fabriken der Stadt Mitte der 60er Jahre: "Selbstbestimmte Ar- 
beitsunterbrechungen, Zuspätkommen, Zufrühgehen, unordentliche und nach- 
lässige Arbeitsweise, unnötig verlängerte Versammlungen, Nichtbeachtung der 
Produktionsregelungen und -gesetze und Verstöße gegen interne Diszipli- 
narverordnungen ... Zusätzlich entwickelte sich eine Reihe gesellschaftlicher 
Übel wie unehrlicher Handel, Schmuggel, Diebstahl von Staatseigentum, un- 
moralischer Lebenswandel, mangelnde Hygiene, häßliche und lächerliche 
Haarschnitte und Bekleidungen, Plünderungen und Belästigungen, Singen von 
schmutzigen Liedern und Lesen unanständiger Bücher ... Die Grundlagen der 
Arbeitskraft, der Arbeit und des Lebens vor dem Krieg standen kurz vor ihrer 
völligen Umkehrung."?® Als die Kämpfe im Süden endeten, wurde es für die 
Regierung zunehmend schwerer, diese Art sozialer Rebellion einzudämmen. 
Ein Diplomat in Hanoi erzählte Terzani 1975, daß "die Leute hier jetzt mehr 
Komfort, mehr Waren verlangen. Sie sehen nicht ein, warum sie weiterhin 
Opfer bringen sollten."®” Zu dieser Einschätzung kam auch die Far Eastern 
Economic Review, die 1976 berichtete, daß die Produktivität im Norden chro- 
nisch niedrig gewesen sei, und daß "die Arbeiterschaft die Austerität satt hat, 
die trotz der Beendigung des Kriegs mit Washington nicht gelockert zu werden 
scheint." Eine ausführlichere Darstellung der Unruhe im Norden gab der ka- 
nadische Journalist Colin Hoath nach einem Besuch des Landes im August 
1976. Er stellte fest, "daß im heutigen Vietnam die Bergarbeiter, die im Tage- 
bau Kohle für den Export nach Japan fördern, zu den wohlhabendsten Leuten 
gehören. Aber auch die Zahlungskräftigen können nur wenig kaufen, weil das 
Angebot fehlt." Der Bericht von Hoath führte dann die Aussagen von Beamten 
an, nach denen eine Gruppe von Bergarbeitern 1975 "versuchte, die Produkti- 
vität zu verlangsamen" und die Regierung zur Bereitstellung von mehr Waren 
zwang.*" Der vielleicht bezeichnendste Kommentar über die Spannung im 
Norden stammt aus einem Bericht von Vizepräsident Le Thanh Nghi: "Obwohl 
sich die Produktion nach und nach stabilisiert hat, ist es uns noch nicht gelun- 
gen, eine solche Atmosphäre der Begeisterung für die Arbeit zu schaffen, wie 
sie von Partei und Staat gefordert wird."?? 

Um diese Begeisterung neu zu beleben, unternahm die Regierung einige 
Anstrengungen zur Schaffung von moralischen Anreizen. In einer Rede im 
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Herbst 1975 erklärte der nordvietnamesische Premier Pham Van Dong: "Wir 
rufen die Arbeiterklasse und alle anderen arbeitenden Menschen in den Städ- 
ten und auf dem Land dazu auf, ihre Rolle als Herren unter dem neuen Re- 
gime durch härtere Arbeit, mit höherer Produktivität, technischer Fertigkeit 
und Disziplin ins Spiel zu bringen." Das Problem ist nur, daß die Arbeiter- 
klasse ihre neue Rolle offensichtlich darin sieht, mit geringerer Disziplin we- 
niger als vorher zu arbeiten. Das Regime scheint daher sorgfältig abzuschätzen, 
welche Instrumente ihm für die Beeinflussung der Arbeitermacht zur Verfü- 
gung stehen, um härtere Maßnahmen planen zu können. In diesem Sinn wurde 
daraufhin ein Experiment mit Tausenden von Arbeitern gemacht, die in 
tschechoslowakische Fabriken verschickt wurden. Damit wollte die Regierung 
vermutlich herausbekommen, ob sich sich die Arbeitskraft einfach herum- 
schicken läßt, und wie vietnamesische Arbeiter auf hochentwickelte Produkti- 
onstechnologien reagieren würden.“* 

Zur selben Zeit deutete einiges darauf hin, daß die Regierung eine Kontrolle 
der Klasse in der gewünschten Weise nicht mehr für möglich hält, und deshalb 
eine viel kapitalintensivere Entwicklungsstrategie in Erwägung zieht. Ein Hin- 
weis darauf ist die große Bedeutung, die der Erschließung der Ölvorkommen 
beigemessen wurde. Verschiedene internationale Ölgesellschaften, denen vom 
Thieu-Regime Pachtverträge für Bohrungen im Südchinesischen Meer gewährt 
worden waren, fanden etwas Öl (1974 in der White Tiger Entdeckung), nach- 
dem 100 Mio. Dollar für die Suche ausgegeben worden waren. Während der 
letzten Phase der militärischen Offensive im Süden verließen diese Firmen das 
Land, doch bald nach der Befreiung wurde über Kontakte zwischen der neuen 
Regierung und Mobil und Shell berichtet, die zu neuen Abkommen führen 
sollten. Weitere Berichte enthielten Hinweise darauf, daß vietnamesische Be- 
amte die Gründung einer staatlichen Ölgesellschaft planten und dazu mit Di- 
rektoren der Ölbranche aus Japan, Frankreich, Italien, Iran, Venezuela, Me- 
xiko, Algerien und den USA verhandelt hatten.*” Das neue Regime geht of- 
fenbar bis zum Äußersten, um sich für die Zukunft vor übermäßigen Forde- 
rungen der Klasse, besonders denen der mächtigen Bergarbeiter, zu schützen. 


Die Krise des Sozialismus 


Die gegenwärtige Situation in Vietnam sieht folgendermaßen aus: Während sich 
Partei und Staat für Arbeit und Entwicklung aussprechen, zeigen sich die Ar- 
beiter nicht gewillt, die Plackerei und Austerität noch länger hinzunehmen. 
Der Sozialismus in Vietnam wie auch im Rest der sogenannten Dritten Welt ist 
in die Krise geraten. Sie erwächst aus dem Widerspruch zwischen der Macht 
der Arbeiterklasse, die Lohnerhöhungen und eine weitgehende Verringerung 
der Ausbeutungsintensität durchsetzt, und den Produktivitätserfordernissen für 
den sozialistischen Entwicklungsprozeß. Das neue Regime in Vietnam steht vor 
einem Dilemma. In dem jahrelangen bewaffneten Kampf gegen Frankreich, 
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Japan und die USA hat sich die Klasse nicht bloß organisiert, um die Produk- 
tion zu steigern, sondern es gelang den Arbeitern, ein sehr hohes Niveau auto- 
nomer Macht zu entfalten. Diese Macht droht, das empfindliche Gleichgewicht 
ins Wanken zu bringen, auf dem der Dritte Welt Sozialismus basiert. 

Noch ist es zu früh, um etwas über den Ausweg aus dieser Sackgasse sagen 
zu können. Aber einiges deutet darauf hin, daß die vietnamesische Regierung 
durch die Klassenmacht zu einer Änderung ihrer Strategie gezwungen ist. Der 
neue Fünfjahresplan (1976-1980), der dem Kongress der Vietnamesischen Ar- 
beiterpartei im Dezember 1976 vorgelegt wurde, stellt eine bemerkenswerte 
Abkehr von der Entwicklungspolitik dar, wie sie von den Beamten im Norden 
jahrelang gefördert wurde. Der Plan schwächte den Vorrang der Schwerindu- 
strie ab (die vorher heilig war) und rief zu größerer Konzentration auf die 
Agrar- und Leichtindustrie auf, mit anderen Worten, zur Produktion von mehr 
Nahrung und Konsumgütern. Le Duan ging sogar soweit, jedem vietnamesi- 
schen Haushalt solche "Luxusgüter" wie elektrische Geräte zu versprechen.“® 
Diese Verschiebung schien nicht so sehr von einer neuen Entwicklungstheorie 
oder gar von populistischem Gespür motiviert zu sein, sondern von der Not- 
wendigkeit, auf den wachsenden öffentlichen Druck für Verbesserungen im 
Lebensstandard zu reagieren. Laut Far Eastern Economic Review hat die Re- 
gierung "offensichtlich eingesehen, daß von der kriegsmüden Bevölkerung des 
Nordens, die mehr als zwei Jahrzehnte der Entbehrung durchgemacht hat, 
nicht sofort weitere Opfer für die sozialistische Kapitalakkumulation gefordert 
werden können. Und die südliche Bevölkerung, die an einen vom Ausland fi- 
nanzierten Konsum gewöhnt ist, kann ‚gbenfalls nicht einfach problemlos auf 
ein Subsistenzniveau gedrückt werden." Bis zu einem bestimmten Punkt mag 
der Rückzug von der raschen Industrialisierung das Ergebnis unzureichender 
ausländischer Hilfe, insbesondere der "sozialistischen Bruderländer" sein. (Ob- 
wohl Vietnam bereits 35 Mio. Dollar vom IWF erhalten hat). Aber unzweifel- 
haft besteht das Hauptproblem für Le Duan & Co darin, daß die vietnamesi- 
schen Arbeiter eine ganz andere Vorstellung davon haben, was Sozialismus ei- 
gentlich sein sollte. 

In allen nachrevolutionären Situationen der jüngsten Geschichte waren sozia- 
listische Regimes gezwungen, das Lohnniveau, die Arbeitsbedingungen, die 
sozialen Einrichtungen usw. deutlich zu verbessern, um die Mitarbeit der Ar- 
beiterklasse an der Entwicklung zu sichern. Dies kommt einem Produktivi- 
tätsdeal gleich, wie ihn die keynesianischen Vereinbarungen in den "fortge- 
schrittenen" kapitalistischen Ländern der Nachkriegszeit darstellen. Aber 
ebenso wie der Keynesianismus durch den Kampfzyklus der letzten 20 Jahre 
über Bord geworfen wurde (siehe ZEROWORK 1), untergräbt eine neue 
Kampfform die sozialistische Alternative. Der Sozialismus erfährt so das glei- 
‚che Schicksal wie die Gewerkschaften in der "entwickelten" westlichen Welt. 
Anfänglich sind beide Ausdruck der Macht und der Siege der Arbeiterklasse, 
aber beide werden auch durch ihre Integration in das globale kapitalistische 
System und durch neue Formen des Klassenkampfes hinfällig. Die Integration 
hat einen Punkt erreicht, an dem die Begriffe von gegnerischen Blöcken oder 
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"Welten" (Erste, Zweite, Dritte) nicht länger angemessener Ausdruck der inter- 
nationalen Dynamik des Klassenkampfs sind. Außerdem bedeutet dies, daß der 
Antrieb zur Eingliederung eines sozialistischen Landes wie Vietnam in das 
globale System - wie es so lebendig an der Nachkriegspolitik des neuen Regi- 
mes nachzuvollziehen ist - alle Argumente für die Notwendigkeit der Auste- 
rität und Akzeptanz der sozialistischen Entwicklung untergräbt. Das Anliegen 
der vietnamesischen Arbeiterklasse hat sich über den Aufbau des Sozialismus 
hinaus entwickelt und besteht heute darin, sich als Teil des internationalen 
Kampfes bezüglich Arbeit und Einkommen zu begreifen. Dieser Wechsel der 
Kampfrichtung, der aus der neuen Form der Klassenmacht entsteht, nimmt 
dem Sozialismus seinen revolutionären Inhalt und gliedert ihn ein in die Reihe 
der Systeme, die zur Arbeit zwingen und deshalb bekämpft werden müssen. 


Februar 1977 


DAS GELD IN DER WELTKRISE 


DIE NEUE BASIS DER KAPITALISTISCHEN MACHT 
Christian Marazzi 


Dieser Artikel ist das vorläufige Ergebnis der Diskussion und Zusammenarbeit 
einer Gruppe von Genossen aus London, die mit ZEROWORK in Verbindung ste- 
hen. John Merrington und Mike Sonenscher haben wichtige Beiträge zum En- 
dergebnis geliefert. Seit der Niederschrift dieses Artikels im Oktober 1976 sind 
viele Punkte weiterentwickelt worden, um die Debatte voranzutreiben und um ein 
gemeinsames Buch mit dem Titel GELD UND PROLETARIER zu veröffentlichen. 


Bei der Analyse der gegenwärtigen kapitalistischen Krise und Reorganisation, 
sowohl auf nationaler Ebene wie im Weltmaßstab, liegt eine der Hauptschwie- 
rigkeiten darin, den Zusammenhang zwischen Veränderungen im internationa- 
len Währungssystem und den Veränderungen auf der Ebene der internationalen 
Arbeitsteilung und Produktion zu erkennen. Um diese Frage richtig anzuge- 
hen, müssen wir zweierlei begreifen: das Wesen der Geldform als einer gesell- 
schaftlichen Machtbeziehung innerhalb des Kapitalismus und die historische 
Bestimmtheit der besonderen organisatorischen Formen dieser Macht. 

Vom Klassenstandpunkt aus können wir die Geldform nicht im Rahmen der 
"ökonomischen Theorie" begreifen - egal ob sie "marxistisch" ist oder nicht. 
Wir müssen erkennen, in welchem Verhältnis das Geld zu den antagonistischen 
Klassenbeziehungen des Kapitals steht. Nur so können wir uns das Terrain des 
revolutionären Klassenkampfes wieder aneignen. Wenn die heutige Krise eine 
der keynesianischen Entwicklung ist - die Krise eines Systems geplanter Ent- 
wicklung auf der Basis eines gewissen dynamischen Gleichgewichts und einer 
inneren Schichtung der Klassenmacht (s. ZEROWORK 1) - dann ist der Zusam-- 
menbruch des internationalen Währungssystems von Bretton Woods (1944) ein 
wesentlicher Teil von ihr. Die Krise der Geldform stellt keinen Endpunkt der 
kapitalistischen Entwicklung dar: sie wurde durch einen neuen Zyklus des 
Klassenkampfes hervorgerufen, und sie bildet den Ausgangspunkt für eine 
neue Phase der Konfrontation. 

Nicht zufällig erreichte die Krise in den Jahren 1970 - 1971 ihren Wende- 
punkt, da sich zu dieser Zeit die Spannung zwischen allen Bestandteilen des 
Systems auf ihrem Höhepunkt befand: verbreitete massive Lohnexplosionen, 
Preiserhöhungen im Kielwasser der Inkonvertibilitäts-Entscheidung und eine 
enorme Zunahme der öffentlichen und privaten Verschuldung gegenüber dem 
Bankensystem. Die Dynamik dieses Prozesses eröffnete die Möglichkeit einer 
klassischen Überproduktionskrise. Die politischen Klassenbeziehungen waren 
aber nicht mehr klassisch und sie machten eine Wiederholung des Zusammen- 
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bruchs von 1929 politisch unmöglich. Es mußte nicht nur die mit einer Über- 
produktionskrise einhergehende Kapitalvernichtung vermieden werden - ge- 
nauso wichtig war es, einer direkten politischen Auseinandersetzung mit der 
Arbeiterklassse aus dem Weg zu gehen, die die "Starrheit der Löhne nach un- 
ten" durchgesetzt und den keynesianischen Gebrauch des Geldes ausgehöhlt 
hatte. 

Marx’ Verständnis vom Geld im Kapitalismus bildet den Ausgangspunkt 
unserer Analyse. Vor allem hatte er folgendes erkannt: "Was als Währungskrise 
erscheint, ist tatsächlich Ausdruck von Abweichungen im Prozeß der Produk- 
tion und Reproduktion selbst." Wir beginnen mit der Wiederaufnahme der 
marxschen Analyse der Geldform in den GRUNDRISSEN und im KAPITAL. Denn 
obwohl das Gold schon lange aufgehört hat, die "weltweite Geld-Ware" zu 
sein, bleiben seine Begriffe vom Geld und vom Wert für uns zentral: Geld als 
endgültiger Wertausdruck; Wert als Produkt der Fähigkeit des Kapitals, mit 
der Warenform (Tauschwert) Arbeit (abstrakte Arbeit) zu erzwingen. Mit die- 
sen Begriffen läßt sich der Versuch des Kapitals entschlüsseln, das Geld in 
neuer Weise gegen die Arbeiterklasse einzusetzen. Im Nachkriegssystem erwies 
es sich als möglich, eine nationale Währung (den US-Dollar) als internationale 
Währung festzulegen. Der Kollaps dieses Systems hat jedoch die Grenzen und 
Schwächen angezeigt, denen es ausgesetzt ist. Es geht uns also nicht darum, 
die heutige Realität in eine verknöcherte Anwendung der Marxschen Analyse 
zu quetschen. Aber wir brauchen diese Analyse als Einstieg, um die Ge- 
schichte des Geldes im letzten halben Jahrhundert verstehen zu können. Dabei 
wird es vor allem um die Kampfansage gehen, die von den USA mit ihrer 
Wende zur Inkonvertibilität 1971 lanciert wurde, dem Ausgangspunkt des ka- 
pitalistischen Gegenangriffs in der gegenwärtigen Krise. Auf der Basis unserer 
laufenden Untersuchungen können wir einige Beiträge zu dieser Debatte lie- 
fern. Wir werden zeigen, daß das internationale Kapital bei seinem Gegenan- 
griff auf die Arbeiterklasse von Anfang an das Geld als eine seiner Haupt- 
waffen eingesetzt hat. Das Geld ist in der Tat zum letzten und raffiniertesten 
Instrument der heutigen weltweiten kapitalistischen Umstrukturierung gewor- 
den. Auf der Grundlage der folgenden Analyse wollen wir dann nach den po- 
litischen Elementen fragen, die notwendig sind, um die Debatte auf die Ebene 
der Strategie und Organisierung der Arbeiterklasse zu bringen. 


Die Krise der Geldform bei Marx 


In Marx’ Schriften bleibt die Analyse von dem, was er "moderne Krisen" 
nennt, bruchstückhaft. Das Kapitel über die Krise im Weltmaßstab, in der sich 
die Produktion - wie er sagte - als Gesamtheit erweist und in der alle Wider- 
sprüche explodieren, hat er nie geschrieben. Aber ausgehend von den in seinen 
Werken vorhandenen Bruchstücken eines solchen Projekts können wir uns an 
seiner Methode orientieren. Der Kern der modernen Krise scheint für Marx 
im Widerspruch zwischen Produktion und "Leihkapital", zwischen der Fabrik 
und dem Kreditsystem, zu liegen. Er betrachtete den Kredit als einen macht- 
vollen Motor der kapitalistischen Entwicklung, weil er den angehäuften 
Mehrwert - die Ersparnisse untätiger Kapitalisten - den aktiven aber "mittel- 
losen" Kapitalisten zur Verfügung stellt. Wenn aber der Kredit die vollständige 
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Nutzung der gesellschaftlichen Kapazität möglich macht, warum wird er dann 
zum "Haupthebel der Überproduktion"? 

Die Antwort auf dieses Problem kann nicht in statischen Begriffen gegeben 
werden. Denn der Kredit ist das Instrument zur Überwindung der Hindernisse, 
auf die das produktive Kapital im Laufe seiner Aktivitäten von Zeit zu Zeit 
stößt: er ist die Art und Weise der Zusammenarbeit zwischen den Kapitalisten 
bei der Überwindung solcher Hindernisse. Das heißt, er hilft dem Kapitalisten 
bei der Bewältigung von Problemen, vor die er durch die Kämpfe der Arbeiter 
gestellt wird. Über den Kredit - jenes "machtvolle Instrument der Entwick- 
lung" - arbeiten die Kapitalisten bei der Wiederherstellung ihres Kommandos 
zusammen, und dadurch ist der Kredit das überragende Mittel der Vergesell- 
schaftung von Kapital. 

Der Kredit kann jedoch nicht von sich aus den realen Widerspruch überwin- 
den, der an der Wurzel der kapitalistischen Entwicklung liegt. Daß er die von 
den Arbeitern geschaffenen Hindernisse kontinuierlich durch Expansion aus 
dem Weg räumt, garantiert nicht die fortwährende Kontrolle über die Arbeit. 
Die Vergesellschaftung der kapitalistischen Entwicklung - die "Flucht" des 
Unternehmers vor dem Arbeiterwiderstand durch Reorganisierung, Einführung 
neuer Maschinerie und Ausbreitung des Kapitals auf alle Ebenen der Gesell- 
schaft - bedeutet, daß der Kredithebel stets den Ausgangspunkt für eine 
Klassenauseinandersetzung auf neuer Stufe bildet. An dieser Stelle müssen wir 
nun auf die Geldtheorie von Marx zurückgreifen. Kredit - schrieb er - ist 
noch nicht Geld, denn Geld muß die "Fleischwerdung" und Darstellung von 
Wert sein. Wenn Geld das allgemeingültige Äquivalent aller Waren sein soll, 
muß es wie alle anderen Waren produziert worden sein, darf aber zugleich 
kein Gebrauchswert sein. Mit anderen Worten, es muß aus der Zirkulation 
heraustreten. Geld kann nicht getrennt von Ware und Wert verstanden werden. 
Gold, als Geld, muß beiseite getan werden, um gegenüber allen anderen Waren 
"autonom" zu werden. Deshalb können alle anderen Geldarten in der Zirkula- 
tion - Banknoten, nationale Währungen etc. - keine perfekten Repräsentanten 
des "harten Geldes" sein. "Hinter dem unsichtbaren Wert der Waren", schrieb 
Marx, "lauert das harte Geld." Wenn der Kredit schneller als das "reale Geld" 
zirkuliert, treibt er den Produktionskreislauf über die Grenzen seiner Verwer- 
tung und seiner Realisierung hinaus: es wird ein Punkt erreicht, an dem der 
Kredit mit der Fabrik in Konflikt gerät, weil die Realisierung des Wertes mit 
der Produktion in Konflikt geraten ist. 

Die Unterbrechung zwischen Produktion und "tatsächlicher Realisierung" 
muß an ihrem Ausgangspunkt untersucht werden. Die Analyse bliebe sonst bei 
der Möglichkeit eines Bruchs im Kreislauf stehen, statt die innewohnende 
Tendenz zu begreifen. Wenn Waren in der Zirkulation verkauft werden sollen, 
müssen sie für "gesellschaftlich gültig" erklärt worden sein, oder aber es be- 
steht die Gefahr einer Krise: spekulative Unruhe, Kapitalentwertung etc. Diese 
Krise der Umwandlung von Werten in Preise können wir aber nicht einfach 
auf das Problem eines "vorübergehend gestörten Gleichgewichts", auf ein Re- 
alisierungsproblem, reduzieren. Vielmehr müssen wir uns auf die zugrundelie- 
genden Umgestaltungen konzentrieren, die das organische Verhältnis zwischen 
Kapital und Arbeit in der Phase der Expansion erfährt. In diesem Sinne sind 
Überproduktionskrisen "gewaltsame Manifestationen" des Wertgesetzes und 
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können niemals nur auf der Ebene des Marktes angegangen werden, auf der 
die Ware ihre Flugbahn am Punkt des Verkaufes abschließt. 

Das Gold, als "König des Geldes", symbolisiert für Marx die Tatsache, daß 
das Kapital dem Widerspruch des Wertgesetzes nicht entkommen kann. Jede 
Krise ist daher auch der verzweifelte Versuch zur "erneuten Durchsetzung" des 
Gesetzes, dem das Kapital in der expansionistischen Phase "zu entfliehen" 
versucht. Die erneute Durchsetzung des Gesetzes, der Versuch des Kapitals, 
einen neuen Entwicklungszyklus einzuleiten, erfolgt durch den Angriff auf die 
Hindernisse, die durch die vielfältigen Formen des Widerstandes und der In- 
subordination der Arbeiter geschaffen werden. Im Zuge der kapitalistischen 
Entwicklung wird dieser Prozeß auf ein weltweites Niveau ausgedehnt, und 
auf diese Weise wird das Gold zum allgemeingültigen Tauschmittel zwischen 
den nationalen Währungen, zum Zahlungsmittel für die Regulierung der inter- 
nationalen Gleichgewichte: die endgültige Bestimmung der Geldform. Erst auf 
der Ebene des Weltmarkts - auf der das Geld aller lokalen und besonderen 
Bestimmungen beraubt ist - kann die umfassend "zivilisierende Tätigkeit" des 
Geldes verstanden werden. Die modernen Krisen zwischen der Produktion als 
ganzer und dem Kredit müssen auf dieser Ebene analysiert werden. Denn das 
Gold, als Geld, garantiert die Verallgemeinerung des Wertgesetzes bezüglich 
aller nationalen Währungen. Es garantiert, daß alle Nationen auf dem Welt- 
markt denselben kapitalistischen Gesetzen unterworfen sind, und daß die hi- 
storische Ausweitung des Weltmarkts den Diktaten des Kapitals folgt. 

Wir müssen die Analyse nun "aktualisieren". Erstens ist festzustellen, daß die 
Ausweitung der Zahlungsmittel - auf nationaler wie auf internationaler Ebene 
- schon immer über die Reserven hinausgegangen ist, durch die sie angeblich 
gedeckt war. Während der Herrschaft des Goldstandards hat der unverhältnis- 
mäßige Anstieg des Papiergeldes zu zyklischen Krisen geführt, die alle vom 
gewaltsamen Wiederauftauchen des Wertgesetzes geprägt waren. Diese phasen- 
haften Entwicklungskrisen wurden aber jedesmal durch die zunehmende Aus- 
weitung der weltweiten Akkumulation und die fortschreitende Verringerung 
der gesellschaftlich notwendigen Arbeitszeit ergänzt. Der Kredit funktionierte 
als genuines Instrument kapitalistischer Vergesellschaftung. Insofern jede Phase 
von Entwicklungskrise mit einem drastischen Anstieg in der organischen Zu- 
sammensetzung des Kapitals einherging, führte jede nachfolgende Phase der 
Kapitalentwicklung bei dem Eingehen auf die Forderungen der Arbeiterklasse 
zur weiteren Ausweitung der Zahlungsmittel. Mit anderen Worten: die dyna- 
mische Entwicklung des Kapitals hat sich immer mehr von der Verkörperung 
des Wertgesetzes gelöst, von seiner Inkarnation im Gold. Das Gold funktioniert 
schon lange nicht mehr als einzige universelle Währung, als generelles Zah- _ 
lungsmittel zwischen den Nationen. Und es konnte auch nicht anders sein. Das 
Auftauchen des Sterling und danach des Dollar hat nicht nur das Gold als 
"König allen Geldes" verdrängt, sondern zunehmend wurde der Wert aller 
Währungen in letzter Instanz durch die internationale Macht bestimmt. Noch 
entscheidender ist für uns, daß diese Umwandlung des internationalen Wäh- 
rungssystems das Ergebnis des "langen Marsches der notwendigen Arbeit gegen 
den Mehrwert" gewesen ist. Die fortschreitende Verkürzung der gesellschaft- 
lich notwendigen Arbeitszeit hat dem Gold seine Funktion als alleiniger Wert- 
maßstab genommen, da der wirkliche Reichtum damit immer weniger auf der 


Das Geld in der Weltkrise 245 


gesellschaftlich notwendigen Arbeitszeit beruhte. (Genaueres dazu findet sich 
in dem Schlußabschnitt von Mario Montanos Aufsatz in ZEROWORK 1.) 

Das bedeutet nicht, daß der Goldstandard niemals funktioniert hat, sondern 
daß seine Einsetzung jedesmal dazu führte, daß er durch die wirklichen 
Triebkräfte der internationalen Klassenbeziehungen wieder überschritten 
wurde. In der Phase vor dem I. Weltkrieg dehnte England sein Empire über 
den Goldstandard hinaus aus, indem es Sterling in seine Kolonien investierte 
(und so eine externe Nachfrage nach seinen Waren schuf). Seinem Defizit ge- 
genüber Europa und den USA begegnete es einfach durch die Manipulierung 
des Diskontsatzes, wodurch Gold ins Land gelockt wurde. In Wirklichkeit war 
der Goldstandard immer ein Sterling-Standard. Nach 1918 drängten die USA 
Europa den Goldstandard auf, während sie ihre inländische Geldpolitik von 
der metallischen Basis vollständig lösten. Der in den 1920er Jahren stattfin- 
dende Zustrom von Gold in die USA führte niemals zu einem entsprechenden 
Anstieg des Geldangebotes. So war es möglich, die Preise niedrig zu halten 
und den Umfang des auswärtigen Handels und der Direktinvestitionen zu stei- 
gern. 

Der Goldstandard war also während dieser Entwicklungsstufen Durchset- 
zungsinstrument einer bestimmten imperialistischen Politik, die von der 
Schlüsselrolle zuerst des Sterling und später des Dollar als Zahlungsmittel ge- 
stützt wurde, da nationale Währungen eine grundlegende Rolle bei der Ent- 
wicklung der Produktivkräfte im Weltmaßstab erhielten. Daraus läßt sich nicht 
schließen, daß die imperialistische Entwicklung und die Ausdehnung der Ak- 
kumulationsbasis in dieser jüngsten Periode etwas "fiktives" war oder auf 
"bloßem Papiergeld" beruhte. Und genauso falsch wäre es, das Auftreten inter- 
nationaler zyklischer Krisen auf das Nichtfunktionieren des im Gold verkör- 
perten "Wertgesetzes" zurückzuführen. In Wirklichkeit ist der Anstieg des 
"Geldverbrauchs" von Gold seit dem Auftreten von Sterling und Dollar als in- 
ternationale Währungen mehr oder weniger gleich geblieben. Das heißt, Wäh- 
rungen sind eigentlich nie vollständig konvertibel gewesen. Andernfalls hätten 
die Goldreserven viel stärker als die jährliche Goldproduktion ansteigen müs- 
sen. Kurz gesagt, Gold ist immer mehr oder weniger nominell gewesen. 


Wir können nun einige Schlußfolgerungen ziehen. Erstens ist das internatio- 
nale Geldsystem mehr und mehr von nationalen Währungen abhängig gewor- 
den, die als Zahlungsmittel der weltweiten Akkumulation fungieren. Zweitens 
ist der inländische wie der internationale Kredit zunehmend in Kredit ex ni- 
hilo umgewandelt worden, in künstlich geschaffenes Geld, das nicht mehr auf 
akkumuliertem Mehrwert, sondern auf nicht existierendem Wert beruht. Damit 
"künstliches Geld" zu einer Produktivkraft werden kann, die über den in 
Goldreserven verkörperten Wert hinausgeht, muß es Geld im Sinne von Kapi- 
tal werden. Das wiederum heißt, es muß zu Kredit werden, der fremde Arbeit 
kommandiert: Geld muß Kommando werden. Aber eben weil diese Form des 
Geldes als Kapital sowohl eine Ausdehnung wie eine Intensivierung der Ak- 
kumulationsbasis bewirkt, fungiert Gold immer weniger als Maßstab des Wer- 
tes, der seinerseits immer weniger von der gesellschaftlich notwendigen Ar- 
beitszeit abhängt und zunehmend vom imperialen Kommando. Anders gesagt, 
wenn sich Geld immer weniger in Gold umtauschen läßt, dann muß es sich 


246 zerowork 2 


immer mehr in kapitalistisches Kommando über Arbeitskraft umtauschen las- 
sen. Für das Kapital besteht das Problem also darin, daß der internationale 
Kredit - die Weltbank, der Internationale Währungsfond etc. - zunehmend die 
weltweite kapitalistische Vergesellschaftung ankurbelt, aber die Kom- 
mandofunktion, auf der das Geld nun beruht, ungesichert bleibt - eben weil 
der internationale Klassenkampf in eine neue Ära eingetreten ist. Die gegen- 
wärtige internationale Geldkrise hat ihre Wurzel nicht in erster Linie darin, 
daß der Dollar als die internationale Währung nicht länger in Gold konvertier- 
bar ist, sondern daß Geld als Kapital nicht mehr in wirksames Kommando über 
Arbeit umgewandelt werden kann. 


Inkonvertibles Geld 


Die Errichtung eines nicht konvertiblen Geldsystems durch Nixon im August 
1971 wirft für die Analysen der Geldkrise Probleme auf. Wir haben gesagt, 
daß die Krise als Krise der Geldform des Kapitals explodierte, weil die 
Triebkräfte des Klassenkampfs durch die internationale kapitalistische Orga- 
nisation nicht länger eingedämmt werden konnten. Daher kann die Inkonverti- 
bilität des Dollar nicht, wie es so oft geschieht, einfach als Weigerung der 
USA untersucht werden, ihren Verpflichtungen gegenüber den anderen kapi- 
talistischen Ländern nachzukommen, als Weigerung, die gesamten in den Zen- 
tralbanken Europas und Japans angehäuften Dollar mit Gold zu decken. Die 
Analyse muß sich zunächst mit dem Wesen des monetären Systems der inter- 
nationalen Macht befassen, das nach dem Zweiten Weltkrieg aufgebaut wurde. 

Das 1944 in Bretton Woods errichtete System war ein Sieg der USA, bei dem 
das Gold als Bestimmungsfaktor für die Zusammensetzung des Internationalen 
Währungsfonds eine politische Schlüsselrolle spielen sollte. In den 30er Jahren 
hatten die USA zwei Drittel des Goldvorrats der Welt angehäuft. Nun setzten 
sie durch, daß die Ermächtigung des IWF zu Kreditvergabe an Nationen in 
Zahlungsschwierigkeiten davon abhängig gemacht wurde, welche Beträge von 
Gold und nationalen Währungen die Mitgliedsländer in den Fonds bereits ein- 
gezahlt hatten. Mit anderen Worten, der Kreditbetrag, den der IWF verfügbar 
machen würde, sollte vom anfänglichen Beitrag jedes Mitgliedslandes abhän- 
gen. Diese Regelung erlaubte den USA später eine deutliche Ausweitung ihrer 
Auslandsschulden, da die international zirkulierende Dollarmenge seit den 
Jahren 1957-1958 über die in den IWF-Statuten festgelegte Größe hinausging. 
Von den anderen Mitgliedern wurde die Aufrechterhaltung einer festen Dol- 
larparität ihrer Währungen verlangt, so daß die Zentralbanken dieser Länder 
gezwungen waren, den Wert des Dollar zu stützen. Da die Dollarankäufe zur 
Ausweitung des inländischen Geldangebots führten, erzeugte diese Situation 
eine automatische Inflationstendenz. Mitte der 50er Jahre war der Widerspruch 
offensichtlich, der zwischen dem statischen Prinzip der internationalen kapita- 
listischen Ordnung, wie es ursprünglich im "Währungsprinzip" der USA ausge- 
drückt worden war, und der dynamischen Entwicklung der neuen kapitalisti- 
schen Ordnung nach dem Zweiten Weltkrieg lag. In diese Zeit fällt die Geburt 
des Euromarktes - eines US-Bankensystems außerhalb der USA, das es den 
Multis möglich machen sollte, die feste Gold-Dollar-Parität zu ignorieren. 
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Damit wurde deutlich, daß der amerikanische Sieg in Bretton Woods ein Pyr- 
rhussieg gewesen war. 

Die Aufhebung der Eintauschbarkeit des Dollar im Jahre 1971 muß in die- 
sem Zusammenhang gesehen werden. Da die Arbeiterkämpfe nicht länger mit 
Hilfe von Geldinstrumenten als Ansporn für weitere Investitionen und höhere 
Produktivität gemanagt werden konnten, mußte die Strategie der "geplanten 
Entwicklung" - das keynesianische System - aufgegeben werden. Durch die 
Mitte der 60er Jahre einsetzende internationale Welle von Kämpfen brach das 
gesamte Systems eines international abgestuften Kommandos über die leben- 
dige Arbeit zusammen, auf dem die feste Gold-Dollar-Parität beruhte. Die In- 
konvertibilität des Dollar wurde den USA aufgezwungen, weil ihre Kontrolle 
des internationalen Systems in eine Sackgasse geraten war. Mit dieser Ent- 
scheidung versuchten die USA, dem Wertgesetz und der unmittelbaren Wucht 
der Arbeiterkämpfe zu entfliehen. Außerdem sollte das Risiko einer gefährli- 
chen Wiederholung des klassischen Typs der 29er Krise vermieden werden, die 
eine explosive Klassenauseinandersetzung erzeugt hätte. Dieses Fluchtmittel 
erweiterte aber zugleich auch das Feld des Gegenangriffs, schuf dem Kapital 
Raum für strategische Optionen. Die USA definierten ihre Führungsrolle nun 
dadurch, daß sie der restlichen Welt eine neue Art erzwungener Selbstdisziplin 
auferlegten. Dabei wurde das Geld als weltweites Kommando zum Zwangsmit- 
tel in letzter Instanz, also Geld, das unabhängig von jeder Warengrenze poli- 
tisch bestimmt und reguliert wird. Die Inkonvertibilität kann nur politisch be- 
griffen werden: sie bildet den strategischen Rahmen für die Reorganisation des 
Kapitals mit dem Instrument der Krise - einer mittels Geldmanipulation ge- 
planten Krise gegen die weltweite Arbeiterklasse. 

Aufgrund der historischen Entwicklung des Kapitals zu seiner Zeit unter- 
suchte Marx die Bedeutung eines inkonvertiblen Papiergeldes nicht weiter. Er 
erkannte, daß der "Wert" eines solchen Geldes theoretisch durch den Wert der 
zirkulierenden Waren und durch die kommandierte Arbeit bestimmt wird. 
Aber zu seiner Zeit hatte er wenig Gelegenheit, eine solche Situation konkret 
zu studieren. In der Folge war der einzige ernsthafte und systematische Ver- 
such von marxistischer Seite der von Rudolf Hilferding. In seiner 1910 er- 
schienenen Arbeit DAs FINANZKAPITAL beschäftigt er sich mit dem Kapitalis- 
mus des Österreichisch-Ungarischen Reichs, der auf der Basis von inkonverti- 
blem Geld funktionierte. Hilferding erkannte wie Marx, daß solches Geld kei- 
nerlei realen Wert besaß. Es gab nur ein quantitativ bestimmtes Austauschver- 
hältnis des Geldes, das vom "Finanzkapital" manipuliert wurde. Hilferdings 
Verdienst bestand in der Erkenntnis, daß ein Aspekt des Problems der damali- 
gen Neuzusammensetzung des Kapitals und der Grund für die besondere Form 
der Geldmanipulation in der Beziehung zwischen dem Bankensystem und: der 
Kapitalisierung der Rentierklasse lag. Das heißt, über den Kredit sollte das 
gesamte "unproduktive Einkommen" als Kapital mobilisiert werden, Er 'sah, 
daß diese neue Beziehung zwischen den Banken und dem Staat - die Zentrali- 
sierung des Kredits - den Hebel bildete, mit dem diese unproduktiven Ein- 
kommen zur Wiederbelebung des produktiven Industriekapitals mobilisiert 
werden konnten. Die Bedeutung dieses Vorgangs für heute sollte klar sein: 
heute manipuliert das Kapital wiederum Geld, um Wert aus einer "unprodukti- 
ven" Rolle in einen "produktiven" Gebrauch als Kapitalinvestition zu übertra- 
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gen. Aber heute geht es beim unproduktiven Einkommen nicht um die Finan- 
zierung einer Rentierklasse, sondern um die Arbeiterklasse, die ihre Funktion 
als Arbeitskraft verweigert und dadurch die Löhne in Einkommen verwandelt. 

Die erneute Lektüre von Hilferding bietet also aufschlußreiche Parallelen, sie 
kann aber aufgrund seiner Grenzen auch in die Irre führen. Unseligerweise 
hypostasierte er die Herrschaft des inkonvertiblen Geldes und konnte daher 
den von ihm untersuchten "Finanzkapitalismus" nicht als historische Phase des 
Kapitals begreifen, für die das Auftauchen von Großbanken und Aktienge- 
sellschaften charakteristisch war. Als diese zeitweise Vorherrschaft der 
Großbanken von der des industriellen Kapitals abgelöst wurde, erwies sich die 
vergängliche Natur seines Untersuchungsgegenstandes. 

Darüberhinaus war die Untersuchung von Hilferding selbst für die histori- 
sche Periode ungenügend, in der sie für das Verständnis der Mobilisierung von 
Einkommen als Kapital brauchbar war. Und dies führte zu einer katastropha- 
len politischen Praxis. Da er die Großbanken als den Feind ausgemacht hatte, 
vertrat er die Strategie der sozialdemokratischen Verstaatlichung von Banken, 
Pensionskassen, Versicherungsfonds usw. Aus dieser Perspektive wird "Sozia- 
lismus" zur Vergesellschaftung des Kredits im Dienste der Produktivkraftent- 
wicklung, zu der das Kapital "unfähig" sei. Diese Schlußfolgerung war unver- 
meidbar, da das Problem des Geldes nur an Störungen innerhalb des Kapitals 
und im Verhältnis zwischen Kapital und unproduktiven Sektoren wie der 
Rentierklasse festgemacht wurde. Hilferding und seine Nachfolger erkannten 
nicht, daß dieser finanzkapitalistischen Phase ein weiterer Vergesellschaftungs- 
prozeß zugrunde lag. Das müssen wir heute kapieren. Die von ihm beobachtete 
Reorganisation - sowohl der Einzelkapitale wie des Bankensystems - war ein 
notwendiger Schritt, um die Basis der relativen Mehrwertabschöpfung aus der 
Arbeiterklasse ausweiten und die abstrakte Arbeit verallgemeinern zu können. 
In Hilferdings Ansatz bleibt die Arbeiterklasse ein äußerlicher, exogener Fak- 
tor bei der Reorganisation, da er die historisch bestimmte Klassenzusammen- 
setzung nicht erkennen konnte. Aufgrund dieser und im Gegensatz zu ihr war 
das Kapital gezwungen, sich selbst zu reorganisieren. Denn diese Klassenzu- 
sammensetzung widersprach historisch sowohl dem früheren industriellen als 
auch dern monetären System. Hilferding und sämtliche Spielarten des offiziel- 
len Marxismus konnten nicht begreifen, daß der Goldstandard auf einer mitt- 
lerweile überholten internationalen Klassenzusammensetzung beruhte. Auch in 
der gegenwärtigen Krise greift das Kapital auf inkonvertibles Geld zurück, 
und wir müssen untersuchen, wie mit diesem Instrument die Errungenschaften 
der Arbeiterklasse in weitere Vergesellschaftung und Konzentration der Kon- 
trolle verwandelt werden sollen. . 

Aber wir müssen sehen, daß eine solche Transformation unter den heutigen 
Bedingungen nur sehr eingeschränkt möglich ist. Der Ausgang der aktuellen 
Übergangsphase des inkonvertiblen Geldes und der flexiblen Wechselkurse ist 
ungewiß. Offensichtlich ist das Geld angesichts der bestehenden Zusammen- 
setzung der Arbeiterklasse und ihrer Forderungen kein brauchbares Instrument 
mehr für die weitere Vergesellschaftung. Es muß daher zum Instrument für 
das gewaltsame Aufbrechen dieser Zusammensetzung werden - zur Waffe der 
Diktatur des Kapitals, mit der es die fortgeschrittene Form der Arbeitermacht 
untergraben kann. Auf dieser Stufe der Auseinandersetzung wird das Geld zur 
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reinen, unvermittelten Durchsetzung der Staatsmacht gegen die Arbeiterklasse. 
Damit führt die Übergangsphase nicht nur ins Ungewisse, sondern droht zum 
Dauerzustand zu werden: darin liegt die Einmaligkeit der heutigen Klassen- 
auseinandersetzung. Es besteht die Gefahr einer direkten, unvermittelten 
Klassenschlacht mit dem Staat, in der das Geld seine mystische Erscheinungs- 
form verliert - seine sogenannte Unabhängigkeit. Durch die "Revolution von 
oben" könnte so der Kampf "von unten" auf eine neue Stufe treten. Kurzfri- 
stige Übergangsmaßnahmen sind riskant, weil sie dazu führen können, daß das 
gesamte kapitalistische System in den Zustand eines äußerst instabilen Dauer- 
notstands gerät. 


Staat, Geld und Rezession 


Für die Untersuchung stellt sich jetzt die Frage, warum die Krise - eine 
"Übergangslösung" - tatsächlich zu einem Zustand "permanenten Übergangs" 
werden könnte. Zunächst müssen wir betrachten, welche Zwänge die Hand- 
lungsfähigkeit des kapitalistischen Staates auch in der Phase des inkonvertiblen 
Geldes einschränken. Wenn der Staat der im internationalen Geldsystem bis 
1971 verkörperten Zwangsjacke des Wertes entkommen konnte, warum gelang 
es der kapitalistischen Reorganisation dann bisher nicht, einen neuen Ent- 
wicklungsprozeß einzuleiten? 

Der Staat kann über die Zentralbanken das Geldangebot beeinflussen und 
damit die Reorganisation der Produktion und Zirkulation befördern. Aber in 
keinem kapitalistischen Land konnte er auf diese Weise die Grundlagen für 
einen Wiederaufschwung schaffen. Die für einen Aufschwung erforderlichen 
globalen Produktivitätsbedingungen ließen sich weder mit der Finanzierung 
des industriellen Sektors durch Banken und andere Finanzorganisationen noch 
mit der Finanzierung des öffentlichen Sektors durch den Verkauf von Schatz- 
briefen und anderen Regierungsanleihen herstellen. Denn seit Beginn der 
Krise war der Staat damit konfrontiert, daß die Arbeiterklasse das Terrain 
ihres Kampfes ausweitete, daß sich die Fabrikkämpfe und die gesamten sozia- 
len Kämpfe annäherten. (Genaueres über die Anfänge dieser Entwicklung in 
den USA findet sich in Paolo Carpignanos Artikel in ZEROWOoRK 1.) Der Lohn- 
kampf hatte sich von der Produktivität in der Fabrik abgekoppelt und wurde 
zu einem allgemeinen Kampf um Soziallohn, der sowohl die entlohnten wie 
die nichtentlohnten Teile der Klasse einbezog. Die Verteilung des Konsums 
konnte vom Staat daher nicht mehr beeinflußt werden, und damit ließ sich 
auch die Produktion nicht mehr über den Anreiz zum Konsum kontrollieren. 
Vom "Verteiler in letzter Instanz" wurde der Staat zum "Verleiher in letzter 
Instanz". Nicht nur für die Industrie, sondern auch für den öffentlichen Sek- 
tor, die Städte usw. mußte er Schulden-Ökonomie betreiben. Angesichts des 
Drucks auf den gesamten Soziallohn brachte der Staat, der durch die Bereit- 
stellung von Geld in den freien Markt eingreift, während der ganzen Krise 
ständig mehr Geld in Umlauf, indem er Schatzbriefe ankaufte, Bürgschaften 
für Anleihen der Industrie übernahm usw. Das wachsende Geldangebot wurde 
also in steigendem Maße nur mit dem Versprechen von künftigen Rückzah- 
lungsgarantien "gedeckt" - eine Praxis, die auch dann noch fortgesetzt wurde, 
als den Guthaben der Banken keine realen Kapazitäten der Industrie mehr 
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entsprachen, auf deren Grundlage die Anleihen hätten zurückgezahlt werden 
Können. Darin liegt der eigentliche Grund für die "Finanzkrise" des Ööffentli- 
chen Sektors und für die sogenannte Haushaltskrise des Staates. Wir dürfen 
diese Krise nicht als bloße Unzulänglichkeit des Bankensystems im Verhältnis 
zur Industrie und zum öffentlichen Sektor betrachten. In wachsendem Maße 
sind es die zentralstaatlichen Interventionen, die die Guthaben der wichtigsten 
Banken in den Fällen unterstützen, in denen institutionelle Investoren mit di- 
rekter Kreditvergabe zögern. Daran wird deutlich, daß der Staat für die ge- 
samte Bankenstruktur zunehmend die Quelle der Absicherung ihrer Aktiva 
wird, dank derer die Banken in der Lage sind (oder waren), die Verschuldung 
der Industrie und des öffentlichen Sektors immer weiter zu finanzieren. 

Natürlich stellt diese staatliche Politik im Verhältnis zur traditionellen 
keynesianischen Politik der gesamten Nachkriegszeit nichts Neues dar. Aber es 
gibt einen entscheidenden Unterschied bezüglich der Zeitverzögerung, mit der 
das gesellschaftliche Kapital das vom Staat über "defecit spending" bereitge- 
stellte Geld in Kapital transformieren muß. Das keynesianische Modell stellt 
den Staat als gesamtgesellschaftlichen Einkommensverteiler über die Ökono- 
mie. Aber der Staat kann die Gesamtnachfrage nur steuern, wenn das von der 
Zentralbank aus dem Nichts geschaffene Geld erfolgreich in effektive Nach- 
frage umgesetzt wird; also nur, wenn es der vom Staat geschaffenen zusätzli- 
chen Nachfrage gelingt, eine Steigerung der gesamten Produktion anzuregen. 
Nur unter dieser Bedingung kann das Geld zu einem aktiven Motor der Ent- 
wicklung werden. Die Politik des "deficit spending" muß die Zeitspanne kon- 
trollieren können, in der Geld zu Geld als Kapital wird, um so ein allgemeines 
gleichgewichtiges "Wachstum" sicherzustellen. Oder wie schon Marx sagte: "Die 
Zeit ist alles, der Mensch ist nichts." 

Genau diese Zeitspanne ist in der gegenwärtigen Krise unbeherrschbar ge- 
worden. Im keynesianischen System ist sie subjektiv bestimmt: sie hängt von 
der subjektiven Wahl und der Zusammenarbeit der wirtschaftlich Handelnden 
- Kapitalisten und Arbeiter - ab, die als Partner ein gemeinsames Interesse am 
Wachstum haben. Diese Zusammenarbeit ergab sich nicht automatisch und 
mußte ständig auf neue Gleichgewichtspunkte hin korrigiert werden. Heute ist 
dieser Prozeß nicht nur kein Automatismus, er funktioniert überhaupt nicht 
mehr - weder im Bereich der Produktion noch in der gesellschaftlichen Re- 
produktion. Da es tatsächlich unmöglich wurde, zukünftige Investitionen mit- 
tels Inflation zu finanzieren, stieg die organische Zusammensetzung in der 
Produktion sprunghaft an. Dadurch sollte das Kommando über die lebendige 
Arbeit zurückgewonnen und die Produktivität gesteigert werden. Der während 
der Produktion und Zirkulation der Waren geschaffene Kapitalfluß konnte die. 
notwendigen Neuinvestitionen nicht selbst finanzieren, und die Industrie 
mußte sich weiter verschulden. Der Widerstand der Arbeiter gegen die Pro- 
duktivitätssteigerung und ihr anhaltender Lohndruck machten es unmöglich, 
die relativen Lohnkosten bei neuen Investitionsprojekten zu senken. Zur Er- 
reichung der erforderlichen Produktivität mußte das industrielle Kapital daher 
die Umstrukturierung mittels ständig steigender Investitionen immer weiter 
vorantreiben: die Investitionsspirale wurde zu einer Spirale kontinuierlich 
wachsender Schulden. Der gleichzeitige Widerstand von Arbeitslosen und 
Nichtentlohnten zwang zweitens den Staat, trotz des massiven Angriffs auf die 
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Beschäftigung weiter Geld zur Stützung des Bankensystems und zur Finanzie- 
rung der wachsenden städtischen Schulden in Umlauf zu bringen. Es ist für 
das Kapital unmöglich geworden, Arbeitslosigkeit in nennenswerter Weise zur 
Senkung des allgemeinen Lohnniveaus zu benutzen. 

Angesichts dieses gleichzeitigen Drucks in der Fabrik und in der gesell- 
schaftlichen Fabrik ist die Zeit der Umwandlung von Geld in Kapital zur Zeit 
der Umwandlung von Geld in Einkommen durch die Arbeiterklasse geworden. 
Wenn die Zeit der kapitalistischen Umwandlung von Geld in Kapital länger 
und unsicherer wird, kann die Arbeiterklasse immer stärker ihre eigenen Be- 
dürfnisse durchsetzen und die Zeit verkürzen, in der das Geld aus der Zirku- 
lation heraustritt. Wenn das Geld daran gehindert wird, Kapital zu werden, 
kann es nur auf der Ebene der einfachen Zirkulation bleiben: es verwandelt 
sich nicht in Kapital, sondern wird "faules Geld" ( funny money). Genau in 
diesem Sinne ist die Inflation nicht mehr "kontrollierbar". Sie stellt für das 
Kapital keinen Ausweg mehr dar, weil sie durch die Einkommenskämpfe der 
Arbeiterklasse zur "galoppierenden Inflation" geworden ist. 

In diesem Licht betrachtet sind die verschiedenen seit der Dollar-Inkonverti- 
bilität unternommenen Versuche zur Restabilisierung des internationalen Sy- 
stems insofern gescheitert, als sie keine Bedingungen für eine neue Grundlage 
des internationalen Kommandos geschaffen haben. Um nur den bemerkens- 
wertesten Fall dieses Versagens zu nehmen: mit der Ölkrise nach dem Yom- 
Kippur-Krieg von 1973 sollte eine neue Vorherrschaft der amerikanischen 
Multis durchgesetzt werden. Dazu sollten Dollar aus Europa abgezogen und 
den europäischen Ländern drastische deflationäre Entwicklungen aufgezwun- 
gen werden. Aber dieser Versuch führte nicht zu den gewünschten Resultaten. 
In Wirklichkeit folgte auf die Ölkrise weder die notwendige deflationistische 
Disziplin noch die Verringerung der Dollarreserven in den ölimportierenden 
Ländern; sie verlangsamte nicht die bocksprungartigen Währungsabwertungen 
und senkte somit nicht die Inflationsrate. Ebensowenig gelang es ihr, die Pe- 
trodollar-Überschüsse in den ölexportierenden Ländern in ausreichendem 
Maße zu erhöhen, um sie zu einer Quelle für die ständig wachsende Kapital- 
nachfrage der Multis zu machen. Um dieses deflationäre Manöver wirksam 
werden zu lassen und darüber die wachsenden Investitionsbedürfnisse zu be- 
friedigen, wäre es notwendig gewesen, eine frontale Klassenauseinandersetzung 
auszulösen - in der Tat keine praktikable Lösung. Die gesamtgesellschaftliche 
Ausweitung des Kampfterrains bildete die Grenze jeglichen deflationistischen 
Gegenangriffs des Kapitals. Mit dem Ölmanöver konnte die Hauptoffensive 
gegen die allgegenwärtigen Einkommensforderungen der Arbeiterklasse nur 
hinausgezögert werden. 

Dasselbe gilt für die Einführung der flexiblen Wechselkurse. Mit dem Rück- 
griff auf sie sollte gerade die innerhalb des alten Systems fester Wechselkurse 
"zulässige" Kreditausweitung durch Dollarankäufe verhindert werden. Aber 
diese Maßnahme reichte nicht aus, um das Geldangebot zu begrenzen. Denn 
die Regulierung der Wechselkursschwankungen entsprechend den Zahlungsbi- 
lanzen wurde - selbst in der europäischen "Schlange" - davon durchkreuzt, daß 
die Zentralbanken fortwährend die Geldzufuhr ausweiteten und das Kapital in 
spekulativen Finanzströmen den Unsicherheiten des Klassenkampfs entfloh. Es 
war dieser Klassenkampf, der das Kapital zur strategischen Neubestimmung 
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zwang, die zuerst in Chile zu sehen war, dann in New York und nun überall 
in der Welt. 


Zwei, drei, viele New Yorks 


Die Anfangsgründe der Krise können an der Situation New Yorks in den 
Jahren 1975-1976, die beispielhaft für die gegenwärtige neue Angriffslinie des 
kapitalistischen Staates ist, konkretisiert werden. Das Problem New Yorks be- 
stand nicht allein in der geographischen Neuorganisation der US-Industrie, 
d.h. ihrer Abwanderung aus den städtischen Zentren in neue Entwicklungspole 
in anderen Landesteilen. Das wirkliche Problem bestand darin, daß die For- 
derung nach Einkommen und Dienstleistungen unkontrollierbar geworden war: 
aus diesem Grund stoppte die Bundesregierung die Subventionen für die 
Großbanken und machte gleichzeitig das mangelnde "Vertrauen der Investoren" 
für die Krise von New York verantwortlich. Die Benutzung des sogenannten 
"Vertrauens" als Mittel der politischen Erpressung tauchte natürlich zuerst in 
der monetaristischen Politik auf, die Südamerika und insbesondere Chile auf- 
gezwungen wurde. Mit der darauf folgenden Durchsetzung dieser Disziplin in 
New York sollte die Stadt zum Testfeld für die Schlacht gegen das Sozialein- 
kommen in der "Metropolis" selbst werden. Das Wichtige dabei ist, daß der 
Staat selbst diese Strategie umsetzte, indem er den Liquiditätsfluß zu den Ban- 
ken absperrte. Nun war es nicht mehr möglich, mit dem Finger auf die 
Großbanken und die Spekulanten, auf das Finanzkapital als dem Übeltäter zu 
zeigen. (Genau diese Mystifikation hat die Sozialdemokratie seit den Zeiten 
Hilferdings immer dazu benutzt, um die Beziehung zwischen Geld und Staat 
zu verschleiern.) Die Auseinandersetzung verlief genau zwischen dem Staat 
en dem Einkommen der Arbeiterklasse (insbesondere dem der Nichtentlohn- 
ten). 

Die heute weltweit üblich werdende Taktik bestand darin, die Zinsrate der 
städtischen Pfandbriefe und Schuldscheine heraufzusetzen, um ein Klima des 
Vertrauensverlustes zu schaffen und so einen Wertverlust der Papiere hervor- 
zurufen. Im Kern ging es darum, daß sich der Staat als "Verleiher in letzter 
Instanz" nun weigerte, Verleiher zu sein. Diese gelenkte Krise hatte aber ein 
sehr bedeutsames Ergebnis: sie zwang die städtischen Gewerkschaften, mit ih- 
ren angewachsenen Rentenfonds die Pfandbriefe und Schuldscheine aufzu- 
kaufen, die vom Bankensystem nicht länger abgedeckt werden konnten. In 
dieser strukturellen Veränderung des Finanzsystems zeichnet sich eine neue 
Form des Angriffs auf den Einkommenskampf der Arbeiterklasse ab. Einer- 
seits übernahm der Staat die direkte Verantwortung für die Zahlung der ver- 
schiedenen Soziallöhne, um darüber die städtischen Nichtentlohnten kontrol- 
lieren und regulieren zu können. Andererseits zwang er schrittweise die Ar- 
beiter im öffentlichen Sektor, den Kreditbedarf für die Sozialausgaben mit 
ihren Rentenfonds abzudecken. Dies lief auf die Umwandlung des Soziallohns 
in ein System der Rückversicherung hinaus, ein der Arbeiterklasse selbst auf- 
gebürdetes Zwangssparen. Darin wird das politische Ziel des Kapitals klar: der 
Staat versucht auf diese Weise, die verschiedenen Klassensektoren in ihrem 
Kampf um mehr Einkommen, für mehr Bares, aufzuspalten. Außerdem wird 
dieses Vorgehen durch die Ideologie der "Mitverantwortung" und Mitverwal- 
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tung bei der Finanzierung des öffentlichen Sektors verschleiert - analog zur 
Mitverwaltung, Gewinnbeteiligung und anderen Projekten in der Privatindu- 
strie. Bezeichnenderweise ist dieser Versuch, dem Say'schen Gesetz durch die 
Mobilisierung "zurückgestellter Löhne" für Investition und Konsum wieder 
Geltung zu verschaffen, Rentenfonds-Sozialismus genannt worden. 

New York stellte einen Wegweiser für die IWF-Strategie dar, die bereits im 
August 1975 vom Monetary Negotiations Committee diskutiert worden war. 
Aber erst durch die im Januar 1976 in Kingston (Jamaica) erreichten interna- 
tionalen Vereinbarungen wurde die volle Tragweite dieser neuen Strategie 
weltweit klar. Folgende Beschlüsse wurden vereinbart: Verkauf des vom IWF 
gehaltenen Goldes in einer Reihe von Versteigerungen auf dem freien Markt; 
Bildung eines "Treuhand-Fonds" aus den Erlösen des Goldverkaufs zur Unter- 
stützung der armen Länder mit einem jährlichen Pro-Kopf-Einkommen unter 
350 Dollar; Abschaffung der "Öl-Fazilität", die zur Abdeckung der aus den 
Ölpreiserhöhungen resultierenden Zahlungsbilanz-Defizite geschaffen worden 
war; und schließlich die Ausdehnung flexibler Wechselkurse auf alle Länder. 
Nicht umsonst sind diese Vereinbarungen "ein neues Bretton Woods" genannt 
worden. 

Die Auswirkungen dieser neuen Verhältnisse wurden mit der ersten starken 
Abwertung der italienischen Lira im Januar sofort klar. Es folgte die Abwer- 
tung der spanischen Peseta, des britischen Pfund und später des australischen 
Dollar und des mexikanischen Peso. Welcher Zusammenhang besteht zwischen 
der Krise von New York und dem internationalen Währungs-Putsch, den wir 
letztes Jahr erlebten? 

Nehmen wir den ersten der IWF-Beschlüsse - die Goldversteigerungen: mit 
ihnen wurden zwei unmißverständliche Voraussetzungen für den Angriff ge- 
schaffen. Erstens verursachte der Sturz des Goldpreises von seinem 1974 er- 
reichten Höchstwert von 200 Dollar neben einer drastischen Reduzierung des 
"Kreditfonds" für die armen Nationen eine Entwertung der Zentralbank-Re- 
serven von Ländern wie Italien, Frankreich und Portugal, in denen Gold einen 
bedeutsamen Reserveteil bildet. Diese Länder erhalten daher beim Gebrauch 
des Goldes für "Zusatzabkommen" nun weniger Geld im Austausch von den 
Kreditgebern. Zum Beispiel hatte Italien 1974 mit der BRD einen Vertrag 
über eine 200 Millionen-Dollar-Anleihe auf der Basis einer bestimmten Menge 
seiner Goldreserven abgeschlossen. Aufgrund des vom IWF beschlossenen 
Goldpreisverfalls konnte Italien im Sommer 1976 auf dieselbe Goldmenge nur 
noch 150 Mio. Dollar aufnehmen. Ähnlich erging es Portugal, das 1975 ein 
Zusatzabkommen mit der Bank für internationalen Zahlungsausgleich .(BIZ) 
gezeichnet hatte. Im Februar 1976 stand es vor schweren Problemen, als es bei 
der westdeutschen Bundesbank und der Schweizer Nationalbank um neue Kre- 
dite bat. Das Problem bestand in den "negativen Pfand Klauseln", die die Eu- 
robanken regulieren. Diesen Klauseln zufolge darf ein Land keinen weiteren 
Kredit gegen Gold aufnehmen, ohne zunächst die für den ersten Kredit be- 
reitgestellte Goldmenge zu verdoppeln (in diesem Fall für den vorhergehenden 
Kredit der BIZ). Nur aufgrund der politischen Rolle des Sozialisten Mario 
Soares in den Verhandlungen wurde auf diese Klauseln verzichtet. Dies ist ein 
deutliches Beispiel für den neuen selektiven politischen Gebrauch des Goldes 
als Waffe, mit der einem Land die Bedingungen der multinationalen Banken 


254 zerowork 2 


aufgezwungen werden. Die Demonetisierung des Goldes und die willkürliche, 
kurz gesagt politische, Art der Entscheidungen und Bedingungen, die auf den 
internationalen Krediten liegen, haben den Nationalstaaten den Rest ihrer 
Autonomie genommen, den sie zuvor durch ihre Goldreserven im Falle von 
Auslandsschulden noch hatten - Schulden, die natürlich größtenteils aus Öf- 
fentlichen und sozialen Ausgaben stammten. 

Zum zweiten schufen die Goldauktionen ein Klima spekulativer Unsicherheit 
zwischen den nationalen Währungen, da der Goldpreis nun keinen stabilisie- 
renden Faktor mehr bildete. In der Folge stärkte die Flucht aus den schwachen 
Währungen die starken weiter und wurde vor allem zu einem Zapfhahn für 
den Euromarkt und damit für die US-Multis und US-Schatzwechsel, was die 
amerikanische Haushaltsverschuldung stützte. 

Schließlich dürfen wir nicht vergessen, daß sich diese Maßnahmen schwer- 
wiegend auf die Rolle der Sowjetunion und der Comecon-Länder auswirkten. 
Seit 1974 hatte sich die UdSSR zunehmend bei westlichen Ländern verschuldet 
- bei Westdeutschland und Frankreich für den Import von Maschinerie und 
bei den USA für Getreideimporte. Diese Schuldenakkumulation war das Er- 
gebnis eines starken Klassenwiderstandes im eigenen Land, der die Verwirk- 
lichung der Fünfjahres-Planziele verhinderte. Die erste Phase der Entspannung 
in den 60er Jahren erlaubte die Modernisierung der Industrie - die "Dritte 
Phase" der Sowjetischen Planung. Sie stieß aber auf einen versteckten inflatio- 
nären Druck, den die Arbeiterklasse durch den Gebrauch der begrenzt zuge- 
standenen Mobilität auslöste. Da die Sowjetunion die Rechnungen der 
"Außenwelt" stets mit Gold beglich - seit Lenin dies zur Regel gemacht hatte 
- wurde sie von den westlichen Währungsmaßnahmen schwer getroffen. Die 
UdSSR wurde von den Auflagen ihrer westlichen Kreditgeber immer stärker 
abhängig und zu einer wahnsinnigen Ankurbelung der Arbeitsproduktivität 
getrieben - was die Klassenauseinandersetzung enorm verschärfte. 

Trotz dieser Wirkungen der Demonetisierung des Goldes gibt es auch Gren- 
zen, innerhalb derer der Goldpreis gehalten werden muß. Bei einem zu weit 
gehenden Preisverfall würde sich der Kampf der schwarzen Arbeiter in Süd- 
afrika zu einer offenen und umfassenden Krise der politischen Kontrolle im 
gesamten südlichen Afrika ausweiten. Die Zukunft des Bergbaus und damit 
der Kontrolle der afrikanischen Arbeitskraft ist von der Aufrechterhaltung des 
Goldpreises abhängig. Die IWF-Strategie des Goldpreises mußte innerhalb und 
gegen diese diplomatische Einschränkung (die von Kissinger repräsentiert 
wurde) operieren. Die Welle von Kämpfen, die Südafrika 1976 erlebte, war in 
der Tat das wichtigste "ungleichgewichtige" Element in der gesamten in 
Kingston beschlossenen Weltwährungsstrategie. Diese Situation schränkt den. 
Spielraum der USA für politische Manöver sehr stark ein. Wenn die Kämpfe 
der Schwarzen nicht niedergerungen werden können, bleiben nur zwei Mög- 
lichkeiten. Entweder wird der Goldpreis erhöht - also die gesamte Deflations- 
strategie aufgegeben, die auf der Demonetisierung des Goldes beruht. Oder die 
Kontrolle über das südliche Afrika geht verloren. Wir erleben hier, wie die 
"reine" Politik des weltweiten monetären Coups - diese Illusion des reinen 
Geldes, die stets zur Austreibung des Klassenkampfs benutzt werden muß - 
auf ihren "gegensätzlichen Pol" stößt: hier liegt der schmale und tückische 
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Engpass zwischen Geld und Politik, durch den die US-Globalpolitik heute ih- 
ren Kurs steuern muß. 

Wenn wir von diesen Wirkungen und Schranken des Goldpreises als Mittel 
der internationalen Kontrolle ausgehen, worin liegt dann die Bedeutung eines 
Systems, besser gesagt eines Nicht-Systems, freier Wechselkurse? Obwohl von 
einem rein monetären Standpunkt aus keine Schranken für Wechselkurs- 
schwankungen existieren, stießen auch die Auf- und Abwertungen von 1976 
auf politische Hindernisse. Würde die Politik freier Wechselkurse entsprechend 
der reinen Geldlogik durchgeführt werden, so könnte sie die gesamte Strategie 
zur Restrukturierung des kapitalistischen Kommandos gefährden - die einzige 
langfristige Krisenlösung des Kapitals - und auch die Grundlagen des Staates 
und der internationalen Ordnung untergraben. 

Die 1976 erfolgte Einführung von flexiblen Wechselkursen führte zu der 
enormen Abwertungskrise und der wachsenden Verschuldung der Kommunal- 
verwaltungen und des öffentlichen Sektors, und engte damit die Handlungs- 
spielräume - die "relative Autonomie" - der Nationalstaaten in einer noch nie 
dagewesenen Weise ein. Die Spielräume, innerhalb derer sich die nationale Po- 
litik bewegen muß, wurden drastisch eingeschränkt. In allen Ländern mußten 
sich Regierung und Opposition gleichermaßen auf die stark begrenzten Wahl- 
möglichkeiten einlassen, die ihnen die Logik der internationalen monetären 
Austerität aufzwang. Die erste Konsequenz war ein Verlust an nationalstaatli- 
cher Autonomie und eine Verschiebung von staatlicher Macht auf die Weltebene 
- auf die Operationsebene des monetären Terrorismus. Gleichzeitig wurde die 
Abwärtsbewegung der schwachen Währungen und das Ansteigen der Zinsraten 
aber auch von einer zunehmenden Regionalisierung der Kontrolle über Kom- 
munalverwaltungen, Städte usw. begleitet. In den letzten Jahren waren diese 
immer stärker von den multinationalen Banken statt von staatlichen Subventio- 
nen abhängig geworden. In dem Zeitraum seit 1974 hat der Staat (z.B. in Eng- 
land, Frankreich und Italien) die zunehmende Verschuldung der Kommunal- 
verwaltungen in der Tat aktiv gefördert. Mit dieser scheinbaren Dezentrali- 
sierung staatlicher Macht (in der Form von Aufgabenübertragung, Regionali- 
sierungspolitik usw.) werden die Voraussetzungen für die internationale Ver- 
vielfältigung von "New York" geschaffen. Was wir heute erleben, ist eine neue 
Art der Zentralisierung: die Zentralisierung von multinationaler Staatsmacht. 
Die Abwertungen, die den Ländern mit hoher öffentlicher Verschuldung und 
großem Kreditbedarf vor allem dann aufgezwungen wurden, wenn sie nicht 
sofort drastische Ausgabenkürzungen durchführten, setzten die Kommunal- 
verwaltungen und den gesamten öffentlichen Sektor einer Scherenbewegung 
zwischen steigenden Kosten und Zinserhöhungen auf ihre Schulden aus: sie 
waren so gezwungen, die Kürzungen selber durchzuführen, und wurden zuneh- 
mend von den selektiven Entscheidungen der multinationalen Machtzentren 
abhängig. Wenn die anschwellenden Schulden zudem in abgewerteten Währun- 
gen getilgt werden müssen, dann eröffnet sich dem Kapital die Möglichkeit, 
"zwei, drei, viele New Yorks" innerhalb von 24 Stunden herbeizuführen. 

Fassen wir zusammen: die Abwertungsspirale und die Zinserhöhungen haben 
erstens eine Regionalisierung der Macht bewirkt. Dies wurde vom Staat selbst 
gefördert, indem er aufhörte, Verleiher in letzter Instanz zu sein. Zweitens 
ging die Macht des Verleihens an die selektive Kontrolle der multinationalen 
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Entscheidungszentren über. Die politische Tragweite dieser Entwicklung ist 
enorm. Hinter dem in Kingston beschlossenen System der flexiblen Wechsel- 
kurse steht eine Strategie der Austerität, bei der die Kommunalverwaltungen 
durch erzwungene Abwertungen dazu getrieben werden, die Ausgabenkürzun- 
gen selbst durchzuführen. Der politische Spielraum wird damit bis zu dem 
Punkt eingeschränkt, wo es nur noch um die Verteilung der Kürzungen geht. 
Vom Klassenstandpunkt aus ist der Verhandlungsspielraum für die Einkom- 
mensverteilung damit nicht mehr offen und ausdehnbar. Er ist zu einem ein- 
geschränkten Feld geworden, auf dem Verhandlungen zu einem nur noch 
spaltenden und auseinandertreibenden Instrument in der Hand des Staates 
werden. Indem die Krise die selektive Macht der Erpressung auf die interna- 
tionale Ebene verschiebt, gerät der gesamte Rahmen eines auf der Einkom- 
mensverteilung beruhenden Konsenses - die Grundlage des keynesianischen 
Staates - in die Krise. Die Vermittlungsinstanzen, von denen die Staatsmacht 
abhängig war, werden ausgehöhlt: das Parteiensystem, die Einkommensvertei- 
lung durch Kommunalverwaltungen, partnerschaftliche Zusammenarbeit mit 
den Gewerkschaften bei "Entwicklungsplanung" usw. Die Legitimation dieser 
Instanzen hatte sich zunehmend auf die Illusion bezogen, es gäbe noch Ver- 
handlungsspielräume. Die neue "Rechtfertigung" des Staates, der Wiederaufbau 
seines Konsenses, beruht jetzt immer mehr darauf, daß die offiziellen Orga- 
nisationen der Arbeiterklasse - in erster Linie die Parteien und Gewerkschaf- 
ten - diesen monetären Terrorismus verkaufen. Sie wurden nicht nur direkt in 
das Krisenmanagement einbezogen, sondern führten selbst unmittelbar die 
spaltende und terroristische Politik aus, die jede Ausweitung der Klassenfront 
blockieren sollte. In zunehmendem Maße obliegt es den offiziellen Klassenor- 
ganisationen, Bedingungen herzustellen, die eine relative Autonomie des Staa- 
tes erlauben - indem sie die Logik der Austerität durchsetzen und gleichzeitig 
die Ideologie eines auf die Zukunft verschobenen Wachstums verbreiten. Dies 
ist die wirkliche Funktion der neuen Sozialdemokratie in der Krise; ihr "lin- 
ker" Flügel wird darauf zurückgestutzt, gegen Windmühlen anzurennen. Die 
monetäre Erpressung zwang die Sozialdemokratie, die nationale Regierung der 
Austerität zu werden. Dabei ist es unwichtig, ob sie sich in der "Regierung" 
oder in der "Opposition" befindet. Nehmen wir zwei deutliche Beispiele: die 
Kommunistische Partei Italiens, die gerade aus Wahlsiegen besonders auf re- 
gionaler und kommunaler Ebene gestärkt hervorgegangen ist, sieht sich nun in 
einer politischen Sackgasse gefangen. War sie einst die Partei des garantierten 
Einkommens gewesen, so muß sie nun selbst zum Verwalter von kommunalen 
Ausgabenkürzungen werden. In England fand ein ähnlich dramatischer Wechsel 
in der Physiognomie der Labour-Bewegung statt: Regierung und Gewerk- 
schaften setzen mit dem "Sozialkontrakt" von 1974 das deflationäre Regime 
durch. Dabei machen sie sich die monetäre Erpressung in jeder nur denkbaren 
Weise zunutze, während sie die Verantwortlichkeit für die Krise auf dunkle 
und unbestimmte "internationale Finanzoperationen" abwälzen. Die tatsächliche 
Macht und Initiative bei der selektiven Durchsetzung der Austerität bleiben 
hinter einer Nebelwand verborgen, in der das Geld vermeintlich seinen eige- 
nen Gesetzen gehorcht; Gesetzen, die außerhalb und jenseits des Bereichs po- 
litischer Entscheidungen liegen - dort wo "der Mensch nichts gilt". 
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Die New Yorker Erfahrung ist auch ein Musterbeispiel für die wahrschein- 
lichen Konsequenzen der gesamten Austeritätsstrategie für die sogenannten 
Entwicklungsländer. Als New York zur Deckung seiner unmittelbaren Zah- 
lungsverpflichtungen eine Anleihe gewährt wurde, war dies an die Bedingung 
geknüpft, daß es kein Moratorium geben dürfe. Die Anleihe mußte innerhalb 
einer vorgeschriebenen Zeit zurückgezahlt werden. Im Frühling 1976 war die 
Beendigung der Moratorien auch Thema auf der Handels- und Entwicklungs- 
konferenz der Vereinten Nationen in Nairobi. Die "Entwicklungs"länder trafen 
sich dort, um eine gemeinsame Politik gegenüber ihren enormen Auslands- 
schulden und zur Regulierung der Rohstoffpreise zu diskutieren, Einen zu- 
nehmend größeren Teil ihrer Schulden hatten diese Länder bei den Handels- 
und Anlagebanken des Euromarktes. Nur noch schätzungsweise etwas mehr als 
die Hälfte der Schulden wird von offiziellen Agenturen - der Weltbank, der 
OECD, OPEC, den sozialistischen Ländern usw. - finanziert, während der 
Rest vom privaten Bankensektor stammt. Der gesamte Kreditbedarf der ärme- 
ren Ländern ist für 1976 auf 40 Milliarden Dollar hochgerechnet worden. 
Gleichzeitig beziehen die wichtigsten US-Banken ungefähr 50 Prozent ihres 
Profits aus dem Kreditgeschäft mit eben diesen Ländern, weshalb die allge- 
meine Gewährung von Moratorien unwahrscheinlich ist. Denn das würde zu 
einem zeitlich nicht begrenzten System der "internationalen Wohlfahrt" führen. 
Die Zurückweisung von Moratorien seitens der "entwickelten Länder" weist 
auf die Strategie der Privatisierung von Hilfe im Weltmaßstab hin, deren In- 
strument die vom multinationalen Bankensystem bereitgestellten Kredite mit 
fester Laufzeit und Auflagen sind. Das Ergebnis ist die globale Ausbreitung 
der "Schulden-Ökonomie". Wie in den Fällen der Stadt New York und der 
westeuropäischen Länder können auch die armen Länder - die Schuldner par 
exellence - ihre Schulden nur auf dem Wege der Währungsabwertung zurück- 
bezahlen. Das wiederum senkt die Verkaufspreise ihrer Rohstoffe, während sie 
ihre Importe aus dem Westen in Dollar bezahlen müssen. 


Eine neue Stufe der Klassenauseinandersetzung 


Wenn nun diese aus der Umstrukturierung des Finanzsystems herrührende 
Währungsstrategie international die Hauptlinie des deflationistischen Angriffs 
auf die Arbeiterklasse darstellt, so bleibt die Frage, inwieweit sie für das Ka- 
pital eine Lösung liefern kann. In welchem Maße kann sie erfolgreich sein, 
wenn, frühere deflationistische Versuche fehlgeschlagen sind? Statt eine Lösung 
- das heißt einen Ausweg aus der "unbegrenzten Übergangsphase", der sich das 
Kapital gegenüber sah - zu eröffnen, enthält die Anwendung der monetaristi- 
schen Politik einen inneren und unvermeidlichen Widerspruch. Der Moneta- 
‚rismus und die von ihm abgeleiteten politischen Maßnahmen setzen ein Kräf- 
teverhältnis zwischen den Klassen voraus, das vollständig dem Geld als Kapital 
untergeordnet ist - wovon in der gegenwärtigen Situation nicht die Rede sein 
kann. Soll diese Strategie gegenüber dem bereits bestehenden Niveau des in- 
ternationalen Klassenangriffs statt einer bloßen Reaktion eine tatsächliche 
Lösung darstellen, dann müßte es eine geheime Kraft geben, mit der sich der 
Klassenkampf nicht nur aus der Theorie, sondern auch aus der Wirklichkeit 
austreiben ließe. Diese Strategie baut zwar auf der bereits existierenden unbe- 
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grenzten Krise auf, aber sie kann die mit ihrer Anwendung verbundene poli- 
tische Konfrontation nicht selber lösen. Auf der einen Seite ordnet sie die Po- 
litik, den Schauplatz der subjektiven Entscheidungen und der Klassenkräfte, 
den Diktaten des Geldes unter. Wenn Milton Friedman sagt, "letztes Jahr New 
York und Chile, dieses Jahr England", dann nimmt er an, daß die politischen 
Bedingungen für den Währungsangriff bereits überall günstig sind, daß die 
Schlacht schon gewonnen ist. Auf der anderen Seite ist klar, daß diese Vor- 
aussetzungen nicht existieren: die Politik kann nicht durch eine voluntaristi- 
sche Lösung der Machtfrage ausgeschaltet werden. Frühere deflationistische 
Versuche scheiterten an den politischen Problemen des Klassenwiderstandes - 
die Arbeiterklasse bleibt ein Gespenst, das sich nicht vertreiben läßt. Auch die 
monetaristische Strategie kann nur dann zur Basis für einen Wiederaufschwung 
des kapitalistischen Systems werden, wenn sie diesen Widerspruch auslöscht. 
Andernfalls bleibt es eine Krise ohne Ende, und der Widerspruch wäre nur 
auf eine höhere Stufe der Klassenauseinandersetzung gehoben worden. 

In Anbetracht dieser Drohung muß der Staat den Einsatz der terroristischen 
Maßnahmen genau abwägen. Er muß potentiell kampfstarke Sektoren isolieren, 
um eine verallgemeinerte Klassenauseinandersetzung zu verhindern: die einzige 
politische "Lösung", die für das Kapital in Sicht ist, besteht in einem langen, 
hinausgezögerten Prozeß der Zersetzung von Klassenmacht. Es geht darum, 
"das Fort zu halten", kurz gesagt um einen Stellungskrieg. Das Kapital stößt 
hier wieder einmal an die politischen "Grenzen", die letztlich die "Grenzen" 
oder Widersprüche der Geldform selbst darstellen. Um zu Marx zurückzukeh- 
ren: "Daraus aber, daß das Kapital jede solche Grenze als Schranke setzt, und 
daher ideell darüber weg ist, folgt keineswegs, daß es sie real überwunden hat 
..“. Wenn der Staat den internationalen Währungsdiktaten unterworfen wird, 
dann besteht für das Kapital ein ernstes Risiko nicht nur darin, daß diese 
"Grenzen" einen Teufelskreis schaffen, in dem der innere Widerspruch der 
monetären Politik ständig reproduziert wird. Darüber hinaus könnten diese 
"Grenzen" die Krise des Geldes zu einer Krise des Staates selbst eskalieren 
lassen. 

Im Oktober 1976 trafen sich die Vertreter der Mitgliedsländer des IWF in 
Manila, um die globale Situation nach der weiteren Abwertungswelle neu zu 
prüfen. Schnell wurde klar, daß es keine Änderung der allgemeinen Strategie 
geben würde - solange sich Löhne, Einkommen und soziale Disziplin nicht 
wieder unter kapitalistischer Kontrolle befinden. Der mit Geld durchgesetzte 
Terrorismus wird weitergehen und nur dann gezügelt werden,. wenn der poli- 
tische Preis zu hoch ist. Der Angriff auf die Beschäftigung wird fortgeführt 
werden, und die industrielle Entwicklung, die jeweiligen Regierungen und der 
öffentliche Sektor bleiben von der selektiven politischen Kontrolle abhängig, 
die zunehmend von den multinationalen Banken ausgeübt wird. Kurz gesagt, 
jede Krise führt zur nächsten, und die monetäre Übergangsphase droht, mehr 
und mehr zu einem permanenten internationalen Notstand zu werden. Diese 
Entwicklung unterhöhlt das gesamte System der Vermittlungen, auf die sich 
der Staat in der Vergangenheit gestützt hat: vom Staat als Verteiler über den 


Staat als Kreditgeber zum Staat als Verteiler der Kürzungen - was kommt als 
nächstes? 
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Je länger diese Übergangsperiode andauert und der Währungsangriff damit 
zu einem Dauerzustand wird, um so eher kann sie natürlich zu einem Terrain 
für die subjektive Reorganisation der Arbeiterklasse werden. Die gesamten 
Dimensionen des neuen Kampfzyklus sind noch nicht klar, aber seine Cha- 
rakteristiken deuten sich in den Auseinandersetzungen bereits an: Aufstände 
der schwarzen Jugendlichen in Soweto und London, Brotunruhen in Polen und 
Ägypten, offene Schlachten der Studenten mit der Polizei in Italien und Eng- 
land. Diese Kämpfe finden in einer Situation statt, in der das Kapital um den 
Preis seiner Machterhaltung dazu gezwungen ist, die keynesianische Form des 
Geldes als Vermittlung der Klassenbeziehung abzuschaffen. Darin scheint auch 
das Verbindende der Kämpfe zu liegen: die Arbeiterklasse, deren Kämpfe 
bereits die Krise erzeugt hatten, stößt in dieser Situation weiter mit Forderun- 
gen vor, die auf die völlige Abschaffung der Arbeit und die Aneignung des 
gesamten gesellschaftlichen Reichtums zielen. 

Es geht hier nicht um den Traum von einer zukünftigen Gesellschaft, son- 
dern um die praktischen Anforderungen in der gegenwärtigen Klassenausein- 
andersetzung. Diese unterliegen auch nicht der Planung des Zentralkomitees 
einer Partei, sondern sind Ausdruck neuer Bedürfnisse und neuer Forderungen 
der verschiedenen Klassensektoren. Aufgrund der neuen Formen, in denen das 
Kapital versucht, sein Kommando mit der zentralisierten multinationalen 
Staatsmacht und der regionalisierten Anwendung der Austerität wieder 
durchzusetzen, sind diese Kämpfe bezüglich des Geldes, der Arbeit und der 
gesamten Lebensbedingungen bereits unmittelbar Kämpfe gegen den Staat. 
Vom Angriff auf die Zwangsmacht des Staates zu sprechen, kann nicht mehr 
den Staatsstreich, den Sturm auf das Winterpalais bedeuten. Heute besteht er 
in dem Angriff auf die "Sozialverträge" und die Einkommenspolitik in West- 
europa, auf die Haushaltskrise in den USA, auf die "soziale Disziplin" im Ost- 
block: kurz gesagt, im allgemeinen Widerstand gegen die überall von Kapital 
geplante Zersetzung der Klassenmacht. 

Für uns ist nun die Frage vordringlich, welche Organisationsformen diese 
Angriffe durchführen können. Dabei geht es nicht um den Aufbau einer Par- 
tei, die den Kampf von oben steuern und "die Arbeiterklasse zum Sozialismus 
führen" will. Vielmehr geht es darum, die Erfolge und Mißerfolge von Orga- 
nisationsformen der Arbeiterklasse in früheren Kampfzyklen zu untersuchen; 
in erster Linie von Organisationen der Nichtentlohnten in ihren Soziallohn- 
Kämpfen gegen den Staat. Nur dann können wir beginnen, die Mechanismen 
der Zirkulation von Kämpfen zu kapieren - der Zirkulation zwischen geogra- 
phischen Gebieten und zwischen verschiedenen Klassensektoren. Dann können 
wir uns selbst so organisieren, daß diese Zirkulation beschleunigt wird. Und 
nur so könnten wir begreifen, was es für die Arbeiterklasse tatsächlich: be- 
deutet, nicht nur Macht zu haben, sondern an der Macht zu sein; und was es 
für uns bedeutet, nicht nur gegen das Kapital zu kämpfen, sondern das Kapi- 
tal in all seinen Formen zu zerstören. 


NEW YORK ENTWICKELN 
UND UNTERENTWICKELN 


DIE "HAUSHALTSKRISE" UND 
DIE DURCHSETZUNG DER AUSTERITÄT" 


Donna Demac & Philip Mattera 


New York City, die Hauptstadt des internationalen Kapitals, befindet sich nun 
seit über zwei Jahren in einem Zustand ständigen Aufruhrs. Die öffentlichen 
Ausgaben wurden um Hunderte Millionen Dollar gekürzt, Zehntausende der 
öffentlichen Angestellten entlassen, und skrupellose Planer der Unternehmen- 
seliten und der Bundesregierung übernahmen die direkte Kontrolle der Stadt. 
In einem fiskalischen Sinn wurde das Kriegsrecht erklärt und der Tagesbefehl 
lautete: Mehr arbeiten - weniger verdienen. In Zusammenarbeit mit den städ- 
tischen Gewerkschaftsführern bedienten sich die Banken und die Bundesre- 
gierung der offenen finanziellen Manipulation, um der Macht der Arbeiter- 
klasse die vielleicht entscheidendste Niederlage in der heutigen Welt beizu- 
bringen. Dabei handelte es sich um Gelder, mit denen früher die Löhne der 
städtischen Angestellten, die Zahlungen an die Sozialhilfeempfänger und alle 
von der Stadtverwaltung organisierten Funktionen der gesellschaftlichen Fabrik 
bezahlt wurden. 

In den Untersuchungen zu dieser Krise wird aber fast ausnahmslos überse- 
hen, daß der Grund für die Intensität des kapitalistischen Angriffs allein in 
der Stärke der vorhergehenden Offensive der Arbeiterklasse lag, durch die der 
Kapitalangriff ausgelöst wurde. Diese Klassenoffensive untergrub die soziale 
Kontrolle von Geschäftswelt und Regierung über New York. Durch ihre Ant- 
wort darauf gelang es den Herrschenden, New York zu einem Teil der "Dritten 
Welt" zu machen, in dem Sinne, daß sie die Stadt der wirksamsten Waffe des 
Kapitals unterwarfen: der Unterentwicklung. New York diente als eines der 
wichtigsten Laboratorien für die Erprobung der "fiskalischen Krise" als Er- 
gänzung zur Hunger- und Ölkrise. Diese Krisen bilden das Waffenarsenal, mit 
dem der internationalen Klassenoffensive gegen die Arbeit begegnet wird. Die 
Einflußnahme durch Verschuldung, die in Lateinamerika, Afrika und Asien in 
aller Stille erprobt worden war, wurde nun mit größter Härte in der Metropole 
von "metropolis" angewandt. 

Die Unterentwicklung des städtischen Privatsektors wurde (als Antwort auf 
das akute "Arbeitskräfteproblem" in New York) seit vielen Jahren in großem 


Dieser Artikel ist eine überarbeitete und erweiterte Fassung von "New York Entwickeln und 
Unterentwickeln: Die "Haushaltskrise" und eine Strategie zur Bekämpfung der Austerität", eine 
Broschüre, die von der Gruppe "New York kämpft gegen die Arbeit" 1976 herausgegeben wurde. 
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Umfang benutzt: zwischen 1950 und 1975 waren etwa eine halbe Million Fa- 
brikjobs aus der Stadt ausgelagert worden, und in den sieben Jahren nach 1969 
"verschwanden" 650 000 Jobs aller Art.? Das Einzigartige dieser gegenwärtigen 
Krise liegt darin, daß sie die Finanzen und Funktionen des Staates? betrifft, 
und daß sich in ihr als bestimmende Figuren auf der einen Seite die Kreditge- 
ber und Manager des Staates und auf der anderen Seite deren Angestellte und 
"Klienten" gegenüberstehen. Durch die Unterentwicklung und die Auszehrung 
des öffentlichen Sektors versuchten die Herrschenden, die Ausplünderung der 
Staatskasse durch die Arbeiterklasse zu beenden. 

In diesem Artikel wollen wir beide Prozesse überprüfen und analysieren - 
die Zunahme von Lohnkämpfen gegen die städtische Verwaltung in den 60er 
Jahren und die Durchsetzung der Austerität, mit der das Kapital diesen 
Kampf zu untergraben versucht. Es geht uns dabei nicht um Geschichtsschrei- 
bung, sondern wir wollen herausfinden, wie wir wieder in die Offensive 
kommen und die "fiskalische Krise" zu Fall bringen können. 


Kampf gegen die Humankapital-Strategie 


Anfang der 60er Jahre standen die Herrschenden in New York und in unter- 
schiedliichem Maße auch in anderen Städten der USA einer wachsenden Un- 
ruhe in allen Sektoren der Arbeiterklasse gegenüber: die früheren Immigranten 
in den Fabriken des Nordens bedrohten mit ihrem wachsenden Druck für 
Lohnerhöhungen und ihrem Kampf gegen die disziplinierende Funktion der 
Gewerkschaften die Grundlagen des keynesianischen Systems. Gleichzeitig 
weigerten sich die erst kürzlich angekommenen Schwarzen und Lateinamerika- 
ner aus den Südstaaten und der Karibik, die ihnen zugewiesene Rolle als Ar- 
beitskraftreserve in den Ghettos zu übernehmen. Das Kapital brauchte eine 
Strategie, mit der sowohl der Kampfansage der entlohnten Arbeiter an das 
heikle keynesianische Gefüge begegnet, als auch die nichtentlohnte Bevölke- 
rung in dieses System integriert werden konnte. Um letzteres zu erreichen, 
sollte die aufstrebende Bürgerrechtsbewegung in ein Projekt umgewandelt 
werden, das der kapitalistischen Entwicklung förderlich wäre, statt sie zu ge- 
fährden. Die Lösung wurde in der sogenannten Humankapital-Strategie ge- 
sucht, die den Kern der innenpolitischen Programme der Kennedy- und 
Johnson-Regierungen bildete. Sie verfolgte einen doppelten Zweck: mit großen 
bundesstaatlichen Investitionen in das Erziehungs- und Gesundheitswesen, in 
die Gemeindeentwicklung und berufliche Ausbildung sollte die Enttäuschung 
der Nichtentlohnten in berufliche Bahnen gelenkt und auf diese Weise ein 
neues Angebot an (hoffentlich kooperativer) entlohnter Arbeitskraft aus den 
Ghettos geschaffen werden. Das wiederum würde die Konkurrenz um Arbeits- 
plätze erhöhen und die Lohnoffensive untergraben. So wurden unzählige Mil- 
lionen Dollar in die diversen Programme investiert: Manpower Development 


2. Mehr zur Unterentwicklung des Nordostens findet sich in der sechsteiligen Artikelserie in der 
New York Times, 8.-13.2.1976; in Business Week vom 17.5.1976 und im Empire State Report, 
Oktober-November 1976. 


3.* Um den Unterschied zwischen der Stadt New York und dem Bundesstaat New York deutlich zu 
machen, lassen wir oft die amerikanischen Bezeichnungen New York City und New York State 
stehen. Ansonsten ist hier mit "Staat" oder "Land" immer der Bundesstaat New York gemeint. 
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and Training Act von 1962 (Gesetz zur Aus- und Weiterbildung von Arbeits- 
kräften), Vocational Rehabilitation Act von 1963 (Gesetz zur beruflichen Wie- 
dereingliederung), und das krönende Glanzstück, der Economic Opportunity 
Act von 1964 (Gesetz über wirtschafliche Aufstiegschancen), der Johnsons 
Frontalangriff in seinem "Krieg gegen die Armut" bildete. 

Aber schon ganz zu Beginn gab es, vor allem in New York, Anzeichen da- 
für, daß die vorgesehenen Teilnehmer an den Programmen die Bedingungen 
dieser Strategie verweigern würden. Kurz bevor der Economic Opportunity Act 
in Kraft trat, erschütterte der erste der großen Ghettoaufstände der 60er Jahre 
New York. Er begann in Harlem und dehnte sich in der Juli-Hitze auf Bed- 
ford-Stuyvesant und andere Stadtteile aus. Schon früher hatte es Aufstände in 
Harlem gegeben, vor allem 1935 und 1943, aber es wurde weithin wahrge- 
nommen, daß der Aufstand von 1964 einen neuartigen Charakter hatte, etwas, 
das die weiteren städtischen Riots dieses Jahrzehnts bestimmen würde. Diese 
Aufstände waren nicht mehr nur Ausdruck von Wut und Zorn - obwohl sie 
das mit Sicherheit auch waren - sondern bekamen einen "ökonomischen Cha- 
rakter". Da die Plünderungen bei den Aktionen an erster Stelle standen, wurde 
klar, daß es sich hier um die direkte Aneignung von gesellschaftlichem 
Reichtum handelte - eines Reichtums, der den Ghettobewohnern vor allem 
wegen ihrer fehlenden Entlohnung vorenthalten wurde. Eins der deutlichsten 
Beispiele für die Aktionen, die Nathan Glazer und Daniel Moynihan als 
"commodity riots" (Waren-, Güteraufstände) bezeichneten, war ein Vorfall in 
New York 1967. Schwarze Jugendliche plünderten aus Läden an der Fifth 
Avenue sehr teure Waren für mehr als 26 000 Dollar. 

In dieser Periode organisierten die Ghettobewohner auch kollektive Preissen- 
kungen für Gebrauchsgüter, vor allem für Wohnungen: 1963 und 1964 
schwappte eine Welle von Mietstreiks über New York.? 

Die Kämpfe zwichen Mietern und Hausbesitzern in dieser Stadt gehen auf 
die ersten Einwanderungswellen zurück. Der breite Widerstand gegen die mi- 
serablen Wohnbedingungen zwang die Gesetzgeber des New York State am 
Ende des 19. Jh., die ersten Mietregelungen der USA zu verabschieden: das 
Tenement House Law von 1901 (Mietshäuser-Gesetz). Da die meisten Ghet- 
towohnungen der Stadt aber in schlechtem Zustand blieben, und weil Man- 
hattan eines der am dichtesten besiedelten Gebiete der Welt blieb (in gewissem 
Maße ließ es sogar Kalkutta hinter sich), entwickelten Mieter während und 
nach dem Ersten Weltkrieg eine Massenbewegung gegen die Hausbesitzer. Im 
Mai 1919 führten Tausende unter Leitung der Tenants Defense Union (Mieter- 
verteidigungsunion) starke Mietstreiks in der ganzen Stadt durch, die die Ge- 
setzgeber so in Schrecken versetzten, daß 1920 das erste Mietkontrollgesetz der 
USA verabschiedet wurde. Als das ursprüngliche Gesetz auslief, lebte diese 
Bewegung in den 30er Jahren wieder auf, wodurch die Stadtverwaltung zur 
Fortführung der Kontrollen gezwungen wurde. Ein entscheidendes Ereignis 
fand 1932 statt: in der Bronx kämpften 4000 Leute gegen die Polizei, die 17 
Familien räumen wollte, die sich im Mietstreik befanden. 


4. Diese Erörterung beruht vor allem auf Michael Lipsky, Protest in City Politics, Rand McNally 
1970; Mark Naison, Rent Strikes in New York, New England Free Press, abgedruckt in Radical 
America Nov./Dez. 1967. 
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In den folgenden Jahren hielt die Mietermacht die Mieten relativ niedrig, 
aber der Zustand der Häuser verschlechterte sich weiter: die Hälfte der Be- 
hausungen, die Anfang des Jahrhunderts für unbewohnbar erklärt worden wa- 
ren, stand 1963 immer noch und wurde ohne große Instandhaltungen weiter 
bewohnt. Diese Situation führte zu einer neuen Runde von Mieteraktionen, 
angeleitet vom unabhängigen Aktivisten Jesse Gray und dem Congress of Ra- 
cial Equality (Kongreß für Rassengleichheit). Die Mietstreikbewegung, die auf 
ihrem Höhepunkt im Jahr 1964 mehr als 500 Häuser in verschiedenen Teilen 
der Stadt erfaßte, bewirkte vielfach dauerhafte Mietsenkungen, die Bereitstel- 
lung neuer Mittel für notdürftige Reparaturen, ein Ein-Millionen-Programm 
zur Bekämpfung der Rattenplage und eine neue Gesetzgebung zum Mieter- 
schutz. Eine vielleicht noch größere Bedeutung bekam der Kampf dadurch, 
daß die Mieter in den Ghettos ihrer Wut und Kraft Ausdruck gaben. So 
brachten zum Beispiel viele Leute bei Gerichtsverfahren um Mietstreiks die in 
ihren Wohnungen gefangenen Ratten mit. In der Rats-to-Rockefeller- Aktion 
wurden Hunderte von Spielzeugratten (toy rodents) mit der Post ins Gouver- 
neursbüro des Staates New York geschickt. Die Stadtverwaltung hat diese 
Botschaft verstanden: hastig "entwickelten sie Kommunikationskanäle" zu den 
Sprechern der Mieter, indem sie "Standleitungen" (hot lines) zu den Behörden- 
vorstehern einrichteten. Diese Absprache ermöglichte es den Sprechern, mit 
einem einfachen Telefongespräch Mietsenkungen für die Leute zu erreichen. 

Die Aufstände und Mietstreiks der frühen 60er Jahre bildeten den Auftakt 
für einen noch stärkeren Kampf: das welfare rights movement (etwa: Bewegung 
für das Recht auf Sozialhilfe oder andere Unterstützungen).° 

Das System der Sozialfürsorge, in erster Linie das Aid to Dependent Children 
Programm (ADC, Unterstützung für Mütter mit Kleinkindern), wurde 1935 als 
Teil der Social Security Gesetzgebung verabschiedet, die aus den sozialen 
Kämpfen während der Depression entstand.® Nach dem Zweiten Weltkrieg 
schossen die Ausgaben für die Sozialhilfe sofort in die Höhe, blieben aber in 
den 50er Jahren aufgrund stark einschränkender Bestimmungen in vielen Bun- 
desstaaten relativ niedrig. Noch bis 1960 lagen die durchschnittlichen ADC- 
Auszahlungen bei nur 35 Dollar pro Person monatlich, während die Sätze zum 
Beispiel im Süden noch niedriger waren. 

Das aus dem Widerstand gegen die erbärmlichen Lebensbedingungen ent- 
standene welfare rights movement führte zur direkten Konfrontation mit der 
Bundesregierung, die versuchte, die Wut und Frustration des Ghettos in eine 
dem Kapital dienliche Richtung zu kanalisieren. Der Plan bestand darin, das 
Ghetto zu vergewerkschaften. Die Armutsbevölkerung sollte in von Bundesgel- 
dern abhängige Organisationen hineingezwungen werden, die Zugeständnisse 


.5.. Die folgenden Ausführungen beruhen hauptsächlich auf: Protest by the Poor: The Welfare 
Rights Movement in New York City, RAND Corporation Study R-791-NYC, von Larry R. 
Jackson und William A. Johnson, Aug. 1973; Frances Fox Piven und Richard Cloward Regula- 
ting the Poor, Vintage 1972 (deutsch: Regulierung der Armut, Die Politik der öffentlichen 
Wohlfahrt, Frankfurt 1977). 


6.* Um die im weiteren dargestellten Kürzungen der Fürsorgezahlungen in ihren gangen Feinheiten 
verstehen zu können, wäre eine ausführliche Darstellung des Sozialstaats der USA erforderlich. 
Eine vergleichende Einführung findet sich in der deutschen Ausgabe des Buches von Pi- 
ven/Cloward (siehe Fußnote 6). Auch wenn es in den USA keine einheitlich geregelte Sozialhilfe 
wie in der BRD gibt, sondern ein weit aufgefächertes System von Leistungen für Fesonders "Ka- 
tegorien” von Armut, übersetzen wir der Anschaulichkeit halber "welfare" in der Regel mit "Sogi- 
alhilfe" (oder "Fürsorge"). 
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erkämpfen, aber ihre Mitglieder unter Kontrolle halten und die bestehenden 
Institutionen nicht ernsthaft herausfordern würden. Binnen kurzem versagte 
diese Strategie. Die Leute widersetzten sich nicht nur der Organisierung, son- 
dern sie benutzten die Gelder eben dieser Programme, um Entwicklung und 
Abhängigkeit zu verhindern. Zum Beispiel lag eine der Wurzeln des welfare 
rights movement in der vom Bund finanzierten Mobilization For Youth (MFY), 
einem Programm für Beratung und Berufsbildung, das seine Arbeit 1962 in 
der New Yorker Lower East Side aufnahm. Die MFY-Arbeiter und Leute aus 
dem Viertel gebrauchten die Organisation und die Gelder nicht so, wie 
Washington es beabsichtigt hatte. Stattdessen starteten sie damit einen Angriff 
auf die Fürsorgeverwaltung und zwangen sie, die nächtlichen Razzien (mit 
denen sichergestellt werden sollte, daß ADC-Mütter nicht mit Männern zu- 
sammenlebten) und die Abschiebungen vieler neuer Einwanderer aus dem 
Süden und Puerto Rico zu beenden. 


Das bundesweite welfare rights movement entstand aus dem 1966 in 
Washington gegründeten Poverty Rights Action Center (Aktionszentrum für die 
Rechte der Armen), das in jenem Sommer eine entscheidende Reihe von De- 
monstrationen in mehr als 15 Städten organisiert hatte. Im August wurde die 
National Welfare Rights Organization, ein Zusammenschluß örtlicher Gruppen, 
gegründet, der in seinen besten Jahren 1968 und 1969 hunderttausend Mitglie- 
der hatte. 

Die stärkste welfare rights-Offensive war die in New York, die mit der er- 
folgreichen Kampagne für Winterkleidung von 1965/66 in Gang gekommen 
war. 1967 begann die New Yorker Welfare Rights Organisation eine Offensive, 
mit der sie die Fürsorgeverwaltung dazu zwingen wollte, alle zustehenden 
Leistungen zu bewilligen. Gleichzeitig kämpfte sie für besondere Kleidungs- 
und Möbelbeihilfen. In dieser Zeit organisierte die Gruppe ein Sit-In bei einer 
Konferenz von leitenden Geschäftsleuten über das "welfare problem” (Problem 
der steigenden Sozialhilfeausgaben), zu der Gouverneur Rockefeller 1967 ein- 
geladen hatte. Die Bewegung war zu einer nicht zu übersehenden politischen 
Kraft in der Stadt geworden. Sie war in der Lage, täglich in allen fünf Stadt- 
bezirken Demonstrationen auf die Beine zu stellen. 

Das organisierte welfare rights movement ermutigte auch andere Nichtent- 
lohnte zu Aktionen. Zum Beispiel stürmten im Mai 1968 Tausende von armen 
Frauen die Sozialämter und verlangten zusätzliche Zahlungen. Nachdem die 
Sit-Ins eine Woche angedauert hatten, wurden ihnen Schecks ausgehändigt. 
Solche Aktionen zwangen die Fürsorgeverwaltung, allein im Juni 1968 mehr 
als 13 Mio. Dollar an zusätzlichen Beihilfen auszuzahlen, und trieben sie für 
das ganze Jahr auf über 100 Mio. Dollar. Als diese Sonderzahlungen abge- 
schafft wurden, kam es im Rathaus zu militanten Protesten. Mütter mit Sozial- 
hilfe griffen in der ganzen Stadt die Büros an, unterbrachen deren Arbeit, 
zerstörten die Einrichtungen und stellten die Verwaltungsbeamten zur Rede. 

Das dramatischste Ergebnis dieser Kämpfe war der explosive Anstieg der 
Zahl der Sozialhilfeempfänger: von 324 000 (1960) über 889 000 (1968) auf 
seinen Höchstand von fast 1,3 Millionen (1972). Gleichzeitig wurden die all- 
gemeinen ADC-Zahlungen deutlich heraufgetrieben - von 2100 Dollar jährlich 
für eine vierköpfige Familie im Jahr 1960 auf fast 4000 Dollar (zuzüglich 
vieler ergänzender Beihilfen) im Jahr 1971. 
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In dieser ganzen Periode behaupteten die "Klienten" ihr Anrecht auf die 
Leistungen. Die Frauen betrachteten sie als eine Form von Lohn für ihre 
Hausarbeit. Die Leute bekämpften alle Versuche der Regierung, sie in (Nied- 
riglohn-) Jobs außer Haus zu zwingen. Eine Studie von 1966 zeigt, daß 
84 Prozent der Sozialhilfeempfänger die ihnen zugewiesenen Jobs innerhalb 
eines Monats wieder aufgaben, und 90 Prozent von diesen schon in den ersten 
zwei Wochen.” Aber auch innerhalb der Familien brach die Arbeit zusammen, 
die "Elternrollen" lösten sich auf. Ehefrauen und -männer trafen Vereinbarun- 
gen (sogenanntes "fiskalisches Verlassen"), damit die Frau Sozialhilfe beziehen 
konnte. Der Zusammenbruch der Familienstrukturen alarmierte Geschäftswelt 
und Regierung - nicht wegen der Auswirkungen auf die allgemeine Moral, 
sondern weil sie um die Verfügbarkeit von Arbeitskraft bangten. Ein Bericht 
der First National City Bank stellte fest: "Es ist eine erschreckende Tatsache, 
daß die Sozialhilfe in der Praxis eine derart leicht zugängliche Alternative zu 
Arbeit mit geringer Bezahlung ist ... Die beste Lösung besteht darin, daß wir 
uns auf die Schaffung von sicheren Aufstiegsmöglichkeiten für arbeitsfähige 
Männern konzentrieren. Dadurch werden Ehemänner besser in der Lage sein, 
ihre Frauen und Kinder zu unterstützen, ohne Sozialhilfe zu beziehen oder die 
Familie zu verlassen."® Die Bankiers und ihre Kollegen waren offensichtlich 
darüber beunruhigt, daß die männlichen Ghettobewohner erkannt hatten, daß 
für sie solche Aufstiegsmöglichkeiten nicht existierten, und daher anfingen, 
sich ihr Geld außerhalb der entlohnten Arbeit zu suchen. 


"Das Zeitalter des öffentlichen Angestellten" 


Die Rebellion der Ghettobewohner hatte unmittelbare Auswirkungen auf die 
städtischen Angestellten’, die normalerweise als Polizisten, Feuerwehrleute, 
Lehrer oder Sozialarbeiter mit der armen community zu tun haben. Das Ergeb- 
nis war eine Welle der Militanz unter den öffentlichen Angestellten, wie sie 
zum ersten Mal beim Streik der Sozialarbeiter (welfare worker) von 1965 auf- 
tauchte. Zeitlich fiel sie mit dem Auftauchen des welfare rights movement zu- 
sammen. Die vierwöchige Arbeitsniederlegung wurde von der unabhängigen 
Social Service Employee Union (Gewerkschaft der Beschäftigten in sozialen 
Diensten) angeführt, und der zentrale Punkt war die Arbeitsüberlastung - die 
von der Fürsorgeverwaltung gern als Aufopferung in der Arbeit und als Pri- 
vileg der höheren Angestellten beschrieben wurde. Die Aktion erreichte nicht 
nur starke Lohnerhöhungen, eine deutliche Verringerung der Arbeitsbelastung 
und die Einführung von Verhandlungsstrukturen in Bereichen, die zuvor ein- 
seitig von der Leitung kontrolliert worden waren. Sie leitete eine Phase hefti- 
ger Kämpfe der städtischen Angestellten ein, die bis in die 70er Jahre andau- 
'erte. In dieser Zeit standen die städtischen Angestellten New Yorks an vorder- 
ster Front einer bundesweiten Offensive der öffentlichen Angestellten. Deren 


7.  Zitiert in Elizabeth Durbin, Welfare Income and Employment, Praeger 1969, S. 127. 

8. First City National Bank, Profile of a City, McGraw-Hill 1972. 

9.* Im Englischen heißt es hier "city worker", städtischer Arbeiter. Im Deutschen ist diese Begeich- 
nung unüblich und wir verwenden daher den Begriff "Angestellte", obwohl das Englische durch 


den Gebrauch von "worker" die Klassenspaltung zwischen Arbeitern und Angestellten schon 
sprachlich in Frage stellt. 
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Zahl hatte sich während dieses Jahrzehnts mehr als verdoppelt, während die 
Zahl der Streiks von 20 (1960) auf fast 400 (1970) anstieg. Das veranlaßte 
Fortune zu der Bemerkung, die öffentlichen Angestellten würden "die Ge- 
werkschaften zunehmend als einen Hebel betrachten, mit dem sie mehr Geld 
herausschlagen können."!" Da Streiks nun mehr waren als eine rein theoreti- 
sche Möglichkeit, änderte sich das Machtverhältnis zwischen Arbeitern und 
Management im öffentlichen Sektor radikal. 

Nachdem der Streik der Sozialarbeiter die sogenannten Privilegien der leiten- 
den Angestellten bezüglich Lohn und Arbeitsbelastung weitgehend zerstört 
hatte, begann der Streik der Transportarbeiter, die Privilegien der Arbeiter in 
diesen Fragen durchzusetzen. Der Streik entwickelte sich aus dem Druck, den 
die Basis auf den Führer der Transit Worker Union (Transportarbeitergewerk- 
schaft), Mike Quill, ausübte, damit er gegenüber dem neuen Bürgermeister 
John Lindsay, der den Posten erst ein paar Stunden vor Streikausbruch über- 
nommen hatte, hart bliebe. Mit dem Streik gelang es, die Stadt lahmzulegen, 
wodurch der Wirtschaft Verluste von fast einer Milliarde Dollar entstanden. 
Als die Transportarbeiter ihren Streik nach zwölf Tagen beendeten, hatten sie 
eine Lohnerhöhung von 15 Prozent über die nächsten drei Jahre und eine ein- 
malige Ruhestandszahlung von 500 Dollar durchgesetzt. Und was noch be- 
deutsamer war, dieser Streik versetzte dem Codon-Wadlin Act (mit dem Streiks 
im Öffentlichen Dienst verhindert werden sollten) den Todesstoß, da sich das 
Gesetz für die Stadtverwaltung gegenüber dem Transportarbeiterstreik als 
nutzlos erwiesen hatte. 

Dies wurde sowohl von der Stadtverwaltung wie von der Landesregierung 
zugestanden und sie suchten unabhängig voneinander nach neuen Mechanis- 
men zur Kontrolle der Öffentlichen Angestellten von New York. Gouverneur 
Rockefeller rief einen Ausschuß unter der Leitung des Arbeitsexperten George 
Taylor ins Leben, dessen Empfehlungen zum Taylor Act führten - einem ge- 
setzlichen Machwerk, das Streiks weiterhin verbot, aber neue Verfahren für 
Tarifverhandlungen einführte. Die Stadtverwaltung schuf derweil das Office 
of Collective Bargaining (OCB, Tarifverhandlungsbehörde), das die liberalere 
Variante war, da es sich aus Vertretern der Stadtverwaltung, der Gewerk- 
schaften und der "Öffentlichkeit" zusammensetzte. Die Begeisterung der mei- 
sten städtischen Gewerkschaftsführer für das OCB weist darauf hin, in wel- 
chem Maße auch sie nach neuen Wegen zur Bändigung ihrer Mitglieder such- 
ten. 

Trotz allem, dieser Wunsch wurde nicht erfüllt. Im Februar 1968 führten 
Tausende von Arbeitern der Müllabfuhr gegen den Willen sowohl der Stadt- 
verwaltung wie des Gewerkschaftsvorsitzenden John DeLury einen wildcat- : 
Streik durch. Diese neuntägige Aktion stürzte die Beamten von City und State 
in eine schwere Krise. Der Gouverneur drohte, die Kontrolle über die städti- 
sche Müllabfuhr zu übernehmen. Der wildcat-Streik war umso bedeutender, 
als er gleichzeitig mit dem Streik bei der Müllabfuhr von Memphis, Tennessee, 
stattfand. Dort versuchte Martin Luther King jun., die Bürgerrechtsbewegung 
mit dem Lohnkampf zu verbinden - und genau in diesem Moment wurde er 
ermordet. 


10. I. Ross, Those Newly Militant Public Workers, Fortune, August 1968. 
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Die Ära der Militanz seitens der öffentlichen Angestellten drückte sich am 
stärksten in den Erfolgen der uniformierten Dienste aus: der Polizei, der Feu- 
erwehrleute und der Arbeiter der Müllabfuhr. Nachdem sie 1968 unabhängig 
voneinander wilde Streiks durchgeführt hatten, zwangen diese drei Gruppen 
ihre Gewerkschaftsführungen, der Verwaltung immer höhere Bezahlung und 
zusätzliche Leistungen abzupressen. Business Week erklärte diese Phase zum 
"Zeitalter des öffentlichen Angestellten". " 

Die wichtigste Methode, mit der die uniformierten Bediensteten die Löhne 
herauftrieben, war die Anwendung des Gleichheitsgrundsatzes. Traditionell er- 
hielten Polizisten und Feuerwehrleute die gleiche Bezahlung, und die Arbeiter 
der Müllabfuhr erreichten schließlich 90 Prozent dieses Lohns. Aber der 
Lohnunterschied zwischen den Brandmeistern und den einfachen Feuerwehr- 
leuten wuchs an, und lag damit über dem zwischen Polizeimeistern und Strei- 
fenbeamten. Die Polizeimeister forderten daher unter Berufung auf ihre 
Gleichstellung mit den Brandmeistern vom neugegründeten Office of Collec- 
tive Bargaining die Heraufsetzung ihrer Löhne, damit ihr Lohnunterschied zu 
den Streifenbeamten wieder dem bei der Feuerwehr entspräche. Das OCB wil- 
ligte ein und glich ihre Löhne an. Aber nun widersprachen die Streifenbeam- 
ten und forderten die Wiederherstellung ihrer ursprünglichen Lohndifferenz zu 
den Polizeimeistern. Mit einem sechstätigen wildcat-Streik unterstrichen sie 
ihre Position. Die Stadt gab nach und brachte sich damit in die Situation, zwei 
in sich widersprüchliche Vereinbarungen ‚mit zwei verschiedenen Arbeitergru- 
pen abgeschlossen zu haben. Das Ergebnis war, daß Polizeimeister und Strei- 
fenbeamte die Löhne nun unbegrenzt in die Höhe treiben konnten, indem sie 
einfach abwechselnd ‚die Einhaltung der Verträge forderten. Für die Stadt 
wurde es noch komplizierter, da nun auch die einfachen Feuerwehrleute und 
die Arbeiter der Müllabfuhr ihre Gleichstellung forderten. Als die Nebel sich 
gelichtet hatten, wurden die Auswirkungen sichtbar: die Stadt mußte 
200 Millionen Dollar für Lohnerhöhungen ausgeben! Das Grundgehalt für Poli- 
zisten und Feuerwehrleute, das 1964 7806 Dollar betragen hatte, stieg bis 1973 
auf 14 300 Dollar an. Die gesamten Lohnkosten pro Arbeiter erhöhten sich im 
selben Zeitraum von 10 368 auf 21 786 Dollar. 

Die Hauptkomponente der enorm angestiegenen Lohnkosten bestand aus den 
drastisch erhöhten Beiträgen, die die Stadt gezwungenermaßen an die Renten- 
versicherungen ihrer Arbeiter abführen mußte. Seit den 50er Jahren kämpften 
die städtischen Angestellten um höhere Rentenzahlungen und eine Senkung 
ihrer eigenen Beiträge. (Ursprünglich zahlte die Stadt allen Arbeitern die 
Hälfte der Versicherungsbeiträge. Lediglich bei Polizei und Feuerwehr über- 
nahm sie 75 Prozent). Die Angestellten erreichten die Zahlung von ergänzen- 
der Sozialhilfe bei Rentenbezug, die Berücksichtigung der Überstunden bei der 
Rentenhöhe, und in den 60er Jahren den /ncreased Take-Home Pay Plan. Mit 
ihm erhielten sie eine Art von Steuerbefreiung für Lohnerhöhungen, indem 
die Stadt ihren Anteil an den Rentenversicherungsbeiträgen erhöhte. 1972 
mußte schließlich kein städtischer Angestellte mehr als 40 Prozent der Beiträge 
selber bezahlen. Die Transportarbeiter hatten die Verwaltung sogar gezwungen, 
hundert Prozent zu übernehmen. 

Diese Zugewinne bei den Renten, die den Arbeitern ein weiteres Mal mehr 
Geld bei weniger Arbeit zugestanden, alarmierten bald die Gesetzgeber des 
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Staats New York, bei denen die oberste Zuständigkeit für Rentenregelungen 
liegt. 1971 wies dieses Gremium Rentenerhöhungen zurück, die die Stadt mit 
dem District Council 37, der größten Gewerkschaft von New York, vereinbart 
hatte. Der Gewerkschaftsvorsitzende Victor Gotbaum war daher gezwungen, 
zum "größten, umfangreichsten und rührseligsten Streik" in der Geschichte der 
Stadt aufzurufen. An diesem Streik nahmen auch die Arbeiter der Kläranlagen 
teil, und die Stadt mußte 2500 Mio. Liter ungeklärte Abwässer in die städti- 
schen Wasserwege fließen lassen. Trotzdem endete dieser Streik mit einer Nie- 


derlage, für die städtischen Angestellten die erste seit zehn Jahren. 


Die Zirkulation der städtischen Kämpfe 


Die Gründe für die Niederlage waren kompliziert. Aber es war klar, daß die 
Zerschlagung des Streiks den Wendepunkt im Machtzuwachs der öffentlichen 
Angestellten in New York markierte. Diese Entwicklung fiel mit Rückschlägen 
für andere Sektoren der Arbeiterklasse in der Stadt zusammen. Die Herrschen- 
den waren offensichtlich zu dem Schluß gekommen, daß sich die gesellschaft- 
lichen Beziehungen des Systems in einem Zustand ernsthaften Zerfalls be- 
fanden: die "community" war zum Spielball der städtischen Angestellten, der 
Sozialhilfeempfänger und anderer geworden. Irgendetwas mußte geschehen, 
und binnen kurzem startete das Kapital seinen Gegenangriff. In seinem Zen- 
trum standen die Herstellung eines Klimas der Austerität, die Herbeiführung 
von Knappheiten und der Versuch, die Arbeitsdisziplin wieder durchzusetzen. 
Aber um den Gegenangriff besser zu verstehen, muß das Wesen der Krise, der 
Geschäftswelt und Regierung gegenüber standen, genauer untersucht werden. 

Für die städtischen Angestellten bedeutete die Krise das Ende der Ära des 
'Staatsdieners" - des Elitekorps der öffentlichen Bediensteten mit einer Aura 
von hohem Status und Professionalität. Da die Löhne und Arbeitsbedingungen 
dieser Beschäftigten immer stärker durch ihre kollektive Macht bestimmt wur- 
den, war das Leistungsprinzip weitgehend außer Kraft gesetzt worden. Dies 
führte dazu, daß die städtischen Angestellten sich immer besser der Arbeit 
entziehen konnten und ständig höhere Löhne und Zusatzzahlungen forderten. 
Ende der 60er Jahre kamen Arbeitswissenschaftler der Stadt zu dem Ergebnis, 
daß man wenig tun könne gegen das Schlafen auf der Arbeit, Zuspätkommen, 
vorzeitigen Feierabend, ausgedehnte Pausen und andere "ineffiziente Ar- 
beitspraktiken".!! Da die von den städtischen Bediensteten geleistete Arbeit 
stark zurückging, mußte die Zahl der Beschäftigten erhöht werden: von 1960 
bis 1970 stieg die Zahl der Sozialarbeiter um 225 Prozent, der Lehrer um 
123 Prozent und der Polizisten um 42 Prozent. Zugleich führte die Militanz zu 
beispiellosen Lohnsteigerungen in diesem Jahrzehnt: 112 Prozent bei der Poli- 
zei, 106 Prozent für die Arbeiter der Müllabfuhr, 97 Prozent für Universi- 
tätsangestellte und 77 Prozent für Lehrer. 

Der Niedergang des Professionalismus war eng vernüpft mit den Verände- 
rungen in der nichtentlohnten städtischen Bevölkerung, denen die Dienstlei- 
stungen der städtischen Angestellten vorrangig "zugute" kommen sollten. Die 


11. Raymond Horton, Municipal Labor Relations in New York City, Praeger 1973, vor allem $. 105- 
106. 
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Lehrer konnten nicht mehr als Professionelle funktionieren, als die Schüler 
völlig undiszipliniert wurden und sie oft angriffen. Die Polizisten verloren ihre 
Professionalität, als sie zunehmend von Ghettobanden schikaniert und auf der 
Straße niedergeschossen wurden. Und auch die Sozialarbeiter wurden von ih- 
ren "Klienten" tätlich angegriffen. 

Mit dieser rebellischen Haltung reagierten die Nichtentlohnten auf ein Sy- | 
stem, das die Schwarzen und Hispanics von den Möglichkeiten der Integration | 
(und von den entlohnten Arbeitsplätzen) ausschloß, die es für die früheren 
weißen Einwanderer gegeben hatte. Der Grund dafür lag darin, daß das Ka- 

pital die nicht-weiße Bevölkerung als Reserve betrachtete, als Quelle billiger 

Arbeitskraft in Zeiten der Expansion. Dadurch entstand eine tiefe Spaltung in 

der Arbeiterklasse zwischen den Entlohnten und Nichtentlohnten. Es ist jedoch 
bemerkenswert, wie es der nichtentlohnten Bevölkerung trotz ihrer nur flüch- 
tigen Beziehung zu Fabriken und Büros gelang, das Kapital mit Forderungen 
nach einem höheren Lebensstandard zu konfrontieren. Die ganzen 60er Jahre 
über fanden die Nichtentlohnten im Ghetto Wege, um im Rahmen der gesell- 
schaftlichen Fabrik mehr Geld und weniger Arbeit durchzusetzen. 

Die Kämpfe der Nichtentlohnten wirkten sich nicht nur auf die städtischen 
Angestellten aus, sondern auch auf die Lohnarbeiter im Privatsektor von New 
York. Da die Schwarzen und Hispanics die schlechtbezahlten Drecksarbeiten 
ablehnten, konnten sie von den Unternehmern kaum dazu benutzt werden, die 
Stärke der entlohnten Arbeiter zu untergraben - diese hatten dadurch mehr 
Erfolg bei der Durchsetzung ihrer Forderungen. Dieser Prozeß erreichte einen 
kritischen Punkt, als der welfare rights-Kampf die Summe der Unterstüt- 
zungszahlungen pro Person so hoch trieb, daß sie über dem Verdienst eines 
Arbeiters oder zumindest des Mindestlohns lag. Da sich nun immer mehr 
Leute der Beschäftigung in Fabriken oder Büros entzogen, ging der Anteil der 
Lohnarbeiter an der arbeitsfähigen Bevölkerung in New York ständig zurück. 
Für viele Niedriglohn-Industrien standen keine Arbeitskräfte mehr zur Verfü- 
gung. 

Dadurch wurde die Entwicklung einer Phase von intensiven Kämpfen der 
entlohnten Arbeiter im Privatsektor gefördert. Der Aufschwung begann mit 
dem Streik der Elektrizitätsarbeiter von 1962, der die 25-Stunden-Basiswoche 
und starke Lohnanhebungen durchsetzte. Präsident Kennedy war darüber so 
beunruhigt, daß er die Kopplung aller zukünftigen Lohnerhöhungen an die 
Produktivität verlangte; die "nationale Sicherheit" erfordere die 40-Stunden- 
Woche. Aber in New York wurde Kennedys Aufruf zur Mäßigung nicht be- 
achtet. Es begann eine Streikwelle mit Arbeitsniederlegungen in den Kranken- 
häusern, im Nachrichtenwesen und vor allem bei den Zeitungen: vier Monate 
lang erschien keine der New Yorker Tageszeitungen. Auch die folgenden Jahre 
waren von dieser Militanz geprägt. Führend waren die Arbeiter bei den Zei- 
tungen und die Hafenarbeiter, die zwischen 1963 und 1969 immer wieder 
wildcat-Streiks durchführten. 1970 waren die durch Streiks verlorenen Ar- 
beitstage auf fast zwei Millionen pro Jahr angestiegen, während in fast allen 
Sektoren die Löhne hochschnellten. Höhepunkt dieser militanten Kampfbewe- 
gung war der Postarbeiterstreik von 1970. Obwohl er von den öffentlichen 
Angestellten (des Bundes) geführt wurde, kamen in ihm alle wichtigen Punkte 
aus den Kämpfen im Privatsektor zusammen: der Kampf gegen die Arbeits- 
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hetze, Widerstand gegen den Einsatz ausgeklügelter Maschinerie zur Diszipli- 
nierung der Arbeiter, und natürlich die Forderung nach mehr Geld und weni- 
ger Arbeit. Dieser illegale Streik hatte in New York begonnen und blieb dort 
am stärksten. Und hier gingen die Streikenden auch als Sieger hervor, nach- 
dem sich die von Präsident Nixon geschickten Truppen der Nationalgarde als 
unfähig (und völlig unwillig) erwiesen hatten, den Streik zu zerschlagen. 

Wir können nun einige allgemeine Schlußfolgerungen aus den New Yorker 
Kämpfen in dieser Periode ziehen. Jeder einzelne Kampf war die Ursache von 
und die Antwort auf Kämpfe von anderen Gruppen in der Arbeiterklasse. Wir 
haben gezeigt, in welcher Weise die Kämpfe von Nichtentlohnten die Kämpfe 
der Entlohnten vorwärtstrieben. Aber auch das Umgekehrte war der Fall. 
Desinteressierte Sachbearbeiter kümmerten sich nicht um die Überprüfung der 
Anspruchsberechtigung und trugen so zum Anwachsen der Zahl von Sozial- 
hilfeempfängern bei. Die Korruption bei der Polizei begünstigte den "krimi- 
nellen" Lebensstil in den Ghettos. Die häufigen Streiks der Lehrer ermutigten 
die Schüler zur Rebellion. Außerdem stärkte die zunehmende Macht führender 
entlohnter Sektoren (z.B. der Bauarbeiter) im Endeffekt das welfare rights 
movement. Da die Schwarzen von den hochbezahlten Jobs ausgeschlossen blie- 
ben, forderten sie immer militanter von der Regierung Geld unabhängig von 
Lohnarbeit. 

Das heißt aber nicht, daß die Spaltungen innerhalb der Arbeiterklasse ver- 
schwunden waren. Im Gegenteil - was Rassismus und Sexismus genannt wird, 
nahm in diesen Jahren noch zu. Es ist aber wichtig zu sehen, daß die Wurzeln 
dieser "ismen" nicht in einem reaktionären Denken lagen, sondern in den ganz 
handgreiflichen Spaltungen zwischen Schwarzen und Weißen, Frauen und 
Männern, die auf dem Lohn (oder dessen Fehlen) beruhen. Das Einzigartige 
bestand darin, daß trotz des Fortbestehens der Spaltungen Gruppen von Ent- 
lohnten und Nichtentlohnten ihre Feindschaften dazu benutzten, höhere For- 
derungen an das Kapital zu stellen. So war es auch bei der Auseinandersetzung 
zwischen verschiedenen entlohnten Gruppen um das Gleichheitsprinzip. Dieser 
Konflikt war in der Tat ein Beispiel von "chauvinistischer" Rivalität unter 
Gruppen von städtischen Angestellten. Aber viel wichtiger war, daß er zu so- 
fortigen, massiven Lohnerhöhungen für alle beteiligten Gruppen führte. Am 
klarsten wurde dies möglicherweise an den Konflikten in dieser Periode, die 
von den Lehrern und Studenten der öffentlichen Schulen und der City Uni- 
versity New York (CUNY) ausgingen. Beim erbitterten Streik der Lehrer von 
1968 ging es sowohl um die Forderung der Lehrer nach größerer Kontrolle 
über ihre Arbeitsbedingungen (vor allem Einstellungen und Entlassungen), als 
auch um die Forderung der Eltern nach mehr Kontrolle über die schulischen 
Arbeitsbedingungen ihrer Kinder (Dezentralisierungs-Kontroverse). Obwohl 
sich die beiden Forderungen tatsächlich größtenteils widersprachen, gewannen 
am Ende beide Gruppen mehr Macht gegenüber der Stadtverwaltung. Eine 
ähnliche Situation herrschte an der City University. Schwarze und hispanische 
Studenten kämpften für die Erfüllung ihrer besonderen Bedürfnisse durch die 
Stadtverwaltung, während der Lehrkörper mehr Arbeitsplatzsicherheit und 
Kontrolle über die Arbeitsbedingungen verlangte. Die Einführung des offenen 
Zugangs zur Uni (nachdem eine Reihe studentischer Demonstrationen im 
Frühling 1969 zur Teilschließung der Uni für mehrere Wochen geführt hatte) 
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war für beide Seiten ein zweifelhafter Sieg. Aber der Lehrkörper erreichte 
schließlich starke Lohnerhöhungen (von 5000 Dollar 1957 auf mehr als 
11 000 Dollar 1970) und die schwarzen und hispanischen Studenten bekamen 
größere Kontrolle über das SEEK-Programm (das unter anderem Stipendien 
gewährte - eine Form von Lohn für das Studieren). 

Im Allgemeinen herrschte in diesen Jahren auch eine weitverbreitete Feind- 
seligkeit zwischen den städtischen Angestellten und den Sozialhilfeempfängern. 
Aber bei Betrachtung der Ergebnisse stellen wir fest, daß in dieser Periode die 
Angestellten enorme Erhöhungen der Löhne und Zusatzzahlungen erreichen 
konnten, und gleichzeitig die Sozialhilfeempfänger stark gestiegene Leistungen. 
Das Entscheidende ist, daß das eine Phänomen ohne das andere nicht möglich 
gewesen wäre. Damit sagen wir nicht, die Kämpfe der verschiedenen Sektoren 
seien bewußt geplant und koordiniert gewesen. Aber die Spaltungen wurden 
umgedreht und gegen das Kapital eingesetzt. Daran ist nichts Geheimnisvolles: 
es folgte daraus, daß die Nichtentlohnten entdeckt hatten, wie sie in der ge- 
sellschaftlichen Fabrik wirkungsvoll gegen das Kapital kämpfen können. Da- 
durch wurden im Gegenzug die Arbeitsbedingungen der städtischen Ange- 
stellten (die vor allem mit den Nichtentlohnten zu tun hatten) "proletarisiert", 
was diese dazu führte, immer größere Forderungen an die Stadtverwaltung zu 
richten. 


Das Kapital beginnt zurückzuschlagen 


Damit sind wir beim Gegenangriff. Diese Situation hatte die Herrschenden 
aufgeschreckt, sie konnten nicht mehr auf die entlohnten städtischen Ange- 
stellten als Überwacher der Nichtentlohnten rechnen. Auf diese wiederum war 
kein Verlaß als Arbeitskraftreserve, mit der die Macht der entlohnten Arbeiter 
im Privatsektor ausgehöhlt werden konnte. Als erste Antwort machte man sich 
in der Öffentlichkeit Sorgen über den Haushalt. In den 60er Jahren waren die 
Ausgaben viel schneller als die Einnahmen gestiegen - ein deutlicher Ausdruck 
der erfolgreichen Kämpfe von städtischen Angestellten und ihren "Klienten". 
Bundesregrierung und Staat New York mußten daher immer höhere Hilfen 
gewähren, so daß im Jahr 1973 diese Zahlungen 46 Prozent der gesamten Aus- 
gaben ausmachten. Als die auswärtigen Gelder zur Unterstützung der Stadt- 
verwaltung spärlicher zu fließen begannen, wurde das Dilemma von stagnie- 
renden kommunalen Einnahmen und steigenden Ausgaben in eine "Haushalts- 
krise" übersetzt. Im Namen der "Geldknappheit" stoppten Bundesregierung und 
New York State die Auszahlung der Summen, die sich die Arbeiterklasse in 
New York erkämpft hatte. Darüberhinaus begann der Staat New York, direkt 
gegen die Erfolge der Arbeiter vorzugehen. Neben der Niederschlagung: des 
Renten-Streiks von 1971 kürzte die Rockefeller-Regierung die Sozialhilfe- 
und Medicaid-Zahlungen (* Krankenbeihilfe des Gesundheitsministeriums, 
eine Form von Sozialhilfe). Sie verlangte von den Sozialhilfeempfängern Aus- 
weise mit Foto und versuchte, sie mit dem Incentives for Independence Pro- 
gram (Anreiz zur Unabhängigkeit) und dem Work Relief Employment Project 
(Hilfe zur Arbeit) zur Annahme von Niedriglohn-Jobs zu zwingen. Gleichzei- 
tig wurde die Erhöhung der städtischen Rentenbeiträge für drei Jahre auf Eis 
gelegt und neu eingetretenen Angestellten die Rentensansprüche sogar gekürzt, 
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während die Löhne selbst wieder stärker an die Produktivität angebunden 
werden sollten. Dabei war klar, daß es in vielen städtischen Diensten schwierig 
oder unmöglich sein würde, die Produktivität überhaupt zu messen. Zu diesem 
Zweck beauftragte Bürgermeister Lindsay die RAND-Corporation, und 1972 
gab die Stadt 20 Mio. Dollar für das erste Programm in den USA aus, mit dem 
die Produktivität in der staatlichen Verwaltung gesteigert werden sollte. New 
York wurde so zum Vorreiter des bundesweiten Versuchs der Herrschenden, 
diese altehrwürdige Methode zur Kontrolle ihrer Angestellten einzusetzen. 
Etwa gleichzeitig mit dem RAND-Projekt begann die neugebildete National 
Commission on Productivity (Nationale Kommission für Produktivität), aus- 
führliche Studien über die Arbeitsleistung von öffentlichen Angestellten zu fi- 
nanzieren. Fortune veröffentlichte unter der Überschrift "Das Rathaus entdeckt 
die Produktivität" einen einflußreichen Artikel, der die Mahnung enthielt, daß 
"einer der wesentlichen Grundsätze, den die Stadt von der Geschäftswelt über- 
nehmen muß, die wichtige Verbindung zwischen Produktivität und Löhnen 
ist."? 

Das Problem bei diesen ersten Schritten der Gegenoffensive bestand darin, 
daß die Arbeiterklasse trotz der Niederlage im Rentenstreik und anderer 
Rückschläge immer noch über ein hohes Maß an aufgebauter Macht (accumu- 
lated power) verfügte. So stimmten die städtischen Angestellten einigen Än- 
derungen der Arbeitsvorschriften zu, verlangten dafür aber im Austausch 
Lohnerhöhungen, die über den Einsparungen lagen, die sich die Stadt von den 
Änderungen erhoffte. Das ganze Vorhaben war damit unmöglich geworden. 
Die Sozialhilfeempfänger widersetzten sich gleichermaßen: als die Landesre- 
gierung 1971 Leistungskürzungen ankündigte, errichteten mehrere tausend 
Menschen in den Ghettos Barrikaden und kämpften gegen die Polizei. Obwohl 
das zahlenmäßige Anwachsen der Sozialhilfeempfänger abflaute, konnte die 
Höhe der Leistungen kaum gesenkt werden, und der Zwang zu Niedriglohnar- 
beit wurde entschieden bekämpft. Wenn sie mehr erreichen wollten, als nur 
ein paar "faule" Angestellte oder Sozialhilfe-"Betrüger" aufzuschrecken, 
brauchten die Herrschenden jetzt eine rasche Verschärfung der einfachen 
Geldverknappungsstrategie. Das Ergebnis war die Krise der Verschuldung und 
der Staatsstreich der Unternehmer. 

Fast alle Landes- und Kommunalregierungen in den USA borgen sich regel- 
mäßig Geld, indem sie steuerfreie langfristige Pfandbriefe und (seltener) 
kurzfristige Schuldscheine verkaufen. Die Schuldscheine dienen üblicherweise 
dazu, die Ausgabe von Pfandbriefen für Investitionsprojekte. solange hinaus- 
zuzögern, bis die Marktsituation für die Regierung günstiger ist. Aber in eini- 
gen Städten, vor allem in New York, wurde die kurzfristige Geldaufnahme. 
(zusammen mit Landes- und Bundeshilfen) zum entscheidenden Instrument, 
um mit den Betriebsdefiziten und Bargeldproblemen fertig zu werden - den 
Ergebnissen des städtischen Klassenkampfs. Das Volumen der Gelder, die sich 
die New Yorker Stadtverwaltung auf diese Weise geliehen hatte, schoß seit 
1969 in die Höhe, von 750 Mio. Dollar auf 2,5 Mrd. nur drei Jahre später. 
Diese Entwicklung war von den Großbanken und der restlichen Geschäftswelt 
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nachdrücklich gefördert worden.!® Durch eben diese Zunahme der Geldauf- 
nahme wurde die formale Abhängigkeit der Stadt von den Finanzinstitutionen 
geschaffen, die als Grundlage für die verschärfte Gegenoffensive diente. 

Im Frühling 1974 wurde begonnen, diese Abhängigkeit politisch auszunutzen. 
Die Großbanken verlangten für die kurzfristigen Schuldscheine immer höhere 
Zinsen - weil angeblich "das Vertrauen der Investoren in die Stadt abnehme". 
Dieser Druck setzte eine Kettenreaktion in Gang, die heute als Krise von New 
York bekannt ist. Sie bestand aus endlosen Problemen mit Bargeld und Haus- 
haltsdefiziten und solchen "Lösungen" wie Massenentlassungen von städtischen 
Angestellten, Kürzungen bei den städtischen Ausgaben, dem faktischen Bank- 
rott und der Übernahme der direkten Kontrolle über die Stadt durch die Bun- 
desregierung und Vertreter der Unternehmerelite. 

Der letzte Punkt, die neue Kontrolle über die Stadt, wurde als unvermeidli- 
che Konsequenz dargestellt, nachdem die gewählten Kommunalbeamten bei 
der wirksamen finanziellen Kontrolle des Haushalts versagt hätten. Aber wie 
wir anhand der Kämpfe in den letzten 15 Jahren sehen können, bestand das 
wirkliche Versagen darin, die gesellschaftliche Kontrolle über die Arbeiter- 
klasse in New York nicht wirksam ausüben zu können. Den ersten größeren 
Schritt zur verschärften Gegenoffensive unternahm das Kapital im Juni 1975 
mit der Einrichtung der Municipal Assistance Corporation (MAC, Körperschaft 
zur Unterstützung der Kommune). Die MAC, die schließlich von einem der 
talentiertesten Krisenmanager des Kapitals, Felix Rohatyn, beherrscht wurde, 
erhielt die Ermächtigung, die Schuldenrückzahlung der nächsten zehn Jahre zu 
beaufsichtigen. Sie überwachte die Einnahmen von New York aus den Steuern 
auf Handel und Aktienmarkt, die Begrenzung der kurzfristigen Geldaufnahme 
und die Ausgabe eigener, vom Staat New York gedeckter, Pfandbriefe. Es 
wurde aber bald deutlich, daß sich MAC nicht allein mit den Liquiditätspro- 
blemen beschäftigte. Im Sommer 1975 zwangen Rohatyn & Co der Stadtver- 
waltung einen Austeritätsplan auf: dreijähriger Lohnstopp für die städtischen 
Angestellten, Erhöhung der Fahrpreise bei Bus und U-Bahn um 43 Prozent, 
vergleichbare Preiserhöhungen bei den Brücken- und Tunnelgebühren und den 
Pendlerzügen, Einsparung von 32 Mio. Dollar im CUNY-Haushalt und Sen- 
kung des städtischen Investitionsbudgets um 375 Mio. Dollar. Der Angriff auf 
die Arbeitsplätze und Dienstleistungen wurde mit der Einberufung des Mana- 
gement Advisory Board und der Temporary Commission on City Finances 
vorangetrieben. Beide sollten Untersuchungen durchführen, um die neuen 
Herrscher zu beraten, wie sich die Austerität am wirksamsten durchsetzen 
ließe. Aber schon Ende des Sommers entschieden die Planer offensichtlich, 
daß sie eine noch mächtigere Institution brauchten, um ihre großen Projekte 
zur Disziplinierung der Stadt durchzuführen. Im September wurde der Emer- 
gency Financial Control Board (EFCB, etwa: Krisenstab zur finanziellen Kon- 
trolle) eingerichtet, der praktisch die Kontrolle über sämtliche Finanzen von 
New York übernahm und den Rahmen für einen möglichen Bankrott entwik- 
kelte. Die ursprünglichen Mitglieder des EFCB waren, neben dem Gouverneur, 
dem Bürgermeister und Aufsichtsbeamten von State und City, folgende Perso- 


13. Siehe zum Beispiel die Hearings des House Ways and Means Committee vom 11.3.1969, zitiert 
in: New York City in Crisis, New York 1975. 
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nen: Albert Casey, Aufsichtsratsvorsitzender und Präsident der American Airli- 
nes; David Margolis, Präsident von Colt Industries (ein großer Waffenprodu- 
zent); und William Ellinghaus, Präsident von New York Telephone (der außer- 
dem in der MAC saß). Später kam auch Rohatyn zum EFCB und ersetzte Ca- 
sey. 

Wie sich herausstellte, verwarf der EFCB die Idee eines formalen Bankrotts 
und erzielte stattdessen eine Vereinbarung mit der Bundesregierung über ein 
direktes Darlehen von 2,3 Mrd. Dollar. Diese Vereinbarung versetzte die Bun- 
desbehörden, vor allem das Finanzministerium und das Senate Banking Com- 
mittee, in die Lage, den Menschen in New York die Bedingungen der Auste- 
rität direkt aufzuzwingen, wie es sich später bei der Durchsetzung des Lohn- 
stopps zeigen sollte. 


Der Angriff auf Löhne, Renten und Dienstleistungen 


Die Durchsetzung der Austerität durch Stadtverwaltung (unter Bürgermeister 
Beame), Landesregierung, Banken, MAC, EFCB und Bundesregierung erfolgte 
auf zwei Angriffslinien: gegen die städtischen Angestellten und gegen die am 
stärksten auf die städtischen Einrichtungen Angewiesenen, vor allem nich- 
tentlohnte Gruppen wie Sozialhilfeempfänger und Studenten. Das bedeutet 
nicht, daß die übrigen Teile der Arbeiterklasse nicht betroffen waren. Der 
verschärfte Gegenangriff beinhaltete auch höhere Steuern, gestiegene Arbeits- 
losigkeit im Privatsektor, Fahrpreiserhöhungen und Einschränkung der 
Dienstleistungen, z.B. bei der Feuerwehr und den Bibliotheken. Doch da die 
Krise der gesellschaftlichen Kontrolle in erster Linie ein Ergebnis von 
Kämpfen der städtischen Bediensteten, ihrer "Klienten" und der Schüler an 
den öffentlichen Schulen war, standen diese Gruppen im Zentrum des An- 
griffs. 

Nur schwer läßt sich genau beziffern, wie hoch die Kürzungen der Stadt 
und die Zahl der Entlassungen seit der Wende zur "harten Linie" im Dezember 
1974 waren. Eine grobe Schätzung besagt, daß die Stadt mit dem Auslaufen 
des Dreijahresplan 1978 über eine Million Dollar an Ausgaben (ohne Zinszah- 
lungen) eingespart haben wird. Was die Entlassungen betrifft, so hat die Stadt 
ihre Belegschaft, die 1974 noch bei 300 000 Stellen lag, bis Anfang 1977 um 
50 000 verringert (durch Zermürbung und durch Kündigungen); darunter etwa 
13 000 Lehrer, 6000 Krankenhausarbeiter, 6000 Polizisten, 5000 Universitäts- 
angestellte, 5000 Sozialarbeiter, 3000 Arbeiter der Müllabfuhr und 2500 Feu- 
erwehrleute. Weitere Entlassungen und Stellenstreichungen sind angekündigt 
worden. 

Am 1. Juli 1975 regte sich zum ersten Mal in größerem Maße Widerstand, 
nachdem Bürgermeister Beame die Durchführung tausender geplanter Entlas- 
sungen angeordnet hatte. Die 10 000 städtischen Arbeiter der Müllabfuhr be- 
teiligten sich zu hundert Prozent an einem wildcat-Streik, während ein paar 
hundert entlassene Polizisten die Brooklyn-Brücke blockierten und gegen die 
diensthabenden Bullen kämpften. Hunderte von Feuerwehrleuten meldeten sich 
"krank" und Verkehrspolizisten führten in der Hauptverkehrszeit Aktionen für 
die Arbeitsplätze durch. Dieser Ausbruch von Militanz sollte sich jedoch als 
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kurzlebig erweisen. Die Feuerwehrleute und Polizisten entschieden sich gegen 
Streik, und der wilde Streik der Müllabfuhr endete mit einem Abkommen, das 
am Anfang einer langen Serie von Niederlagen der städtischen Angestellten 
steht. Fast 3000 entlassene Arbeiter der Müllabfuhr wurden wieder eingestellt, 
zusammen mit 2000 Polizisten und 750 Feuerwehrleuten. Für die Wiederein- 
stellungen bei der Müllabfuhr mußten die dortigen Arbeiter aber 1,6 Mio. 
Dollar aus der Gewerkschaftskasse bezahlen, und die Einstellung der anderen 
wurde aus Steuererhöhungen finanziert, die die Gesetzgebung des Staates ge- 
nehmigt hatte. Diese Arbeiter sollten sowieso bald wieder entlassen werden. 

Nach der Durchsetzung des Lohnstopps führten die Lehrer mit einem ein- 
wöchigen Streik im September 1975 den nächsten Kampf der öffentlichen An- 
gestellten. Trotz der Entschlossenheit, mit der die Lehrer den Streik führten, 
mußten sie einen Vertrag ohne Lohnerhöhung hinnehmen. Sie erhielten ledig- 
lich eine einmalige Teuerungszulage (COLA, cost of living adjustment) von 
300 Dollar für die meisten Gewerkschaftsmitglieder, während einigen Lehrern 
90 Minuten Vorbereitungszeit in der Woche gestrichen wurden. Die Erzie- 
hungsbehörde erklärte sich mit der Wiedereinstellung von 2400 Lehrern ein- 
verstanden, aber deren Gehälter müßten aus den Lohnabzügen und Strafen 
nach dem Taylor-Gesetz finanziert werden, die von den übrigen Gewerk- 
schaftsmitgliedern zu zahlen seien. (Später entschied das oberste Gericht des 
Staates New York, daß die Lehrer auch noch Steuern auf die Lohnabzüge zu 
entrichten hätten!) Trotz der dürftigen Zugeständnisse im Tarifvertrag wurde 
er vom EFCB zurückgewiesen, da er die Lehrer nicht in ausreichendem Maße 
zu höherer Produktivität ansporne und dadurch den städtischen Finanzplan 
"gravierend verletze". Nur zehn Tage später, mitten in der großen Panik um 
die Zahlungsunfähigkeit der Stadt vom Oktober 1975, wurden die Rentenkas- 
senverwalter der Lehrergewerkschaft zum Kauf von MAC-Pfandbriefen für 
150 Mio. Dollar gedrängt, "um bei der Rettung der Stadt zu helfen", 

Die Investition der Rentenkassen bildete ein Schlüsselelement im Angriff auf 
die städtischen Angestellten. Angesichts der Panik wegen Zahlungsunfähigkeit 
und Bankrott wurden die Rentenkassen zur Hauptquelle für die städtische 
Schuldentilgung. An der investierten Gesamtsumme der fünf größten Kassen 
von über 3,8 Mrd. Dollar (bei einem Gesamtguthaben von 10,7 Mrd.) war die 
Bereitschaft der Gewerkschaftsführer ablesbar, "bei der Lösung der Krise zu 
helfen". Das machte die städtischen Angestellten zu unfreiwilligen Partnern der 
Banken und der Verwaltung bei der Übernahme der Verantwortung für die 
städtischen Finanzen. Sie gerieten damit in eine Situation, in der jeder weitere 
ernsthafte Kampf ihre Renten gefährden konnte. Zur gleichen Zeit bemühte 
sich die Finanz-Junta energisch um eine Kürzung der Rentenzahlungen. Im 
Februar schaffte der EFCB den /ncreased Take-Home Pay Plan ab. Dann 
‚kündigte Bürgermeister Beame an, es würden Schritte eingeleitet, um die Be- 
teiligung der Stadt am Social-Security-System zu beenden. (Die städtischen 
Angestellten würden damit die bundesstaatlichen Rentenzuschüsse verlieren.) 
Und Ende Juni 1976 beschlossen die Gesetzgeber des Staates, die Rentenan- 
sprüche für neue Öffentliche Angestellte zu verringern und ihre Versiche- 
rungsbeiträge zu erhöhen. Darüberhinaus wurde bekannt, daß die Stadt ihre 
Zahlungen an die Kassen nicht ordnungsgemäß geleistet hatte. Eine Kommis- 
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sion des Staates unter Leitung von Otto Kinzel schätzte die Zahlungsrück- 
stände der Stadt bei den fünf größten Kassen auf 6 Mrd. Dollar.!* 

Nachdem die Bundesregierung der Stadt "aus der Patsche geholfen" hatte, 
leiteten die Transportarbeiter die erste Konfrontation ein. Noch bevor die 
Verhandlungen um einen neuen Tarifvertrag 1976 begannen, gab die Bundes- 
regierung zu verstehen, sie werde die Transportarbeiter davon abhalten, sich 
der Gelder zu bedienen, die aus Bundesmitteln für Betriebsausgaben stammen 
(d.h. sie zur Finanzierung von Lohnerhöhungen zu benutzen). Und nachdem 
die Transit Worker Union (TWU, Transportarbeitergewerkschaft) und Transit 
Authority (städtische Verkehrsbetriebe) in letzter Minute eine Vereinbarung 
erzielt hatten, die keine Grundlohnerhöhung aber eine Anhebung der Teue- 
rungszulage (COLA) um 25 Prozent enthielt, drängte das Finanzministerium 
den EFCB zur Ablehnung des Vertrags. Der EFCB sollte einen neuen Vertrag 
durchsetzen, der eine geringere Zulage enthielt und sie von der Produktivi- 
tätssteigerung abhängig machte. (Offensichtlich war beim Finanzministerium 
gut bekannt, daß die staatliche Finanzprüfung bei über einem Dutzend Über- 
prüfungen der Transit Authority in den letzten Jahren auf "krasse Fälle des 
Mißbrauchs von Überstunden, des Absentismus, der Bummelei und niedriger 
Produktivität" gestoßen war.!?). TWU-Boß Matthew Guinan handelte auf die 
bei den Führein der städtischen Gewerkschaften typisch gewordene Art und 
Weise. Er entschied, die Mitglieder bräuchten über den abgeänderten Tarif- 
vertrag nicht erneut abzustimmen. 

Der EFCB und die Transit Authority benutzten die Situation außerdem dazu, 
die Forderungen der Transportarbeiter gegen die der Fahrgäste auszuspielen. 
Während über den ursprünglichen Tarifvertrag verhandelt wurde, warnte der 
Chef der Verkehrsbetriebe, David Yunich, wiederholt davor, daß Lohnerhö- 
hungen zwangsläufig zu weiteren Fahrpreiserhöhungen führen würden. 
Gleichzeitig deuteten Beamte an, aufgrund des weitverbreiteten Schwarzfah- 
rens (durch das Zerschlagen oder Überspringen der Drehkreuze) könne es 
keine Lohnerhöhungen geben. 1975 bezifferte die Transit Authority die Zahl 
der Schwarzfahrer auf täglich 140 000. Anfang 1976 verkündete die transit 
police (Polizei bei den Verkehrsbetrieben) stolz, daß die Zahl auf 28 000 ge- 
senkt worden sei. Das war das Ergebnis einer Terrorkampagne, bei der wegen 
Schwarzfahrens festgenommene Leute (fast 20 000 im Jahr 1975) nach ihrer 
Ergreifung ausgezogen und durchsucht worden waren. Es wurde sogar berich- 
tet, ein Schwarzer sei von einem Bullen erschossen worden, als er die U-Bahn 
durch einen Ausgang betreten wollte.'® j 

Nach der "Übereinkunft" beim öffentlichen Verkehr spielte die Bundesre- 
gierung eine noch wichtigere Rolle bei der Durchsetzung der Austerität, als - 
die Verhandlungen über neue Tarifverträge bei den meisten anderen städti- 
schen Gewerkschaften begannen. Der Vorsitzende des Senate Banking Com- 
mittee, William Proxmire, drängte beim Finanzministerium auf eine Beendi- 
gung der Bundesdarlehen für den Fall, daß der Lohnstopp nicht strikt einge- 


14. Mehr zu diesem Thema in: Roland Delfauss, The Pressing Need for Pension Reform, New York 
Affairs I.1, 1973; Charles Holcomb, The Pension Balloon is about to Burst, Empire State Report, 
Mai 1973; New York Times, 3.5.1976. 


15. New York Times, 20.10.1975. 
16. Siehe Guardian (New York), 8.10.1975 
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halten würde. Er verlangte weitere Kürzungen von 24 Mio. Dollar bei den 
Lohnzusatzleistungen und die Abschaffung der letzten Reste von Mietkon- 
trolle. Der Finanzminister William Simon drohte höchstpersönlich mit harten 
Konsequenzen für den Fall der Mißachtung des Lohnstopps (selbst bei Teue- 
rungszulagen) und forderte eine Abänderung des Dreijahresplans und seine 
Verlängerung bis Ende 1979. Auf diese Weise machte die Bundesregierung die 
im Tarifvertrag bei den Verkehrsbetrieben festgelegten Prinzipien zur Bedin- 
gung für die Fortführung ihrer "Rettungsaktion": jegliche Lohnerhöhung ist 
auf den Teuerungsausgleich zu beschränken und streng an die realen Produkti- 
vitätssteigerungen zu binden. Die Führungen der städtischen Gewerkschaften 
akzeptierten diese Politik und machten nur einige halbherzige Einwände gegen 
die "finanzielle Erpressung". Sie trafen sich weiterhin mit dem EFCB, um die 
Senkung der Lohnkosten um 24 Mio. Dollar durchzuführen. Dazu beteiligten 
sie sich an einem neu gegründeten Gewerkschafts/Management-K.omitee über 
Produktivität. Selbst der Wirtschaftsredakteur der normalerweise reaktionären 
New York Daily News, Michael Patterson, zeigte sich in einem Artikel über- 
rascht über das Maß, in dem sich die Gewerkschaften "an dem Management- 


team des Bürgermeisters beteiligen".!7 


Die Produktivitätspolitik spielte sogar eine Rolle, als eine Gruppe von Ar- 
beitern im Privatsektor von New York für Lohnerhöhungen in einem neuen 
Tarifvertrag streikte. Als die Mitglieder der Gewerkschaft District 1199 im 
Juli 1976 die Arbeit in 34 privaten Krankenhäusern niederlegten, bestanden 
die Krankenhausverwaltungen darauf, daß Lohnerhöhungen unmöglich seien. 
Die Kommunalregierung habe angedeutet, sie "könne es sich nicht leisten", die 
Medicaid-Zahlungen an die Krankenhäuser zu erhöhen. (Die Stadt zahlte zu 
diesem Zeitpunkt etwa 260 Mio. Dollar an Medicaid-Subventionen.) Die Ma- 
nager des EFCB empfahlen dem District 1199 die Annahme eines Produktivi- 
tätsabkommens und fügten hinzu, daß überall, wo öffentliche Gelder im Spiel 
seien, die Arbeiter nun Opfer bringen müßten. Die Gewerkschaft, die eine 
Lohnerhöhung von 10 Prozent forderte, lehnte das Angebot ab und konnte die 
Krankenhäuser schließlich dazu bringen, sich auf ein bindendes Schiedsver- 
fahren einzulassen. Der Spruch erfolgte zwei Monate später und gestand nur 
4,5 Prozent für die zweite Hälfte des einjährigen Tarifvertrages zu. Außerdem 
verringerte er die Kosten für die Renten der leitenden Angestellten etwas. 
Selbst damit waren die Krankenhausverwaltungen nicht zufrieden und warn- 
ten, weitere Entlassungen und Abteilungsschließungen seien notwendig. 

Das Klima der Finanzkrise erwies sich für die Herrschenden als noch wirk- 
samer, als im August 18 000 Arbeiter der städtischen Krankenhäuser aus Pro- 
test gegen Entlassungen in den Streik traten. Am zweiten Tag des Streikes 
kündigten Beamte des New York State Kürzungen der jährlichen Medicaid- 
Rückerstattungen an städtische Krankenhäuser um 22 Mio. Dollar an. Der 
Streik endete nach vier Tagen mit dem Verzicht der Gewerkschaften auf 
10 Mio. Dollar Teuerungszulagen. Die 1350 Entlassenen wurden wieder einge- 
stellt, aber zwei Tage später erklärte die Health and Hospital Corporation 
(HHC, Gesundheits- und Krankenhausverwaltung), es müßten etwa 3000 Ar- 


17. New York Daily News, 2.7.1976; zur Produktivitätspolitik siehe auch: New York Times, 23.5. 
und 17.7.1976; Business Week, 14.6.1976. 
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beiter entlassen werden, wenn die fehlenden 22 Mio. Dollar Medicaid- 
Rückerstattungen nicht durch Produktivitätssteigerungen wettgemacht würden. 
Die Führung der Gewerkschaft, Local 420 vom District Council 37, stimmte 
der Zusammenarbeit mit der HHC in einem Sonderausschuß für Produktivität 
zu, um die Arbeitsplätze zu retten. 

Das war der Stand der Dinge für die städtischen Angestellten im Herbst 
1976. Der EFCB, die Bundesregierung und die übrige Finanz-Junta hatten es 
mithilfe der offenen Geldmanipulation geschafft, jeglichen Lohnzuwachs für 
die städtischen Angestellten zu verhindern und die Löhne wieder eng an die 
Produktivität zu koppeln, nachdem die Kämpfe der 60er Jahre diese Verbin- 
dung zerstört hatten. Und selbst jetzt gab es keine Garantie, daß Produktivi- 
tätssteigerungen zu Lohnerhöhungen (im Grunde nur Teuerungszulagen) füh- 
ren würden. Durch Massenentlassungen und Rausekeln hatte die Junta die Ar- 
beit der städtischen Angestellten auch stark intensiviert, und sie gebrauchte 
die enormen Investitionen der Rentenkassen in New Yorker Schuldscheine und 
Pfandbriefe, um die Kämpfe dieser Angestellten zu einem für sie selbst 
äußerst riskanten Unterfangen zu machen. Durch all dies trugen die Gewerk- 
schaftsführungen dazu bei, die Austerität durchzusetzen, womit die Herr- 
schenden eines ihrer wichtigsten Ziele der verschärften Gegenoffensive er- 
reicht hatten: die Umwandlung der Gewerkschaftsführungen von einem Hebel, 
den die Angestellten zum Herausschlagen von mehr Geld gebrauchen konnten, 
zu einem Hebel des Kapitals, mit dem es die akkumulierte Macht der städti- 
schen Angestellten zerstören konnte. 

Im September 1976 zeichnete sich ab, daß diese Umwandlung von den Poli- 
zisten vereitelt werden könnte. Sie führten zahlreiche militante Demonstratio- 
nen gegen verzögerte Lohnerhöhungen und Dienstplanänderungen, die zehn 
zusätzliche Arbeitstage pro Jahr vorsahen, durch. Es kam zu einigen äußerst 
angespannten Situationen, als große Gruppen von dienstfreien Polizisten (die 
immer noch ihre Pistolen trugen) vor dem Haus des Polizeipräsidenten Michael 
Codd lautstark demonstrierten. Sie ermutigten damit Jugendbanden, die wäh- 
rend des Meisterschaftskampfs im Schwergewicht zwischen Muhammed Ali 
und Ken Norton Leute vor dem Yankee-Stadion ausraubten. Außerdem blok- 
kierten Polizisten den Verkehr auf der Fifth Avenue vor Jimmy Carters Wahl- 
kampfbüro in New York. Am Ende erhielten die Bullen ihre Lohnerhöhung 
von sechs Prozent für 1975, und die Stadt mußte die neuen Dienstpläne än- 
dern. Aber eine umfassende Offensive gegen die Austerität wurde damit nicht 
in Gang gebracht. 


Der Angriff auf Ausbildung, Gesundheit und Sozialhilfe 


Die City University wurde von der Finanz-Junta nach demselben Muster ange- 
griffen. Die Produktivität - in diesem Fall der Studenten sowie des Lehrkör- 
pers und der Verwaltung - sollte erhöht werden. Nach der im Sommer 1975 
vom MAC angeordneten 32-Millionen-Kürzung, erklärte sich der Board of 
Higher Education (BHE, Behörde für das höhere Bildungswesen) im Dezember 
mit einer weiteren Haushaltskürzung um 55 Mio. Dollar für das kommende 
Semester einverstanden. Diese Maßnahme würde angeblich einen einmonatigen 
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unbezahlten "Urlaub" aller CUNY-Beschäftigten notwendig machen. Zur glei- 
chen Zeit schaffte der BHE die offenen Einschreibungen praktisch ab, indem 
er neben dem High-School-Diplom noch einen "minimalen akademischen Stan- 
dard" für die Anmeldung verlangte.!® (Dieser Standard wurde später danach 
bemessen, ob du dich mit deinem Notendurchschnitt unter dem obersten 3/4 
befandestes.) Im Frühling 1976 drohten CUNY-Beamte verschiedentlich die 
Schließung oder Zusammenlegung einiger Institute an. Aufgrund des militan- 
ten Protests der Studenten wurden diese Pläne aber immer weiter abgeändert 
und schließlich aufgegeben. Dafür verlangte der BHE jetzt eine Prüfung, um 
vom vierten ins fünfte Semester wechseln zu können, und nach einer zwölftä- 
gigen Schließung des gesamten Universitätsbetriebs beendete er die 129jährige 
Tradition des gebührenfreien Studiums. Die unteren Semester mußten jährlich 
750 Dollar, die höheren Semester 900 Dollar an Studiengebühren bezahlen. In 
der Zwischenzeit wurde der Lehrkörper gezwungen, auf Lohnerhöhungen zu 
verzichten; und zwei Wochenlöhne sollten erst 1978 ausgezahlt werden. Dann 
erließ CUNY-Direktor Robert Kibbee ein 69 Millionen-Dollar-Sparprogramm, 
um die Forderungen des EFCB zu erfüllen. Die verschiedenen Fakultäten be- 
gannen Pläne zu entwerfen, nach denen bis zu einem Fünftel ihrer Lehrkräfte 
und zum ersten Mal auch ordentliche Professoren entlassen werden sollten. All 
dies geschah, nachdem die Kommunalregierung angekündigt hatte, sie werde 
1977 ihre Zuschüsse für die Kurse der oberen Semester von 92 Mio. auf 
40 Mio. Dollar senken. Damit hatte sie den Boden für weitere Kürzungen, 
Entlassungen und strukturelle Veränderungen vorbereitet, mit denen die Uni- 
versität besser an den neuen Arbeitskräftebedarf der New Yorker Unterneh- 
mer angepaßt werden sollte. 

Auf dem Gebiet der Sozialhilfe und der Medicaid war die Finanz-Junta 
äußerst vorsichtig mit umfassenden Kürzungen, da ihr offensichtlich die 
enorme Brisanz dieser Situation bewußt war. In den Jahren 1975 und 1976 
konzentrierte man sich erst einmal auf eine Reihe von Untersuchungen, die 
von verschiedenen Regierungs- und Unternehmergruppen durchgeführt wur- 
den (unter anderem die Temporary State Commission to Revise the Social Ser- 
vice Laws, die City Budget Commission und die Regional Planning Associa- 
tion). Alle Studien kamen zu dem Schluß, daß die Sozialhilfe zu hoch sei und 
daher weiterhin kein "Anreiz" bestände, (Niedrig-) Lohnarbeit zu verrichten. 
Die Temporary Commission stellte fest, daß die Gesamtsumme aus Sozialhilfe 
und zusätzlichen Leistungen trotz der Lohnerhöhungen im Privatsektor immer 
noch über dem Durchschnittslohn lag. Die RAND-Studie fand heraus, daß in 
vielen Sozialhilfefamilien die Summe der Leistungen bis zu 20 Prozent über 
dem Mindestlohn oder der von der Bundesregierung festgesetzten Armuts- 
grenze lag.!” Diese aus den Kämpfen der 60er Jahre verbliebene Macht mußte 
angegriffen werden. Auf der Ebene der Gesetzgebung des New York State gab 
es 1976 einen Versuch, die Sozialhilfe um 10 Prozent zu kürzen, aber die 
Junta entschied sich zu einem weniger drastischen Vorgehen. 


Einer der ersten Schritte bestand in der Ernennung von J. Henry Smith, 
ehemaliger Chef der Equitable Life Insurance Company (etwa: Faire Lebens- 


18. Zum Hintergrund von CUNY und des Kampfes um die offenen Einschreibungen, siehe: Crisis at 
CUNY, erarbeitet vom Newt Davidson Collective, New York, 1975. 


19. New York Times, 28.11.1975 und 29.9.1976. 
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versicherungsgesellschaft), zum Vorsitzenden der städtischen Human Resources 
Administration (etwa: Verwaltung der in den Arbeitskräften steckenden Fähig- 
keiten). Smith, mit dem Ruf eines skrupellosen Managers, schreckte die Für- 
sorgebürokratie selbst weiter auf, indem er versuchte, das Problem der gerin- 
gen Produktivität bei den Sozialarbeitern in den Griff zu bekommen.?® 
Gleichzeitig nahmen City und State zwei stille aber intensive, bundesstaatlich 
geförderte Kampagnen in Angriff: die erste war eine Jagd auf "unberechtigte" 
Sozialhilfebezieher, mit der die Zahl der "Unberechtigten" angeblich von 18,3 
(1973) auf 10,5 Prozent (1975) gesenkt wurde. Die zweite, entscheidendere 
Kampagne diente dem Aufspüren abwesender Väter, um sie zur Übernahme 
der finanziellen Verantwortung für Mütter und Kinder mit Sozialhilfe zu 
zwingen. Die Bundesregierung drohte mit der Zurückhaltung von 50 Mio. 
Dollar Sozialhilfezuschüssen, falls es der Stadt nicht gelingen würde, den 
gleichen Betrag durch das Auffinden und die Zahlungsverpflichtung vieler der 
schätzungsweise 300 000 flüchtigen Väter in der Stadt aufzubringen.?! Das 
eindeutige Ziel der Kampagne war es, das "fiskalische Verlassen" zu unterbin- 
den, das zum Vorteil der Ehefrauen und -männer funktionierte, und gleich- 
zeitig sowohl die Frauen wie die Männer wieder der Familiendisziplin zu un- 
terwerfen. 

Anfang 1977 gingen die Herrschenden offenbar zu einem direkteren Angriff 
auf die Fürsorgeleistungen über. Gouverneur Carey schlug für das Haushalts- 
jahr 1977/78 eine Senkung der Sozialhilfe- und Medicaid-Ausgaben um 
200 Mio. Dollar vor. Die Kürzungen bei Medicaid bedeuteten die Abschaffung 
einer breiten Palette von Gesundheitsdienstleistungen. Zur Durchführung der 
Einschnitte bei den Sozialhilfezahlungen, drohte Carey, sollten die Home-Re- 
lief-Zahlungen an kinderlose "Arbeitsfähige" auf 45 Tage begrenzt werden. 
(Home Relief, Haushaltsunterstützung, ist eine Form von Sozialhilfe, die vor 
allem an Arbeitslose gezahlt wird, deren Ansprüche auf Arbeitslosenunter- 
stützung erschöpft sind. Diese Form wird vom Bund nicht bezuschußt.) Einige 
Tage nach der Veröffentlichung des Haushaltsentwurfs, empfahl der State So- 
cial Services Commissioner Philip Toia, der über diesen Angriff auf die "Für- 
sorgeparasiten" offensichtlich erfreut war, das Land solle im Umgang mit den 
Armen zum "Suppenküchen-Konzept" zurückkehren.?” Doch die wichtigste 
Entwicklung, die von der New Yorker Finanz-Junta erwartet wird, ist die 
Ausarbeitung einer nationalen Fürsorgestrategie durch die Carter-Regierung - 
insbesondere was die Schaffung eines standardisierten Einkommensunterstüt- 
zungs-Systems unter der direkten Kontrolle der Bundesregierung betrifft. 

Wir haben jetzt die wichtigsten Aspekte der verschärften kapitalistischen 
Gegenoffensive in New York dargestellt. Diese lange Reihe von Niederlagen 
der Arbeiterklasse in der Stadt hat die Entschlossenheit noch gesteigert, mit 
der Unternehmer und Regierung versuchten, die in den Kämpfen der letzten 
15 Jahre akkumulierte Macht auszuhöhlen. Es war bemerkenswert, allerdings 
angesichts der außergewöhnlichen Maßnahmen vielleicht nicht überraschend, 
wie leicht die Herrschenden die Bedingungen der Austerität durchsetzen 


20. Mehr zu diesem "Problem" findet sich in der New York Times vom 17.10.1975. 
21. New York Times, 16.9.1976 und 24.1.1977. 
22. New York Times, 21.1.1977. 
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konnten. Damit wollen wir nicht sagen, daß es keinen Widerstand gegen das 
Vorgehen der Finanz-Junta gegeben hätte. Aber die Situation war so, daß 
selbst die stärksten Widerstandsaktionen in zusätzliche Beispiele für die Nie- 
derlage umgewandelt wurden. Am deutlichsten wurde dieses Phänomen am 
massenhaften Mietstreik in Co-Op City und dem Kampf um das "People’s 
Firehouse". 


Die Grenzen des Widerstandes 


Co-Op City ist ein riesiger Wohnkomplex (der größte in den USA) in der 
Bronx mit etwa 60 000 Bewohnern. Er war im Rahmen des Mitchell-Lama- 
Programms gebaut worden, bei dem das Land die Liegenschaftssteuern sub- 
ventionierte, um den Wohnungsbau für mittlere Einkommen zu fördern. Die 
Bewohner sind nicht im eigentlichen Sinn Genossenschafter; eigentlicher Be- 
sitzer ist die State Housing Division (Wohnungsministerium des New York 
State). Im Mai 1975, mitten im ersten Stadium der "Schuldenkrise", kündigte 
das Land Mieterhöhungen von 33 Prozent als ersten Schritt einer fünfstufigen 
Anhebung um insgesamt 100 Prozent an. Beamte erklärten, die Erhöhung sei 
zum Ausgleich der stark angestiegenen Hypotheken- und Obligationszinsen 
notwendig. Einen Monat darauf begann der Streik. In den nächsten dreizehn 
Monaten zahlten fast 90 Prozent der Familien in der Siedlung ihre Mieten auf 
ein Sperrkonto ein. Der Streik fand statt, als sich der finanzielle Angriff des 
Kapitals, der auch die weitere Aufweichung der Mietkontrolle beinhaltete, auf 
seinem Höhepunkt befand. Die Finanz-Junta reagierte hart: sie ließ das Sperr- 
konto beschlagnahmen, erwirkte eine gerichtliche Verfügung gegen das Streik- 
komitee, bei deren Mißachtung es 5 Mio. Dollar hätte zahlen müssen, und das 
Land drohte, die Co-Op-City-Hypotheken von 436 Mio. Dollar zu kündigen. 
Als die Mieter den Streik beenden wollten, mußten sie einer Vereinbarung 
zustimmen, nach der sie in den nächsten sechs Monaten praktisch die Kon- 
trolle über den Komplex übernahmen. Dadurch sollten sie selber herausfinden, 
ob die Mieterhöhungen "notwendig" waren. Anders ausgedrückt: was die Mie- 
ter gewonnen hatten, war das Recht zur Selbstverwaltung der Austerität. Die 
Rahmenbedingungen der verschärften Gegenoffensive waren dermaßen wirk- 
sam geworden, daß die Finanz-Junta - zumindest in diesem Fall - selbst kei- 
nen unmittelbaren Zwang mehr ausüben mußte. Als das Mieterkomitee nach 
der Schlichtung des Streiks dem obersten Gericht des Staates New York 
20 Mio. Dollar (68 Kartons mit Schecks) überreichte, symbolisierte dies die 
neue Situation in der Stadt: das Geld (und die Macht) floß nun von der Ar- 
beiterklasse zurück zum Kapital. Es handelte sich um die völlige Umkehr der 
Flußrichtung, die während der Kämpfe in den 60er Jahren geschaffen worden 
‚war. Das volle Ausmaß des Dilemmas der Co-Op-City-Mieter - die Austerität 
gegen sich selber durchsetzen zu müssen - zeigte sich zwei Monate später, als 
die Wartungs- und Sicherheitsarbeiter in dem Komplex für höhere Löhne 
streikten. Nach ein paar Tagen wurde die Arbeitsniederlegung beendet. Die 
Verwaltung der Mieter hatte geringe Lohnerhöhungen zugestanden. Diese Si- 
tuation verdeutlichte, in welchem Maße die Arbeiterklasse der Stadt auf eine 
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Position zurückgeworfen worden war, in der sie kaum mehr als die Umvertei- 
lung der Armut bewerkstelligen konnte.?? 

Zu einer ähnlichen Niederlage führte der Kampf um das "”People’s 
Firehouse" (Volksfeuerwehrgebäude). Als die Stadtverwaltung, die gerade 
zahlreiche Krankenhäuser, Bibliotheken und andere Einrichtungen dicht 
machte, im November 1975 versuchte, die Fire Engine Company 210 im 
Northside-Viertel von Brooklyn zu schließen, begannen Bewohner des Viertels, 
das Gebäude rund um die Uhr besetzt zu halten. Nach der über ein Jahr an- 
dauernden Besetzung durch die Bewohner, während der das Gebäude in "Peo- 
ple's Firehouse” umbenannt wurde (obwohl die Besetzer keinen einzigen Brand 
löschten und die Fahrzeuge das Depot nie verlassen hatten), kapitulierte die 
Stadt. Aber die Vereinbarung beinhaltete nicht die Wiederinbetriebnahme von 
Company 210. Stattdessen sollte die Feuerwache Rescue Company Nr. 4 aus 
dem Maspeth-Viertel in Queens ins Northside-Viertel verlegt werden. Trotz- 
dem sprachen die Besetzer von einem Sieg, während die Bewohner von 
Maspeth eine gerichtliche Verfügung gegen die Verlegung erwirkten. Während 
dies geschrieben wird, ist der Fall noch nicht entschieden. Aber es scheint klar 
zu sein, daß der Northside-Kampf, genauso wie der in Co-Op City, die Be- 
dingungen der Austerität nicht kippen konnte. Er wurde auf die Frage zu- 
rückgeschraubt, wie der Mangel verteilt wird. 

Neben den an diesen zwei Fällen dargestellten Schwierigkeiten beim Wider- 
stand gegen die Austerität, liegt ein Hauptproblem für die Formulierung einer 
wirksamen Widerstandsstrategie im zwiespältigen Charakter vieler Dienstlei- 
stungen, die nun eingeschränkt werden. Fast alle sind gegen Kürzungen bei 
der Feuerwehr, der öffentlichen Gesundheitsversorgung und der Müllabfuhr. 
Denn Feuerwehrleute, Krankenhausarbeiter und Müllmänner sind in der Regel 
nicht bereit, für weniger Lohn mehr zu arbeiten, um so die Kürzungen aus- 
zugleichen. Aber sind alle gegen Kürzungen bei der Polizei, wenn sie zu we- 
niger politischer Überwachung und Belästigung von Prostituierten führen? 
Sind alle gegen Kürzungen beim Personal der Sozialämter, wenn dadurch (in 
einigen Fällen) der Nachweis der Anspruchsberechtigung gelockert wird? Und 
sind alle gegen Sparmaßnahmen an der CUNY, durch die unbeliebte Pflicht- 
"Förder"-Kurse gestrichen werden? Das Problem liegt darin, daß unter dem 
Begriff "Dienstleistungen" die verschiedensten Funktionen in einen Topf ge- 
schmissen werden. Viele dienen weitaus mehr den Unternehmern und der Re- 
gierung als der Arbeiterklasse. Die meisten Funktionen zum Beispiel der Poli- 
zei und der Sozialarbeiter sind ausgesprochene Formen von sozialer Kontrolle. 
"Dienstleistungen" wie öffentliche Schulen sind Teil des Sozialisationsprozesses, 
da sie versuchen, die jungen Menschen entsprechend den Arbeitskraftbedürf- 
nissen von Unternehmern und Regierung zu formen. Schließlich gibt es ge- 
mischte Fälle: das Verkehrswesen dient zum Beispiel in erster Linie dazu, die 
Leute zu ihren entlohnten Jobs zu bringen. (Das wurde äußerst deutlich, als 
1976 über die Schließung der U-Bahn an Wochenenden diskutiert wurde.) 
Aber Millionen von Menschen sind bei all ihren Aktivitäten auf das Ver- 
kehrswesen angewiesen. 


23. Genaueres zum Kampf in Co-Op City in: New York Post, 31.1.1976; Guardian (New York), 
4.2.1976; New York City Star, 15.2.1976. 
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‚Angesichts dieser Zwiespältigkeiten ist es nicht mehr so überraschend, daß es 
nicht zu mehr gewaltsamen Reaktionen auf die Kürzungen gekommen ist. Ju- 
gendliche, die auf die Schule pfeifen oder schon gar nicht mehr hingehen, 
werden nicht gerade protestieren, wenn die Stadt den Unterricht um eine 
halbe Stunde kürzt oder ganze Schulen schließt. Ghettobewohner, die sich mit 
diversen "Geschäften" auf der Straße über Wasser zu halten versuchen, prote- 
stıeren wohl kaum gegen die Verringerung von Polizeistreifen. Und übrigens, 
wer von uns ist bedingungslos bereit, gegen die Schließung eines Kranken- 
hauses zu protestieren, das im Ruf steht, seinen Patienten mehr zu schaden als 
zu nutzen? All dies weist darauf hin, daß der eigentliche Kern der verschärf- 
ten Gegenof fensive darin besteht, die Spaltungen innerhalb der Arbeiterklasse 
wieder im Sinne des Kapitals funktionieren zu lassen. Die autonomen Kämpfe 
der verschiedenen Klassensektoren in der Stadt bewirken nicht mehr, daß jede 
Gruppe gegenüber dem Kapital stärker wird. Anstelle einer Zirkulation der 
Siege, wie sie sich in der Wechselwirkung zwischen städtischen Angestellten 
und ihren "Klienten" in den 60er Jahren ausdrückte, sind wir nun mit einer 
Zirkulation der Niederlagen konfrontiert. Keine Gruppe blieb von der Auste- 
rität verschont. Kontroversen über den "rassistischen" und "sexistischen" Cha- 
rakter der Entlassungen und Sparmaßnahmen gehen daher am Wesen dessen, 
was tatsächlich abläuft, vorbei und beschleunigen nur diese Zirkulation. 


Die Zukunft der Austerität 


Wir haben bis jetzt nicht gesagt, worin eine wirksame Antwort auf die Auste- 
rität bestehen könnte, sondern vielmehr, worin nicht. Die Schwierigkeit liegt 
darin, daß sich immer noch das Kapital in der Initiative befindet. Daher 
müssen wir viel Energie darauf verwenden, die möglichen Pläne der Junta für 
die Zukunft der Austerität abzuschätzen. 

‚Aber auch das ist keine einfache Sache, da die Richtung der Pläne noch 
nicht ganz klar ist. Auf der einen Seite gibt es zahlreiche Anzeichen dafür, 
daß sich das Kapital für eine verlängerte Periode der Unterentwicklung und 
Austerität entscheiden könnte. So hat zum Beispiel Rohatyn gewarnt, daß "die 
Schmerzen erst gerade angefangen haben" und daß sich New York in den 
kommenden Jahren "der brutalsten finanziellen und fiskalischen Kur unterzie- 
hen muß, die eine Kommune nur erleben kann".?* Vize-Bürgermeister John 
Zuccotti hat erklärt: "Die Ära der Überflußpolitik ist vorbei. An ihre Stelle 
tritt die Politik des Mangels."?? Und während wir dies schreiben, drängen die 
Banken die Stadtverwaltung, der Einrichtung einer ständigen "Aufpasser"- 
Agentur für die Zeit nach dem Auslaufen des EFCB 1978 zuzustimmen. 
Außerdem versucht die Junta, ihren Angriff auf die Löhne mit der Propagie- 
rung von Gratisarbeit bis an die äußerste Grenze zu treiben. Die New York 
Times beschreibt unter der Überschrift "Die City auf dem Weg in die Ära der 
Kürzungen" die Zukunftsvorstellungen Rohatyns von "einer Stadt mit einer 
riesigen Armee ziviler Teilzeit-Freiwilliger, die den Büroangstellten bei der 
Polizei und den Feuerwehrdepots, den Krankenhausarbeitern und allen mög- 


24. New York Times, 10.12.1976. 
25. New York Daily News, 3.1.1976. 
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lichen Verwaltungsangestellten helfen. ‘Der Bürgermeister muß den Leuten sa- 
gen, daß wir uns im Krieg befinden’, sagte er. ‘In einem Krieg gibt es Frei- 
willige, gibt es Rationierungen.’"?® 

Aber es gab auch Anzeichen für Pläne, mit denen die Stadt neu entwickelt 
werden soll (natürlich im kapitalistischen Sinne). 1976 schlug Roger Starr, da- 
mals Housing and Development Administrator, die Idee der "geplanten 
Schrumpfung" der Ghettos vor. Er meint damit, die Verwaltung solle ihre 
Kürzungen auf diese Gebiete konzentrieren, um deren Entvölkerung zu be- 
schleunigen, und so die Grundlage für ihren möglichen Wiederaufbau als In- 
dustriezentren schaffen. Die gleiche Idee vertritt heute der Urbanistik-Pro- 
fessor an der New York University und Mitherausgeber der New York Times, 
Henry Luce. Später befürwortete Starr die Wiederbelebung der Resettlement 
Administration (Umsiedlungsbehörde) aus der Zeit des New Deal, um die (ar- 
men) Leute aus den Stadtzentren in Gebiete mit besseren "Beschäftigungsmög- 
lichkeiten" zu bringen.?” Rohatyn hat sich im wesentlichen für den gleichen 
Plan ausgesprochen (unter Vermeidung der umstrittenen Formulierung "ge- 
plante Schrumpfung"), als er folgendes Rezept empfahl: "Nimm ein Gebiet von 
dreißig Blöcken, räume es und ebne es ein, und entwickle einen Industriepark 
mit dem ganzen Paket von steuerlichen, finanziellen und beschäftigungsmäßi- 
gen Anreizen, das bereits vorhanden ist." Auch er erinnerte sich des New 
Deal, der Nachkriegsplanung und Kennedys New Frontier, als er eine neue 
Reconstruction Finance Corporation (Wiederaufbau-Finanzierungsgesellschaft), 
die einen neuen Marshall-Plan für "verfallende Städte" durchführen sollte, und 
ein "Urban Peace Corps” (städtische Friedenstruppen) aus jungen Managern, 
die die Städte des Nordostens "retten" sollten, vorschlug.”® Darüber hinaus 
entwarfen andere Beamte die Ausweitung der Rolle New Yorks als herausra- 
gendes "Gehirn" (knowledge city) der Welt. Verschiedene Regierungs- und 
Privatkomitees (einschließlich der David Rockefeller's Business-Labor Working 
Group) arbeiteten angestrengt an Plänen, mit denen Investitionen in die Stadt 
zurückgeholt werden sollten. Diese Pläne werden zweifellos weitere Maßnah- 
men der Art enthalten, wie die Vereinbarung der New Yorker Baugewerk- 
schaften, bei Renovierungsarbeiten 25 Prozent weniger Lohn zu akzeptieren. 

Die Zweideutigkeit von Entwicklung und Unterentwicklung beruht zum 
größten Teil auf der Unsicherheit des Kapitals, inwieweit es die Arbeiterklasse 
in New York erfolgreich und dauerhaft disziplinieren konnte. Sie beruht auch 
auf dem Widerspruch zwischen dem kapitalistischen Wunsch, diese Diszipli- 
nierung mit Hilfe der Unterentwicklung durchzusetzen, und der enorm wichti- 
gen Rolle, die New York für das weltweite Kapital spielt. Die Stadt bleibt das 
globale Hauptquartier, Finanz- und Kommunikationszentrum, und sie beher- 
bergt riesige fixe Investitionen in Grundstücke und Infrastruktur, zusammen 
mit spezialisierten (obgleich oft wenig kooperativen) Arbeitskräften. All dies 
kann nicht einfach an irgendeinem anderen Ort kopiert werden, ohne daß es 
zu jahrelangem Aufruhr im gesamten Kapitalismus käme. 


26. New York Times, 22.2.1976. 
27. Siehe New York Times, 3.2.1976, New York Times Magazine, 14.11.1976. 
28. Siehe New York Daily News, 7.3.1976, New York Times, 16.3. und 12.11.1976. 
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Das Kapital kann New York nicht noch weiter unterentwickeln, wie stark 
die Arbeiterklasse in der Stadt auch geworden sein mag. Die Menschen dieser 
Stadt sind in einer sehr viel stärkeren Position, als die Menschen in (für das 
Kapital) weniger wichtigen Gebieten. Wenn das Kapital dort zum "Auswan- 
dern" gezwungen ist, bleibt den ‘Menschen nichts, als die Macht über ihre ei- 
gene Armut. Der Arbeiterklasse in New York bleibt daher keine andere Wahl, 
als den Kampf um die Macht über den enormen Reichtum aufzunehmen, der 
in dieser Stadt verwaltet wird. Der Herausgeber des Elitemagazins New York 
Affairs hat offen auf das Wesen der Krise hingewiesen, als er schrieb: "In 
New York City wird zur Zeit getestet, ob die gesellschaftlichen und wirt- 
schaftlichen Versprechungen der 60er Jahre ohne soziale Unruhen auf ein 
niedrigeres Niveau zurückgeschraubt werden können oder nicht ..."29 Wenn 
auch sonst nichts gewiß ist, so steht doch eines fest: der Ausgang dieses Ver- 
suchs ist offen. 


Februar 1977 


29. L.D. Solomon auf der "op-ed"-Seite der New York Times vom 21.2.1976. 


AFL-CIO 


CIA 
COLA 
CUNY 
FAO 
GM 
INS 


NEP 
OECD 


OPEC 


PL 480 


UAW 
UFW 
UMW 
UNRRA 


USW 


Absentismus 
Agrobusiness 


Aktiva 


Annexion 
Antagonismus 
Apologeten 
Äquivalent 
Arbeit 
Austerität 


barrio 
blue collar 


bilateral 
deficit spending 


Deflation 
Dekade 
Demonetisierung 


Depression (Große) 
dezimieren 


diskreditieren 


Abkürzungen 


Zusammenschluß der American Federation of Labor und des Congress 
of Industrial Organizations, gewerkschaftlicher Dachverband der USA 


Central Intelligence Agency, Geheimdienst der USA 

Cost of Living Adjustment, Inflationsausgleich im Tarifvertrag 
City University New York 

Food and Agriculture Organisation, Welternährungsorganisation 
General Motors; US-amerikanischer Automobilkonzern 


Immigration and Naturalization Service, Einwanderungs- und 
Einbürgerungsbehörde der USA 


New Economic Policy, neue Wirtschaftspolitik unter Nixon 


Organization for Economic Co-operation and Development, j 
Organisation für wirtschaftliche Entwicklung und Zusammenarbeit 
(Zusammenschluß westlicher Industrieländer 


Organization of Petroleum Exporting Countries, Organisation 
erdölexportierender Länder 


Public Law Nr. 480, 1954 vom Kongreß der USA verabschiedetes 
Staatsgesetz, mit dem die politischen und wirtschaftlichen Interessen 
der USA durch Nahrungsmittelhilfen durchgesetzt werden sollten. 


United Auto Workers, Automobilarbeitergewerkschaft 
United Farm Workers, Landarbeitergewerkschaft 
United Mine Workers, Bergarbeitergewerkschaft 


United Nations Relief and Rehabilitation Administration, Verwaltung 
der Vereinten Nationen für Hilfe und Wiederaufbau 


United Steel Workers, Stahlarbeitergewerkschaft 


Fremdwörter 


wörtlich Abwesenheit; meint das Blaumachen, unentschuldigte Fehlen 


landwirtschaftlicher Wirtschaftssektor, bestimmt durch große, 
multinationale Konzerne 


in Unternehmensbilanzen die Vermögenswerte; auch: einer Sache 
förderliche Bedingungen, Umstände 


gewaltsame und widerrechtliche Aneignung fremden Gebiets 
unüberbrückbarer Gegensatz 

(ideologische) Verteidiger, Rechtfertiger 

gleichwertiger Ersatz, Gegenwert 

(althochdeutsch) Mühsal, Plage, Not. 


Strenge; Politik der wirtschaftlichen und sozialen Sparmaßnahmen, die 
mit Härte durchgesetzt wird. 


spanisches Wort für Stadtviertel 


wrtl. "blauer Kragen", entspricht dem "Blaumann"; amerikanische 
Bezeichnung der Arbeiter im Unterschied zu Angestellten, white collar. 


zweiseitig; in der Politik (Verträge, Verhandlungen usw.) zwischen zwei 
Staaten 


Staatsverschuldung durch Erhöhung der Staatsausgaben, um die 
Nachfrage anzuregen 


Steigerung des Geldwerts, Sinken der Preise 
Jahrzehnt 


Gesetzliche Außerkurssetzung eines Zahlungsmittels, ein Metall nicht 
mehr zu Münzzwecken, als Zahlungsmittel verwenden 


Die langanhaltende Wirtschaftskrise in den USA in den 30er Jahren 


verringern; ursprünglich um ein Zehntel verringern (Strafmethode der 
preußischen Armee: jeder zehnte Soldat mußte vortreten und wurde 
erschossen) 


in Verruf bringen 


Domäne 
Dysfunktionalität 


effektive Nachfrage 


endemisch 
Euphemismus 


ex nihilo 
Exkursion 
exogen 
Expansion 
Fagzilität 
genuin 
Hispanics 


hypostasieren 
ideell 

Inflation 
initiieren 
Inkarnation 
Inkonvertibilität 


Inkorporation 
Insubordination 
Insurrektion 
Kapazitäten 


Keynes 


Kohärenz 
Komintern 


Kommando 
konfiszieren 
Konvertibilität 


Liquidität 
Makroökonomie 
Manifestation 
Manipulation 
marginal 
‚Mobilität 
monet är 
Moratorium 
multilateral 


New Deal 


Obligationen 
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Herrschaftsbereich, Spezialgebiet 


Störung einer Funktion, das Erreichen eines bestimmten Ziels eher 
störend als fördernd 


zahlungskräftige Nachfrage; hier zählt nur die Nachfrage, die als Geld 
auf dem Markt auftritt. 


örtlich begrenzt Auftreten einer Infektionskrankheit); örtlich 
immer wieder auftretend 


mildernde oder beschönigende Umschreibung für ein anstößiges oder 
unangenehmes Wort i 


aus dem Nichts 

Ausflug, auch im Sinne militärischer Feldzüge 

von außerhalb kommender (Faktor) 

Ausweitung, Ausdehnung (wirtschaftlicher Aufschwung) 
Kreditmöglichkeit, die bei Bedarf in Anspruch genommen werden kann 
echt, rein, unverfälscht 


spanisch sprechende Einwanderer in den USA; vor allem aus der 
aribik, Mexiko und Mittelamerika 


verdinglichen, vergegenständlichen, seine Gedanken zu Sachen machen 
auf einer Idee beruhend, gedanklich, geistig 

Geldentwertung, Verteuerung der Waren 

einleiten, den Anstoß geben 

Fleischwerdung, Menschwerdung eines göttlichen Wesens 
Nichtaustauschbarkeit der Währungen verschiedener Länder zum 
jeweiligen Wechselkurs 

Einverleibung, Angliederung 

Widersetzlichkeit, Auflehnung 

Aufstand, Erhebung 

Leistungsfähigkeit; meistens: Produktions- oder Leistungsvermögen 
einer Maschine oder Fabrik 


J. Maynard Keynes, britischer Wirtschaftstheoretiker, der staatliche 
Eingriffe in die Wirtschaft zum Beispiel durch das deficit spending 
empfahl, um durch Schaffung erhöhter Nachfrage die allgemeine 
Wirtschaft anzukurbeln. Der politische Kern des Projektes bestand 
darin, angesichts der weltweiten revolutionären Drohung (1917) den 
Klassenkampf zum Motor der Kapitalentwicklung zu machen, indem 
das Kapital versuchte, die Arbeiterklasse in einen Produktivitätsdeal 
einzuspannen. Be genauere Analyse liefert Toni Negri, Die 
kapitalistische Theorie des Staates seit 1929: John M. Keynes, Merve- 
Berlin.) 

Znae menb eng: stammt aus der Optik: Eigenschaft von Lichtbündeln, 
die gleiche Wellenlänge und Schwingungsart haben. 
KOMmunistische INTERNationale; Vereinigung der kommunistischen 
Parteien in den Jahren 1919 - 1943 

Befehlsgewalt 

beschlagnahmen 

die freie Austauschbarkeit der Währungen verschiedener Länder zum 
jeweiligen Wechselkurs. 

Zahlungsfähigkeit 

Teil der Wirtschaftslehre, 

Offenbarwerden, Deutlichwerden 

Verfälschen, Beeinflussen, Steuern 

am Rande liegend, randständig 

Beweglichkeit 

das Geld (Währungen) betreffend, geldlich 

Rückzahlungsaufschub 

mehrseitig, oft im Zusammenhang mit Beziehungen oder Verträgen 
zwischen mehreren Staaten 

Die Politik, die in den USA von Roosevelt in den 30er Jahren nach der 
Depression eingeleitet wurde. Sie war mit der Einführung 
sozialstaatlicher Momente und der Anerkennung und Integration der 
Gewerkschaften verbunden. 


Wertpapiere 
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Obstruktionspolitik 


Option 
organische 
Zusammensetzung 


paläo- 
Parität 


paternalistisch 


prekär 
Produktivitätsdeal 


puritanisch 


Pyrrhussieg 
ratifizieren 
reduzieren 
Rentier 


Ressourcen 
Rezession 
Say’sches Gesetz 


Segmentation 
selektiv 
Stagflation 


statisch 
subtil 
sweetheart 


Synthese 
Szenario 
terms of trade 


Terrain 
Transformation 
variables Kapital 


voluntaristisch 


Werttransfer 
white collar 


Zirkulation 


Zyklus 


Politik zur Verhinderung oder Zerstörung von etwas 
Wahl, Möglichkeit 


(des Kapitals) Die Wertzusammensetzung des Kapitals Verhältnis 
zwischen dem Wert der Produktionsmittel, konstantes Kapital, und _ 
dem Wert der eingesetzten Arbeitskraft, variables Kapital) insofern sie 
durch das technologische notwendige Verhältnis zwischen 
Produktionsmitteln und Arbeitsmenge bestimmt ist. 


alt, ur(zeitlich) 


Gleichstellung, Gleichberechtigung; Austauschverhältnis zwischen zwei 
Währungen 


väterlich; bezeichnet ein Verhältnis, das durch die Kombination von 
väterlicher Autorität und Fürsorge gekennzeichnet ist. 


mißlich, schwierig, bedenklich, heikel; ungesichert, instabil 


Tauschgeschäft, bei dem das Kapital der Arbeiterklasse für eine höhere 
Arbeitsproduktivität höhere Löhne und einen besseren Lebensstandard 
zugesteht. (Ein zentrales Moment im keynesianistischen 
Entwicklungskonzept) 


ae Puritanismus: streng kalvinistische Religionsrichtung, die 
sparsames Leben und harte Arbeit verherrlichte. 


ein zu teuer erkaufter Sieg 
genehmigen, bestätigen, anerkennen (eines Vertrages 
(Reduktion) verringern 


Rentierklasse) Leute, die von ihren Zinsen leben, auch 
ouponschneider 


Hilfsmittel, Hilfsquellen 
(leichter) Rückgang der Konjunktur, des Wirtschaftswachstums 


Behauptung, daß sich Angebot und Nachfrage auf dem Markt immer 
automatisch ausgleichen, es eigentlich keine Krisen geben dürfte. 


Zerlegung in einzelne Abschnitte; Arbeitsmarktsegmentierung: 
bürgerliche Theorie von der Zergliederung des Arbeitsmarktes in fest 
abgegrenzte Schichten 


auf Auswahl, Auslese beruhend 


das für bürgerliche Ökonomen verwunderliche Phänomen von 
gleichzeitiger Stagnation (Nullwachstum) und Inflation 


stillstehend, ruhend 
fei, sorgsam, im Detail steckend 


(Vertrag) Tarifverträge, die dem Unternehmer weitgehend 
entgegenkommen 


Zusammenfügung, Vernüpfung (von Teilen zu einem ganzen) 

der Rahmen (die Bühne), in dem (auf der) sich etwas abspielt 
Austauschverhältnis zwischen Waren aus verschiedenen Ländern (Mit 
der "Verschlechterung der terms of trade" wird in der Regel die 
Tatsache bezeichnet, daß die "Entwicklungsländer" immer mehr 
Rohstoffe oder Halbfertigprodukte für Industriegüter eintauschen 
müssen.) 

Gebiet, Gelände 

Umwandlung, Umformung, Umgestaltung 


Wert der vom Kapital angewandten (sprich ausgebeuteten) 
Arbeitskraft 


allein vom Willen her bestimmt (unter Außerachtlassung materieller 
Gegebenheiten) 


Wertübertragung, verschiebung 


wrtl. "weißer Kragen", amerikanische Bezeichnung für Angestellte im 
Unterschied zu Arbeitern, blue collar 


a) Ebene des Warenaustauschs im Unterschied zur Produktion, b) in 
n.: auf Kämpfe, die Ausbreitung und das sich gegenseitig Anstoßen 
verschiedener Einzelkämpfe 


a) in Bezug auf die Wirtschaftsentwicklung das Auf-und-Ab von Krise 
und Boom. b) in Bezug auf Kämpfe eine zusammenhängende;in sich 
einheitliche Phase von Kämpfen; periodisch wiederkehrend 
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TheKla 10 Zerowork 12 Mark 
Rebind - alle Hefte d. Wildcat von 36bls 42 12 Mark 
Rote Brigaden - Fabrikguenilla in Malland 80/81 8 Mark 


(alles, was hler nicht aufgeführt Ist, Ist vergriften!l) 


Bestellungen durch Überwelsen auf Berliner Konto 
Preise inkl. Porto + De TBabEUnN / bel größeren 
stellungen verringert sich das Porto) 


Das Zitat auf dem Rückenumschlag stammt aus Karl Marx, "Über 
Friedrich Lists Buch Das nationale System der politischen Ökonomie", 
Archiv-Drucke 1, Berlin 1972, S, 25 


Es ist eines der größten Mißverständnisse, von freier, 
menschlicher, gesellschaftlicher Arbeit, von Arbeit ohne 
Privateigentum zu sprechen. Die "Arbeit" ist ihrem Wesen nach 
die unfreie, unmenschliche, ungesellschaftliche, vom Privat- 


eigentum bedingte und das Privateigentum schaffende Tätigkeit. 


Die Aufhebung des Privateigentums wird also erst zu einer 
Wirklichkeit, wenn sie als Aufhebung der "Arbeit" gefaßt wird. 


